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»Der dramatischste und weitreichendste soziale Wandel in der zweiten 
Hälfte dieses Jahrhunderts, der uns für immer von der Welt der Vergan- 
genheit getrennt hat, war der Untergang des Bauerntums... Wenn sich 
das Land leert, füllen sich die Städte. Die Welt der zweiten Hälfte des 
20. Jahrhunderts wurde in einem Ausmaß urbanisiert wie nie zuvor.« 
Eric Hobsbawm, Das Zeitalter der Extreme. Weltgeschichte des 20. 
Jahrhunderts, (Hanser) München und Wien 1995, S. 365 u. 370 


Stadt und Land 

Die PROKLA-Redaktion bereitet ein 
Schwerpunkt-Heft über die Stadt vor; 
es soll im Winter 1997 erscheinen. 
Kann man über die Stadt schreiben, 
und über das Land schweigen? Das als 
Motto gewählte Zitat von Eric Hobs- 
bawm besagt, daß dies wohl kaum Sinn 
macht. Zunächst entstehen Städte als 
seßhafte Siedlungen parallel zur Ent- 
wicklung der Landwirtschaft seit dem 
neolithischen Zeitalter. Städte der frü- 
hen Zeiten waren Marktplätze, Kult- 
zentren und Verwaltungseinheiten, die 
häufig (zumindest im Reich der Mayas 
und Azteken in Zentralamerika) die 
Arbeit der Bauern kontrollierten und 
die Nahrungsmittel 
Städte der frühen Kulturen, auch wenn 
sie mehrere 10.000 Einwohner hatten, 
blieben abhängig vom landwirtschaftli- 
chen Überschuß. Ein großer Teil der 
städtischen Bevölkerung war obendrein 


verteilten. Die 


auf dem Land vor den Toren der Stadt 


tätig. Erst der Aufstieg der großen Im- 
perien veränderte das Verhältnis von 
Stadt und Land. Die großen Städte wie 
Rom oder Peking, Pataliputra und spä- 
ter Venedig und Genua gründeten ihre 
Existenz auf den Handel, zum Teil auf 
den Fernhandel und machten sich so 
vom umliegenden Land weitgehend 
unabhängig. Auf dem Land herrschte 
Abhängigkeit und Unfreiheit, aber 
»Stadtluft macht frei«. 

Mit ihrer veränderten Funktion in der 
entstehenden »Weltwirtschaft« wuch- 
sen auch die Städte, dennoch blieben 
sie gemessen an den Mega-Vorstellun- 
gen des ausgehenden 20. Jahrhunderts 
klein. In der Mitte des 16. Jahrhunderts 
hatte Paris, die damals wahrscheinlich 
größte Stadt Europas, 400.000 Einwoh- 
ner. In New York, der größten Stadt der 
»Neuen Welt«, lebten 1790 gerade ein- 
mal 40.000 Menschen. Um 1800 waren 
allenfalls 2,5% der Weltbevölkerung 
städtische Bürger; die größten Städte 
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waren London und Edo (später Tokio) 
mit etwa 1 Million Einwohnern. Mehr 
als 95% der Weltbevölkerung lebte also 
vor knapp 200 Jahren auf dem Lande 
und vom Lande. Heute arbeiten und le- 
ben nach Angaben von UNFPA im 
Schnitt 45% der Weltbevölkerung in 
Städten; um das Jahr 2000 wird es die 
Hälfte sein: 3,3 von 6,59 Mrd Men- 
schen. Die jährliche Wachstumsrate der 
städtischen Bevölkerung lag im Zeit- 
raum von 1960 bis 1992 weltweit bei 
etwa 3,6%; in den meisten Entwick- 
lungsländern war der Zuwachs der 
städtischen Bevölkerung allerdings we- 
sentlich größer. Manche der Mega- 
Städte in Lateinamerika, in Afrika oder 
Asien sind Attraktionsorte für ländliche 
MigrantInnen, die das Land aus den 
verschiedensten Gründen fliehen: als 
Besitzlose vom Land vertrieben und als 
»Sem Terra« umherziehend, Opfer von 
Naturkatastrophen wie Dürren und 
Überschwemmungen, bei denen heut- 
zutage eher von menschengemachten 
oder -verstärkten Katastrophen gespro- 
chen werden muß, verarmt oder enteig- 
net infolge des Preisverfalls agrarischer 
Produkte auf den Weltmärkten. Weil 
die Lebensgrundlage auf dem Land zer- 
stört wird, werden die Städte attraktiv. 
Doch haben es MigrantInnen schwer, 
sich an das neue städtische Ambiente 
anzupassen, zumal die Verstädterung 
im Zeitraum von weniger als einer Ge- 
neration stattfindet. 

Mit der rapiden Urbanisierung in den 
vergangenen zwei Jahrhunderten ent- 
leerte sich das Land zwar nicht - denn 
die Weltbevölkerung wuchs beträcht- 
lich -, aber es änderte seinen Charakter. 
Zunächst einige Zahlen: Der Anteil der 
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Erwerbstätigen in der Landwirtschaft 
an der Gesamtzahl der Erwerbsperso- 
nen lag Anfang der 90er Jahre in den 
Entwicklungsländern bei 58%, in den 
Industrieländern bei 10% und weltweit 
bei 48%. 
Menschheitsgeschichte arbeitet damit 
weniger als die Hälfte der Erwerbsper- 


Zum ersten Mal in der 


sonen auf dem Land. Nichts zeigt deut- 
licher die Richtung der kapitalistischen 
Industrialisierung: Die Menschen lösen 
sich aus den Bindungen der Natur und 
können doch in ihrer Produktion und 
Konsumtion nur so verfahren wie die 
Natur selbst. 'Eigentlich' müßte man 
hinzufügen, denn Industrialisierung 
überträgt ihr »naturvergessenes Prin- 
zip« auf das Land als eine Art »Raub- 
wirtschaft« (vgl. dazu Juan Martinez- 
Alier, Ecological Economics, Oxford 
1987). 

Besonders drastisch ist der Rückgang 
der Landwirtschaft in der Bundesrepu- 
blik Deutschland nach dem Zweiten 
Weltkrieg. Im Jahre 1950 waren 5,35 
Millionen Erwerbspersonen auf dem 
Lande tätig, 1960 waren es noch 3,6 
Millionen und zu Beginn der 90er Jahre 
sind es gerade einmal 230.000. Das ist 
ein Sturz von etwa einem Viertel der 
Erwerbspersonen auf weniger als ein 
Prozent. Kein anderer Wirtschaftszweig 
weist eine solche Reduktion auf. Da- 
hinter verbirgt sich eine Transformation 
von Arbeits- und Lebensbedingungen, 
die schon revolutionär genannt werden 
kann. Wie oftmals in der Geschichte 
können die Zeitgenossen eines solchen 
revolutionären Wandels dessen Be- 
deutung am wenigsten wahrnehmen. 
Die ökonomische, politische, soziale 
und kulturelle Tragweite erschließt sich 
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möglicherweise erst späteren Genera- 
tionen, 

Im Kommunistischen Manifest 
Marx und Engels aus dem Revoluti- 
onsjahr 1848 ist von der »Idiotie des 
Landiebens« die Rede, die die Bour- 
geoisie in ihrem historischen Sturmlauf 
überwindet. Das fortschrittsgläubige 
19. Jahrhundert sah auf dem Lande vor 
allem Rückstand und Rückschritt und 
daher ein Hindemis der politischen Li- 
beralisierung und der gesellschaftlichen 
und ökonomischen Modemisierung. 
Einmal in die entstehende internatio- 
nale Arbeitsteilung eingebunden wird 
der Agrarsektor zu einem Spielball der 
Industrialisierung, und zwar in mehrfa- 
cher Hinsicht: Erstens kann die Indu- 
strie sich nur entwickeln, wenn die 


von 


Landwirtschaft dafür »zahlt«. Die eng- 
lische Landwirtschaft wurde beispiels- 
weise durch irisches und später ameri- 
kanisches Getreide kaputtkonkurriert. 
Die niedrigeren Getreidepreise erlaub- 
ten niedrigere Löhne und ermöglichten 
folglich - ganz auf der Grundlage der 
Grundrenten- und Profittheorie David 
Ricardos - höhere Profite des industri- 
ellen Kapitals. In Deutschland wird die 
»Agrarfrage« in den 1890er Jahren zu 
einem Thema, als - ähnlich wie zuvor 
in England, aber mit anderer Zielset- 
zung - die Agrarzölle gesenkt werden 
sollen, um agrarische Importe zu er- 
leichtern. Denn dies war die Bedingung 
für eine Steigerung der industriellen 
Exporte der aufstrebenden deutschen 
Industrieunternehmen, die mit Hilfe des 
List’schen Erziehungszollsystems ge- 
fördert worden waren. Das Gesetz der 
komparativen Kostenvorteile, auf das 
sich die Freihändler seit Ricardo zu 
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Beginn des vergangenen Jahrhunderts 
bis ın unsere Tage berufen, erzwingt 
eine neue internationale Arbeitsteilung, 
in der eine ausgewogene Struktur von 
Landwirtschaft und Industrie keinen 
Platz hat. Es bildete sich der weltweite 
Gegensatz von Industrieländern »im 
Norden« und Agrarländern »im Süden« 
heraus. Freilich ist dies nicht die Folge 
der nüchtern-objektiven Wirkungswei- 
se freier Märkte, sondern Ergebnis der 
Kolonialpolitik der 
Zentren. So wurde von England erst die 
hochentwickelte indische Textil- und 
Stahlindustrie zerstört und dann konn- 
ten die indischen Märkte für englisches 
Tuch und britischen Stahl geöffnet 
werden. Ist erst einmal der Gegensatz 
von Produktions- und Extraktionsöko- 
nomien, von Industrie- und Agrarlän- 


kapitalistischen 


dern auf dem Weltmarkt etabliert, re- 
produziert er sich quasi von selbst - es 
sei denn, es wird politisch gegenge- 
steuert. Dies aber sieht heutzutage die 
1994 geschaffene Welthandelsorgani- 
sation WTO nicht vor. 


Agrarfabriken 

Zweitens wird die Landwirtschaft selbst 
industrialisiert, und zwar durch einen 
stetig steigenden Maschineneinsatz, die 
Verwendung von chemischen Kunst- 
produkten (Kunstdünger, Pestizide, 
Herbizide und neuerdings gentechnolo- 
gisch manipuliertes Saatgut) und mo- 
derne Formen der Anbindung an Welt- 
märkte durch Transport- und Kommu- 
nikationssysteme. Auf dem durch die 
revolutionären Entdeckungen von 
Justus Liebig geöffneten Pfad der Ent- 
wicklung erhöhte sich der Ausstoß der 
Landwirtschaft, deren Produktivität bis 
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zur industriellen Revolution relativ 
niedrig war, enorm. Dies hatte zwei 
entgegengesetzte Konsequenzen. Auf 
der einen Seite war es mit der produk- 
tiveren Landwirtschaft zum ersten Mal 
seit Jahrhunderten möglich, die Men- 
schen zu ernähren. Noch bis in die erste 
Hälfte des 19. Jahrhunderts kam es pe- 
riodisch zu Hungersnöten, denen viele 
Menschen erlagen. Unterernährung und 
Hunger waren obendrein die Ursache 
für viele Krankheiten und Seuchen. Mit 
der höheren Produktivität der Land- 
wirtschaft war nun die Voraussetzung 
dafür vorhanden, den Hunger abzu- 
schaffen. Dies ist in Europa, wenn man 
von den Kriegs- und Nachkriegsjahren 
absieht, auch fast vollständig gelungen. 
Daß sich diese »Erfolgsstory« nicht so 
einfach und widerspruchsfrei in der 
ganzen Welt kopieren läßt, zeigen die 
Beispiele der von der Weltbank und 
anderen Entwicklungshilfe-Institutio- 
nen stimulierten »Grünen Revolution« 
in vielen Ländern der 3.Welt. Die Ef- 
fekte sind per saldo eher negativ: die 
Böden verarmen infolge von Mono- 
kulturen, die Sortenvielfalt vermindert 
sich, die Landverteilung wird wegen 
der Vorteile von agrarischen Großbe- 
trieben konzentriert und Kleinbauern 
werden enteignet. Die Landflucht wird 
so gefördert. Daß eine bloß technokra- 
tische Modernisierungspolitik, die we- 
der Besitz- noch Geschlechterverhält- 
nisse beachtet, sehr schnell auf Kosten 
der Ärmsten und insbesondere der 
Frauen geht, zeigt der Beitrag von 
Vathsala Aithal am Beispiel Indien. 

Hier kommt etwas ins Spiel, worauf 
Marx zum Abschluß seines Kapitels 
über die »Große Industrie« im Kapital 
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aufmerksam machte: »Die kapitalisti- 
sche Produktion entwickelt ... nur die 
Technik und Kombination des ge- 
sellschaftlichen Produktionprozesses, 
indem sie zugleich die Springquellen 
alles Reichtums untergräbt: die Erde 
und den Arbeiter« (MEW 23: 529f). 
Die durch die hochproduktive Land- 
wirtschaft verursachten Schäden sind 
heute Gegenstand ökologischer Be- 
trachtung: der landwirt- 
schaftlich nutzbarer Flächen, die De- 


Rückgang 


sertifizierung in vielen Weltregionen, 
die Zerstörung der Wälder, die Abnah- 
me der Fruchtbarkeit von Böden, die 
Schadstoffeinträge in die Gewässer und 
der Rückgang der Artenvielfalt durch 
Eingriffe in die Evolution. Letzteres ist 
Folge der jüngsten Entwicklungen der 
Gen- und Biotechnologien in Kombi- 
nation mit den Regelungen zum Pa- 
tentrecht (zu den »intellectual property 
rights«) im Rahmen der Welthandel- 
sorganisation. Es ist also eine Illusion 
zu hoffen, daß mit industriellen Metho- 
den die landwirtschaftliche Produkti- 
vität gesteigert werden könnte, ohne 
immense Schäden an der Natur zu er- 
zeugen. 

Solche Zusammenhänge finden sich bei 
Marx mehr oder weniger deutlich ana- 
lysiert. Auf die Bedeutung der Marx- 
schen Frühschriften wurde in diesem 
Zusammenhang schon öfter hingewie- 
sen (vgl. etwa Alfred Schmidt, Der Be- 
griff der Natur in der Lehre von Marx, 
Frankfurt/M 1962 oder die Arbeiten 
von Wolfdietrich Schmied-Kowarzik). 
Dagegen wurde das Kapital in großen 
Teilen der 
schritts- und technikgläubig gelesen: 


Arbeiterbewegung fort- 


als emphatischer Hinweis auf eine Pro- 
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duktivkraftentwicklung, die im Sozia- 
lismus einfach zu übernehmen sei. Daß 
gerade was die Landwirtschaft angeht, 
kapitalistische Produktivkraftentwick- 
lung mit Zerstörung einhergeht, ja zu 
einem guten Teil auf ihr beruht, hatte 
Marx im Kapital durchaus gesehen. 
Daß damit auch so manches gepflegte 
Marx-Bild nicht mehr ohne weiteres 
aufrechtzuerhalten ist, macht Kurt Ja- 
cobs in seinem Beitrag deutlich. 

Daß Marx für ökologische Analysen 
durchaus »anschlußfähig« ist, hat auch 
die Verbindung seiner Lehre vom Dop- 
pelcharakter der Arbeit und des Pro- 
duktionsprozesses mit thermodynami- 
schen Theorieansätzen gezeigt. Denn 
der Produktionsprozeß ist nicht nur 
Verwertungsprozeß (der ihm vor allem 
die soziale Form gibt), sondern auch 
Arbeitsprozeß, in dem Stoff- und Ener- 
gietransformationen stattfinden. Daher 
ist es angebracht, den entropischen 
Charakter des Prozesses theoretisch 
aufzunehmen. So können moderne öko- 
logische Analysen (z.B. die Debatte auf 
der Grundlage der Schriften von Nicho- 
las Georgescu-Roegen) und die Marx’- 
sche Formanalyse verknüpft werden. 
Auch wäre hier die vor allem in der 
Zeitschrift Capitalism, Nature, Socia- 
lism geführte Diskussion um einen 
»ökologischen Marxismus« zu erwäh- 
nen, bei der ausgehend von der Marx’- 
schen Theorie Kategorien für eine 
Realanalyse ökologischer Probleme er- 
arbeitet wurden. Auch für ökologische 
Fragen ist Marx alles andere als ein 
»toter Hund«. 
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Kampfarena Agrarpolitik in der Euro- 
päischen Union 

In den Entwicklungstheorien dieses 
Jahrhunderts ist ein Analyseraster vor- 
herrschend, das sich auf Colin Clark 
und Jean Fourasti& zurückführen läßt. 
Danach macht die Ökonomie jedes 
Landes einen Wandel vom primären 
(extraktiven) über den sekundären (pro- 
duktiven) zum 
stungs-)Sektor durch. Inzwischen wird 
diesem Schema manchmal der »quar- 
täre« Sektor der Informationen einer 
»virtuellen« Ökonomie hinzugefügt. 
Statistisch läßt sich dieser Wandel ohne 
Zweifel belegen. Die Industrieländer 


tertiären (Dienstlei- 


haben sich sehr weitgehend der primä- 
ren, extraktiven Sektoren entledigt und 
sind dabei, von der Industriegesell- 
schaft zur »postindustriellen« Gesell- 
schaft der Dienstleistungen überzuge- 
hen. Jedenfalls steigt der Anteil der 
Dienstleistungen sowohl an der Zahl 
der Erwerbspersonen als auch an der 
Wertschöpfung. Die landwirtschaftli- 
chen und mineralischen Rohstoffe, so 
könnte man annehmen, werden gemäß 
dem Theorem von den komparativen 
Kostenvorteilen von den industriellen 
oder »postindustriellen« Ökonomien 
importiert - gegen Export von Indu- 
striewaren und Dienstleistungen, z.B. 
von Finanz- und Versicherungs-, Trans- 
port- und Kommunikationsdienstlei- 
stungen. 

So geschieht es auch, aber nicht ohne 
heftige soziale und politische Konflik- 
te, deren Ausmaß in keinem Verhältnis 
zur quantitativen Bedeutung des Agrar- 
sektors in den Industrieländern steht. In 
der EU entfallen auf die Subventionie- 
rung der Landwirtschaft in den 90er 
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Jahren mehr als 51% des Haushalts der 
Gemeinschaft (zum Vergleich: für So- 
ziales werden 0,9% und für Forschung 
und Technologie 3,8% ausgegeben). 
Die Verteilung der Mittel findet über 
die Jahrzehnte (seit Beginn der 60er 
Jahre) hinweg auf einem Kampfplatz 
statt, der von verschiedenen Kämpen 
bevölkert wird. Da ist erstens die Bau- 
ernlobby, die um die Erhaltung und 
landwirtschaftlichen 
Einkommen kämpft. Da ist zweitens die 


Steigerung der 


Agrarindustrie, die die Bauern als Ab- 
nehmer ihrer Produkte braucht. Da 
landwirtschaftliche 
chemische Erzeugnisse Mindestflächen 
erforderlich machen, um einigermaßen 
sinnvoll eingesetzt zu werden, entste- 
hen so »Agrarfabriken«. In der Bundes- 
republik haben sich die Flächen der 
landwirtschaftlichen Betriebe perma- 
nent erhöht. Der Anteil von Betrieben 
mit weniger als 10 ha lag 1950 noch bei 
knapp vier Fünfteln. Die Betriebe mit 
mehr als 50 ha brachten es auf weniger 
als 1%. Im Jahre 1996 haben fast 12% 
der Betriebe mehr als 50 ha und nur 
noch 48% der Betriebe verfügen über 
weniger als 10 ha. Industrialisierung 
der Landwirtschaft fördert die Konzen- 
tration und eine Symbiose mit der 
Produkt 
Symbiose sind Hormonmast von Käl- 


Maschinen und 


Agrarindustrie. Das dieser 
bern, Schweinemassenhaltung, Lege- 
batterien, gentechnisch veränderte To- 
maten und chemisch behandeltes Obst. 
Da sind drittens in der Arena der Ver- 
teilung die Regionalpolitiker, die von 
der Förderung der Landwirtschaft posi- 
tive Impulse für »ihre« Region erwar- 
ten. In der Regel nicht zu Unrecht. 
Denn die Subventionierung der Land- 
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wirtschaft hält die Einkünfte und daher 
die Bodenpreise stabil und sie kommen 
qua Multiplikatoreffekt auch anderen 
regionalen Wirtschaftszweigen zugute. 

Viertens aber befinden sich in der Are- 
na die Konkurrenten aus Nordamerika 
und aus Entwicklungsländern. Zwar ist 
in den Industrieländern der Anteil der 
Landwirtschaft an Erwerbspersonen- 
zahl und Wertschöpfung dramatisch 
gesunken. Doch mengenmäßig werden 
Überschüsse produziert: Butter- und 
Fleischberge, Weinseen und Milchtei- 
che, Obsthalden und Getreidehaufen. 
Diese werden zwar, wenn sie zu groß 
geworden sind, mit hohen Kosten ver- 
nichtet oder recycelt und manchmal als 
Sondermüll wegen der chemischen 
Rückstände entsorgt. Vor allem drän- 
gen sie auf die Weltmärkte, können 
dort aber nur in der Konkurrenz mit- 
halten, wenn sie hoch-subventioniert 
exportiert werden. Daß diese absurde, 
um nicht zu sagen infame Politik der 
EU zu heftigen Kontroversen und Kon- 
flikten führt, ist kein Wunder. Die Ver- 
handlungen während der Uruguay- 
Runde wären daher fast an der Weige- 
rung der EU gescheitert, die Agrarsub- 
ventionen abzubauen. Für die Entwick- 
lungsländer kommt noch der negative 
Effekt hinzu, daß durch die hochsub- 
ventionierte EU-Konkurrenz die heimi- 
sche Wirtschaft geschädigt wird (vgl. 
dazu in diesem Heft den Aufsatz von 
Tanja Rauch). So haben z.B. die EU- 
Fleischlieferungen in die Sahelzone 
dort die Viehwirtschaft, die eine jahr- 
hundertelange Tradition hat, in die Kri- 
se getrieben. 

Das Ergebnis dieser Auseinanderset- 
zungen ist einer der Hauptbestandteile 
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des sogenannten aquis communautaire 
der EU: Es handelt sich dabei um die 
Rechtsgrundsätze, auf die sich die Mit- 
glieder der Gemeinschaft verständigt 
haben und die nicht verhandelbar sind. 
Beitrittskandidaten müssen in der Lage 
sein, den aquis communautaire zu über- 
nehmen, insbesondere in der Agrarpo- 
litik. Dies hat sich als eines der schwie- 
rigsten Probleme während der »Süd- 
erweiterung« in der ersten Hälfte der 
80er Jahre herausgestellt. Die anste- 
hende Osterweiterung der EU wird 
kaum gelingen können, wenn nicht zu- 
vor von den derzeitigen Mitgliedern der 
EU der aquis communautaire, d.h. die 
gemeinsame Agrarpolitik geändert 
wird. In welche Richtung? Möglicher- 
weise fort von den Subventionen land- 
wirtschaftlicher Produktion und der Ga- 
rantiepreise und hin zur direkten Stüt- 
zung bäuerlicher Einkommen, wie der- 
zeit von dem Brüsseler Agrarkommis- 
sar Fischler ins Spiel gebracht. Es 
könnte sonst die ironische Situation 
eintreten, daß die mittel- und osteuro- 
päischen Beitrittskandidaten auf ihrem 
Weg in die Marktwirtschaft mit Fest- 
preisen und Mengenplanung operieren 
müßten, die sie gerade historisch über- 
wunden geglaubt hatten. Demgegen- 
über sind die Probleme der Transfor- 
in Ost- 
deutschland im Zuge der deutschen 


mation der Landwirtschaft 


Vereinigung weniger gravierend, auch 
wenn die Reibungen, die aus unter- 
schiedlichen Agrarstrukturen in Ost 
und West resultieren, nicht einfach zu 
bewältigen sind (dazu Ralf Clasen in 
diesem Heft). 
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Die Spiegelseite der landwirtschaftlichen 
Modernisierung: Agrikultur und Kultur 

Der Traum der landwirtschaftlichen 
Modernisierung gebiert also Ungeheuer 
(manchmal gar nicht so allegorisch wie 
bei Francisco Goya, sondern im wahr- 
BSE- 
Rinder). Daher hat es immer eine Spie- 


sten Sinne ungeheuerliche 
gelseite der Modernisierung der Land- 
wirtschaft gegeben. Diese besteht er- 
stens in der romantischen und idyllisie- 
renden Verklärung des Landlebens. Sie 
liest sich in Eichendorffs Gedichten 
sehr schön, hat aber auch eine fort- 
schritts- und bürgerfeindliche, antiur- 
bane und manchmal sogar (wie im 
Falle des »Bundes der Landwirte« vor 
dem Ersten Weltkrieg) eine antisemiti- 
sche Komponente. »Die« Natur wird 
verklärt, der Landwirt als »Natur- 
mensch« überhöht, während Industria- 
lisierung und Verstädterung als eine 
Gefahr für die Kultur wahrgenommen 
werden, wie übrigens auch von Max 
Weber in seinen frühen Schriften über 
Ostelbien und die nationale Ökonomie. 
Daran ist, wie an vielen anderen Über- 
treibungen auch, etwas Richtiges, auf 
das Nicholas Georgescu-Roegen hin- 
weist. Es ist kein Zufall daß unser 
Kulturbegriff aus dem Agrikulturbe- 
griff abgeleitet ist. In dieser Wahrneh- 
mung der Landwirtschaft ist noch die 
Erinnerung an Bindungen der Men- 
schen an die Natur enthalten, die in 
dem Prozeß der von Karl Polanyi ana- 
lysierten »Entbettung« beinahe alle- 
samt gekappt worden sind. Auch Eric 
Hobsbawm beschreibt die Begleiter- 
scheinungen des Verschwindens der 
Bauern: Auflösung der traditionellen 
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Bildung, der Alphabetisierung, aber 
auch der Proletarisierung. Die »Idiotie 
des Landlebens« ist zwar vorbei, aber 
die rationalisierende »Entbettung« ist 
keineswegs eine nur freundliche Alter- 
native. 

So gibt es eine zweite Gegenbewegung 
gegen die Verstädterung und Industria- 
lisierung der Landwirtschaft. Der Char- 
lottenburger Arzt und spätere Soziologe 
Karl Oppenheimer hat, das soziale 
Elend der Großstadt um die Jahrhun- 
dertwende (Zille vermittelt einen Ein- 
druck) vor Augen, seine Theorie eines 
»dritten Weges« ganz auf die Abschaf- 
fung des Bodenmonopols ausgerichtet. 
Jeder Proletarier, jeder »entwurzelte« 
Stadtmensch sollte in die Lage versetzt 
werden, den Erpressungen der Unter- 
nehmer durch Rückzug auf einen Flek- 
ken Land entgegenzutreten. Nicht ge- 
zwungen sein, jede Arbeit, auch wenn 
sie so billig wie Dreck ist, annehmen zu 
müssen, weil man über Land verfügt, 
hebt die Löhne und den Wohlstand - 
und mithin die Kultur; die Agrikultur 
also als Retterin der Kultur. Oppenhei- 
mer war an der Gründung von Landge- 
nossenschaften in der Nähe von Berlin 
(Eden, Wenigenlupnitz, Bärenklau u.a.) 
beteiligt. Das Land ist also wie die Un- 
ruhe in der Uhr, die den zerstörerischen 
Fortschritt der Industrie bremst und 
lenkt. 

Die Hoffnungen auf einen »dritten 
Weg« des kleinen Bodenbesitzes sind 
heute vorbei, nicht zuletzt weil sie auch 
von den »Linken« in der Nazi-Partei, 
vor allem von Gottfried Feder, vor sei- 
ner Entmachtung vertreten worden 
sind. Aber Versuche, gerade auf dem 
Land Alternativen zur kapitalistischen, 
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fordistischen oder bereits post-fordisti- 
schen Produktionsweise zu finden, sind 
heute weit verbreitet und aktuell. Es 
gibt wieder landwirtschaftliche Genos- 
senschaften, die Betriebsweise wird 
ökologisch und biologisch auf vielen 
Höfen umgestellt. Dabei sollte man 
nicht übersehen, daß mit dem positiv 
besetzten Begriff des »Biobauern« et- 
was, was über Jahrtausende selbstver- 
ständlich war - nämlich so zu produzie- 
ren wie die Natur es biologisch vorgibt 
- als progressive Ausnahme gegenüber 
dem normalen »Industriebauern« her- 
vorgehoben wird. Es ist mittlerweile 
erkannt, daß die Industrialisierung der 
Landwirtschaft langfristig eine Kata- 
strophe hervorrufen kann: eine Kata- 
strophe der Ernährung und vor allem 
der Evolution. Heute gilt noch mehr als 
Mitte der 70er Jahre: 


»Die Technik rühmen und die Industrie für 
das größte Agens der Befreiung der Men- 
schen halten, ein Glaube, der den Kapitali- 
sten und Kommunisten gemein ist, war 1850 
logisch, 1900 legitim, 1920 erklärlich, aber 
1975 ist er skandalös« (Octavio Paz: Der 
menschenfreundliche Menschenfresser. Ge- 
schichte und Politik 1971-1980, (Suhrkamp) 
Frankfurt/M. 1979: 174). 


Gentechnische oder ökologische Land- 
wirtschaft 

Doch die Umstellung kommt nicht von 
selbst. Inzwischen haben es die Rege- 
lungen der WTO ermöglicht, Saatgut 
zu patentieren und weltweit zu mono- 
polisieren. An der Perfektion des Pa- 
tentrechts im Interesse der Saat- und 
Genmultis (etwa im Zuge der Richtlini- 
enkompetenz von Europäischen Parla- 
ment und Brüsseler Kommission) wird 
weitergearbeitet. Dies dient vor allem 
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den Geschäften der Saatgutmultis wie 
Monsanto oder Sandoz. Es handelt sich 
dabei um eine weltweite Enteignung 
der Bauern, die in der gesamten bishe- 
rigen Menschheitsgeschichte das Saat- 
gut gepflegt haben. »Die moderne 
Zucht landwirtschaftlicher Nutzpflan- 
zen läuft in Richtung 'Biotechnikpflan- 
zen‘ (z.B. Hybriden, das heißt nicht 
nachbaufähige Kreuzungen von In- 
zuchtlinien) und Gentechnik«, schreibt 
ein »Biobauer« in der Zeitschrift Politi- 
sche Ökologie zu Beginn seiner Dar- 
stellung über die Schwierigkeiten, Saat- 
gut gegen die großen Agrarmultis zu 
entwickeln. Saatgut muß, wenn es in 
der EU gehandelt werden soll, zertifi- 
ziert werden. Nicht zertifizierte Sorten 
sterben aus. Die weitgefächerte Evolu- 
tion wird auf eine monopolisierte 
Schmalspurbahn gebracht, in der die 
Gentech-Firmen und Saatgutmultis den 
(überhöhten) Fahrpreis kassieren. Die 
Redundanz der Sorten, die für die na- 
türliche Evolution so wichtig ist, wird 
beseitigt; sie wäre für die technisch und 
gemäß ökonomischer Interessen (von 
»shareholders«) gesteuerte Evolution in 
den kapitalistisch kalkulierenden Mul- 
tis viel zu komplex. Wenn die Rege- 
lungen über die intellectual property 
rights tatsächlich weltweit greifen soll- 
ten, ist nicht auszuschließen, daß durch 
die Verfolgung des Freihandelsprinzips 
ein evolutionärer GAU herbeigeführt 
wird. Das in hunderten von Generatio- 
nen entstandene, tradierte und gehegte 
Wissen der bäuerlichen Bevölkerung 
um Pflanzen, Tiere und Böden wird 
nicht nur enteignet, sondern in diesem 
Prozeß auch zu einem großen Teil zer- 
stört. Es ist fraglich, ob es synthetisch 
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und durch die Multis kontrolliert je 
wieder entstehen kann. Bevor der evo- 
lutionäre GAU stattfindet, wird mögli- 
cherweise eine soziale Zeitbombe ge- 
zündet. Denn, wie Juan Martinez-Alier 
in diesem Heft ausführt, dient die Gen- 
und Biotechnik keineswegs den Armen 
in der Welt. Diese können sich das teu- 
re, als kapitalistische Ware profitlich 
gehandelte Saatgut mit den dazugehö- 
rigen Herbiziden und Pestiziden kaum 
leisten. Obendrein verfügen die Länder 
des Südens kaum über die wissen- 
schaftlichen Apparate und Institutio- 
nen, die notwendig sind, um gentechni- 
sche Landwirtschaft überhaupt betrei- 
ben zu können. 


Vorwärts zur Landwirtschaft 

Dabei dürfte in Zukunft die Landwirt- 
schaft an Bedeutung gewinnen. Der 
Trend, den Clark oder Fourastie von 
dem primären zum tertiären Sektor 
ausgemacht haben, läuft nicht auf einer 
Einbahnstraße. Er kann sich umkehren. 
Die Städte haben sich zu Mega-Cities 
nur entwickeln können, weil Energie- 
und Transportsysteme die Konzentrati- 
on von Arbeiten, Wohnen, Konsumie- 
ren ganz unabhängig von der lokalen 
Verfügbarkeit von Energieträgem zu- 
gelassen haben. Doch ist der Transport 
in den Städten und zwischen den Städ- 
ten einer der Hauptemittenten von 
Treibhausgasen. Die fossilen Energie- 
träger sind fantastisch geeignet, Zeit- 
schranken, räumliche Bindungen, Di- 
stanzen zu überwinden. Sie passen also 
zum kapitalistischen Prinzip der räum- 
lichen Expansion und zeitlichen Be- 
schleunigung, der Entwindung aus den 
Koordinaten der Natur und der Kon- 
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struktion industrieller Artefakte (vgl. zu 
diesem ganzen Problemkreis die letzte 
Nummer der PROKLA Verkehr, Trans- 
port, Mobilität). Daß auf diese Weise 
Reichtum und Wohlstand eines Teils 
der Menschheit in den vergangenen 
200 Jahren seit der industriellen Revo- 
lution enorm gesteigert werden konnte, 
bei gleichzeitiger Untergrabung der 
»Springquellen allen Reichtums« 
(Marx) ist bereits hervorgehoben wor- 
den. Doch das Dargebot fossiler Ener- 
gieträger ist, wie wir wissen, nicht nur 
endlich; der Verbrauch ist wesentlich 
für die Schadstoffbelastung der Luft, 
insbesondere für den Treibhauseffekt 
verantwortlich, dessen zerstörerische 
Potenz nicht unterschätzt werden sollte. 

Woher kommen aber die Energieträger, 
wenn der Verbrauch nicht erneuerbarer 
fossiler Energien reduziert werden 
muß? Woher kommen die Rohstoffe, 
wenn die in der Verarbeitung verwen- 
deten Materialien regenerierbar sein 
müssen, um die Tragfähigkeit der Erde 
nicht zu überlasten? Sie können im we- 
sentlichen nur in der Landwirtschaft 
bereitgestellt werden, die die Sonnen- 
energie einfängt und in nutzbare Roh- 
stoffe und Energieträger umsetzt. Wie 
gewaltig die Sonnenenergie ist, hat die 
Flutwelle der Oder im Sommer 1997 
gezeigt. Die Wassermengen sind per 
Luftfracht aus dem Mittelmeerraum in 
die mährisch-schlesischen Mittelgebir- 
ge transportiert worden. Sie konnten 
dort nicht mehr in ausreichendem Maße 
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gespeichert werden, weil die Wälder 
weitgehend abgeholzt worden sind. Die 
Wassermassen suchten sich ihren Weg 
der Zerstörung durch die Verästelungen 
des Flußsystems bis in die Ostsee. 

Eine moderne Landwirtschaft muß auf 
moderne Techniken zurückgreifen und 
dabei die evolutionären Bedingungen 
von Boden, Luft, Wasser und Lebewe- 
sen beachten. Die Natur kann am be- 
sten die Sonnenenergie »einfangen«; 
die Menschen müssen dafür sorgen, 
daß sie so verwendet und umgewandelt 
wird, daß das für die zukünftige Ent- 
wicklung so wichtige Ziel der »Nach- 
haltigkeit« erreicht werden kann. Eine 
biologische Landwirtschaft - back to 
the roots; eine moderne Landwirtschaft 
- technisch auf der Höhe der Zeit. Nur 
so ist den Aufgaben gerecht zu werden, 
die sich aus der Krise der industriali- 
sierten Landwirtschaft ergeben. 


x x x* 


Außerhalb des Schwerpunkts erschei- 
nen in diesem Heft drei Artikel: Bran- 
don Gleeson entzaubert die neueste Er- 
folgsstory des Neoliberalismus, das 
»Neuseeland-Wunder«; Noam Choms- 
ky stellt »Experimente«, wie sie in 
Neuseeland stattfanden, in einen breite- 
ren historischen Kontext kapitalisti- 
scher Entwicklung und Gerhard Ar- 
manskis Analyse des modernen Tou- 
rismus ist ein Nachtrag zur letzten 
PROKLA Verkehr, Transport, Mobili- 
tät. 


Ramchandra Guha, Juan Martinez-Alier' 


Die Vermarktung der Artenvielfalt’ 


Viele indigene Gruppen sind argwöhnisch gegenüber organisierten biologi- 
schen Forschungsaktivitäten. In einer Verlautbarung vor dem Plenum zur 
Konvention über Artenvielfalt im November 1995 in Jakarta stellte das Indi- 
genous Peoples' Biodiversity Network fest: »Was Sie biologische Erfor- 
schung nennen, nennen wir Biopiraterie... « (Reyes 1996, 20) 


In vielen armen Ländern des Südens liefert die Bevölkerung ein nützliches 
Umweltprodukt, nämlich genetische Ressourcen der Landwirtschaft. Hier 
verkaufen die Armen nicht nur billig, sie geben die genetischen Ressour- 
cen sogar gratis weg. Wie es gegenwärtig aussieht, wird die biologische 
Vielfalt der Landwirtschaft in situ, die noch nicht einmal richtig erforscht 
und dokumentiert worden ist, in dem Maße, wie die traditionelle 
Agrarökologie verschwindet, auch ihr Potential für die Ko-Evolution ver- 
lieren. Die Internationale Konvention zur Artenvielfalt - die im Juni 1992 
in Rio de Janeiro unterzeichnet, vom US-Kongreß jedoch noch nicht ratifi- 
ziert wurde - verabschiedet sich von der Vorstellung, die genetischen Res- 
sourcen seien das gemeinsame Erbe der Menschheit. Die Konvention 
übergibt den einzelnen Ländern die Souveränität und überläßt die Eigen- 
tumsfragen der nationalen Gesetzgebung. Wem gehören nun die landwirt- 
schaftlichen genetischen Ressourcen und wem die wildwachsenden? Sol- 
che Fragen sind nicht theoretischer Natur. Vor ein paar Jahren wurde bei 
den GATT-Verhandlungen der Uruguay-Runde versucht, Indien zu zwin- 
gen, die Rechtsansprüche an kommerziell genutztem landwirtschaftlichen 
Saatgut anzuerkennen. Das Nordamerikanische Freihandelsabkommen 
(NAFTA) könnte der endgültige Schlag gegen die traditionelle Landwirt- 
schaft im südlichen Mexiko gewesen sein, trotz des Widerstandes der Bau- 
ern in Chiapas und anderen Provinzen. Diese zwei Ereignisse werfen gene- 
relle Fragen über die Erhaltung von natürlicher und landwirtschaftlicher 


1 Übersetzung aus R. Guha, J. Martinez Alier, Varieties of Environmentalism. Essays North 
and South, London, Earthscan 1997 mit freundlicher Genehmigung des Verlages. 
2 _Wirdanken Cristina Marco und Trevor Foskett für ihre Kommentare. 
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Artenvielfalt auf. Dieser Artikel konzentriert sich auf das Problem der 
landwirtschaftlichen Artenvielfalt und das von der Welternährungsorgani- 
sation FAO gesponserte Programm »Rechte der Bauern«. 

Zur Zeit sieht es so aus, daß über dieses Programm und die in Rio unter- 
zeichnete Konvention nur ein sehr kleiner internationaler Fonds für die Er- 
haltung der pflanzlichen genetischen Ressourcen in situ bereitgestellt wird. 
Der Hauptgrund für die Erhaltung der genetischen Ressourcen in situ ist 
ihr Potential für die Weiterentwicklung der pflanzlichen Ressourcen. Dies 
kann aber nicht mit einem begrenzten Programm für ökologischen Anbau 
erreicht werden oder mit der Errichtung von ethnobotanischen Museen in 
situ in einigen ausgewählten Weltregionen, um Programme zur Erhaltung 
ex situ zu ergänzen. So spät in der Geschichte könnte dies für Europa an- 
gebracht sein, aber nicht für den Süden des Planeten. Die gegenwärtigen 
FAO-Vorschläge beschränken sich auf eine Politik der Erhaltung einiger 
Reserven bei den traditionellen Landwirten anstatt eine grundsätzliche 
Verteidigung der ökologischen Landwirtschaft anzustreben. So wird im 
südlichen Mexiko der ökologische Anbau von Mais durch den Maisimport 
aus den USA verdrängt werden, der mit genetischen Ressourcen aus Mexi- 
ko und billigem mexikanischen Öl produziert wird. Vielleicht wird vom 
Fonds für die »Rechte der Bauern « etwas Geld bereitgestellt werden, um 
ein paar Reste des Milpa-Anbaus in der Gegend von San Cristobal de las 
Casas zu erhalten, damit Ökotouristen sie besichtigen können. Es wäre ein 
Jammer, wenn der ganze Kampf um die landwirtschaftliche Artenvielfalt 
und die Rechte der Bauern am Ende nur einen kleinen Fonds hervorbrin- 
gen würde, der von der Weltbank und der CGIAR (einer beratenden Orga- 
nisation, die eine Reihe von internationalen Agrarforschungsinstituten lei- 
tet) verwaltet wird, und letztlich nur ein paar Schutzgebiete für die tradi- 
tionelle Landwirtschaft übrig bleiben würden. Es gibt eine deutliche Pa- 
rallele zu den Debatten über den Schutz der natürlichen Artenvielfalt: 
Brauchen wir nur eine kleine Auswahl an Lebensräumen, oder sollten wir 
so viele Gebiete wie möglich schützen? Aber es gibt auch einen klaren 
Unterschied: Die Erhaltung der natürlichen Artenvielfalt kommt manchmal 
in Konflikt mit den unmittelbaren Interessen der armen Bevölkerung vor 
Ort, während Anreize für die Erhaltung der landwirtschaftlichen Artenviel- 
falt einigen Hundert Millionen der Ärmsten dieser Welt helfen könnten. 
Seit undenklichen Zeiten häufen indigene Gruppen enorme Wissensschätze 
über biologische Vielfalt an, und die Bauern selektieren und verbessern das 
Saatgut. Doch diese Erhaltung der landwirtschaftlichen Sortenvielfalt ist 
bisher kaum in ökonomischen Begriffen gewürdigt worden. Die Tatsache, 
daß genetische Ressourcen nicht angeeignet und als Ware behandelt wur- 
den, wird von mancher Seite als Ursache für die gegenwärtig stattfindende 
»genetische Erosion« betrachtet: Was keinen Preis hat, wird als wertlos 
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angesehen. Nun gibt es den Vorschlag, daß der Zugang zu den natürlichen 
genetischen Ressourcen einen Preis erhalten sollte und daß die Arbeit der 
Bauern bei der Erhaltung der Artenvielfalt auch in Geld zu bezahlen sei. 

Wir werden deshalb die Indikatoren der »genetischen Erosion« betrachten 
und die folgenden Fragen untersuchen: Kann man die biologische Vielfalt 
durch ökologisch erweiterte Märkte, auf denen die neuen Eigentumsrechte 
an genetischen Ressourcen verkauft werden, schützen? Oder vermögen 
dies eher ökologische Bewegungen, die zunächst die Erhaltung der biolo- 
gischen Vielfalt zu erzwingen versuchen, wobei die ökonomischen Kosten 
erst anschließend berechnet werden? Es gibt nämlich eine wachsende 
ökologische Bewegung zur Verteidigung der agrarischen Vielfalt, die nicht 
über den Markt agieren will, auf dem die Armen schwach sind und zu- 
künftige Generationen gar nicht auftauchen. Stattdessen soll durch politi- 
sche und soziale Aktivitäten der ökologische Anbau unterstützt werden. 


Genetische Erosion 


Die moderne Landwirtschaft basiert auf der Verbesserung der Arten durch 
nicht-traditionelle Techniken, auf der Erhöhung der Produktion pro Hektar 
und einem hohen Verbrauch von fossilem Brennstoff. Allerdings haben 
sich die vorherrschenden Einschätzungen während der letzten 30 Jahre 
allmählich geändert. Es gab auch früher schon kritische Urteile, aber Mei- 
lensteine in der Diskussion waren Rachel Carsons Werk, das den Gebrauch 
von Pestiziden attackierte (1962), D. Pimentels Studie über den Energie- 
verbrauch in der Landwirtschft (1973), ähnliche Arbeiten von G. Leach 
(1975) und anderen Autoren wie Naredo und Campos (1980), die zeigten, 
daß die moderne Landwirtschaft in Bezug auf die Energieausnutzung un- 
terlegen war. Schließlich die negativen Bewertungen der »Grünen Revolu- 
tion« der sechziger und siebziger Jahre, der die Einführung von neuen 
Weizen- und Reissorten zugrunde lag, die zu einer drastischen biologi- 
schen Verarmung der Landwirtschaft führte und einen Teil des landwirt- 
schaftlichen Produktionssystems bildete, das mehr Chemikalien, mehr 
Energie und mehr fossile Brennstoffe erfordert. 

Einer von uns hat insbesondere die Geschichte der Debatte über Landwirt- 
schaft als eines Systems zur Umwandlung von Energie untersucht (Marti- 
nez-Alier 1990), aber es wäre auch sehr nützlich, sich die Debatte über 
landwirtschaftliche Vielfalt seit Vavilovs Zeiten näher anzusehen (Hawkes 
1983; Paroda/Arora 1991). Vavilov war der Genetiker aus Leningrad (St. 
Petersburg), der in den zwanziger Jahren die sogenannten Zentren der Di- 
versität von Agrarpflanzen in den verschiedenen Regionen der Welt identi- 
fizierte, in denen die ursprüngliche »Agrarrevolution« stattgefunden hatte. 
Aber wann wurde erstmals der Verlust genetischer Resssourcen diskutiert? 
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Welches sind nun die Gründe für den Erfolg der modernen Landwirtschaft 
im Norden wie auch in einigen Gebieten des Südens? Ertragreiche Sorten 
brauchen größere externe Einträge, aber sie leiten mehr Energie aus der 
Photosynthese in den Aufbau der Reisrispe oder der Weizenähre; das ge- 
schieht durch die Reduzierung der Pflanzenhöhe. Insgesamt kann dies ein 
Gewinn für den Bauern sein, falls die geringere Strohproduktion keinen 
größeren ökonomischen Verlust bedeutet. Die Verteidiger der ökologi- 
schen Landwirtschaft erwähnen häufig, daß staatliche Stellen Sorten mit 
hohem Input regelrecht erzwingen, und es stimmt, daß staatliche Bera- 
tungsdienste eher als Anhängsel von Unternehmen im Umkreis der 
(fälschlicherweise so bezeichneten) »Grünen Revolution« fungieren. Doch 
die Wahrheit ist, daß die Ausdehnung der modernen Landwirtschaft, bei 
der die Grüne Revolution nur eine einzelne Episode war, im großen und 
ganzen spontan verlaufen ist. Es ist schwierig, in der nordamerikanischen 
oder europäischen Landwirtschaft irgendeinen Versuch zur ökonomischen 
Bewertung zu finden, oder zur Berechnung von Indizes für den Verlust der 
landwirtschaftlichen Artenvielfalt. Die Einführung neuer Arten wurde als 
ein eindeutiger technischer Fortschritt betrachtet, bei dem die erhöhte Pro- 
duktion die Kosten des höheren agrochemischen Inputs mehr als kompen- 
sierte. Die neuere Kritik basiert auf ökologisch-ökonomischen Theorien. 
Eine Studie von Renee Vellve (1992) zeigt, daß auch in Europa die moder- 
ne Landwirtschaft zur biologischen Verarmung führt. Was sollte zur Ret- 
tung der genetischen Ressourcen unternommen werden, um dem Wider- 
spruch zwischen dem offensichtlichen Anwachsen der landwirtschaftlichen 
Produktivität und der Zerstörung der Basis der genetischen Ressourcen zu 
entkommen? Diese Ressourcen fallen in einem wachsenden Maße in die 
Hände multinationaler Konzerne, und die Anstrengungen von öffentlichen 
Institutionen, sie ex situ ın Genbanken zu lagern, verursachen viele Pro- 
bleme. Zum Glück ist noch eine dritte Partei tangiert, nicht nur in den Län- 
dern des Südens, die die größte biologische Vielfalt aufweisen, sondern 
auch in Europa. Die wichtigsten Aufgaben bei der Erhaltung wurden, ob 
durch Bauern, Individuen oder örtliche Gruppierungen, als ökologische 
Initiativen von unten durchgeführt. Diese Initiativen werden bis heute nicht 
adäquat finanziert und gesellschaftlich anerkennt. 

Obwohl oft glatte Zahlen benutzt werden - die FAO (1993) hat erklärt, daß 
75% der pflanzlichen genetischen Ressourcen während der letzten Jahr- 
zehnte verschwunden sind - ist es schwierig, Indikatoren für genetische 
Erosion zu konstruieren. Häufig sind die Namen von Sorten, die in der tra- 
ditionellen Landwirtschaft genutzt wurden, nicht überliefert, und das Aus- 
maß der Wiederverwendung der Saat ist unbekannt. Daher ist es nicht ein- 
fach, die Anzahl der Sorten bei einer gegebenen Ernte in einem bestimm- 
ten Gebiet zu ermitteln. Außerdem sagen die Namen der Sorten nichts über 
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ihre genetische Distanz aus. Aber trotz des Fehlens genauer Indikatoren ist 
die Beunruhigung über die genetische Erosion gewachsen. 

Welche Gründe gibt es für die genetische Erosion in der Landwirtschaft? 
Trägt die Ausdehnung des Marktes die Hauptschuld? Oder würde im Ge- 
genteil die Markterweiterung eine Lösung sein? Zum Teil wird angenom- 
men, daß ein ökologisch ausgeweiteter Markt die ökologischen Kosten in 
seine Preise aufnehmen kann. Anderseits wird vermutet, daß die Konflikte 
gelöst werden können, indem man sicherstellt, daß die Produkte der ökolo- 
gischen Landwirtschaft in einem anderen, spezialisierten Markt höhere 
Preise erhalten. Wieder andere, so auch wir, argumentieren, daß das 
Hauptproblem eher darin besteht, soziale Kräfte zu mobilisieren, die den 
Konflikt zwischen ökologischen und marktorientierten Überlegungen arti- 
kulieren. Anders ausgedrückt: die Bewegung für ökologischen Anbau kann 
vielleicht zu einer politischen Kraft werden, die in der Lage ist, Bauern zu 
mobilisieren, welche von ihrer alten technischen Überlegenheit über die 
moderne Landwirtschaft überzeugt sind; insbesondere was Ausdauer und 
Geschicklichkeit bei der Anwendung biologischer Ressourcen wie Boden, 
Wasser und Sonnenenergie angeht. 


Kämpfe der Bauern um die Kontrolle des Saatguts 


Die biologische Vielfalt war eine der Hauptfragen bei der UN-Konferenz 
über Umwelt und Entwicklung 1992 in Rio, doch erst jetzt beginnen die 
Bewohner der armen Länder den Wert dieser Vielfalt zu erkennen. Einige 
dieser Länder beherbergen die von Vavilov entdeckten Zentren landwirt- 
schaftlicher Diversität. In diesen Ländern gibt es noch arme Bauern, die 
Experten bei der traditionellen Selektion und Verbesserung der Pflanzen 
sind, die Landwirtschaft mit nur wenigen externen Einträgen betreiben und 
Hunderte von lokalen Sorten nutzen (Cooper et al. 1992; Querol 1987). 
Die Bedrohung dieser landwirtschaftlichen Artenvielfalt ist vor allem der 
Ausdehnung des Marktes und der Tatsache geschuldet, daß Produktions- 
entscheidungen in einem immer größeren Ausmaß anhand preisindizierter 
Vorgaben getroffen werden. 

Wenn der auf dem Markt erzielte Gewinn mit der Einführung moderner 
Agrartechnik und der sogenannten Hochertragssorten wächst, dann haben 
Sorten, die mit traditionellen Methoden verbessert wurden, keine Zukunft. 
Doch es entsteht ein neuer Konsens im Süden. Die Unternehmen, die ver- 
bessertes Saatgut verkaufen, können ihre geistigen Eigentumsrechte nicht 
durch Patente sichern, sondern nur durch das internationale UPOV-System 
(Vereinigung zum Schutz neuer Pflanzensorten), das zuläßt, daß die Bau- 
ern ihr Saatgut aus kommerziellen Sorten produzieren und außerhalb des 
Marktes tauschen. Deshalb sollten die sog. »bäuerlichen Rechte«, die die 
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Arbeit der traditionellen Bauern bei der Schaffung und Erhaltung der agra- 
rischen Genressourcen würdigen, anerkannt und möglicherweise bezahlt 
werden. Wieviele traditionelle Landwirtschaftsexperten sollten zusammen 
mit ihren komplexen Ökosystemen, die einen unbekannten genetischen 
Reichtum enthalten, geschützt und angemessen bezahlt werden? Eine Mil- 
liarde, ihre Familien eingeschlossen? Oder eine halbe Milliarde? Die bäu- 
erlichen Gruppen werden wohl kaum durch einen internationalen Fonds 
von 50 oder 100 Millionen Dollar pro Jahr (etwa 10 Cent pro Familienmit- 
glied) ruhiggestellt werden können; das sind die geschätzten Kosten einer 
Umsetzung des Programms »Rechte der Bauern«. 

Das Problem hat aber auch eine historische Dimension, die mit der ökolo- 
gischen Schuld des Nordens gegenüber dem Süden zusammenhängt. Stel- 
len wir uns eine Gruppe von Menschen vor, zum Beispiel eine indigene 
Gruppe, die außerhalb des allgemeinen Marktsystems steht und die über 
alte und bewährte Heilmethoden verfügt, die Teil ihres riesigen Repertoires 
an botanischem und zoologischem medizinischen Wissen sind. Dieses 
Wissen wurde nicht im Laufe einer einzigen Generation erworben, und es 
ist auch nicht statisch. Es gibt imer neue Versuche und Experimente. Neh- 
men wir nun an, daß dieses Wissen zusammen mit wichtigen Materialien 
an eine Außengruppe weitergegeben wird, ohne daß irgend etwas im Aus- 
tausch zurückkommt. Das könnte auf dem Wege wissenschaftlicher For- 
schung geschehen, durch Missionare einer anderen Religion, oder durch 
einfache politische und ökonomische Ausbeutung, sei sie öffentlich oder 
privat. Die Außengruppe verwandelt und absorbiert dieses Wissen in ihre 
eigene Kultur und manipuliert das Material, so daß es in dem eigenen me- 
dizinischen System angewandt werden kann. Zusätzlich stellt die für diese 
Ausbeutung verantwortliche Gruppe durch direkten politischen Zwang 
oder durch Einvernahme des Marktes sicher, daß die indigenen Gruppen 
hartes Geld für das wiederaufgearbeitete Material und das medizinische 
Wissen bezahlen - mit dem Ergebnis, daß sie wirksam von der Nutzung 
und vom Vertrieb ihrer alten und bewährten Heilmethoden ausgeschlossen 
sind. Das genau ist in der medizinischen und pharmazeutischen Industrie 
passiert. Wir könnten die Überlegenheit der modernen Medizin und gleich- 
zeitig die oben angeführte Beschreibung akzeptieren und dann verstehen, 
daß etwas ähnliches im Fall des landwirtschaftlichen Saatguts stattgefun- 
den hat, teilweise aufgrund der GATT-Verhandlungen, die das geistige Ei- 
gentum einbeziehen. 

In Indien organisierte eine Bauernorganisation namens Karnataka Raitha 
Sangha in Zusammenarbeit mit dem Third World Network eine Reihe von 
Massenaktionen gegen die internationalen Saatgutunternehmen. Die Ak- 
tionen richteten sich gegen die Möglichkeit, daß der indische Staat infolge 
der GATT-Verhandlungen ein gewaltiges System von geistigen Eigen- 
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tumsrechten an »verbessertem« Saatgut errichten könnte. In diesem Fall 
wären die Bauern nicht mehr in der Lage, dieses Saatgut zu produzieren 
und untereinander zu handeln. Wie es aussieht, haben sie über viele Gene- 
rationen niemals irgendetwas im Austausch für ihre Arbeit zur Erhaltung 
und Verbesserung ihrer eigenen Saat erhalten. Eine ihrer Aktionen war die 
Zerstörung der Anlagen von Cargill Seeds in Sirivara im Bezirk Bellary, 
Karnataka. Es gab auch starken Widerstand gegen das W.R. Grace & Co 
Projekt, das den Bau einer Fabrik zur Produktion biologischer Pestizide auf 
der Grundlage des Samens des Neem-Baumes (Azadirachta indica) vorsah. 
Diese Samen waren lange Zeit von den Bauern als Insektenvernichtungsmit- 
tel genutzt worden. Es stellt sich die Frage, wem die biologische Vielfalt und 
das landwirtschaftliche Wissen der Einheimischen gehört. Kann es ohne Be- 
zahlung vom Norden angeeignet und dann in Form von patentiertem Saat- 
gut und Pestiziden zurückgegeben werden? Selbst wenn ein Pestizid mit 
den Eigenschaften des Neem-Samens auf synthetische Weise hergestellt 
wurde, ohne daß dazu Samen in Indien gesammelt wurden, hat dann das 
traditionelle Wissen in Indien überhaupt keinen Wert mehr? Was landwirt- 
schaftliches Saatgut im allgemeinen und Neem-Samen im besonderen an- 
geht, so ist die Diskussion über biologische Vielfalt (die bis vor ein paar 
Jahren auf einige mit der Dritten Welt sympathisierende Experten und Ak- 
tivisten einiger NGOs wie CLADES oder GRAIN beschränkt war), InZwi- 
schen für die Presse interessant geworden (Abreu 1992, Shiva 1993). 

In Indien gibt es Zehntausende verschiedener Reissorten, wovon viele stark 
gefährdet sind. Einige Sorten werden ohne Bezahlung von Genbanken ge- 
sammelt, insbesondere vom Philippine International Rice Research Insti- 
tute (IRRI), das zum CGIAR gehört, von dem auch die Reissorten für die 
Grüne Revolution stammen. Diese Pflanzensammlungen laufen nun Ge- 
fahr, zum Vorteil der internationalen Saatgutunternehmen patentiert zu 
werden, genau wie die anderen vom CIAT in Kolumbien, dem CIP in Peru 
und dem CIMMYT in Mexiko (die alle dem CGIAR angehören). Die ent- 
stehenden ökologischen Bewegungen stellen bei der Unterstützung der 
agrarischen Sortenvielfalt zwei Forderungen auf. Die erste ist das Recht 
der Bauern auf die genetischen Ressourcen, die sie in situ erhalten und 
verbessert haben. Die zweite ist die nach bevorzugtem, wenn nicht freiem 
Zugang zu den Sorten, die ex situ konserviert und verbessert wurden. Sie 
gründet sich auf das Argument, daß das genetische Ausgangsmaterial von 
der traditionellen Landwirtschaft stammt und niemals bezahlt wurde. 
Gleichzeitig werden auch die Regierungen des Südens wach. Die geneti- 


3 CLADES ist der lateinamerikanische Verband für Agrarökologie mit Sitz in Santiago de 
Chile. GRAIN (Genetic Resources Action International) hat seinen Sitz in Barcelona. 

4 Najundaswamy (1993), Sahai (1993). Zu Lateinamerika siehe Montecinos (1993), Tapia 
(1993) verschiedene Beiträge über Mexiko in Leff/Carabias (1993). 
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schen Ausgangsressourcen waren bis vor kurzem »Welterbe«, aber jetzt 
sind verschiedene Staaten dabei, sie auf der Basis ihrer Interpretation der 
Konvention von Rio zum Staatseigentum zu erklären. Aber es ist sehr 
zweifelhaft, ob staatliches Eigentum tatsächlich die armen Bauern oder die 
einheimischen Gemeinden begünstigt. 


Landwirtschaftliche Artenvielfalt als »kultiviertes natürliches Kapital«? 


Für die Unterstützung und Weiterentwicklung einer ökologischen Land- 
wirtschaft wird das Wissen der armen Bevölkerung von der Artenvielfalt 
hoch eingeschätzt.’ Es stellt sich die Frage, ob genetische Ressourcen im 
allgemeinen (natürliche Ressourcen, verbesserte traditionelle Sorten, mo- 
derne Sorten und genetisch hergestellte Sorten) kommerzialisiert werden 
oder weiterhin zum »Welterbe« gehören sollten. Bis jetzt sind die geneti- 
schen Ressourcen, die durch traditionelle Selektion und Verbesserung von 
Pflanzen und anschließendes Sammeln produziert wurden, nicht bezahlt 
worden, während die Unternehmen, die die neuen verbesserten Samen ver- 
kaufen, auf Bezahlung bestehen. Ebenso werden die Produkte der Gen- 
technik nicht nur verkauft werden, sondern aufgrund des Patentsystems 
auch ein Monopol erhalten. Die Konvention über Artenvielfalt von Rio er- 
kennt an, daß es die Bauern und die indigene Bevölkerung sind, die diese 
genetischen Ressourcen seit undenklichen Zeiten nutzen und bewahren, 
aber die Konvention sichert weder ihr Eigentum noch ihre Verfügungs- 
rechte an diesen Ressourcen. Sie versäumt es auch, einen entscheidenden 
Teil der biologischen Vielfalt in ihren Bereich mit einzubeziehen: das von 
nationalen und internationalen Genbanken gehaltene Material. Diese Un- 
terlassung resultiert aus dem Druck, der von den USA beim Vorberei- 
tungstreffen am 22. Mai 1992 in Nairobi ausgeübt wurde. Die Einbezie- 
hung von Keimplasma, das von den Genbanken gehalten wird, hätte die 
unterzeichnenden Industriestaaten gezwungen, ihre Gewinne aus Saatgut 
oder Keimplasma mit den armen Ländern zu teilen, und so die kommer- 
ziellen Interessen der großen Saatgutunternehmen herausgefordert (Hobbe- 
link 1991). Moderne, sogenannte verbesserte Sorten, können nicht ohne 
eine kontinuierliche Zufuhr von neuen genetischen Ressourcen überleben, 
um auf neue Schädlinge und veränderte Umweltbedingungen zu reagieren. 
Da aber die modernen Sorten profitabler sind, untergräbt der Produktions- 
zuwachs für den Markt genau den Umstand, der für diese Produktion not- 
wendig ist, nämlich die Sortenvielfalt. 

Unter Ökonomen, die für ökologische Belange offen sind, wird der Wert 
der natürlichen biologischen Vielfalt in folgender Hinsicht erörtert: Ihr Er- 


5 Vgl. unter anderen: Richards (1985), Gadgil/Guha (1992), Toledo (1989), Posey (1985), 
Descola (1988), Rochelau (1991/92). 
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halt hat einen unmittelbaren Nutzen als eine genetische Ressource für die 
chemische und pharmazeutische Industrie wie auch für die Saatgutunter- 
nehmen. Sie hat auch einen möglichen zukünftigen Nutzen, den wir »op- 
tionalen Wert« nennen können. Außerdem hat sie einen »Existenzwert«, 
wie zum Beispiel die Mitgliedsbeiträge, die die Mitglieder von Greenpeace 
bezahlen, um die Wale zu retten. Das tun sie nicht, damit die Menschen 
weiter Wale töten können, um Öl und Fleisch zu erhalten, noch, um einen 
Bestand für zukünftige Ausbeutung zu erhalten, sondern um eine bedrohte 
Art mit einem Recht zum Überleben zu erhalten. Einige begeisterte Neoli- 
berale schlagen vor, die Wale zu retten, indem man sie mit Hilfe von genau 
bestimmten Eigentumsrechten auf den Markt bringt; so würden die Mit- 
glieder von Greenpeace und des World Wildlife Fund die Wale durch das 
Funktionieren des Marktes retten, wenn sie mehr als die japanischen oder 
norwegischen Fischer bezahlen würden (an die Weltorganisation, der die 
Wale gehören, oder an die privaten Eigner). Aber auf dem Markt bestimmt 
derjenige die Melodie, der die Musik bezahlt, und künftige Generationen 
sind nicht anwesend, um mitbieten zu können, noch sind es natürlich die in 
Frage kommenden bedrohten Arten. 

Es gibt eine komplementäre Beziehung zwischen natürlicher und landwirt- 
schaftlicher Artenvielfalt. Landwirtschaftliche genetische Ressourcen, man 
könnte sie »kultiviertes natürliches Kapital« nennen, können nicht völlig 
durch Kapitalgüter (einschließlich der »verbesserten« Sorten) ersetzt wer- 
den. Dieses kultivierte natürliche Kapital muß durch »natürliches Kapital«, 
die wilden Verwandten der kultivierten Pflanzen, ergänzt werden. Aller- 
dings sind wir mit dem Begriff des »natürlichen Kapitals« nicht einver- 
standen. Unter den natürlichen Ressourcen der orthodoxen Volkswirt- 
schaftslehre firmieren Ressourcen, die weder Waren sind noch wie Waren 
hergestellt werden - die genetischen Ressourcen der traditionellen Land- 
wirtschaft oder die natürliche biologische Vielfalt - während andere nicht 
als Waren produziert, doch als Waren verkauft oder verpachtet werden, 
wie zum Beispiel Land. Allen natürlichen Ressourcen den Namen 
»natürliches Kapital« zu geben, kann die Absicht verraten, sie alle als Wa- 
ren zu betrachten. 

Der Markt oder Marktsubstitute können zukünftigen Geschehnissen, die 
unsicher und unwiderruflich sind, keine plausiblen Werte zuschreiben. 
Manchmal wird argumentiert, daß ein negativer äußerer Faktor einen Wert 
ähnlich den Kosten der Reparatur eines Schadens hat. Zum Beispiel würde 
der Preis einer chemischen Verschmutzung, der der Markt keinen Wert zu- 
schreibt, den Kosten entsprechen, die bei der Wiederherstellung des ver- 


6 Herman Dalys (1994) Klassifikationssystem beinhaltet »natürliches Kapital«, »von Men- 
schen produziertes Kapital« und als Sonderfall »kultiviertes natürliches Kapital«. 
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seuchten Platzes entsprechend seinem früheren Zustand entstehen. Wenn 
wir den Verlust biologischer Vielfalt mittels dieses Kriteriums bewerten 
wollen, sind wir natürlich mit dem Problem konfrontiert, daß der Verlust 
irreversibel ist. Das Kriterium könnte aber wie folgt modifiziert werden: 
Der Preis der biologischen Vielfalt entspricht den Kosten ihres Erhalts wo- 
bei nicht nur die tatsächlich aufgelaufenen Kosten eine Rolle spielen, son- 
dern auch die Aufgaben, die bis dahin unbezahlt geblieben sind, sowie die 
Opportunitätskosten und Vorteile - das heißt die Kosten einer Agrarpro- 
duktion auf niedrigerer Ebene oder die Kosten der Nichtzerstörung des 
Regenwalds, die zugleich günstige Auswirkungen auf das Klima hätte. 
Dieses Konzept würde bedeuten, daß wir uns zuerst entscheiden, die bio- 
logische Vielfalt zu bewahren, und dann berechnen wieviel es kostet. Das 
ist nicht dasselbe wie wenn wir Anrechte an biologischer Vielfalt schaffen 
und dann einen Markt für diese Anrechte organisieren, und es ist auch 
nicht dasselbe wie eine Kosten-Nutzen-Rechnung anhand des heutigen 
Werts der Erhaltung der Sortenvielfalt. 


»Die Rechte der Bauern« 


Das von der biotechnischen Industrie geforderte gesetzliche Rahmenwerk 
wird es erlauben, Lebensformen einschließlich der landwirtschaftlichen 
genetischen Ressourcen zu patentieren. Deshalb wird im Rahmen des 
GATT die internationale Anerkennung von Patenten (oder ihren Äquiva- 
lenten) auf »neue« genetische Ressourcen in derselben Weise betrieben, 
wie dies schon bei medizinischen Patenten der Fall war. 

Aktivisten der ökölogischen Landwirtschaft sind gegen die Patentierung 
von Lebensformen, wie andere Ökologen auch, weil sie befürchten, daß 
die Entwicklung der Biotechnologie mit allen ihren Versprechungen und 
Drohungen nur der Logik des Marktes gehorchen wird. Besonders die An- 
hänger der ökologischen Landwirtschaft glauben, daß die landwirtschaftli- 
chen Forschungszentren der CGIAR ihre genetischen Ressourcen nicht 
patentieren lassen sollten. Ganz allgemein bezweifeln sie, daß über Patente 
die landwirtschaftliche Artenvielfalt gesichert werden kann. Sie stimmen 
nicht einmal der Bezahlung der »Rechte der Bauern« zu, die von der FAO 
zwar gutgeheißen wird, aber bisher ohne praktische Auswirkungen blieb. 
Die Rechte der Bauern sind nicht das Äquivalent von geistigen Eigentums- 
rechten. Anstatt Lizenzgebühren für traditionelles Saatgut zu bezahlen, wä- 
re es besser, alle genetischen Ressourcen als »Welterbe« zu betrachten. 
Gleichzeitig sollten gesellschaftliche und rechtliche Hindernisse gegen ge- 
fährliche oder absurde Anwendungen errichtet werden (wie etwa die Erhö- 
hung des Widerstandes der Pflanzen gegenüber Pestiziden statt gegenüber 
Schädlingen). Für ökologisch arbeitende Landwirte, die saubere Technolo- 
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gien anwenden und nur wenig Dünger und Energie verwenden, sollte ein 
wirtschaftlicher Ausgleich über Produktpreise oder Subventionierung der 
Einkommen erreicht werden, um ihnen Anreize zur Erhaltung und Ent- 
wicklung der Artenvielfalt zu geben. 

Sollten genetische Ressourcen Waren werden, so daß ein ökologisch er- 
weiterter Markt sie konservieren könnte? Zukünftige Generationen können 
allerdings nicht an diesem Markt teilhaben. Außerdem hängt der Marktwert 
in gewisser Weise von der gegenwärtigen Verteilung von Macht und Ein- 
kommen ab. Wer würde die bäuerlichen Rechte erhalten, wenn sie auf dem 
Markt verkauft würden? Die Bauernorganisationen? Die einzelnen Bauern? 
Die Regierungen? Welchen Preis würden sie bekommen? Die Wahrheit ist, 
daß die Bauern und die einheimischen Gruppierungen ihre hypothetischen 
bäuerlichen Rechte billig verkaufen würden , nicht weil sie ihre Arbeit und 
ihr landwirtschaftliches Wissen oder den Nutzen der biologischen Vielfalt 
für zukünftige Generationen gering schätzen, sondern ganz einfach, weil 
sie arm sind. Wenn die Armen billig verkaufen, dann gibt es keinen Grund, 
darauf zu vertrauen, daß die Preise auf einem ökologisch erweiterten Markt 
ein wirksames Instrument für Umweltpolitik sein werden. Deshalb ist eine 
Umweltpolitik notwendig, die sich auf eine breite soziale Bewegung stützt 
und über einen ökologisch erweiterten Markt hinausgeht. 

Ein Beispiel dafür, wie die Armen billig verkaufen, ist das Abkommen, das 
das INBio (Instituto Nacional de Biodiversidad) von Costa Rica und der 
Pharmakonzern Merck 1991 abgeschlossen haben (Walter et al. 1993; 
Brugger/Lizano 1992). Es werden zwar keine landwirtschaftlichen Res- 
sourcen verkauft, sondern natürliche; allerdings ist der Fall für meine Ar- 
gumentation wichtig. INBio verkauft eine Dienstleistung, das Sammeln 
und Präparieren einer großen Anzahl von Proben biologischer Vielfalt, 
Proben der Pflanzen, Insekten und Mikroorganismen, zu denen INBio in 
den Schutzgebieten Costa Ricas Zugang hat. INBio, eine private Organisa- 
tion mit engen Verbindungen zum Staat, hat freien Zugang zu diesen Res- 
sourcen und zahlt nur die Kosten für das Sammeln durch einheimische Ar- 
beiter (die ihr eigenes Wissen besitzen, das sie billig verkaufen) und die 
Kosten für die Präparierung der Proben. INBio zahlt weder die direkten 
Kosten der Einrichtung und Bewachung der Naturparks, noch die Kosten 
zur Erhaltung dieser Naturreservate. Das World Resources Institute 
(1992/93) lobt bezeichnenderweise dieses »neueste Abkommen zwischen 
einem größeren Pharmakonzern und Costa Rica, das weltweite Nachah- 
mung verdient«. Doch das Abkommen verursachte Unbehagen in Latein- 
amerika, unter anderem weil Costa Rica viele dieser genetischen Ressour- 
cen mit benachbarten Ländern teilt. Das Abkommen beinhaltet die Aner- 
kennung von Rechten an genetischen Ressourcen (in diesem Fall »wilde«), 
aber es garantiert nicht, daß traditionelles Wissen und die Bewahrung der 
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biologischen Vielfalt als solche mit anderen Formen der Landnutzung, die 
auf dem Markt profitabler sind, konkurrieren können. Entsprechend den 
Vertragsbedingungen zahlt Merck in zwei Jahren etwas über eine Million 
US-Dollar für die Rechte zur chemischen Überprüfung einer großen An- 
zahl von Proben, die, von der INBio präpariert, aus einem großen, ge- 
schützten Gebiet Costa Ricas stammen. Zusätzlich wird Merck auf Gewin- 
ne von kommerziellen Produkten Lizenzgebühren bezahlen. Ohne weitere 
teure Schutzmaßnahmen zur Absicherung der Interessen der lokalen Be- 
völkerung an der Erhaltung der Gebiete, wie die gesetzliche Regelung und 
Überwachung, die von der Regierung Costa Ricas oder den entsprechen- 
den Behörden bezahlt werden, würde der begrenzte finanzielle Anreiz 
durch Merck nicht ausreichen, um Abholzung und genetische Erosion zu 
verhindern. Merck ist ein kommerzielles Unternehmen mit einer relativ 
kurzfristigen Planung, die sich allerhöchstens auf einige Jahrzehnte er- 
streckt. Außerdem kann angenommen werden, daß Costa Rica billig ver- 
kauft. Warum hat Costa Rica, die klassische Bananenrepublik, billig Bana- 
nen an die United Fruit Company, Standard Fruit oder Del Monte ver- 
kauft? Weil es das wollte? Natürlich nicht! Wenn Costa Rica keine guten 
Preise für seine Bananen erzielen kann, wie kann es dann einen guten Preis 
für seine biologische Vielfalt erzielen? Eine Analogie kann dies verdeutli- 
chen: Die Arbeiter in den armen Ländern hatten immer ein Recht auf ihre 
Gesundheit gehabt. Trotzdem sind sie gezwungen, wenn man ihnen erst 
einmal Land und Lebensunterhalt geraubt hat, ihre Arbeit und ihre Ge- 
sundheit billig zu verkaufen, um irgendeine Anstellung in einer Mine oder 
Plantage zu erhalten, Bananenplantagen eingeschlossen. Die Armen ver- 
kaufen billig. Aber zukünftige Generationen können nicht einmal auf den 
Markt kommen. 


Die Verteidigung ökologischer Landwirtschaft außerhalb des Marktes 


Die Auswirkungen der modernen Landwirtschaft auf die Umwelt - Verlust 
von genetischen Ressourcen, Zerstörung von nicht erneuerbarer Energie 
aus fossilen Brennstoffen - lassen es zweifelhaft erscheinen, ob sie wirk- 
lich produktiver ist als ihre Vorgänger. Zuwächse bei der Produktivität 
werden berechnet, indem man die Inputs von der Gesamtproduktion ab- 
zieht und dann das Ergebnis durch die Menge desjenigen Inputs teilt, des- 
sen Produktivität gemessen werden soll. Aber die Preise der Produktion 
und des Input werden dabei nicht angemessen berechnet, weil sie weder 
externe Effekte noch die Zerstörung der für die landwirtschaftliche Pro- 
duktion notwendigen Bedingungen mit einbeziehen. 

An dieser Stelle gibt es zwei mögliche Wege. Der erste, der leichter zu ver- 
folgen ist, aber bald sehr schwierig werden kann, ist der Versuch, geldori- 
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entierte Überlegungen mit ökologischen Gedankengängen zu versöhnen. 
Zum Beispiel können Produkte aus der ökologischen Landwirtschaft mit 
Hilfe eines Grünen Etiketts höhere Preise erzielen, solange eine Nachfrage 
nach solchen Produkten vorhanden ist. Victor Toledo (1992) hat dieses 
Konzept formuliert: 


»Ökologische Landwirtschaft zielt nicht auf eine romantische (und unmögliche) Rückkehr zu 
vorindustriellen Formen der Produktion. Sie versucht, eine Strategie zur Modernisierung der 
Landwirtschaft auf Basis eines adäquaten Managements der Natur in die Tat umzusetzen so- 
wie die Anerkennung (anstatt der Zerstörung) des ländlichen Erbes... Was am meisten über- 
rascht (und ermutigt), ist, daß dieser Vorschlag, der weder Bestandteil offizieller Politik ist, 
noch unter den lokalen Experten diskutiert wird, sich als Resultat kommerzieller Abläufe ent- 
wickelt, als Resultat der Verbindung wachsender Nachfrage nach neuen organischen Produk- 
ten in der ersten Welt mit der ökologisch orientierten Produktion traditioneller mexikanischer 
Gemeinden. In einem Fall haben einige indigene Organisationen in Oaxaca und Chiapas damit 
begonnen, aufnahmebereite Märkte in Deutschland, Italien, Dänemark und anderen Industrie- 
ländern mit Kaffee aus organischem Anbau zu beliefern. Sie waren dazu in der Lage, weil ihre 
traditionellen Systeme (Kaffee im Schattenanbau, in gemischten Kulturen, die keine Chemi- 
kalien benötigen) in der Lage waren, die Politik der Modernisierung zu überstehen. Ein weite- 
res Beispiel ist der Zusammenschluß von mehr als einem Dutzend Gemeinden aus Chinanteca, 
die es geschafft haben, Vanille zu kultivieren... oder die Produzenten (und Exporteure) von 
Sesam.« 

Öko-Konsumenten in Frankfurt und Amsterdam haben tatsächlich organisch 
angebauten Kaffee aus dem sandinistischen Nicaragua gekauft, und es gibt 
lobenswerte Bemühungen, alternative Wege im internationalen Handel zu 
organisieren, um damit Gruppen zu unterstützen, die ökologischen Anbau 
betreiben. Wäre es möglich, zu höheren Preisen ökologisch erzeugte Pro- 
dukte aus den Anden in Berlin oder San Francisco zu vermarkten? Man 
hofft dies, kann jedoch, wie etwa Victor Toledo, Zweifel anmelden, ob es 
wirklich die effektivste Methode zur Verteidigung ökologischer Landwirt- 
schaft ist, Produkte auf spezialisierte Hochpreismärkte hin zu differenzie- 
ren. Außerdem wird in Fällen wie der Vanilleproduktion der Wettbewerb 
durch die neuen biotechnischen Industrien schon aufgenommen. 

Wenn die ökologische Landwirtschaft auf den großen Märkten aber nicht mit 
den Produkten der modernen Landwirtschaft konkurrieren kann, entsteht ein 
Problem. Wenn es einen grundsätzlichen Konflikt zwischen Okologie und 
Markt gibt, dann eröffnet sich eine zweite Option. Welche gesellschaftlichen 
Akteure machen ökologisches Wirtschaften zu ihrer politischen Angele- 
genheit? Die Bauern des Südens, die noch ökologische Landwirtschaft 
praktizieren, scheinen dafür die geeigneten Kandidaten zu sein. 

Wenn traditionelle Bauern Landrechte haben, dann haben sie auch Zugriff 
auf Sonnenenergie und zumindest auf das Regenwasser, das auf ihr Land 
fällt; und sie kontrollieren eine »vierte Ressource«, die Saat aus ihrer eige- 
nen Ernte. Anders als diese Bauern hängen moderne Landwirte von exter- 
ner Energie aus fossilen Brennstoffen ab, vergiften die Umwelt in stärke- 
rem Maße und haben die Kontrolle über die vierte Ressource verloren. Das 
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ist die Terminologie von Henk Hobbelink, dem Gründer von GRAIN. Sie 
verweist auf das folgende Paradox: in den reichen Ländern verursachte die 
Ausdehnung des Marktes große, aber nicht beachtete Verluste von geneti- 
schen Ressourcen und nun soll durch dieselbe Ausdehnung des Marktes ın 
den armen Ländern über einen angemessenen Preis für genetische Res- 
sourcen eine genetische Erosion verhindert werden. 

So hat zum Beispiel die Entwicklung und Verbreitung von Hybridmais vor 
50 Jahren in den USA zu biologischer Verarmung geführt; notwendig ist ein 
fortwährender Input von entweder kostenlosem oder schlecht bezahltem ge- 
netischen Material aus Gegenden, in denen die einheitlichen F-! Hybriden 
noch nicht angebaut werden. Als eines der klassischen Beispiele der Vorteile 
des technischen Fortschritts wurde die Ertragsquote von Hybridmais be- 
trachtet (Grilliches 1958). Den zusätzlichen Input berechnete man einfach 
anhand seines Marktpreises, ohne jede Berücksichtigung der Auswirkungen 
der benutzten Chemie und der fossilen Brennstoffe, der verstärkten Boden- 
erosion oder des Verlusts von biologischer Vielfalt. Die Entwicklung von 
Hybridmais und später der Hochertragssorten von Weizen und Reis setzte 
dann, in einem Agrarsystem, das sich auf Mechanisierung und Monokultur 
gründet, den heutigen Prozeß der genetischen Erosion in Gang. 

Die Ideologie des bäuerlichen Widerstandes wurde »Agrarismus« (wie in 
Mexiko) oder »Narodnikismus« (wie in Osteuropa nach 1870) oder 
»bäuerlicher Populismus« genannt, Mariätegui (1894-1930), der bekannte- 
ste lateinamerikanische Marxist seiner Generation, der die bäuerlichen 
Gemeinden erhalten wollte und daran glaubte, daß sie in einem zukünfti- 
gen Andensozialismus eine wichtige Rolle spielen würden, wurde zu Recht 
als ein etwas populistischer Marxist angesehen. Doch in der langen Ge- 
schichte politischer Ideologien, die auf bäuerlichem Widerstand und damit 
verbundenen ökonomischen Ideen beruhen, hat es bis vor kurzem kaum 
explizit ökologische Elemente gegeben. Natürlich haben die Bauern immer 
eine anerkennenswerte ökologische Praxis aufzuweisen gehabt, wie man es 
bei der Erhaltung und der Schaffung von genetischen Ressourcen und ih- 
rem Umgang mit Boden, Wasser und Wald sehen kann. Genau wie bei der 
Nutzung der Sonnenenergie, einer Energie, die man ihnen nicht nehmen 
kann, solange man sie nicht von ihrem Land vertreibt. Aber die ausdrückli- 
che ideologische Verbindung zwischen der Bewegung der »Narodniki«, 
dem »Agrarismus«, dem »bäuerlichen« Populismus (die alle in gewisser 
Weise Synonyme sind) und der Ökologie ist neueren Datums.‘ Die ökolo- 


7  »Populistisch« meint hier »pro-bäuerlich«. 

8 Eine gewisse Ausnahme stellt Gandhi im kolonialen Indien dar, der die Anwendung or- 
ganischen Düngers unterstützte, wie auch den sorgfältigen Umgang mit den natürlichen 
Ressourcen Wasser und Wald und dabei die genetische Vielfalt der bäuerlichen Landwirt- 
schaft berücksichtigte. 
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gischen Tugenden der Bauern wurden selbst von denen, die auf ihrer Seite 
waren, kaum anerkannt. Inzwischen ist eine internationale ökologische und 
bäuerliche Bewegung entstanden, die die Funktion der Bauern bei der 
Entwicklung der genetischen Ressourcen herausstellt. Es gibt auch eine 
große Besorgnis über die unbekannten gesellschaftlichen und ökologischen 
Folgen der neuen Biotechnologien. Aus zwei Gründen hat dieses neue Be- 
wußtsein in den armen Ländern größere Chancen sich zu entwickeln. Wäh- 
rend die Länder des Nordens an genetischen Ressourcen eher arm sind, be- 
sitzen einige Länder des Südens nicht nur den genetischen Reichtum der 
tropischen Regenwälder, sondern auch die Zentren biologischer Vielfalt 
für viele Agrarpflanzen. Außerdem gibt es in diesen Ländern noch viele 
traditionelle Bauern, die gemischten Anbau mit geringem Input betreiben 
und so in der Lage sind, die landwirtschaftliche Artenvielfalt zu erhalten 
und damit die genetischen Ressourcen am besten nutzen. Diese internatio- 
nale, von NGOs gebildete Bewegung, kämpft nicht nur für eine ideologi- 
sche Verteidigung der ökologischen Landwirtschaft, sondern auch für die 
Verbreitung neuer Techniken und Erfahrungen unabhängig von Regierun- 
gen und kommerziellen Unternehmen. Seit ein so unschuldiges Wort wie 
»Kompost« sich international verbreitet hat und einen Teil der alltäglichen 
Sprache der Bauern ausmacht, kann es zur mentalen Verteidigung gegen 
Verkäufer beitragen, die immer im Interesse der Düngemittelfabriken ar- 
beiten. Seit traditionelle Praktiken unter dem international anerkannten 
Terminus der »integrierten Schädlingsbekämpfung« bekannt sind, erlangen 
sie eine neue Legitimität, selbst wenn der Gebrauch von Pestiziden sie als 
veraltet erscheinen läßt. 

Neben der staatlichen Intervention durch Beratungsdienste und Subventio- 
nen zugunsten von Agrarchemie und Mechanisierung begünstigt auch der 
Markt den Erfolg der Hochertragssorten und damit zusammenhängender 
landwirtschaftlicher Technologie. Wenn sie sich im Norden durchgesetzt 
haben, wie hätten sie sich dann im Süden nicht durchsetzen können? Of- 
fensichtlich ist dort die Arbeit viel billiger, aber Hochertragssorten werden 
nicht angebaut, weil sie Arbeit sparen, sondern weil sie die Produktion pro 
Hektar vergrößern. Möglicherweise sind diese Zuwächse auf Dauer nicht 
aufrechtzuerhalten, aber Tatsache ıst, daß vor allem diese Sorten über die 
kommerziellen Kanäle vertrieben werden. Sowohl in Europa und den Ver- 
einigten Staaten als auch den armen Ländern ist der moderne Agrarberater 
ein Verkäufer für Firmen, die landwirtschaftliche Produktionsmittel ver- 
treiben. Wo ist der entsprechende Verkäufer für die ökologische Land- 
wirtschaft? Warum muß diese Aufgabe von nicht-profitorientierten NGOs 
übernommen werden? Hängt der Marktvorteil der modernen Landwirt- 
schaft nur von direkten Subventionen für kommerzielles Saatgut, Agrar- 
chemie, Mechanisierung und Bewässerungspumpen ab? Oder sollte man 
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treffender sagen, daß dieser Vorteil der Unfähigkeit des Marktes geschul- 
det ist, langfristige Kosten- und Nutzeffekte zu berücksichtigen? 

Die Verbreitung der ökologischen Landwirtschaft war das Ergebnis eines 
Lernprozesses bei den Bauern selbst. Auch die Verbreitung der modernen 
Landwirtschaft geschieht zum großen Teil auf diese Weise. In Indien zum 
Beispiel war der direkte Austausch zwischen den Bauern der Hauptweg für 
die Ausbreitung der »Saat der grünen Revolution«. Der Austausch tradı- 
tioneller Sorten könnte mit Hilfe von Saatmärkten erleichtert werden, wie 
es Mario Tapa für die Anden vorgeschlagen hat. Die armen Bauern selbst 
müssen zu jeder Zeit und an jedem Ort entscheiden, ob sie die traditionel- 
len Sorten erhalten oder kommerziell verbesserte Sorten übernehmen sol- 
len. Die Bauern werden durch eine Vielzahl von Überlegungen beeinflußt, 
die sowohl mit ihrer Lebenshaltung und dem Gebrauchswert als auch mit 
kommerziellen Umständen zu tun haben. 

Wenn die ökologische Landwirtschaft doch nur auf den Märkten profitabel 
wäre! Obwohl es Fälle gibt, in denen sie es ist, dürfte es wohl kaum im all- 
gemeinen zutreffen. Wenn es so wäre, würde der kommerzielle Sektor bei 
der Produktion und beim Verkauf ökologischer Produkte einen bedeuten- 
den Teil ausmachen, aber tatsächlich beschränkt sich dieser Bereich fast 
ausschließlich auf NGOs und traditionelle Bauern des Südens. Doch wer 
die ökologische Landwirtschaft unterstützen will, argumentiert anders. Ei- 
ne angemessene Berücksichtigung der äußeren Bedingungen, eine Kor- 
rektur der Preise und ein Zurückfahren der Subventionen für Agrarchemie, 
kommerzielles Saatgut und Mechanisierung sollten es ermöglichen, die 
ökologische Landwirtschaft zu erhalten oder aufzubauen. Rationale Ent- 
scheidungen darüber, ob ökologische Landwirtschaft unterstützt werden 
sollte oder nicht, sollten sich nicht auf enge marktwirtschaftliche Überle- 
gungen beschränken, bei der die externen Effekte willkürlich bewertet 
werden. Wir glauben, daß die Diskussion sich cher an direkt politischen 
Grundsätzen orientieren sollte. Wir brauchen ein gesellschaftliches Um- 
denken gegenüber der modernen Landwirtschaft, weil sie für eine Reihe 
negativer externer Effekte verantwortlich ist - genetische Verarmung, 
Energieverschwendung und chemische Verschmutzung - die wir nicht in 
heutige Geldwerte übertragen können; aber es wäre klug, sie zu vermeiden. 
Wenn man sich erst einmal dazu entschlossen hat, die ökologische Land- 
wirtschaft zu schützen und zu ermutigen, wenn die Frage aus Sicht einer 
langfristigen ökologischen Wirtschaftstheorie erörtert wird, die die Un- 
wägbarkeit und die irreversible Natur bestimmter Ereignisse in Rechnung 
stellt, wenn gemeinsarn mit anderen Bewegungen - etwa der zur Verteidi- 
gung der ethnischen Kultur in den ecuadorianischen, peruanischen und bo- 
livianischen Anden - genug politische Kraft entfaltet wird, dann werden 
wir ın der Lage sein, die Kosten (Geld, Ressourcen und Arbeitsstunden) 
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für den Schutz und die Förderung ökologischer Landwirtschaft zu berech- 
nen. Das heißt nicht, daß es immer kurzfristig profitabel sein wird, aber es 
lohnt sich vielleicht, diese Kosten zu bezahlen, auch wenn es keine Garan- 
tie dafür gibt, daß das Geld über den Markt wieder hereinkommt (Quintero 
1992). 
Was sind wir bereit für die ökologische Landwirtschaft zu zahlen? Wel- 
chen Nutzen werden wir davon haben? Im Augenblick wird lediglich das 
ex situ-System bezahlt, aber die Erhaltung und Entwicklung des in situ- 
Systems ist von der traditonellen Landwirtschaft bezahlt worden. Wir ha- 
ben es hier mit einem typischen Fall des Vergleichs von kurzfristigen Ko- 
sten (scheinbar geringere Produktion pro Hektar und pro Arbeitsstunde) 
und verschiedenen unsicheren Vorteilen in der Zukunft (die Schaffung und 
Bewahrung von biologischer Vielfalt in situ, geringere Kontamination und 
die Einsparung fossiler Brennstoffe) zu tun. Die herkömmliche Volkswirt- 
schaftslehre kann uns bei dieser Entscheidung nicht helfen. Die internatio- 
nale Bewegung zugunsten ökologischer Landwirtschaft sollte sich deshalb 
nicht mit kurzfristigen ökonomischen Betrachtungen abgeben. Sie sollte 
vielmehr als eine politische Bewegung agieren, die an ökologisch- 
ökonomische Überlegungen appelliert, wie an die Verteidigung der Völ- 
ker, deren ethnische Identität in gleicher Weise bedroht ist wie ihr Agrar- 
system. 

Übersetzung aus dem Englischen von Günter Barwig 
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Vathsala Aithal 


Ein feministischer Blick auf Wasser 
Das Beispiel Indien 


»Wasser ist Leben.« Dieses vielbemühte Wort könnte in nicht allzu ferner 
Zeit politische, ökonomische und soziale Brisanz erhalten. Bereits jetzt 
kaufen multinationale Konzerne Mineralwasserquellen auf, und es ist die 
Rede von möglichen Kriegen um das knappe Gut. Dabei könnte durch die 
globale Erwärmung auch der Wasserkreislauf - der Weg des Wassers zwi- 
schen See, Luft und Land - sich beschleunigen, und die Wasservorräte 
könnten sich verändern. Schon seit Jahren erlebt Cherrapunji in Indien - 
mit 1200 cm Niederschlägen pro Jahr der regenreichste Ort weltweit - all- 
jährlich Dürreperioden! In weiten Teilen der Welt sinkt bereits heute der 
Grundwasserspiegel, da mehr Grundwasser verbraucht wird als sich auf- 
füllt. Die Zerstörung des Wasserkreislaufs wird wiederkehrende Dürren 
und langfristig eine zunehmende Desertifikation zur Folge haben. Dabei 
waren groben Schätzungen zufolge bereits 1984 mehr als ein Drittel der 
Erdoberfläche und ein Fünftel der Weltbevölkerung von Desertifikation 
bedroht. Bisher eine Selbstverständlichkeit, wird Wasser in vielen Regio- 
nen zum kostbaren Naß werden. Das vorhandene Wasser wird zu 65% in 
der Landwirtschaft verbraucht, die damit noch vor der Industrie und den 
Städten rangiert. Die Steigerung der Nahrungsmittelproduktion erfolgt vor 
allem über Ertragssteigerungen, wobei die Bewässerung der wichtigste 
Faktor ist (Postal 1994). Das »Wunder« der Grünen Revolution wäre ohne 
intensive Bewässerung nicht denkbar. 

Auf dem »Erdgipfel« in Rio im Jahre 1992 stand »Wasser« nicht einmal auf 
der Tagesordnung. Geschlechtsspezifische Aspekte fanden hingegen, bedingt 
durch den Druck der Frauen aus NGOs in den Abschlußdokumenten einen 
gewissen Niederschlag. Das Wissen der Frauen (vor allem im Süden) um den 
Ressourcenschutz wurde anerkannt, und in einem eigenen Kapitel der Agen- 
da 2] wurde ihre Partizipation auf allen Ebenen und in allen Bereichen ge- 
fordert. Darüberhinaus hatten Frauengruppen bereits im Vorfeld nach einer 
umfassenden Analyse der Zusammenhänge von Wirtschaft, Politik und 
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Umweltzerstörung eine neue Moral des Produzierens, Handelns und Kon- 
sumierens gefordert. Fünf Jahre nach Rio rückt Wasser zwar ins Blickfeld 
und Regierungen diskutieren ein Aktionsprogramm »Water 21«; aber im 
Gegensatz zur neugewonnenen Relevanz des Wassers gerinnt die Erklä- 
rung über die Partizipation von Frauen zum bloßen Lippenbekenntnis. 
Kaum ein Staat, der auf der Rio-Nachfolgekonferenz im Juni diesen Jahres 
von der wirklich erfolgreichen Umsetzung des »Frauen«-Kapitels auf na- 
tionaler Ebene berichten konnte. Und angesichts der Globalisierung der 
Wirtschaft rücken die von den Frauen eingeklagten neuen Prinzipien der 
ressourcenschonenden Produktion und Konsumtion in weite Ferne. 

Aber es ıst nicht so, daß »Frauen« kein Thema wären. In der Diskussion 
der internationalen Entwicklungsbürokratie um Desertifikation, z.B. im 
Sahel, werden Frauen thematisiert, allerdings als Ursache des Problems: 
»Durch Frauen entsteht Desertifikation. Sie holzen ab und sie produzieren 
Kinder.« Weder in der entwicklungspolitischen noch in der feministischen 
Debatte noch in den Diskussionen um nachhaltige Entwicklung wird ana- 
lysiert, wie Frauen in ihren produktiven und reproduktiven Tätigkeiten von 
Desertifikation und Wassermangel betroffen sind. Bei der Suche nach Lö- 
sungsansätzen oder gar Handlungsoptionen führt der Weg durch eine Wü- 
stenlandschaft. 

Die Ökologie-Debatte in Indien thematisierte zwar bereits zu Beginn der 
80er Jahre die massive Umweltzerstörung und deren soziale Folgen. Der 
Umweltbericht des Center for Science and Environment stellte heraus, daß 
von der ökologischen Zerstörung im allgmeinen und vom Wassermangel 
im besonderen arme Frauen in den ländlichen Regionen ganz unmittelbar 
betroffen sind (CSE 1985). Im Rahmen der »Wasserdekade« wurde sogar 
staatlicherseits die geschlechtsspezifische Dimension des Problems wahr- 
genommen und festgestellt, daß »der Wassermangel nicht so akut wäre, 
wenn Männer es wären, die Wasser holen müßten« (CWDS 1990, 29). Auf 
der Ebene der Problemlösungen gehen aber sowohl die Frauen als auch das 
Problem selbst verloren: Der 200 Seiten umfassende Gesamtplan der indi- 
schen Regierung im Rahmen der internationalen Trinkwasserdekade (1982- 
90) enthielt nach Shiva (1988) zwar sämtliche Angaben für den Bedarf an 
technischer Ausstattung, an Elektrizität, Fachpersonal u.ä., was fehlte, waren 
jedoch Angaben über die für diesen Zeitraum notwendige Wassermenge 
zum einen und das Wissen der Frauen als Wasserexpertinnen zum anderen. 
In Lösungsansätzen der Ökologiebewegung geraten die Geschlechterverhält- 
nisse ebenfalls aus dem Blickfeld. So wächst hier zwar die Einsicht, daß 
Lösungen zur Behebung der Umweltzerstörung nicht beim Wald, sondern 
beim Wasser ansetzen müssen (CSE 1991); bei den Vorschlägen zu einem 
partizipatorischen Ansatz der Regenerierung des dörflichen Ökosystems 
bleiben die Geschlechterverhältnisse jedoch unangetastet! 
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Ziel dieses Beitrages ist es, die gegenläufigen Diskurse um Frauen und 
Wasser zusammenzuführen. Die geschlechtsspezifische Dimension der 
Wasserproblematik soll am Beispiel Indiens diskutiert werden. Nach einer 
historischen Analyse werden die modernisierungsbedingten Ursachen des 
Wassermangels im Kontext der Zerstörung des gesamten Ökosystems und 
die spezifische Betroffenheit von Frauen in ihren konkreten Lebenszu- 
sammenhängen dargestellt. Anschließend werden Ansätze zur Behebung 
des Wassermangels sowie einige politische Visionen und Handlungsansät- 
ze von Frauen selbst diskutiert. Den analytischen Rahmen bildet der gen- 
der-needs-Ansatz von Moser (1992), die zwischen den praktischen und 
strategischen Bedürfnissen unterscheidet und fordert, daß Entwicklungs- 
maßnahmen nicht nur die praktischen Bedürfnisse abdecken, sondern auch 
Geschlechterverhältnisse verändern müssen. Praktische Gender-Bedürfnis- 
se erwachsen aus der konkreten Lebens- und Arbeitssituation von Frauen. 
Frauen im Süden benennen aus ihrer Alltagserfahrung heraus die Nah- 
rungs- und Wasserversorgung, Erziehung und Gesundheitsfürsorge als ihre 
unmittelbaren, praktischen Gender-Bedürfnisse. Diese stellen aber die Ge- 
schlechterverhältnisse selbst nicht in Frage. Maßnahmen zur Deckung der 
praktischen Gender-Bedürfnisse - wie etwa technische Ausstattung, Bera- 
tung, Training und Kreditprogramme - sind von kurzer Dauer, in der Regel 
stützen sie die bestehende geschlechtsspezifische Arbeitsteilung. Strategi- 
sche Gender-Bedürfnisse setzen an der untergeordneten Stellung der Frau- 
en in der Gesellschaft an. Sie zielen auf die Beseitigung der sozialen Un- 
gleichheit zwischen den Geschlechtern ab. Dies beinhaltet die Abschaffung 
der geschlechtsspezifischen und -hierarchischen Arbeitsteilung, Beseiti- 
gung der Diskriminierung in Wirtschaft, Politik und Recht; Abschaffung 
sexistischer Gewalt, Zugang zu Land- und Besitzrechten, sexuelle Selbst- 
bestimmung, Teilhabe an Entscheidungsprozessen. Die Befriedigung der 
praktischen und strategischen Bedürfnisse können zum »Empowerment« 
(der Machtbildung) von Frauen beitragen. Die Unterscheidung in prakti- 
sche und strategische Geschlechterbedürfnisse hat sich als Planungsin- 
strumentarium in vielen Entwicklungsorganisationen durchgesetzt. 


1. Wasserwirtschaft und Entwicklungsstrategie in Indien 


Indien ist noch immer eine agrarische Gesellschaft, mehr als 70% der Be- 
völkerung leben auf dem Lande, hiervon ca. % von der Landwirtschaft. 
Wasser ist eines der wichtigsten Elemente agrarischen Wirtschaftens. Von 
zentraler Bedeutung sind Trinkwasser und Bewässerungswasser. Um die 


1 Auf die theoretische Kontroverse über die Bezüge von Frauen und Natur im indischen 
Kontext bin ich bereits an anderer Stelle eingegangen (vgl. Aithal 1995). Zum materiellen 
Bezug von Frauen zu ihrer Umwelt vgl. Agarwal (1991) und Mies/Shiva (1995). 
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Wasserversorgung sicherzustellen, wurden über Jahrhunderte die Nieder- 
schläge, die größtenteils als Monsunregen im Zeitraum von drei Monaten 
fallen, optimal genutzt. Es bildeten sich verschiedene Systeme zur ökologi- 
schen Wassergewinnung und -konservierung und der Wasser»ernte«. 
Frauen spielten dabei in der Vergangenheit nicht nur in der Landwirtschaft, 
sondern auch beim Erosionsschutz eine zentrale Rolle (Shiva 1988). 
Aufgrund der Bedeutung des Wassers entwickelten sich ausdifferenzierte 
Techniken der Wassergewinnung und -verteilung (Mukundan 1988). So 
überlebten über Jahrhunderte die Tank-Systeme in Südindien: sie bestehen 
aus einer einzigen Serie von mehreren Hundert - nicht selten über Tausend 
- Reservoirs, die miteinander verknüpft sind. Sie bilden eine fortlaufende 
Kette von Anlagen, wodurch im Einzugsgebiet in Zeiten der Dürre kein 
einziger Tropfen Wasser und in den normalen Perioden nur wenig Wasser 
verlorengeht. Noch heute spielen die Tank-Systeme vor allem in der Be- 
wässerung eine zentrale Rolle, in einigen Regionen werden immer noch 
mehr Flächen mit Tank-Systemen als mit modernen Methoden bewässert 
(Shiva 1991, 188). 

Wasser hat nicht nur als Wirtschaftsfaktor Bedeutung. Die Nutzung wurde 
und wird z.T. über politische Aushandlungsmechanismen geregelt. Ebenso 
werden soziale Differenzierungen in Form von Rein-Unrein-Schemata und 
Kastenunterschiede über Wasser aufrechterhalten. Wasser ist keineswegs 
ein neutrales Element, sondern hat ökonomische, politische, soziale und 
symbolische Bedeutung! Ich vertrete die These, daß Wasser ein Struktur- 
element der indischen Gesellschaft ist, und daß die Wasserwirtschaft in die 
Gesellschaftsstruktur verwoben ist. Dabei folge ich aber nicht der Be- 
schreibung der indischen Gesellschaftsformation mittels Kategorien wie 
»asiatische Produktionsweise«, »hydraulische Gesellschaft« oder »orienta- 
lische Despotie«. Vor allem Wittfogels (1962) zentrale These, daß die 
Kontrolle über Wasser Macht und Kontrolle über die Menschen bedeutet 
und Marx’ These über die Stagnation in der Entwicklung der indischen Ge- 
sellschaft aufgrund der orientalischen Despoten haben bisher die Diskussi- 
on bestimmt. Neuere Studien widerlegen diese Thesen, womit sich ein Pa- 
radigmenwechsel abzeichnet (Sengupta 1988; Munkundan 1988): 

»Wittfogel und vor ihm Marx nahmen die hydraulische Gesellschaft als eine Realität wahr, die 
über Tausende von Jahren in asiatischen Zivilisationen vorgeherrscht hat. Sie nahmen an, daß 
die Durchdringung des dezentralisierten Netzwerks von Bewässerungssystemen mit einer 
zentralisierten Macht verbunden war und daß bestimmte Individuen, die die Flußgewässer er- 
obern, sich in eine Machtelite verwandelten. Was Marx und Wittfogel jedoch aus der Ferne 
nicht wahrzunehmen vermochten, war, daß die Bewässerungssysteme in Indien durch mitein- 
ander kooperierende Gemeinschaften und nicht durch herrschende Bürokratien bewirtschaftet 
wurden, und daß dezentralisierte Instandhaltung und Nutzung - und weniger zentralisierte 


Kontrolle - Charakteristikum der alten Bewässerungssysteme Indiens waren« (Shiva 1991, 
192, Herv. i. Orig.). 
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Sengupta hat herausgearbeitet, daß die Rationalität der Bewässerungssysteme 
auf jahrhundertelangen, von vielen Generationen gesammelten Erfahrungen 
beruhen. Er widerlegt die Wittfogelsche These, indem er nachweist, daß die 
Systeme aus einem enggeknüpften Netz von Mikro-Projekten bestanden und 
Bau, Instandhaltung, Zuweisung und Konfliktlösung unter den Nutzern je- 
des dieser Kleinprojekte /okal geregelt wurde. Entgegen der Stagnations- 
these kennzeichnete Flexibilität diese Bewässerungssysteme. So konnte die 
Fruchtfolge jährlich geändert werden, je nach der Verfügbarkeit des Be- 
wässerungswassers. Lokale Wasserressourcen unter lokaler Kontrolle und 
lokale Entscheidungen über die Art der Nutzung der landwirtschaftlichen 
Flächen bedeuteten weniger Risiken und höhere Planungssicherheit. 


Exkurs: der historische Prozeß der Enteignung und die Folgen 

Mitte des 19. Jahrhunderts wurden nur ca. 20% der Landfläche landwirt- 
schaftlich genutzt. Die genutzte Fläche befand sich in Privatbesitz. Die 
restlichen 80% - Wasser, Wald und Weideland - war Gemeineigentum, das 
für das Überleben der Mehrheit der Bevölkerung eine wichtige Rolle 
spielte.” Die Nutzung des Wassers galt als ein Nießrecht, ein »natürliches« 
Recht, das nicht in der Hoheit des Souveräns oder Staates lag und somit 
auch nicht vergeben werden konnte. Lokal differenzierte Rechtssysteme 
regelten nicht nur die gemeinschaftliche kasten- und gruppenspezifische 
Nutzung des Gemeineigentums, sondern auch die Regelverletzungen. 
Zahlreiche Studien belegen, daß die gemeinschaftliche Nutzung ökologisch 
nachhaltig war (z.B. Guha 1988; Sengupta 1985). 

Einschneidende Zerstörungen der Ökosysteme stehen weltweit im engen 
Zusammenhang mit dem westlichen Imperialismus. Nach Gadgil/Guha 
(1993, 116) 


»wurde die Weltökologie durch den westlichen Kapitalismus, der während seiner Expansi- 
onsphase andere Ökosysteme zerstörte, grundlegend verändert: zunächst durch Handel, später 
durch Kolonialismus. Diese Interventionen haben nicht nur die sozialen, ökologischen und 
demographischen Charakteristika der Lebenswelten, denen sie aufgezwungen wurden, radikal 
umgeformt, sie stellten auch sicher, daß von den eingeleiteten Veränderungen vornehmlich 
Europa profitieren würde.« 

Neben der Kolonialisierung trug auch die weltweite Kontrolle über Mine- 
ralien, Pflanzen und Tiere entscheidend zum industriellen Wachstum in 
den Metropolen bei. Die Eroberung der »Neuen Welt« erfolgte nicht nur 
durch Waffen, sondern auch durch Unkraut, Tiere und Krankheiten, die 
letztlich sowohl die einheimische Bevölkerung als auch die Ökosysteme 
vernichteten. Selbst Regionen, Bäume, Tiere und Landstriche wurden um- 
benannt, (nicht immer nachhaltige) landwirtschaftliche Techniken und Me- 
thoden eingeführt, die noch heute vorherrschen. Gesellschaften wie die in 


2 Dabei waren die Rechte innerhalb des Dorfes inklusiv, zwischen den Dörfern exklusiv. 
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China und Indien hingegen erwiesen sich aufgrund der Bevölkerungsdich- 
te, Immunität gegen Krankheiten, ihren landwirtschaftlicher Technologien 
und sozio-politischer Organisationen widerstandsfähiger gegenüber dem 
ökologischen Imperialismus. Die Strategie für Indien beinhaltete zunächst 
die Entsendung militärischer Berater und Händler und seit dem 19. Jahr- 
hundert sowohl indirekte als auch direkte Herrschaft. Die Zerstörung der 
Ökosysteme war hier zwar nicht Instrument der Expansion, jedoch machte 
der politische Sieg den uneingeschränkten Eingriff in das Ökosystem, der 
zugleich einen Eingriff in das Gefüge der indischen Gesellschaft bedeutete, 
erst möglich. Mit der Konsolidierung der Kolonialherrschaft - 1858 fiel In- 
dien in die Hände der britischen Krone - setzten die Briten ihre Untertanen 
den Verführungen industriekapitalistischer Produktion und Konsumtion 
aus. Sie stellten auch sicher, daß der ökologische Wandel, den sie einleite- 
ten, intensiviert und »nachhaltig« fortgesetzt wurde, und dies erst recht 
nach ihrem Rückzug. Der Kolonialismus als »ökologische Wasserscheide« 
(Gadgil/Guha 1993) läßt sich an dem Management und der Nutzung von 
Wald und Wassers exemplarisch darstellen. 

Die »Commons« - Wälder, Wasserquellen und Gemeindeland - wurden zu 
Staatseigentum erklärt. Vor allem kommerzielle und fiskalpolitische Inter- 
essen legitimierten die Verstaatlichung und die ökologischen Interventio- 
nen. Um den Holzbedarf zunächst für den Schiffsbau, die Eisenschmelze 
und die Landwirtschaft in England zu decken, wurden große Waldgebiete 
einer entsprechenden Ausbeutung vorbehalten. Der Eisenbahnbau in Indi- 
en, der für den Transport der zu exportierenden Rohstoffe bestimmt war, 
zog ebenfalls massive Rodungen nach sich. So wurden in den 70er Jahren 
des 19. Jahrhunderts jährlich ca. 1 Million Eisenbahnschwellen benötigt, 
wobei jede Schwelle eine Lebensdauer von nicht mehr als 12-14 Jahren 
hatte. Mit dem Holz eines Baums konnten gerade sieben Schwellen herge- 
stellt werden. Bis in die 1890er Jahre, vor der Einführung der Kohle, wur- 
de Holz auch zur Verfeuerung in den Lokomotiven verwendet. Darüber 
hinaus wurden Wälder gerodet, sowohl um Tee- und Kaffeeplantagen zu 
errichten als auch zur Gewinnung zusätzlicher landwirtschaftlicher Flä- 
chen, die die Steuereinnahmen erhöhen sollten. Zwar entwickelte der kolo- 
niale Staat die Idee einer »wissenschaftlichen« Waldwirtschaft, doch hatten 
kommerzielle Überlegungen Vorrang. Die Forstpolitik verwandelte ganze 
Waldstriche in Wüsten. 

Die Enteignung des Waldes ging mit starken Einschränkungen der Ge- 
wohnheitssrechte der lokalen Bevölkerung einher. Das Recht auf Zugang 
wurde nur unter sehr restriktiven Bedingungen gewährt; Tausch und Ver- 
kauf von Waldprodukten waren durch die Inhaber der Rechtstitel verboten. 
Bei der sehr limitierten Gewährung von Konzessionen für das Holzfällen 
waren die Waldbewohner totaler Willkür ausgesetzt (Agarwal 1995). 
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Die Verstaatlichung der Gewässer diente ebenfalls der Steigerung der 
Steuereinnahmen der Kolonialmacht. Durch das Verbot der Salzproduktion 
aus salzhaltigen Seen und aus Meerwasser wurde der Salzhandel zum Mo- 
nopol des kolonialen Staates. Die Einführung der Salzsteuern und die Prio- 
ritätssetzung auf Salzgewinnung aus Gewässern statt auf Gewinnung von 
Trink- und Bewässerungswasser, führte zur Verarmung der Bevölkerung. 
In Bengalen wurden die gut ausgebauten traditionellen Bewässerungssy- 
steme beim Eisenbahnbau zerstört und durch moderne Systeme, ersetzt, für 
die dann Steuern zu bezahlen waren (Shiva 1991). 

Die Kontrolle der Commons durch den Staat wurde in der nachkolonialen 
Zeit fortgetzt, sie blieben Staatsmonopol. Die in der Kolonialzeit begonne- 
ne Ausbeutung der Wälder wurde intensiviert und die profitorientierte 
Forstwirtschaft ausgeweitet. Die Einschränkung des Zugangs der lokalen 
Bevölkerung zu Wasser, Wald und Weideland nahm ebenso zu wie die 
Belästigung, Ausbeutung und Kriminalisierung der Waldbewohner durch 
die Forstwächter (Agarwal 1995). 

Das Wassermonopol wurde ebenfalls aufrechterhalten, wobei der Staat die 
Instandhaltung der alten Wasserspeicher vernachlässigte und den moder- 
nen Wassergewinnungstechniken den Vozug gab. Das Management der 
Wasserquellen war nicht mehr mit der Nutzung verknüpft. Durch die 
staatliche Vernachlässigung verschlammten, versalzten oder versiegten die 
traditionellen Teiche, Brunnen und andere Wasserspeicher. 


* x * 


Nach der Unabhängigkeit im Jahre 1947 setzte der indische Staat die Ko- 
lonıalpolitik fort und folgte dem Konzept der nachholenden Entwicklung. 
Die staatlichen Bemühungen konzentrierten sich primär auf den industri- 
ellen Sektor. Im ersten Fünfjahresplan (1951-56) wurde ein nationaler 
Entwicklungsplan aufgestellt, welcher der verarbeitenden Industrie und der 
Energiegewinnung Priorität erteilte. Die besonders unter Nehru forcierte 
rasche Industrialisierung unter Vernachlässigung der kleinbäuerlichen 
Landwirtschaft führte zu Mammutprojekten wie riesigen Staudämmen, Hä- 
fen und großindustriellen Anlagen, die auch Vorgaben für die Verwen- 
dung, Verteilung und Verwaltung des Wassers nach sich zogen. 

Das Modernisierungsprojekt kann in Indien sowohl im industriellen als 
auch im agrarischen Sektor beachtliche »Erfolge« vorweisen. Die industri- 
elle Produktion stieg jährlich im Durchschnitt um 5-9%, wobei ca. 70% der 
- auch aus Wasser - gewonnenen Energie an die Industrie abgeführt wurde. 
Durch massive Investitionen in große Bewässerungsprojekte konnte etwa 
die Hälfte der landwirtschaftlich nutzbaren Fläche bewässert werden. Die 
bisher verfolgte Entwicklungsplanung hat jedoch nicht in dem Maße ge- 
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griffen: Bis 1979 waren erst 14% der privaten Haushalte mit Elektrizität 
versorgt, die den Privilegierten zugutekommt. Die bereits seit dem ersten 
Fünfjahresplan angestrebte Wasser- und Energieversorgung wird selbst 
nach Berechnungen staatlicher Forschungsinstitute nicht einmal im Jahre 
2025 erreicht sein. Die Maßnahmen zur Bewässerung gehen an den breiten 
ländlichen Bevölkerungsgruppen vorbei. 
Das Industrialisierungsprojekt hat in seinen Einzelkomponenten zwar eini- 
ge Erfolge aufzuweisen, es hat jedoch auch gravierende soziale und ökolo- 
gische Folgen. Die »Grüne Revolution« war zwar erfolgreich im Sinne ei- 
ner Ertragssteigerung beim Anbau von Weizen und Reis, zwang aber ins- 
besondere die Kleinbauern, sich wegen der kapitalintensiven Produktions- 
methoden zu verschulden oder sogar ihr Land zu verkaufen. Die Einfüh- 
rung von großflächigen Monokulturen, Hochertragssorten und hoher Was- 
serverbrauch führten in weiten Teilen zu Bodenerosion, Verschlammung, 
Versalzung, Dürre und Desertifikation. Ähnliche ökologische Konsequen- 
zen haben Mega-Staudammprojekte wie z.B. das bis vor kurzem von der 
Weltbank forcierte Vorhaben am Fluß Narmada”. Durch die Expansion der 
chemischen Industrie sind nicht nur die Oberflächengewässer, sondern 
auch das Grundwasser verschmutzt. Die massive Abholzung der Wälder 
durch die Holzindustrie zur Erfüllung der Bedürfnisse der Mittelklasse und 
der Nachfrage aus dem Ausland einerseits und wasserintensive Auffor- 
stungsprogramme z.B. mit Eukalyptus haben das ökologische Gleichge- 
wicht zwischen, Wald, Boden und Wasser zerstört. Die Bilanz: Nach Sa- 
tellitenaufnahmen sind lediglich noch 19,5% des Landes bewaldet. Offizi- 
ellen Angaben zufolge waren bereits 1980 56,6% des Landes von Umwelt- 
problemen betroffen, vor allem Wasser- und Winderosion. Über 60% der 
Fläche gilt als minderwertiges Land (CSE 1991). Bei Kanal-Projekten gin- 
gen die Hälfte der bewässerbaren Landflächen aufgrund von Verschlam- 
mung verloren. Es wird geschätzt, daß sich die von periodischen Über- 
schwemmungen betroffene Fläche verdoppelt hat. Und die Fruchtbarkeit 
des Bodens ist durch die übermäßige Nutzung von chemischen Düngemit- 
teln zurückgegangen (Agarwal 1995). 
Aus der Sicht der Betroffenen stellen sich die »Erfolge« der Modernisie- 
rung folgendermaßen dar: 
-  fehlendes Wasser, Brennmaterial und Waldprodukte, 
-  erschwerte Beschaffung von Trinkwasser, 
-  Gesundheitsschäden durch verschmutzte Gewässer, 
- Verlust der Lebensgrundlage der FischerInnen durch erhöhtes Fisch- 
sterben in den Gewässern, 


3 Vgl. zu den ökologischen und sozialen Auswirkungen dieses Projektes Baviskar (1995) 
und Weißen (1996). 
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- Verlust des Lebens bzw. der Lebensgrundiage durch die sich jährlich 
verschlimmernden Überflutungen nach den Monsunregen, 

- Vertreibung durch Staudammprojekte und Verlust der Lebensgrundlage 
bis hin zu Genozid. 


Vor allem arme Menschen sind von diesen ökologischen Folgen betroffen. 
Mehr als die reiche Bevölkerung waren und sind sie von den Commons 
abhängig. Die sozialen Auswirkungen der ökologischen Zerstörung durch 
Verstaatlichung auf arme Menschen verstärkten sich durch den parallelen 
Prozeß der Privatisierung in nachkolonialer Zeit: Immer mehr Commons 
gelangten in private (männliche, reiche) Hände. Dabei spielten verschiede- 
ne Prozesse eine Rolle: die Commons wurden vom Staat an einzelne, rei- 
che Dorfbewohner verkauft, die illegale Landnahme der reichen Bauern 
wurde mit der Zeit legalisiert, Wälder wurden an private Händler für die 
kommerzielle Ausbeute versteigert. Schließlich wurden - vor allem in 
Wahlkampfzeiten - Teile der Waldflächen und des Weidelands an die 
Marginalisierten zur landwirtschaftlichen Nutzung versteigert. Aber häufig 
mußten sie dann aufgrund hoher Verschuldung wieder an die reichen Bau- 
ern verkaufen, so daß letztlich diese die Nutznießer waren. Im Ergebnis 
sind nach einer Studie von Jadha (1986) in 7 Bundesstaaten zwischen 1950 
und 1984 die dörflichen Commons um ca. 45% zurückgegangen und die 
Landvergabe kam in 16 von 19 Distrikten eher den Reichen zugute. Arme 
Menschen sind demnach als Kollektiv die Verlierer, und haben als Indivi- 
duen nur wenig profitiert. 

Schlimmer verhält es sich noch mit dem Wasser. Wenn Grundwasser 
durch Rohrbrunnen angezapft wird, verschärft es die soziale Ungleichheit 
in der Verteilung einer Gemeinschaftsressource unterhalb der Erde. Rohr- 
brunnen sind überwiegend in den Händen von reichen Bauern; in vielen 
Gegenden sind die nicht sehr tiefen Brunnen der armen Bevölkerung weit- 
gehend ausgetrocknet. In einigen Regionen ist auch die Bodenfeuchtigkeit 
der Landparzellen von Armen zurückgegangen. 


2. Die Partizipation der Frauen im Modernisierungsprozeß 


Der Ausschluß der Frauen des Südens aus dem Modernisierungsprozeß 
durchzieht die verschiedenen entwicklungspolitischen Konzepte. Als 
ungenutzte Ressource »Frau« und als Defizitwesen galt es, sie im Rah- 
men von Frauenförderprogrammen überhaupt erst zu entwickeln. Dabei 
war 


»die zunehmende 'Unterentwicklung' der Frauen nicht die Folge ungenügender und unange- 
messener 'Partizipation‘ und 'Entwicklung‘, sondern gerade ihrer erzwungenen und 'asymme- 
frischen Partizipation', bei der sie die Kosten tragen müssen und von den Gewinnen ausge- 
schlossen waren« (Shiva 1995, 105, Herv. V.A.). 
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Die Frauen wurden weder gefragt, ob sie in den Modemisierungsprozeß 
eingebunden werden wollen - und wenn ja, wie, in welchem Umfang und 
in welcher Geschwindigkeit - noch wurden ihre kritischen Stimmen gehört. 
Im folgenden sollen die verschiedenen Formen dieser unzureichenden Par- 
tizipation dargestellt werden. 

In die landwirtschaftliche Produktion sind Frauen in hohem Maße einge- 
bunden, wobei Umfang und Ausmaß von der klassen- bzw. kastenspezifi- 
schen Zugehörigkeit, abhängt. Ob in der Subsistenzwirtschaft, in der 
kommerziellen Landwirtschaft, oder im Wanderfeldbau, in allen diesen 
Bereichen ist ihr Arbeits- und Zeitaufwand höher als derjenige der Männer. 
80% aller erwerbstätigen Frauen arbeiten in der Landwirtschaft. 55-66% 
der gesamten landwirtschaftlichen Arbeit wird von Frauen geleistet, wobei 
dies regional auch bis zu 80% sein kann (Venkateswaran 1995). 

Die Grüne Revolution hat sich nachteilig auf die Frauen ausgewirkt. Sie 
führte nicht nur zur Zunahme chemischer Inputs für die neuen Hocher- 
tragssorten, sondern auch zum Aufbau einer intensiven - elektrisch be- 
triebenen - Bewässerung. Die Verdrängung der manuellen Bewässerung, 
die auf Wasser»ernte«techniken beruhten, führte zum Ausschluß der 
Frauen aus den Bewässerungsaktivitäten. Die elekrifizierte Bewässerung 
wurde fast zum Monopol der Männer. Für Landlose und Kleinbauern 
haben sich durch die modernisierte Bewässerungslandwirtschaft nur zu 
einem geringen Teil neue Einkommensmöglichkeiten eröffnet; aber so- 
wohl den Klein- wie den Mittel- und Großbäuerinnen hat der jetzt mög- 
lich gewordene Mehrfachanbau zusätzliche Arbeit auf dem Feld und im 
Haus gebracht. 

Frauen sind auch unmittelbar von der mit der Bewässerungswirtschaft ver- 
bundenen Überausbeutung des Grundwassers betroffen. Nach der Dürre 
von 1972 im Bundesstaat Maharashtra vergab die Weltbank zur Behebung 
des Wassermangels, aber auch um die kommerzielle Bewässerung zu for- 
cieren, Kredite für die Bohrung von Rohrbrunnen. Als Resultat verdrei- 
fachte sich im Land der mächtigen »Zuckerbarone« in den folgenden 10 
Jahren der Anbau des wasserintensiven Zuckerrohrs, was den Einfluß der 
Zuckerbarone in der Politik noch verstärkte; dieser Prozeß ging jedoch 
auch mit einem immensen Verbrauch an Grundwasser einher: Zuckerrohr 
wird zwar nur auf 2-3% der bewässerten Fläche angebaut, verbraucht aber 
das 8-fache jeder anderen bewässerten Feldfrucht und 80% des gesamten 
Bewässerungswassers. Die durch die Zunahme der Rohrbrunnen erfolgte 
Überausbeutung hatte die Austrocknung von Tausenden von weniger tie- 
fen Brunnen zur Folge - und damit auch Mehrarbeit für Frauen als Versor- 
gerinnen von Trinkwasser. 

Wassermangel wirkt sich besonders auf die Armen aus und hier vor allem 
auf die Frauen. Die komplexen Wirkungszusammenhänge lassen sich in 
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Anlehnung und Erweiterung des Schemas von Agarwal (1991) im einzel- 
nen in folgenden Dimensionen beschreiben: 

Zeit: Für die Tätigkeit des Wasserholens ist ein höherer Zeitaufwand erfor- 
derlich, wobei sich die Situation in Dürrezeiten besonders in den ariden 
und semi-arıden Regionen erheblich verschärft. Im allgemeinen variiert die 
Zeit zwischen 1,5 und 4 Stunden pro Tag, in der Wüstenregion von Rajast- 
han müssen Frauen nicht selten bis zu 6 km bis zur nächsten Wasserquelle 
gehen. Wassermangel bedeutet gleichzeitig auch Mehrarbeit beim Sam- 
meln von Brennholz und Viehfutter, das jetzt seltener geworden ist. Die 
gesellschaftliche Stellung bestimmt auch den Umgang mit Zeit: Wenn nach 
dem Versiegen der Flüsse und Brunnen nur eine Wasserquelle im Dorf 
bleibt, sind es Frauen der unteren Kasten, die über Stunden Schlange ste- 
hen und warten müssen, bis die Frauen der höheren Kasten ihre Krüge auf- 
gefüllt haben. Vom Fluß Narmada umgesiedelte Frauen waren in ihrem 
neuen Wohnort, wo der Fluß extrem verschmutzt war, gänzlich von den 
privaten Brunnen der wohlhabenderen Familien abhängig. Umsiedlungen 
im Rahmen von großen Staudammprojekten gehen mit dem Verlust der 
Ressourcenbasis der Commons und weiteren Wegen für die Frauen einher 
(Thukral 1996). 

Arbeitsökonomie: Der erhöhte Zeitaufwand für das Beschaffen von Was- 
ser, Brennholz und Viehfutter zieht auch eine Änderung der Arbeitsorgani- 
sation nach sich. Tätigkeiten müssen aufgespalten werden, so das - häufig 
mehrmalige - Holen von Trinkwasser vom Dorfbrunnen, das Waschen der 
Wäsche und der Tiere am Fluß. Gefragt ist die Fähigkeit zur rationelleren 
und effizienteren Integration von mehreren Tätigkeiten und Arbeitsschrit- 
ten und somit das Talent der Frauen als Haushaltsmanagerinnen. 
Einkommen: Der Rückgang der Wasservorräte ist mit der massiven Abhol- 
zung der Wälder, die für die Frauen eine gewisse Existenzgrundlage dar- 
stellten, verbunden. Das ohnehin geringe Einkommen durch den Verkauf 
von »kleinen Waldprodukten« wird durch die Entwaldung erheblich redu- 
ziert. Besonders in Bergregionen, in denen Frauen aufgrund der Migration 
der Männer die Bearbeitung der Felder übernehmen und damit Mehrarbeit 
haben, verringern sich die Einnahmen aus dem Anbau aufgrund der sich 
verschlechternden Bodenbedingungen und Bewässerungsmöglichkeiten. 
Bei einer Umsiedlung in eine Region ohne Möglichkeit zum Weiden muß 
Viehfutter auf dem Markt erworben werden, wodurch Geld für andere 
Ausgaben fehlt. 

Ernährung: Wo Wasser, Weideland und Wälder verschwinden, fehlt ein 
großer Teil der Nahrungsgrundlage. Besonders die Entwaldung stellt eine 
Einschränkung der Nahrungsquelle dar und erschwert gleichzeitig das 
Sammeln von Brennmaterial. Der Verzehr von Halbgarem oder gar Ro- 
hem, da Feuerholz und Wasser fehlen, führt zu einer Verschlechterung der 
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Ernährungssituation insbesondere der Frauen. Wegen der geschlechtsspezi- 
fischen Diskriminierung innerhalb der Familie nehmen Frauen die durch 
die Mehrarbeit notwendig gewordenen zusätzlichen Kalorien nicht auf, 
was ihren Gesundheitszustand verschlechtert. 

Gesundheit: Zusätzlich zu den Gesundheitsschädigungen aufgrund von 
mangelhafter Ernährung sind arme Frauen aufgrund der ihnen zugewiese- 
nen Reproduktionsaufgaben wie das Waschen der Wäsche und der Tiere in 
den von Düngemitteln und Pestiziden verschmutzten und verseuchten Ge- 
wässern viel stärker den wasserbedingten Krankheiten ausgesetzt als Män- 
ner. Im Falle einer Erkrankung der Familienmitglieder durch verschmutz- 
tes Wasser fällt die Gesundheitsverantwortung auf die Frauen zurück. 
Soziale Netze: Frauen bauen über Jahre hinweg soziale Netze in der Ver- 
wandtschaft und der Nachbarschaft auf. In Krisenzeiten können sie auf 
diese Netze zurückgreifen. Gehen diese Netze aber bei Umsiedlungsmaß- 
nahmen verloren, verlieren die Frauen damit auch einen Großteil der Ver- 
handlungsmacht innerhalb der Familie. 

Erfahrungswissen: In der Subsistenzlandwirtschaft, die besonders in ariden 
Zonen auf die nachhaltige Nutzung von Wasser angewiesen war, gaben 
Frauen ihr Wissen über die verschiedenen Techniken der Ernte, Reinigung, 
Desinfizierung und Konservierung von Wasser an ihre Töchter weiter. Mit 
dem Verschwinden der Wälder und Wasserquellen droht dieses Wissen 
und die damit verbundene Wissensmacht verloren zu gehen. 


Unter den produktiv arbeitenden Frauen trifft der Wassermangel besonders 
die Landarbeiterinnen und Kleinstbäuerinnen. Wenn landwirtschaftlich 
nutzbare Flächen zurückgehen, sind es vor allem Landarbeiterinnen und 
auf Lohnarbeit angewiesenen Kleinstbäuerinnen, die weniger Arbeit fin- 
den. Kleinbäuerinnen müssen sich verschulden, um weiter Land zu kaufen, 
oder Maschinen, um die Produktivität zu erhöhen. Landlosigkeit, zuneh- 
mende Verarmung, Verelendung, und Migration in die Ballungsräume sind 
die Folge. Mit der Zunahme von Frauen als alleinige Haushaltsvorstände 
ist zu rechnen. 

In einer geschlechtsspezifischen Analyse wird deutlich, daß sich die Ab- 
nahme der Commons und der Verlust ihrer Kontrolle für arme Frauen be- 
sonders negativ auswirkt. Da die Commons die materielle Grundlage ihrer 
Produktions- und Reproduktionsarbeit darstellten, hatten sie für sie eine 
größere Relevanz als für die Männer. Die Verstaatlichung einerseits und 
die Privatisierung andererseits, die in der Konsequenz die staatliche Förde- 
rung der Reichen bedeutet, hat den Frauen buchstäblich das Wasser abge- 
graben. Sie verlieren ihren Subjektstatus und ihre Handlungsfähigkeit. Von 
den Vorteilen des Modermisierungsprozesses haben sie nur wenig profi- 
tiert, von den Nachteilen sind sie am schlimmsten betroffen. 
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3. Praktisch, stark und erfelgies: Wasserprojekie für Frauen 


Wird untersucht, in welchem Maße Frauen an staatlichen Wasserprojekten 
partizipieren und welche Bedürfnisse in welchem Umfang abgedeckt wer- 
den, ergibt sich ein düsteres Bild. Trinkwasserversorgung und Bewässe- 
rung, vorher Gemeinschaftsaufgabe, wurden nach der Unabhängigkeit zur 
erklärten Staatsaufgabe. Obwohl die nationale Wasserpolitik die Trinkwas- 
serversorgung zur höchsten Priorität erhob, standen de facto die Erfüllung 
der Bedürfnisse der Industrie, der Landwirtschaft und der Stromversorgung 
im Vordergrund. Heute verfügen nur ca. 40% der 5,6 Mio. Dörfer des 
Landes über eine ausreichende Trinkwasserversorgung, nur etwa 25% der 
ländlichen Haushalte sind mit einem Wasserhahn bestückt. In Bihar, dem 
am meisten von Dürre heimgesuchten Bundesstaat im Norden Indiens, ha- 
ben gerade 4% der Haushalte eine eigene Trinkwasserleitung. 

Wasserholen war immer schon eine Aufgabe der Frauen. Meist sind es 
junge Frauen zwischen 15-35 Jahren, denen die Aufgabe übertragen wird. 
Im Durchschnitt schleppen sie für einen Haushalt von 7 Mitgliedern 192 
Liter Wasser pro Tag herbei. Das Wasserholen nimmt einen Großteil ihrer 
Energie in Anspruch, da sie auf einem einzigen Weg ein Gewicht von 14- 
25 kg auf sich laden. Die Übertragung auf das andere Geschlecht erfolgt, 
sobald Technologie im Spiel ist. Wenn weite Strecken zurückgelegt wer- 
den müssen, wird ein Tier für den Transport benutzt. Diese Tätigkeit wird 
dann vom Mann ausgeübt. 

Um den Wassermangel zu beheben, wurden während der »Wasserdekade« 
seit 1986 staatliche Programme mit dem Ziel entwickelt, alle Dörfer mit 
einer Wasserquelle im Umkreis von 1,6 km auszustatten. Ein Schwerpunkt 
dieses Programmes in ländlichen Regionen lag in der Installation von 
Handpumpen. Zumindest auf dem Papier galt das Programm als erfolg- 
reich, da großflächig Handpumpen installiert wurden, aber über die tat- 
sächliche Betriebs- und Nutzungsfähigkeit sagt dies nicht viel aus. 
Verschiedene Evaluierungen belegen, daß die Erfahrungen der Frauen 
nicht ganz so positiv waren: So floß nur zu unregelmäßigen Zeiten Wasser, 
häufig nur 1-2 Stunden am Tag, nicht selten sogar nur zweimal in der Wo- 
che. Frauen mußten längere Wege in Kauf nehmen, weil die Handpumpe 
an einem für sie ungünstigen Standort aufgestellt war. Kaputte Handpum- 
pen wurden nicht repariert. Das Wasser wies Geschmacksveränderungen 
auf, es schmeckte nach Eisen und salzig. Frauen gaben, wenn noch tradi- 
tionelle - nicht ganz so befriedigende - Quellen existierten, diesen den 
Vorzug. Im Ergebnis verweigerten die Frauen wenn möglich die Nutzung 
der Handpumpen, da diese an ihren Bedürfnissen vorbeigingen. Die von 
der Regierung eingesetzte Komission zur Lage der Frauen im informellen 
Sektor kritisierte, daß dem Planungsteam, das über Standort, Budget und 
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Instandhaltung entschied, keine Frauen angehörten. Sie bemängelte auch 
grundsätzlich, daß Frauen, obwohl sie die Wasserträgerinnen sind, an der 
Planung und Implementierung von Maßnahmen zur Trinkwasserversor- 
gung nicht beteiligt werden. 

In einigen Fällen erhöhte sich die Arbeit der Frauen durch die Installation 
der Handpumpen sogar unmittelbar. Wurden früher verschiedene Tätig- 
keiten - wie Geschirrwaschen, Wäschewaschen, Baden, Tränken der Tiere 
- an der Wasserquelle selbst ausgeführt, mußte nun für jede dieser Aktivi- 
täten Wasser herbeigetragen werden. Ging früher der Mann selbst zum 
Teich zum allmorgendlichen Bad, oblag es nun der Frau, erneut an der 
Handpumpe Schlange zu stehen und das Wasser für die Hygiene des Man- 
nes herbeizuschaffen. 

Die Geschlechterfrage kommt auch da in den Blick, wo der Staat weitere 
Arbeit auf die Frauen abwälzt. Die patriarchale Logik greift dann, wenn 
Maßnahmen der Beibehaltung des status quo dienen. Mit dem Argument, 
daß der Ausfall der Pumpen die Frauen am härtesten trifft und die Männer 
im Dorf die Reparatur sowieso nicht sicherstellen werden, wurden Hand- 
pumpen-Mechanikerinnen ausgebildet, die für ein kleines Entgelt Instand- 
haltung und Reparatur übernehmen sollten. Das Ziel war, neben der mögli- 
chen Erwerbsquelle, durch die Kontrolle über die Technologie die Frauen 
zu stärken. Erfahrungen in den verschiedenen Bundesstaaten belegen je- 
doch, daß weder die Ausbildung zufriedenstellend ist, noch daß ein Ein- 
kommen erzielt wird oder das Ansehen der Frauen in der Dorfbevölkerung 
steigt (Venkateswaran 1995). 

Die Ausführungen machen deutlich, daß bei dem Handpumpenprogramm 
einmal das praktische Bedürfnis nach Wasser erfüllt wird. Was aber früher 
Gemeinschaftsaufgabe war, was der moderne Staat nicht leistet, das fällt ın 
die Verantwortung der Frauen. Insgesamt wird die geschlechtliche Ar- 
beitsteilung festgeschrieben, ja sogar verschärft. 

Ebensowenig wie bei den Öffentlichen Bewässerungsmaßnahmen sind 
Frauen bei den Bewässerungssystemen der Dorfgemeinschaft beteiligt, die 
Entscheidungen über Wasserverteilung, Kostenteilung, Instandhaltung und 
Mißbrauch durch einzelne Nutzer nach sich ziehen. Zur Klärung dieser 
Fragen sind in einigen Regionen Wassernutzungsvereinigungen gebildet 
worden. Hier sitzen fast ausschließlich Männer, selten Frauen, die alleinige 
Haushaltsvorstände sind. Aber aufgrund der sozialen Restriktionen ist es 
wahrscheinlich, daß auch sie durch männliche Familienmitglieder vertreten 
werden. Patriarchal organisierte Erbschaftsgesetze stellen sicher, daß 
Laändtitel in männlicher Folge weitergegeben werden und die Mitglied- 
schaft in denWasservereinigungen ist an Landbesitz gekoppelt. 

Bei den privaten Bewässerungssystemen sind Frauen auf der Arbeitsebene 
eingebunden. Die geschlechtshierarchische Arbeitsteilung weist ihnen die 
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Wasserzuleitung, die Instandhaltung der Wasserwege und häufig das Gra- 
ben von Wasserkanälen zu. Wenn es jedoch um Entscheidungen über die 
Zeiten und die Häufigkeit der Bewässerung geht, sind sie in hohem Maße 
von Verhandlungen mit den Männern abhängig. Die Entscheidungsmacht 
über das Wassermanagement bei der Bewässerung bleibt in Händen der 
Männer, obwohl Frauen häufig die Arbeiten ausführen, und verschiedene 
Studien belegen, daß das Wissen der Frauen über die Häufigkeit der Be- 
wässerung einer Feldfrucht, die Wassertiefe auf den Feldern, die Draina- 
getechniken des überschüssigen Wassers etc. ebenso fundiert ist wie das 
der Männer (Venkateswaran 1995). 


4. Integriert und partizipatorisch, aber ohne Frauen: 
Watershed Development 


Eine moderne Form der Wasser»ernte« einerseits und der gemeinschaftli- 
chen Planung, Nutzung und Management der natürlichen Ressourcen ande- 
rerseits kommt im Gewand des »Watershed Development« daher (Doo- 
lette/Magrath 1990). Aufgrund der oben ausgeführten ökologischen Zer- 
störung sind heute 42% der Fläche des Landes von Niederschlägen abhän- 
gig und von Dürre bedroht. Von den jährlichen Niederschlägen von 4000 
Mrd Kubikmetern im Jahr fließt mehr als ein Viertel gleich ins Meer ab 
und reißt über 12.000 Mio Tonnen Erde mit sich (Down to Earth. Science 
and Environment Fortnightly 1995, Vol. 4, no 2, 15). Als Konsequenz sind 
neben zusätzlichen ökologischen Schäden wie Versalzung, Fluten, Sedi- 
mentierung und Unfruchtbarkeit des Bodens auch wirtschaftliche Verluste 
wie Ernteverluste zu verzeichnen. Vor diesem Hintergrund und der Tatsa- 
che, daß frühere Maßnahmen zur ländlichen Entwicklung sektoral isoliert 
voneinander durchgeführt wurden, wurde im Jahre 1993 ein flächendek- 
kendes Programm zur »Integrierten Entwicklung des Einzugsgebiets für 
regenbewässerte Gebiete« (Integrated Watershed Development Program) 
ausgerufen, das zukunftsweisend sein könnte, weshalb beträchtliche Mittel 
zur Verfügung gestellt wurden. Im Mittelpunkt steht das Einzugsgebiet ei- 
nes Flusses, Sees oder Teiches, wobei sowohl die landwirtschaftlich nutz- 
bare Fläche als auch die nicht nutzbare Fläche (Wald, Weideland) behan- 
delt werden. Aus der Einsicht in frühere Fehler werden in dem integrierten 
Ansatz zur Verminderung von Bodenerosion nicht nur die unteren Hangla- 
gen, sondern auch die oberen Hänge behandelt. Die verschiedenen Aktivi- 
täten umfassen Maßnahmen zur Wiederherstellung verödeter Landstriche, 
Bodenkonservierung, Anlegen von Terrassen, Wasserkonservierung, Auf- 
forstung und Weidelandentwicklung, Erhöhung der Bodenfeuchtigkeit und 
Erosionsschutz, Tierhaltung, Viehzucht etc. Pate standen hierbei Projekte 
der Weltbank in verschiedenen Teilen Indiens. Ziel ist nicht nur die Mini- 
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mierung des Wasserablaufs, die Optimierung der Wassernutzung, sondern 

auch die Steigerung der landwirtschaftlichen Produktion. 

Die Implementierung erfolgt im Idealfall durch miteinander koordinierte 

Aktivitäten der staatlichen Behörden in einer Untereinheit eines Einzugs- 

gebietes (Mikro-Watershed). Zunächst besucht ein Team mit einem oder 

zwei technischen Experten und mit zwei staatlichen Vertretern die betref- 
fenden Dörfer, analysiert die Bedürfnisse der Bevölkerung und führt ein- 
zelne Interviews mit verschiedenen Typen von Haushalten. Die ökologi- 
schen und ökonomischen Probleme werden - mit partizipatorischen Me- 
thoden - erfaßt, indem Diskussionen mit der Dorfbevölkerung geführt wer- 
den. Diese Aussagen und die eigenen Beobachtungen der Teams werden 
zusammen mit der Dorfbevölkering auf eine Karte gezeichnet, in der die 

im Dorf zu behandelnden Bereiche dargestellt werden. Wichtige Themen 

sind auch Konflikte über die Nutzung der Ressourcen sowohl innerhalb eines 

Dorfes oder zwischen den Dörfern als auch über die Nutzung durch den Staat 

sowie institutionelle Formen der Konfliktlösung. Die DorfbewohnerInnen 

diskutieren die für sie denkbaren Problemlösungsmöglichkeiten und stellen 
mit dem Team auf der Grundlage ihrer verfügbaren Zeit, ihrer Mittel und 
den staatlichen Zuschüssen einen Aktionsplan auf (Doolette/ Magrath 

1990). Da auf die Partizipation der Bevölkerung größter Wert gelegt wird, 

sind die wichtigsten Elemente des Programms (GOI 1993): 

- Betonung lokalen Wissens, lokaler Erfahrung und Innovationen. 

- Den Aktivitäten zur nachhaltigen Landnutzung liegen lokale Vorschlä- 
ge und lokale Materialien zugrunde. 

- Planung, Entscheidungsfindung und Implementierung erfolgt durch ein 
Watershed-Komitee, das von der Watershed-Vereinigung gewählt wird. 
Die Vereinigung besteht aus allen Haushalten der Dörfer in einem Ein- 
zugsgebiet; sie ist für das Monitoring, die Buchhaltung und die Kon- 
fliktlösung unter den NutzerInnen zuständig und betreut ca. 12 Projekte. 

- NGOs stellen zusammen mit den Selbstverwaltungsgremien der lokalen 
Ebene die Zuweisung und Nutzung der Mittel, und die Bewußtseinsbil- 
dung sicher. Für die Beteiligung der NGOs werden zusätzliche Mittel 
bereitgestellt. 

- Wenig entwickelte Einzugsgebiete haben Priorität; die Betonung liegt auf 
armen Gruppen in Form von Selbsthilfe- und NutzerInnengruppen. 

Auf den ersten Blick scheinen diese Richtlinien ein Musterbeispiel für eine 

partizipatorische ländliche Entwicklung zu sein. Entscheidungen werden 

ebenso wie Mittelzuweisung und Kontrolle auf die lokale Ebene verlagert. 

Auch die Beteiligung von NGOs ist ermutigend. Die geschlechtsspezifi- 

sche Dimension bleibt aber gänzlich ausgeblendet. Vorgesehen ist ledig- 

lich, daß die Frauen in den Watershed-Komitees »angemessen vertreten« 

sind (GOL 1993, Abs. 37). 
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In den Watershed-Projekten der Weltbank, die als Modell dienten, wird 
zwar betont, daß den Geschlechterverhältnissen in der ländlichen Ent- 
wicklung ein besonderes Gewicht zukommt, da es hauptsächlich Frauen 
sind, die Ackerbau betreiben; in der Förderpolitik schlägt sich dies aller- 
dings nicht nieder. In den traditionellen »Frauen«-Sektoren Bevölkerungs- 
politik, Gesundheit und Ernährung wird »in Frauen investiert« (World 
Bank 1995, 3, 11f). In den durchgeführten Watershed-Projekten wurden 
zwar »Untergruppen« von Frauen gebildet, um »partizipatorische« Pla- 
nung, Entwicklung und Implementierung des Projektes sicherzustellen. 
Aber im Ergebnis war die Partizipation auf das Management von Feuer- 
holz- und Futtermittelressourcen sowie auf Aktivitäten zur Tierhaltung be- 
schränkt (ebd., 16). Die praktischen Bedürfnisse werden z.T. erfüllt, die 
geforderte Erfüllung der strategischen Bedürfnisse oder gar Empowerment 
ist im Zuge der Implementierung aber verdampft! 

Die Vermutung liegt nahe, daß Partizipation hier einen instrumentellen 
Charakter hat (vgl. Rahnema 1993), daß sie lediglich ein Mittel zur Pro- 
duktionssteigerung ist. Das durch höhere Erträge gestiegene Einkommen 
kommt aber eher den Männern zugute: zahlreiche Studien belegen, daß 
Männer das Einkommen mehr für ihre persönlichen Bedürfnisse ausgeben, 
während Frauen fast das gesamte Einkommen für die Deckung der Grund- 
bedürfnisse verwenden. Das Programm soll zwar ein integrierter Ansatz 
sein, auf die Geschlechterfrage wird aber genausowenig eingegangen wie 
auf die Besitzverhältnisse, so daß sich die Geschlechterungleichheiten im 
Hinblick auf die Einkommen weiter verschärfen dürften. Es fragt sich in- 
wieweit die partizipatorischen Methoden lediglich dazu dienen, den Zu- 
griff Außenstehender (staatlichen Planen, Entwicklungsexperten) auf das 
Wissen der lokalen Bevölkerung zu erleichtern. In Zeiten der Biotechnolo- 
gie, des internationalen Agrobusiness, den geistigen Eigentumsrechten und 
der Biopiraterie wächst das Interesse an den lokalen Wissensbeständen der 
Kleinbauern. Sinha/Ghosh (1997) vermuten, daß es sich bei dem Pro- 
gramm um einen Ausverkauf an multinationale Konzerne handelt. Auch 
die zu Implementierung benötigten NGOs könnten von diesen oder dem 
Staat geschaffen worden sein. 


5. Handlungsansätze und Visionen der Frauen 


Wasser und andere ökologische Probleme waren bis vor kurzem einer der 
Schwerpunkte der Treffen der Frauenbewegungen und der Frauenforsche- 
rinnen in Indien. In den letzten Jahren drängen sich die Probleme der Glo- 
balisierung und des religiösen Fanatismus in den Vordergrund‘. Allerdings 


4  Zuden parallelen Entwicklungen beider Tendenzen in Indien vgl. Aithal (1993). 
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erzwingt die zunehmende Exportorientierungung der Landwirtschaft und 
der Fischerei sowie die Ausrichtung der küstennahen Landwirtschaft auf 
großflächige Krabbenzucht eine Diskussion der Wasserproblematik im 
Kontext der Globalisierung. Verschiedene Ansätze mit unterschiedlichen 
Zielrichtungen sollen hier skizziert werden. 

Die Teilnehmerinnen der Konferenz autonomer Frauenbewegungen klag- 
ten 1990 vor dem Hintergrund der Vertreibung durch das Narmada- 
Staudammprojekt das Recht auf Lebensraum und Lebensunterhalt ein und 
erteilten allen Entwicklungsprojekten, die Mensch und Umwelt zerstören, 
eine Absage. Sie kritisierten, daß diese Projekte an den Bedürfnissen der 
marginalisierten Gruppen der Gesellschaft, vor allem der Frauen vorbei- 
gingen. Andere Frauen versuchten zu rekonstruieren, wie in ihrer Kindheit 
die Rechte über die Commons aussahen und diskutierten, inwieweit diese 
für die gegenwärtige Situation nutzbar gemacht werden können. Auch 
wurde gefragt, wie die Verantwortung für das Management der Ressourcen 
und ihre Nutzung miteinander verknüpft werden kann. 

Daß im Gegensatz zu den oben angeführten Beispielen Projekte zur Er- 
richtung von Handpumpen durchaus erfolgreich sein können, wenn Be- 
wußtseinsbildung und kollektives Handeln Ausgangspunkt für Verände- 
rungen sind, zeigen die Erfahrungen von Nirantar, einer feministischen 
NGO im Bereich der Frauenbildung. Zusammen mit Frauen aus dem von 
Dürre bedrohten Banda-Distrikt in Uttar Pradesh, die weder lesen noch 
schreiben konnten oder über technische Kenntnisse im herkömmlichen 
Sinne verfügten, stellten sie fest, daß die Hälfte der Handpumpen in ihrem 
Distrikt nicht repariert wurde. Daraufhin forderten sie von den Wasserbe- 
hörden, daß Frauen zu Handpumpen-Mechanikerinnen ausgebildet werden 
sollten, was als Ergebnis von Verhandlungen mit den (männlichen) Büro- 
kraten und Mechanikern in Form von »Training on the job« zustandekam. 
Inzwischen sind einige dieser Gruppen selbst Trainerinnen und bilden 
Frauen auch in anderen Teilen des Landes aus. In ihren Dörfern haben sie - 
auch und gerade - bei Angehörigen der oberen Kasten an Ansehen gewon- 
nen (Nirantar 1997a, 42): 


»Zuerst als wir anfıngen, lachte uns jeder im Dorf aus, wie wir (unterkastige V.A.) kol-Frauen 
eigentlich zu nichts anderem taugen als für langweilige Arbeiten in der Küche. Aber heute la- 
den sie uns in ihre Häuser ein, bitten uns auf der Sitzbank Platz zu nehmen und bieten uns oft 
auch Tee an.« 

Der Erfolg ist jedoch nur in dem Zusammenhang zu erklären, daß der Aus- 
bildung selbst kollektive Lernprozesse vorausgegangen waren. Frauen 
stärkten sich gegenseitig, indem sie zusammen mit den Mitarbeiterinnen 
von Nirantar ihre persönliche Lebenssituation und ihre Erfahrungen im öf- 
fentlichen und privaten Leben im Hinblick auf Geschlecht, Kaste und 
Klasse analysierten. Konflikte, die aufgrund der Überschreitung traditio- 
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neller Normen mit den Männern in Familie und Dorf entstanden, wurden 
gemeinsam diskutiert und angegangen. Erst nach diesem Prozeß des »Em- 
powerments« kristallierte sich die Forderung nach Wasser und der eigen- 
ständigen Behebung von Schadensfällen heraus. Diese Erfahrungen lassen 
es fraglich erscheinen, ob die Trennung zwischen praktischen und strategi- 
schen Bedürfnissen tatsächlich so eindeutig ist. Auch stellt sich die Frage, 
ob Empowerment erst nach der Erfüllung der praktischen und strategischen 
Bedürfnisse erfolgt oder ob es nicht vielmehr den ersten Schritt zur Erfül- 
lung dieser Bedürfnisse darstellt. 

Eine radikale Abkehr von der rohstoffintensiven Industrieproduktion for- 
dert die feministische Sozialwissenschaftlerin Cchaya Datar. Ziel ihres An- 
satzes ist die Gleichheit zwischen den Geschlechtern und Klassen zum ei- 
nen und Dezentralisierung zum anderen. Ökologische Organisations- 
grundlage sind kleine Ökosysteme und Watersheds, organische Landwirt- 
schaft, die Regeneration der Wälder und die Verwendung von - arbeitsin- 
tensiver - Biomasse bei verschiedenen Infrastrukturmaßnahmen. Sie 
spricht sich für eine Subsistenzproduktion aus, wobei die Produktion der 
Nahrungsmittel vor Ort, kleinräumige Vermarktungsstrukturen, größere 
Nähe zwischen Direkterzeuger und Endverbraucher zentrale Eckpfeiler 
sind. Ihre Forderungen nach sozialer Gerechtigkeit beinhalten die gerechte- 
re Verteilung der Commons unter Frauen und unter Landlose. In Datars 
Ansatz werden die Tätigkeiten der Frauen zu zentralen Aktivitäten, was 
den Zugang zu wichtigen Produktionsbereichen ermöglicht. 

Im rechtlichen Bereich gewinnen Initiativen, die vom Watershed-Develop- 
ment und von der Pani-Panchayat Bewegung (lokale Wasserselbstverwal- 
tung) ausgingen, an Bedeutung; praktische und strategische Bedürfnisse 
werden hier miteinander verknüpft. Bei der Verteilung des neugewonnen 
Wassers ist nicht Landbesitz ausschlaggebend, sondern die Zahl der Haus- 
haltsmitglieder. Ökologische und soziale Nachhaltigkeit sind wichtige 
Prinzipien dieser Bewegungen. Jeder Haushalt erhält eine Mindestmenge 
an Wasser. Aufgrund der Erfahrungen mit den »Zuckerbaronen« sind was- 
serintenisve Früchte wie Zuckerrohr gänzlich verboten. Die Wasserrechte 
können beim Verkauf des Landes nicht übertragen werden und sind somit 
vor Spekulation geschützt. Und das wichtigste: alle Frauen haben Wasser- 
rechte. In einigen Fällen verpachteten landlose Frauen ihre Wasserrechte, 
um nach Jahren mit dem Erlös ein kleines Stück Land zu erwerben. Was- 
serrechte für Frauen sind zwar ein Schritt in die richtige Richtung, sie lö- 
sen jedoch nur einen kleinen Teil der Probleme. Langfristig sind eigen- 
ständige Landrechte für Frauen eine wichtige Bedingung, um Geschlech- 
terverhältnisse auch in anderen Bereichen zu verändern. Nur so erhöht sich 
die Verhandlungsmacht für Frauen innerhalb des Haushalts, aber auch im 
öffentlichen Leben, auf dem Arbeitsmarkt und in den dörflichen politi- 
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schen Institutionen (Agarwal 1994). In bestimmten Kontexten können sie die 
Voraussetzung für die Erfüllung sogar der praktischen Bedürfnisse sein. 

Im indischen Kontext ist Wasser ein mit der Gesellschaft verknüpftes sozia- 
les Element. Daher sind (vorgeblich neutrale) technische Innovationen immer 
auch Eingriffe in die Gesellschaft und die Geschlechterverhältnisse. Wird 
dies nicht berücksichtigt, dann werden auch Entwicklungsorganisationen und 
Projekte der Weltbank, die Geschlechterungleichheiten beseitigen wollen, ih- 
ren eigenen Ansprüchen nicht gerecht. Häufig führen solche Projekte zur 
Mehrarbeit für Frauen und zur Verschärfung bestehender Ungleichheiten. 
Soll dies vermieden werden, dann muß die Verknüpfung von Wasser und 
Gesellschaft bei allen Projekten eines nachhaltigen Umgangs mit Wasser 
mitgedacht werden, und Frauen müssen - durch ein Empowerment »von un- 
ten« - auf allen Ebenen partizipieren. Das Ziel wäre dann eine soziale Trans- 
formation. Die unterschiedlichen Ansätze und Visionen der Frauengruppen 
zeigen die Richtung einer möglichen Veränderuung an. Eine ihrer Forde- 
rungen, die Aufrechterhaltung der kollektiven Rechte an den Commons 
kann auch im internationalen Zusammenhang als Anregung zu einer neuen 
Betrachtungsweise dienen: Wasser als Bestandteil globaler Commons. 
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Tanja Rauch 


Schutz der Umwelt durch Abbau des 
Agrarprotektionismus der EU? 


In keinem Wirtschaftssektor der Europäischen Union herrscht größerer Re- 
formbedarf als in der Landwirtschaft. Die »Gemeinsame Agrarpolitik« der 
EU stößt zunehmend auf Kritik. Die massiven Subventionszahlungen und 
protektionistischen Maßnahmen, mit denen die EU und andere Industrie- 
länder ihre Agrarmärkte schützen, verursachen ernsthafte Konflikte: inter- 
nationale Handelskämpfe, eine ökologische Mißwirtschaft, enorme Haus- 
haltsbelastungen und dennoch werden immer mehr kleine und mittlere Be- 
triebe in den Konkurs getrieben. 

Ökologen aber auch Ökonomen plädieren dringend für eine Reduzierung 
der Subventionszahlungen der EU. Nicht ganz freiwillig, sondern interna- 
tional unter Druck gesetzt, tat die EU mit Verabschiedung des GATT- 
Vertrages 1994 erste Schritte in Richtung eines Abbaus von Handelshemm- 
nissen im Agrarbereich. Die Liberalisierung eines Wirtschaftsbereiches, der 
seit Jahrzehnten von Planwirtschaft und Subventionszahlungen dominiert 
wird, stellt einen gravierenden Einschnitt in die Gemeinsame Agrarpolitik 
der EU dar. Und hier stellt sich die Frage, inwieweit es möglich ist, eine 
derartige Reform sozial und ökologisch verträglich zu gestalten. 


1. Entwicklung und Sonderstellung der Landwirtschaft in der EU 


Die Landwirtschaft deckt nicht irgendein Konsumentenbedürfnis, sondern 
die grundlegende Nahrungsmittelversorgung der Gesellschaft. Um die Be- 
völkerung versorgen zu können und sich weitgehend unabhängig von den 
Preis- und Angebotsschwankungen des Weltmarktes zu machen, nehmen 
viele Industrieländer die eigene Landwirtschaft vor ausländischer Konkur- 
renz massiv in Schutz. Mengenbezogene Abnahmegarantien und Festpreise 
sollen den Bauern ein verläßliches Einkommen sichern. Die EG-weite 
Selbstversorgung mit Nahrungsmitteln bildete einen wesentlichen Grund 
für den Abschluß der Römischen Verträge 1957 und die Bildung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft (Baade 1958, 20ff). 
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An der Abschottung der europäischen Landwirtschaft vom Weltmarkt hat 
sich bis heute nichts grundlegend geändert. Die Stützzahlungen bilden nach 
wie vor den größten Posten im Haushalt der EU. 1995 entfielen 38.422 Mio 
ECU auf den Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft (EAGFL); das sind etwa 50% des gesamten EU-Haushaltes 
(Kommission der Europäischen Gemeinschaften 1995, 220f). Eine Reihe 
negativer Begleiterscheinungen ist die Folge dieser Schutzpolitik. 


Ökonomische Wohlfahrtsverluste 


Westeuropa gehörte nach dem zweiten Weltkrieg zu den Nettoimporteuren 

von Agrarprodukten. Eine Produktionserhöhung in der europäischen 

Landwirtschaft war damals nur unter erheblichen Mehrkosten möglich. 

Folglich mußte die einheimische Nachfrage auch durch Importe von Nah- 

rungsmitteln vom Weltmarkt gedeckt werden. Die Landwirte Westeuropas 

bekamen für ihre Agrarprodukte auf dem Inlandsmarkt dieselben niedrigen 

Preise, die auf dem Weltmarkt herrschten. Die erwirtschaftete Produzen- 

tenrente fiel für die Landwirte daher relativ gering aus. 

. Mit der Gründung der Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) 1957 
verpflichteten sich alle Mitgliedsstaaten zu einer Gemeinsamen Agrarpoli- 
tik (GAP). Diese sollte von folgenden Grundsätzen geleitet werden, die bis 
heute noch in der ursprünglichen Form gültig sind (vgl. EG-Vertrag vom 
7.2.1992, Art. 39): 

- Steigerung der Produktivität der Landwirtschaft durch Förderung des 
technischen Fortschritts, Rationalisierung der landwirtschaftlichen Er- 
zeugung und den bestmöglichen Einsatz der Produktionsfaktoren ins- 
besondere der Arbeitskräfte; 

- Stabilisierung der Märkte; 

- Sicherstellung der Versorgung zu angemessenen Verbraucherpreisen. 


Die Agrarpreise wurden innerhalb der EWG auf ein einheitliches Niveau 
gebracht. Da die Produktionskosten in der Gemeinschaft höher waren als 
in anderen Erzeugerstaaten, mußten die Abnahmepreise in der EWG durch 
staatliche Intervention über das Weltmarktniveau angehoben werden, wenn 
die Gemeinschaftsproduktion ausgebaut und abgesichert werden sollte. 

In dieser ersten Phase der Agrarpolitik wurden die Preise für Agrarpro- 
dukte auf dem Binnenmarkt stark subventioniert und zugleich Zölle auf 
Agrarimporte erhoben. Die Produzenten konnten nun höhere Gewinne er- 
wirtschaften. Aus europäischer Sicht betrachtet, stellten die Agrarpreisstüt- 
zungen eine optimale Handelspolitik dar, denn Zolleinnahmen und Produ- 
zentenrenten übertrafen die Einkommensverluste, die den Konsumenten 
durch höhere Preise für Nahrungsmittel und Subventionszahlungen (in 
Form von Steuerzahlungen) entstanden. 
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Durch die staatliche Subventionierung und technischen Fortschritt verbil- 
ligte sich für die Landwirte die Produktion, in Folge wurde das Angebot 
massiv ausgebaut. Damit wurde die zweite Phase der Agrarpolitik einge- 
leitet, in der sich die Angebotskurve für Agrarprodukte verschob: bei ge- 
gebenen Preisen erhöhte sich das Angebot. Höhere Erträge konnten jetzt zu 
geringeren Mehrkosten erwirtschaftet werden. Als Folge dieser Entwick- 
lung übersteigt seit den 70er Jahren das EG-Angebot an vielen landwirt- 
schaftlichen Produkten die EG-Nachfrage: die Europäische Gemeinschaft 
wurde zu einem Nettoexporteur für Agrarprodukte. Das Ziel der EG- 
internen Selbstversorgung war damit erreicht und sogar überschritten. Die 
Importe sanken, stattdessen stiegen jedoch die Ausgaben an Subventions- 
zahlungen aufgrund der erweiterten inländischen Produktion, die den 
Landwirten zu garantierten Preisen abgenommen wurde. Dieser Trend hält 
bis in die Gegenwart an. Während der Konsum an landwirtschaftlichen 
Produkten in der EU jährlich nur um ca. 0,5% steigt, wächst die Produkti- 
on um ca. 2%. Um gegen die niedrigen Weltmarktpreise konkurrieren zu 
können, müssen die Exporte von der EU in hohem Ausmaß subventioniert 
werden. Die größten Anteile entfallen dabei auf Milch und Getreide. Ge- 
samtgesellschaftliche Wohlfahrtsverluste für die EU ergeben sich daraus, 
daß die Subventionsausgaben der Staaten und die Verluste der Konsu- 
menten nun weit über den Einnahmen durch Importzölle und Produzenten- 
renten liegen, denn subventioniert wird nicht nur der EG-interne Ver- 
brauch, sondern auch der Export.' 

In der EU, den USA und Japan entfallen auf ein Mehreinkommen von 
1 US-$ in der Landwirtschaft eine Mehrbelastung der Konsumenten und 
Steuerzahler von 1,50 US-$ (Hauser/Schanz 1995, 17). Auch die Über- 
schußproduktion bindet beträchtliche Summen des EU-Haushaltes. Die 
Kosten für die Abnahme, die Lagerhaltung, die Beseitigung sowie die Ex- 
portunterstützung belaufen sich auf fast 60% der Ausgaben des EG- Agrar- 
fonds (Jakobeit 1992, S.35). 

Ein Abbau der Subventionierung wurde bis heute von der EU nicht ernst- 
haft in Angriff genommen. Im Gegenteil: die Formen der finanziellen Un- 
terstützung für Landwirte differenzieren sich nahezu von Jahr zu Jahr und 
sind schon heute kaum mehr überschaubar. Einige der wichtigsten Instru- 
mente sind die produkt-, aufwands- und unternehmensbezogenen Aus- 
gleichszahlungen, Abnahmegarantiepreise, Vergünstigungen durch Zu- 
schüsse der Einzelstaaten, Lagerkostenausgleiche, Flächen- und Tierprä- 
mien, Strukturbeihilfen, direkte Transferzahlungen und Exporthilfen. 


l Die Darstellung der landwirtschaftlichen Entwicklung orientiert sich an dem Modellan- 
satz von Schmitz/Gray (1992, 172). 
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Internationale Spannungen durch den EU-Protektionismus 


Auch im internationalen Warenaustausch verursacht der Protektionismus 
Wohlfahrtsverluste, wenn ein Land in der Lage ist, ein Agrarprodukt ver- 
gleichsweise kostengünstig anzubieten, aber durch Importbeschränkungen 
an der Ausfuhr gehindert wird. Anfang der 80er Jahre häuften sich deshalb 
die Beschwerden, insbesondere von Entwicklungsländern und den USA, 
gegen die massive Protektionierung nationaler Märkte in den EU-Ländern. 
Obwohl der Agrarhandel heute nur 10% des gesamten internationalen 
Handels ausmacht, betreffen nahezu 50% der im GATT vorgebrachten Be- 
schwerden den Handel mit landwirtschaftlichen Produkten (Hartwig 1992). 
Um die Stützungszahlungen verschiedener Länder an die Landwirtschaft 
vergleichbar zu machen, wurden die sogenannten Produzenten-Subven- 
tionsäquivalente (PSE) als Maß entwickelt. In Prozent entsprechen die PSE 
dem Subventionsbetrag als Anteil am Gesamtwert der Produktion, der den 
Landwirten zur Sicherung ihres Einkommensniveaus ausgezahlt werden 
müßte, wenn gleichzeitig sämtliche agrarpolitische Maßnahmen beendet 
würden. Die Schweiz und Japan schützen ihre Agrarmärkte am stärksten 
mit ca. 80% PSE. Die USA konnten ihre Unterstützung in den letzten Jah- 
ren auf ca. 18% reduzieren. Auffällig niedrig unterstützen Neuseeland und 
Australien ihre Landwirtschaft (PSE: 5-10%). In der EU liegen die PSE bei 
ca. 43% (OECD 1996, 97). 

In den GATT-Verhandlungen in Uruguay wurden insbesondere die EG 
und Japan von den USA gedrängt, ihre agrarbezogenen Handelsschranken 
abzubauen. Die europäischen Agrarimporte aus den USA und Kanada ha- 
ben sich seit den 70er Jahren wesentlich verringert, wodurch sich die Han- 
delsbilanz der USA (und auch Kanadas) verschlechterte. Aber auch andere 
OECD-Staaten, wie Australien und Neuseeland monierten die protektioni- 
stische Praxis der EU. Da ihre eigenen Agrarmärkte weitgehend liberali- 
siert sind, forderten sie freie und gleiche Wettbewerbsbedingungen auf 
dem Weltmarkt. 

Wirtschaftliche Nachteile von der Abschottung des europäischen Agrar- 
markts haben jedoch in erster Linie viele Entwicklungsländer, in denen der 
Agrarsektor in den Handelsbilanzen eine durchweg wichtigere Rolle als in 
den Industrieländern einnimmt. In den 50 ärmsten Entwicklungsländern 
der Welt hat der Agrarsektor einen Anteil am Bruttoinlandsprodukt von ca. 
40%. In den 20 reichsten Industrieländern liegt dieser Anteil durchschnitt- 
lich unter 3% (Wehrheim 1997, 16). Durch die Exportsubventionierung 
der EU werden die Preise für Agrarprodukte auf dem Weltmarkt gedrückt, 
was vor allem für die Entwicklungsländer nachteilig ist, deren Exporte in 
hohem Maße von landwirtschaftlichen Produkten abhängen. Bis Mitte der 
80er Jahre hatten sich in den Industrieländern hohe Agrarüberschüsse an- 
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gehäuft; mit Hilfe massiver Exportsubventionen wurden sie auf dem Welt- 
markt zu sehr niedrigen Preisen gehandelt. In der Folge entfielen nahezu al- 
len agrarexportabhängigen Entwicklungsländern hohe Deviseneinnahmen. 
Beispielsweise war Uruguay nicht mehr in der Lage, Rindfleisch nach Brasi- 
lien zu exportieren, da die EG diesen Markt bereits mit Waren versorgte - zu 
Preisen, die für Uruguay unerreichbar niedrig waren. Dies hatte gravierende 
Auswirkungen für das Land, denn Uruguays Export hängt zu etwa zwei 
Drittel von Rindfleisch ab. Die direkten Verluste, die den Entwicklungslän- 
dern auf diese Weise durch verminderte Exporte von Agrarprodukten entste- 
hen, werden auf jährlich 35 Milliarden US-$ geschätzt (Breen 1993, 26). 


Ökologische Folgen der bisherigen Agrarpolitik 


Während die ökonomischen Zielsetzungen des EG-Vertrages mit der bis- 
herigen Agrarpolitik weitgehend erfüllt werden konnten, hat der Ausbau 
der Landwirtschaft in der Europäischen Gemeinschaft in den letzten Jahr- 
zehnten zu einer Verarmung und Ausbeutung der Naturressourcen geführt. 
Technischer Fortschritt und von der Politik garantierte Abnahmepreise ha- 
ben die Intensivierung der Agrarproduktion verstärkt. Durch den hohen 
Einsatz künstlicher Dünge- und Pflanzenschutzmittel konnten erhebliche 
Produktionssteigerungen erreicht werden, doch als Folge dieser Einträge 
belasten Nitrate und Phosphate bereits heute nahezu flächendeckend 
Grund- und Oberflächengewässer, wodurch die Trinkwasseraufbereitung 
zukünftig wesentlich aufwendiger und kostenintensiver werden wird. Viele 
Oberflächengewässer werden durch den Nährstoffeintrag eutrophiert. Der 
Richtwert für die Nitratkonzentration im Grundwasser (25 mg/l) wird bei 
etwa 85% der landwirtschaftlich genutzten Flächen der EU überschritten. 
Für den absoluten Grenzwert (50 mg/l) trifft dies auf etwa 20% der Flä- 
chen zu (insbesondere in Regionen mit intensiver Vieh- oder Gemüsepro- 
duktion). Heute aufgebrachte Stoffe benötigen ungefähr 20 bis 30 Jahre, 
bis sie in das Grundwasser gelangen. Von Pflanzenschutzmitteln wird der 
summarische Grenzwert der EG-Trinkwasserrichtlinie von 0,1 ug/l schon 
vielerorts in Oberflächen- und Grundwasser überschritten (Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften 1996). Die Aufbringung von Pflanzen- 
schutzmitteln aber auch ein Überangebot an Nährstoffen führt zu einer 
Verarmung des Artenbestandes auf den bewirtschafteten Feldern. Pflanzen, 
die an nährstoffarme Boden angepaßt sind, verschwinden auf diese Weise. 
Wilde Tier- und Pflanzenarten stellen aber auch einen natürlicher Schutz 
vor Schädlingen dar und stabilisieren damit das agrarische Ökosystem. 

Meliorationsmaßnahmen und sogenannte Flurbereinigungen veränderten 
das Landschaftsbild Europas in starkem Maße: Vielfältige Biotope wurden 
unwideruflich zerstört. Die Landwirtschaft wurde damit in Europa zum 
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Hauptverursacher für die Ausrottung von Pflanzen- und Tierarten. Davon 
ist sowohl die wildlebende Flora und Fauna betroffen, als auch in zuneh- 
mendem Maße die Vielfalt von Kulturpflanzen selbst (Knauer 1993). Bei 
einer Bewertung innerhalb der EU wurde bei 370 ausgewählten Gebieten - 
von denen 70% als Schutzgebiete ausgewiesen waren - festgestellt, daß 
nahezu 60% in ihrem Bestand bedroht sind. Ursache ist die jeweilige Art 
der Bewirtschaftung, besonders die Pflugbearbeitung, Entwässerungsmaß- 
nahmen oder die Einführung von Monokulturen (Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaft 1996, 44ff). 

Werden Felder über lange Zeit mit Monokulturen (z.B. Mais oder Weizen) 
bestellt, werden die Organismengesellschaften des Bodens einseitig verän- 
dert. Sortentypische Krankheitserreger vermehren sich, wodurch biogen- 
toxische Stoffe angereichert werden können, die auch das Wachstum der 
Pflanzen selbst hemmen (WBGU 1994, 102). 

Pro Jahr gehen durch Wasser- und Winderosion beträchtliche Mengen an 
Erdreich von landwirtschaftlichen Flächen verloren. Die Abtragungsrate 
stieg in der EU in den letzten Jahrzehnten unaufhörlich an und liegt in 
Deutschland bei etwa zehn bis zwölf Tonnen pro Hektar und Jahr (BUND/ 
Misereor 1996, 116). Hauptursache für die Bodenerosion ist die Vergröße- 
rung der Felder durch Beseitigung natürlicher Windfänge, wie Hecken und 
Bäume, die Umwandlung von Grün- in Ackerland sowie der Humusverlust 
in den oberen Bodenschichten durch intensive Bodenbearbeitungsmetho- 
den. Besonders erosionsintensive Anbaufrüchte sind Mais und Zuckerrü- 
ben. Die Brisanz der Bodenabtragung wird deutlich, wenn beachtet wird, 
wie langsam dagegen die Bodenneubildung verläuft: Für die Entstehung 
von 10 cm Boden muß mindestens ein Meter Ausgangsgestein über einen 
Zeitraum von einigen Jahrhunderten verwittern. Die Grundlage für die zu- 
künftige Nahrungsversorgung wird durch diese Entwicklung gefährdet. 


2. Die Liberalisierung des globalen Agrarmarktes 


Wie bereits dargestellt wurde, hat der massive ökonomisch begründete 
Protektionismus der Landwirtschaft in der EU über die letzten Jahrzehnte 
vielfältige, insbesondere auch ökologische Probleme verursacht. Welche 
Auswirkungen hat dann eine Liberalisierung des Agrarmarktes für die EU 
und inwieweit kann diese Liberalisierung eine Lösung der jetzigen Pro- 
bleme darstellen? 
Eine weltweite Liberalisierung der Agrarmärkte läßt folgende Entwicklun- 
gen erwarten (Kuch/Reichelderfer 1992, 226; United Nations 1990; Hart- 
mann/Schmitz 1992): 
- Die Weltmarktpreise für Agrarprodukte werden insgesamt ansteigen. 
Bislang wurden durch die Exportförderung der EU und anderer Indu- 
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strieländer die Weltmarktpreise für viele Agrarprodukte gedrückt. Die 
höchsten Preissteigerungsraten werden demnach für momentan hoch 
staatssubventionierte Nahrungsmittel erwartet (u.a. Getreide, Milchpro- 
dukte, Rind-, Lamm- und Hammaelfleisch und Zucker). 

- Dem steht eine Preissenkung der Inlandspreise für Agrarprodukte in 
der EU gegenüber, da die Preise hier bislang künstlich über dem Welt- 
marktniveau gehalten wurden. 

- Die landwirtschaflichen Betriebe in den Industrieländern werden den 
Weltmarktpreisen und damit der internationalen Konkurrenz ausge- 
setzt. Wechselkurse, Zinsen, die ausländische und inländische Nachfra- 
ge für Agrarprodukte und die Preise für Inputfaktoren gehen dann in 
die Preisentwicklung der Agrarprodukte mit ein. Der Einfluß dieser 
Faktoren macht eine Prognose über die Preisentwicklung im Freihandel 
schwierig. Ein freier Wettberwerb wird sich jedoch voraussichtlich 
nicht für solche Agrarprodukte einstellen, deren Handel weltweit von 
Monopolisten kontrolliert wird (wie z.B. der Getreidemarkt). 


Erste Schritte zu einer Liberalisierung des Agrarmarktes im GATT ; 


Mit dem Vertrag über Multilaterale Handelsbeziehungen, der 1994 als Fol- 
ge der Uruguay-Runde in Kraft getreten ist, wurde zum ersten Mal der 
Agrarmarkt in das GATT-Abkommen integriert.‘ Damit wurde auch der 
Handel mit Agrarprodukten formal den zentralen Prinzipien des GATT 
unterworfen: 

Meistbegünstigungsprinzip: Jede einseitig oder mit bestimmten Handels- 
partnern gewährte Handelsbestimmung muß gegenüber allen GATT- 
Vertragsparteien angewendet werden; 

Prinzip der Nichtdiskriminierung: Alle importierten Güter müssen wie In- 
landsgüter behandelt werden, solange sie diesen gleichartig sind; 

Prinzip der Inländerbehandlung: Importierte Waren dürfen hinsichtlich der 
absatzrelevanten Rechts- und Verwaltungsvorschriften nicht schlechter ge- 
stellt werden als gleichartige Waren inländischer Herkunft. 


Im Rahmen des GATT-Abkommens werden in bezug auf den Agrarmarkt 

folgende Anforderungen an die EU gestellt: 

- Der Ersatz von nicht-tarifären Handelshemmnissen durch gleichwertige 
tarıfäre Instrumente; 


2 Das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen (GATT) wurde 1947 im Rahmen der Ver- 
einten Nationen geschlossen. 1994 wurde die Welthandelsorganisation (WTO) gegründet, 
der der GATT-Vertrag als Abkommen unterstellt ist. 

3 Bislang sah das GATT-Abkommen für den Handel mit Agrarprodukten wesentliche Aus- 
nahmeregelungen in bezug auf Importregeln (Art. XI:1 GATT) und Exportsubventionen 
(Art. Xl:2 (c) (1) GATT) vor. 
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- die Reduktion aller tarifären Handelshemmnisse um 36% bis zum Jahr 
2001; 

- die Minderung aller nicht-handelsneutralen Agrarsubventionen um 
20% bis zum Jahr 2001 (z.B. Preisstützungen, Vermarktungsbeihilfen, 
Betriebsmittelsubventionen); 

- der mengenbezogene Abbau der subventionierten Agrarexporte um 
21% und die Verringerung der Haushaltsausgaben für Exportsubven- 
tionen um 36% bis zum Jahr 2001. 


Der Vertrag gestattet explizit weiterhin Zahlungen, die in die sogenannte 
green-box fallen. Dazu zählen auch einkommensstützende Transferzahlun- 
gen, die im Rahmen von Umweltschutzprogrammen geleistet werden und 
sich produktionsneutral verhalten sowie Schulungen und Beratungen für 
Landwirte und Ausgaben für die Agrarforschung. 


Ökonomische und soziale Auswirkungen der Liberalisierung 


Prognosen über Gewinne und Verluste einzelner Länder oder Regionen 
sind nur sehr schwer zu treffen und unterliegen großen Unsicherheiten. 
Grundsätzlich können jedoch folgende Tendenzen erwartet werden: 
Entfallen die Preisstützungsmaßnahmen der EU ersatzlos und gelangen 
auch preisgünstigere Anbieter von Agrarprodukten auf den europäischen 
Markt, denen der Zugang bislang verwehrt war, so profitieren in erster Li- 
nie die Konsumenten von den fallenden Preisen für Nahrungsmittel. Durch 
den verstärkten Wettbewerb wären viele Agrarbetriebe in der EU jedoch 
nicht mehr konkurrenzfähig. Ein Rückgang der absoluten Produktions- 
menge und eine zunehmende Arbeitslosigkeit wird daher, vor allem in 
ländlichen Gebieten mit niedrigen landwirtschaftlichen Ertragsraten er- 
wartet. Die Tendenz zur Bildung größerer Agrarkonzerne könnte verstärkt 
werden, die kleine Ländereien übernehmen und in der Lage sind, Landbau 
zu geringeren durchschnittlichen Kosten zu betreiben. 

Weiterhin dürften die Exporte der landwirtschaftlichen Produkte der EU 
durch den Abbau der Exporthilfen vermindert werden. Dadurch sind je- 
doch kaum bedeutende negative Auswirkungen für die Handelsbilanz der 
EU zu befürchten, da der Anteil der Exporte von landwirtschaftlichen Pro- 
dukten aus der EU im Verhältnis zu anderen Exportgütern in den letzten 
Jahren ständig gefallen ist und nur noch eine geringe Bedeutung besitzt. 
Dagegen würden die hohen Aufwendungen für die Lagerung, den Trans- 
port und den Export der Agrarüberschüsse eingespart und die Haushalte 
der EU-Mitgliedsstaaten entlastet. 

In Entwicklungsländern, in denen Nahrungsmittel kostengünstiger als in 
der EU hergestellt werden können, werden durch den erwarteten Anstieg 
der Weltmarktpreise die Grenzerträge im landwirtschaftlichen Sektor stei- 


Schutz der Umwelt durch Abbau des Agrarprotektionismus der EU? 399 


gen: Investoren und technischer Fortschritt könnten in Entwicklungsländer 
gezogen und die Agrarproduktion dadurch gefördert werden. 

Für Nettoimporteure von Grundnahrungsmitteln, wie z.B. Chile, Indien, 
Malaysia, Ägypten und weite Teile Afrikas, die einen finanziellen Vorteil 
aus der jetzigen Exportsubventionierung von Agrarprodukten von seiten 
der Industrieländer ziehen, wird der Import für Nahrungsmittel kostenin- 
tensiver werden. In besonders armen Ländern könnten sogar Hungerkata- 
strophen die Folge sein. 


Ökologische Auswirkungen der Liberalisierung 


Über die Frage, ob eine Liberalisierung des Handels die Zerstörung der 
Umwelt eher noch beschleunigt oder ob die wohlfahrtsökonomischen und 
ökologischen Vorteile überwiegen, gibt es einen grundlegender Disput 
unter Ökonomen. Befürworter des Freihandels versprechen sich mehr 
Freiheit, Wohlstand und dadurch auch mehr finanziellen Handlungsspiel- 
raum für den Schutz der Umwelt für alle Nationen. Spezielle umwelt- und 
gesundheitsbelastende Produkte, so der Einwand, könnten auch zielge- 
richtet vom Handel ausgeschlossen oder über privat (also nicht staatlich) 
verhängte Boykottmaßnahmen vom Kauf ausgeschlossen werden. Dem 
widersprechen die Gegner einer weiteren Welthandelsliberalisierung: So- 
lange externe Effekte, insbesondere Umwelt- oder Sozialkosten, gar nicht 
oder von einzelnen Ländern in unterschiedlichem Maße internalisiert sind, 
führe der freie Wettbewerb zwangsläufig zu Ungerechtigkeit und sei eine 
Gefahr für die nachhaltige Nutzung der Ressourcen. 

Daß eine Reduzierung von staatlichen Agrarausgaben auch ökologische 
Vorteile bringen kann, zeigen die Erfahrungen der Länder Neuseeland und 
Australien, in denen die staatlichen Subventionen der Landwirtschaft be- 
reits weit unter den OECD-Durchschnitt gesenkt wurde. Die neuseeländi- 
sche Regierung strich für den Agrarsektor jegliche Subventionen für Dün- 
gemittel, Beihilfen zur Förderung der Landerschließung und Steuervergün- 
stigungen. Lediglich finanzielle Unterstützungen für Forschung, Krank- 
heitskontrolle und Infrastrukturmaßnahmen werden weiterhin gewährt. 
Obwohl diese Politik nicht in erster Linie zum Schutz der Umwelt gedacht 
war, brachte sie eine ökologische Entlastung. Die Landwirtschaft wird oh- 
ne Subventionszahlungen extensiver als früher betrieben. Tendenziell di- 
versifizierte sich der Anbau als Schutzmaßnahme der Landwirte gegen 
Preisschwankungen des Weltmarktes (OECD 1990, 54f und 200f). 

Eine Verstärkung des freien Wettbewerbes auf dem Agrarmarkt könnte je- 
doch auch zur Bildung großer Agrarkonzerne führen, wodurch die Land- 


4 Vgl. hierzu den Disput zwischen J. Bhagwati und H.E. Daly (Bhagwati/Daly 1994). 
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wirtschaft auf günstigen Böden weiter intensiviert und auf ertragsärmeren 
Standorten ganz eingestellt werden könnte. 

Schwierigkeiten bei den Verhandlungen in der Urugay-Runde bereiteten 
die national unterschiedlichen Standards für den Gesundheits- und Um- 
weltschutz, die zu Wettbewerbsnachteilen führen, bzw. als nicht-tarifäre 
Handelshemmnisse verstanden werden können. So protestierten die USA 
gegen Restriktionen der EU bei der Anwendung von Hormonen und Pesti- 
ziden (Hanns-Seidel-Stiftung 1991, 71). Es ist zu erwarten, daß neben der 
Auseinandersetzung über mengenbezogene Im- und Exportbeschränkun- 
gen zukünftig in stärkerem Maße gerade auch neue landwirtschaftliche 
Produktionsverfahren zu Handelskonflikten führen werden (z.B. wenn sich 
die EU aus Gründen des Konsumentenschutzes weigern sollte, genetisch 
veränderte Nahrungsmittel aus den USA zu importieren). 

Diesbezügliche Streitfälle haben jedoch in der Vergangenheit auch dazu 
geführt, daß diskriminierte Länder ihre Produktionsmethoden gesundheits- 
und umweltverträglicher ausgerichtet haben. So wiesen z.B. die USA in 
den 70er Jahren Fleisch aus Guatemala zurück, mit der Begründung, es 
beinhalte zuviel DDT. Das Vieh hatte zuvor in der unmittelbaren Nähe von 
Baumwollgebieten geweidet. Guatemala sah sich auf diese Weise gezwun- 
gen, zu weniger gefährlichen Pestiziden überzugehen. 

Durch eine Handelsliberalisierung für landwirtschaftliche Produkte dürften 
die weltweiten Warenströme und damit die Transportwege zunehmen, 
womit der Energieverbrauch und Folgeschäden, wie z.B. Unfälle im 
Schiffsverkehr zunehmen. Die Frage liegt nahe, ob nicht besser der welt- 
weite Warenstrom eingeschränkt werden sollte, um stattdessen die regio- 
nale Produktion und Vermarktung zu stärken. Eine regionale Versorgung 
mit Nahrungsmitteln ist bei vielen Agrarprodukten sogar möglich, ohne 
Ernährungsgewohnheiten ändern zu müssen. 

Aus der obigen Diskussion wird deutlich, daß sich durch eine Liberalisie- 
rung sowohl Chancen als auch Gefährdungen für den Umweltschutz erge- 
ben. Zusammengefaßt sind die potentiell positiven ökologischen Effekte: 


- Ein größerer Anteil der Entwicklungsländer am globalen Handel mit 
landwirtschaftlichen Produkten und damit verbunden Wachstumsef- 
fekte, die mehr finanziellen Spielraum für Maßnahmen im Umwelt- 
schutz geben können. 

- Abbau der Intensivlandwirtschaft und der Überschußproduktion in den 
Industrieländern durch die Reduzierung der wettbewerbsverzerrenden 
Subventionen. 

- Stärkere Diversifizierung des Anbaus als Schutz vor Preisschwankun- 
gen des Weltmarktes. 
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Potentiell negative ökologische Effekte sind: 

-  Zunehmende Transportaktivitäten durch den Import von Nahrungsmit- 
teln aus entfernteren Teilen der Erde; 

- Intensivierung der Landwirtschaft in Entwicklungsländern, die die 
ökologische Belastungsfähigkeit übersteigt; 

- Verdrängung kleinerer landwirtschaftlicher Betriebe aus dem Wettbe- 
werb und die Bildung großer Agrarkonzerne, die unter hohem Einsatz 
von Betriebsmitteln weiterhin Intensivlandwirtschaft betreiben. 


3. Ergänzende Maßnahmen zum Schutz der Umwelt 


Aufgrund der teilweise gegenläufigen Auswirkungen auf die Ökologie 
muß überlegt werden, mit welchen Maßnahmen eine Liberalisierung des 
Agrarmarktes in der EU zukünftig flankiert werden könnte, um eine öko- 
logisch und sozial verträgliche, möglichst regional-orientierte Landwirt- 
schaft einzuleiten. Diese Vorschläge sollten (nach Möglichkeit) mit dem 
GATT-Vertrag vereinbar sein. 

Um zielgerichtet eine Landwirtschaft zu fördern, die, so weit es ökologisch 
sinnvoll ist, auf die Einbringung von künstlichen Betriebsmitteln verzich- 
tet, könnten Inputfaktoren, wie Pestizide oder Kunstdünger besteuert wer- 
den. Der Vorschlag, finanzielle Instrumente zum Schutz der Umwelt ein- 
zuführen, stößt bei den Landwirten der EU sowie der Agro- und Chemie- 
industrie erwartungsgemäß auf harten Widerstand. Eine grundsätzliche 
Schwierigkeit bei der Besteuerung besteht darin, die diffusen Umweltschä- 
den an Boden, Wasser und Luft kausal auf die Landwirtschaft zurückzu- 
führen und zu monetarisieren. Dennoch verspricht dieser Weg einen effi- 
zienten und bewußten Umgang mit ökologisch belastenden Stoffen in der 
Landwirtschaft. Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen (SRU) 
hat dazu in seinem Gutachten von 1996 folgende Empfehlung gegeben: 
»Aus umwelt- und regionalpolitischer Sicht ist es notwendig, die negativen Umweltwirkungen 
einer intensiven landwirtschaftlichen Nutzung zu internalisieren und die positiven zu honorie- 
ren. Nur durch eine Modifikation der Rahmenbedingung in dieser Richtung ist innerhalb eines 
liberalisierten Agrarmarktes ein fairer Wettbewerb gegeben, der es den Regionen mit 
schlechteren natürlichen Standortfaktoren ermöglicht, ihre komparativen Vorteile im Bereich 
der Bereitstellung von Leistungen für den Naturschutz und die Erholung auch zu nutzen. 
Durch eine solche Politik würde die gleichzeitige Versorgung mit Nahrungsmitteln und mit 
Umweltgütern effizienter gewährleistet als heute.« (Der Rat von Sachverständigen für Um- 
weltfragen 1996, 16). 

Um strukturelle Umweltschäden zu vermeiden, die durch landwirtschaftli- 
che Aktivitäten hervorgerufen werden (u.a. Anbau von Monokulturen, Re- 
duzierung der landwirtschaftlichen Strukturvielfalt, Erosionsschäden) 
könnten die Einkommensunterstützungen der Landwirte an einen landwirt- 
schaftlichen Umweltplan gebunden werden. Aus einem solchen Plan sollte 
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hervorgehen, auf welche Weise eine nachhaltige Landwirtschaft gewähr- 
leistet wird.’ 

Überflüssige Transportwege durch weite Handelswege können vermieden 
werden, wenn die daraus entstehenden Umweltkosten internalisiert wür- 
den, z.B. durch die Verteuerung von Treibstoff oder Versicherungskautio- 
nen für Schiffstransporte. Eine weltweite Erhöhung der Energiepreise ist 
offensichtlich schwer realisierbar, hat jedoch gegenüber pauschalen pro- 
tektionistischen Maßnahmen den Vorteil, daß faire Wettbewerbsbedingen 
für alle Anbieter herrschen und sich trotzdem kleinere Handelsstrukturen 
bilden würden. 

Wenn eine Internalisierung aller Umweltkosten in nächster Zeit als unreali- 
stisch erachtet wird, bestünde noch die Möglichkeit, Schutzzölle aufzuer- 
legen, die den inländischen Landwirten, die durch Umweltauflagen zu teu- 
reren Bedingungen produzieren, gleiche Wettbewerbsbedingungen garan- 
tieren würden. Die Erhebung derartiger Zölle stößt jedoch aus folgenden 
Gründen auf Kritik: Es ist äußerst schwierig, die Produktionsmehrkosten 
zu bestimmen, die auf eine Umweltschutzmaßnahme zurückzuführen sind. 
Die Umweltbelastungen, die bei dem Anbau eines Produktes entstehen, 
unterscheiden sich zudem in verschiedenen Ländern vielfach grundlegend, 
so daß ein Vergleich nicht ohne weiteres möglich ist. Wie soll z.B. die 
Belastung des Grundwassers mit Nitraten und Pestiziden mit der Zerstö- 
rung durch Erosion und Brandrodung verglichen werden? In vielen Län- 
dern werden zudem die Umwelteinwirkungen kaum in der Weise meß- 
technisch erfaßt, wie es in der EU inzwischen der Fall ist. Dies macht es 
schwer zu überprüfen, ob die Umweltauflagen, die von der EU verlangt 
würden, bei der Produktion von Importen auch tatsächlich eingehalten 
werden. Boykottmaßnahmen gegenüber landwirtschaftlichen Importen, die 
damit begründet werden, daß die Produktion mit erheblichen Umweltschä- 
den verbunden ist, werden von der WTO dann anerkannt, wenn die gefor- 
derten Umweltstandards nicht zum vorrangigen Schutz der eigenen Wirt- 
schaft erhoben werden, die Restriktion im Rahmen der Verhältnismäßig- 
keit liegt und die verlangten Standards für Importe wissenschaftlich be- 
gründet werden können. Im konkreten Fall fällt der Nachweis dieser zwei- 
fellos vernünftigen Anforderungen aber schwer und müßte notfalls im Pa- 
nel-Verfahren des GATT überprüft werden. 


5 Im Ernährungssicherstellungsgesetz der USA von 1985 wurde analog festgelegt, daß 
Landwirte nur dann finanzielle Beihilfen beziehen können, wenn sie einen genehmigten 
Bodenschutzplan vorlegen, mit dem Umweltbelastungen auf ein vertretbares Maß zu- 
rückgeführt werden (s.a. OECD 1990, 931). 
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4. Erste Reformansätze der EU 


Im Jahr 1992 wurde in der EU im wesentlichen unter dem Druck der 
GATT-Verhandlungen eine Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik einge- 
leitet. Die Agrarpolitik sollte schrittweise im Sinne der GATT-Forderun- 
gen liberalisiert werden. Außerdem wurde in Anerkennung der Umweltre- 
levanz ein Rahmenumweltprogramm für die Landwirtschaft der Mit- 
gliedsländer aufgestellt. Die Reform umfaßte im wesentlichen Maßnahmen 
zur Preissenkung für wichtige Agrarprodukte, die Einführung flächenge- 
bundener Ausgleichszahlungen und Anreize für Aufforstungen und die 
Extensivierung durch Flächenstillegungen. 

Der Wissenschaftliche Beirat des Bundesministeriums für Landwirtschaft 
stellte in seinem Gutachten »Zur Weiterentwicklung der Agrarreform« die 
Unzulänglichkeiten der Reform, deren Laufzeit in diesem Jahr endete, dar. 
Demnach orientieren sich die internen Preisniveauanpassungen weiterhin 
zu stark an administrativen Vorgaben statt am Preisniveau des Weltmarkts. 
Maßnahmen direkter Mengensteuerung (Quoten, Garantiemengen, -flächen 
oder -bestände) hätten durch die Reform eher noch zugenommen. Die 
Verwaltungs- und Kontrollaufgaben der Behörden und Landwirte seien 
dadurch noch weiter angestiegen und zu einer spürbaren Belastung gewor- 
den. Eine grundsätzliche Neuausrichtung der Agrarpolitik sei bislang nicht 
erkennbar (Wissenschaftlicher Beirat des BML 1997, 89). 

Eine Weiterführung der Reform ist daher unumgänglich. Um die Land- 
wirte der EU dabei zu der Einführung umweltschonender Produktionswei- 
sen zu motivieren, sind politische Vorgaben nötig, die eine langfristige 
ökonomische Grundlage für ökologisches Wirtschaften bieten (Bruck- 
meier, Langkau 1996). 

Um die Agrarpolitik in Zukunft unbürokratischer zu gestalten und ökologi- 
sche Belange stärker einbeziehen zu können, wird es unvermeidlich sein, 
auch den Prozeß der Entscheidungsfindung auf europäischer Ebene einer 
Reform zu unterziehen. Während landwirtschaftliche Interessen tief in die 
administrativen und konstitutionellen Institutionen der EU integriert sind, 
ist es für die Umweltpolitik noch immer schwierig, in diese Strukturen ein- 
zugreifen (Whitby 1996, 11). 

Die Steigerung der Produktivität und die Stabilisierung der Märkte konnten 
von der EU nur durch massiven Protektionismus erreicht werden. Damit 
entstanden enorme Haushaltsbelastungen, internationale Konflikte sowie 
schwerwiegende ökologische Probleme. Erste Schritte in Richtung einer 
Liberalisierung des europäischen Agrarmarktes wurden 1994 durch den 
GATT-Vertrag begonnen, mit dem sich die EU zum Abbau der Protektio- 
nierung verpflichtete. Die 1992 begonnene Reform der Europäischen 
Agrarpolitik müßte jedoch während der nächsten Jahren mit dem Ziel 
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weitergeführt werden, eine stärkere Kohärenz zwischen Liberalisierung 
und flankierenden Umweltmaßnahmen zu erreichen. 

Ökologische Leistungen werden von der Öffentlichkeit und den Landwir- 
ten selbst immer mehr als ein sinnvolles und notwendiges Aufgabengebiet 
der Landwirtschaft anerkannt, das auch finanziell entsprechend honoriert 
werden sollte. Ökologisch gebundene Ausgleichszahlungen können den 
Wegfall bisheriger Subventionen der EU ausgleichen, die in den anstehen- 
den GATT-Verhandlungen 1999 vermutlich nicht mehr gegenüber anderen 
Ländern verteidigt werden können. 

Eine ökologische Ausrichtung der Landwirtschaft könnte den Landwirten 
der EU folgende Vorteile bringen: 

-  Ausgleichszahlungen für die Mehrbelastung oder den Ernterückgang 
durch ökologische Maßnahmen; 

- einen sicheren Absatzmarkt durch Aufbau von regionalen Versor- 
gungsnetzen; 

- Möglichkeiten des Nebenverdienstes im Freizeit- und Erholungsbereich 
(Beherbergung von Gästen auf dem Bauernhof, Reitschulen, Vermietung 
von Ferienwohnungen); 

- die Sicherung der Ertragsfähigkeit der Ackerböden. 


Bei diesen Vorschlägen geht es nicht darum, Landwirte zu den »Museums- 
wärtern der Umwelt« zu machen, vielmehr soll dafür Sorge getragen wer- 
den, daß die Landwirtschaft in der EU sozial- und ökologiegerecht gestal- 
tet wird und auch auf liberalisierten Märkten in Lage ist, stabile und zu- 
kunftsfähige Existenzen zu sichern. 
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Ralf Clasen 


Die Transformation der Landwirtschaft in Ost- 
deutschland und ihre Folgen für die Agrarpolitik und 
die berufständische Interessenvertretung 


1. Der Agrarsektor - Ein Sonderfall der sektoralen Transformation 


Die Transformation des DDR-Agrarsektors ist aus verschiedenen Gründen 
von politikwissenschaftlichem Interesse. Steuerung und Verlauf des Wan- 
dels unterscheiden sich erheblich von dem in anderen Sektoren der Volks- 
wirtschaft (Clasen/John 1996). Im Gegensatz zur Transformation der Indu- 
strie ist der Wandel in der Landwirtschaft in weit stärkerem Maße durch 
Selbstorganisation geprägt. Der Transfer westdeutscher sektorspezifischer 
Institutionen stieß hier auf besonders ausgeprägte Restriktionen und der 
von westdeutschen Akteuren präferierte Strukturwandel ist bis heute nur 
partiell eingetreten. Statt dessen führte die Veränderung der institutionellen 
Rahmenbedingungen und die Selektion durch Marktprozesse zu Anpas- 
sungsprozessen, die durch eine Mischung von Kontinuität, Diskontinuität 
und Innovation gekennzeichnet sind (Lehmbruch 1994: 34; Lehm- 
bruch/Mayer 1996). Im Ergebnis ist eine Persistenz großbetrieblicher Un- 
ternehmenseinheiten, eine Diversifikation der relevanten Unternehmens- 
und Eigentumsformen sowie eine Divergenz von Eigentum und Bewirt- 
schaftung zu konstatieren. 

Damit weisen die ostdeutschen Bundesländer zumindest als Zwischener- 
gebnis der Transformation eine Agrarstruktur auf, die sich von der West- 
deutschlands signifikant unterscheidet. Die unterschiedliche Verfaßtheit 
der Agrarstrukturen führte zu einer weiteren Heterogenisierung der Inter- 
essen der Landwirte, die für die Agrarpolitik und die berufsständischen 
Interessenvertretung nicht ohne Folgen blieb. Interessenkonflikte um die 
Ausgestaltung der Agrarpolitik, die Verbandspolitk des Deutschen Bau- 
ernverbandes (DBV) oder, wie jüngst um die Regelung der Altschulden 
von Nachfolgeunternehmen der Landwirtschaftlichen Produktionsgenos- 


l Für wertvolle Hinweise zum Manuskript danke ich Dr. Jan Wielgohs. 
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senschaften (LPG), treten jedoch nur sporadisch ans Licht der Öffentlich- 
keit und sind meist begrenzt auf Fragen der Vermögensauseinandersetzung 
oder der Privatisierung staatlicher Landwirtschaftsflächen. Ursache für das 
relativ niedrige Konfliktniveau im Agrarsektor ist eine spezifische Form 
der Konfliktregulierung und der sektoralen politischen Steuerung, die 
durch eine monopolistische Interessenvertretung, eine herausragende Posi- 
tion der nationalen und europäischen Agrarbürokratie sowie der Regierung 
als Exekutive gegenüber den jeweiligen Parlamenten und einer intensiven 
Abstimmung der Agrarpolitik in einem Policy-Netzwerk mit hohen Ein- 
trittsbarrieren gekennzeichnet ist. Politische Akteure auf Staats- und Ver- 
bandsebene standen angesichts des Transformationsverlaufs vor der Her- 
ausforderung, die im Zuge der Vereinigung divergierenden Interessen zu 
integrieren, um so die Funktionsfähigkeit der sektoralen Steuerungsmecha- 
nismen respektive ihr eigenes Vertretungsmonopol zu wahren. 

Im Rahmen dieses Beitrags soll untersucht werden, wie sich die spezifisch 
ostdeutsche Agrarstruktur im Zuge der Transformation herausbildete und 
welche Auswirkungen sie auf die sektorale Steuerung und die Konfliktre- 
gelung im agrarpolitischen Netzwerk der Bundesrepublik gehabt hat. Der 
erste Teil ist der Transformation des Agrarsektors gewidmet, der folgende 
Abschnitt der Bewältigung der Auswirkungen des Wandels durch den 
DBV. Ein abschließendes Resumee beleuchtet die Perspektiven der ost- 
deutschen Landwirtschaft. 


2. Verlauf und Zwischenergebnis der sektoralen Transformation 
2.1 Ausgangsbedingungen 


Zu Beginn der Transformation war der Agrarsektor der DDR ebenso wie 
der der meisten anderen osteuropäischen Staaten durch eine sozialistische 
Agrarverfassung geprägt (vgl. Hagedorn 1991: 139). Die Produktionsmit- 
tel waren de facto verstaatlicht, die Betriebe wurden im Rahmen der staat- 
lichen Wirtschaftsplanung zentral gesteuert und die Produktion erfolgte 
durch industriemäßig organisierte Großbetriebe. Sowohl die Betriebe als 
auch die Beschäftigten waren in hohem Maße spezialisiert. Neben der Er- 
zeugung landwirtschaftlicher Primärprodukte erfüllten die Betriebe viel- 
fältige soziale Funktionen. Entsprechend verfügten sie über einen im Ver- 
gleich zu westeuropäischen Unternehmen hohen Arbeitskräftebesatz, der 
sich in einem hohen Anteil der in der Landwirtschaft Beschäftigten an der 
Gesamtheit der Erwerbstätigen niederschlug. 

Der zentralistischen Wirtschaftsplanung untergeordnet, war die Landwirt- 
schaft der DDR auf einen möglichst hohen quantitativen Beitrag zur Dek- 
kung des eigenen Nahrungsmittelbedarfs und weniger auf Qualitätssiche- 
rung und Wettbewerbsfähigkeit ausgerichtet. Tatsächlich trugen die DDR- 
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Landwirte in hohem Maße zur Versorgung der Bevölkerung bei; wobei ei- 
nige landwirtschaftliche Produktionsbereiche auch Nettoexporte aufwie- 
sen. Aufgrund des staatlichen Selbstversorgungsstrebens war die Ackerflä- 
che pro Einwohner mit 0,37 Hektar fast doppelt so hoch wie in der Bun- 
desrepublik (0,19 Hektar). Bedingt durch ehrgeizige Planvorgaben und 
zentralisierte Steuerung wurden auch Flächen mit marginalem Ertrag be- 
wirtschaftet sowie Produkte auf dafür nicht geeigneten Flächen erzeugt. 
Hohe Flächenausstattung und Viehbesatz waren nicht nur Ausdruck des 
Selbstversorgungsstrebens, sondern auch der vorhandenen Produktivitäts- 
defizite. Aufgrund fehlender oder qualitativ unzureichender Vorleistungen 
aus anderen Bereichen der Volkswirtschaft lag die Produktivität der 
pflanzlichen und tierischen Erzeugung in der DDR signifikant unter der in 
Westdeutschland (Wiegand 1994: 23-28). Weitere Ursachen für Produkti- 
vitätsdefizite waren einerseits externe Faktoren wie die Restriktionen des 
zentralistischen Wirtschaftssystems, andererseits betriebliche Organisati- 
onsmängel und suboptimale Unternehmensgrößen. Das relative Gewicht 
der einzelnen Faktoren auf die Leistungsfähigkeit sozialistischer Unter- 
nehmen in der Landwirtschaft sind in der Literatur umstritten (Mathijs/ 
Swinnen 1997: 2-3, Wiegand 1994: 9-33; Koester/Brooks 1997: 16). 

Für das Projekt der sektoralen Transformation bot sich als Alternative die 
Implementation einer kapitalistisch geprägten Agrarverfassung an, wie sie 
in Westdeutschland besteht. Diese läßt sich von einer sozialistischen an- 
hand folgender konstitutiver Merkmale unterscheiden: Privateigentum an 
den und Verfügungsrecht über die Produktionsmittel, Koordination von 
Angebot und Nachfrage durch eine Verschachtelung von Marktmechanis- 
men und agrarpolitischen Steuerungsinstrumenten und des bäuerlichen 
Familienbetriebes als Leitbild der Agrarpolitik häufig verbunden mit einer 
kleinteiligen Agrarstruktur (Hagedorn 1991: 139). Im Zuge der Transfor- 
mation der Agrarverfassung stellte sich nicht nur die Frage nach dem Re- 
formziel, im Sinne einer Aufgabenzuweisung für Selbstorganisation, Ko- 
ordination durch Marktprozesse und staatliche Regulation. Die Steuerung 
des Wandels war auch mit besonderen Wirtschaftsbedingungen und Inter- 
essenlagen im Agrarsektor konfrontiert, deren Folgen für das bisherige 
Zwischenergebnis der Transformation im weiteren diskutiert werden. 


2.2 Sekterale Startprogrammierung und Selbstorganisation als wesentliche 
Bestimmungsfaktoren des Wandels 


Die Transformation des Agrarsektors der DDR begann noch vor der staat- 
lichen Vereinigung. Ihr Verlauf unterscheidet sich nicht nur von dem ande- 
rer Sektoren der Volkswirtschaft, sondern auch im internationalen Ver- 
gleich (Clasen/John 1996; Clasen 1997). Als Resultat der 2+4-Verhand- 
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lungen wurden auf Verlangen der DDR-Regierung und der Sowjetunion 
die Ergebnisse der Bodenreform von 1945/46 anerkannt und im Eini- 
gungsvertrag verbindlich festgeschrieben. Das von der letzten DDR-Regie- 
rung im Frühjahr 1990 verabschiedete Landwirtschaftsanpassungsgesetz 
(LwAnpG) definierte den institutionellen Rahmen des Wandels und wirkte 
gleichzeitig als eine Startprogrammierung der sektoralen Transformation. 
Gegenstand des Gesetzes war die Regelung der Umwandlung der LPGen 
im Sinne eines Dekollektivierungsprozesses. Im Gegensatz zu den meisten 
anderen staatssozialistischen Ländern, in denen Staatsbetriebe über eine 
besondere Bedeutung in der Landwirtschaft verfügten, dominierte in der 
DDR die LPG als Unternehmensform. Betriebe dieser Kategorie be- 
wirtschafteten 1989 einen Anteil von 82,2% der landwirtschaftlichen Nutz- 
fläche und hielten 74,5% des Viehbestandes (BML 199la: 141). Dabei 
wirtschafteten die Genossenschaften nur zum Teil auf nationalisiertem Bo- 
den. In der DDR blieben die privaten Eigentumstitel an landwirtschaftlich 
genutzter Fläche, die im Zuge der Bodenreform von 1945/46 konstituiert 
worden waren oder diese unbeschadet überstanden hatten, formal erhalten. 
Die Eigentümer brachten die Flächen und andere Wirtschaftsgüter im 
Rahmen der Kollektivierung in die neugegründeten Genossenschaften ein 
und übertrugen diesen die Verfügungsrechte, ohne jedoch ihre formalen 
Eigentumstitel aufgeben zu müssen. Das LwAnpG beinhaltete die Wieder- 
einsetzung der Inhaber landwirtschaftlicher Flurstücke in die mit den for- 
malen Eigentumstiteln verbundenen Verfügungsrechte und etablierte den 
Zwang zur Auflösung der knapp 4.500 LPGen. Den Betroffenen bot es zu- 
gleich die Option zur Fortführung des kollektiven Betriebs in modifizierter 
Rechtsform und die Möglichkeit des individuellen Austritts unter Mitnah- 
me des Vermögens. Anders als in Westdeutschland richtete die Volks- 
kammer die Agrarpolitik aber nicht am Leitbild des bäuerlichen Familien- 
betriebes aus, sondern postuliert die Gleichberechtigung der Unterneh- 
mensformen im $ 2 des LwAnpG. 

Das Gesetz bildete den rechtlichen Rahmen für die Dekollektivierung der 
DDR-Landwirtschaft in Richtung einer kapitalistischen Agrarverfassung. 
Es bot aber kein Instrument für eine zielgerichtete Steuerung des Wandels, 
der auch andere während des Sozialismus entwickelte agrarstrukturelle 
Merkmale, wie Industrialisierung der Produktion oder gemeinschaftliches 
Eigentum an Unternehmen umfaßt. Dies gilt insbesondere für den Transfer 
des mit der westdeutschen Agrarverfassung verknüpften Leitbildes des 
bäuerlichen Familienbetriebes. Veränderungen in diesen Kategorien im 
Sinne einer weitgehenden Harmonisierung der ost- und westdeutschen 
Agrarstruktur sowie einer Übernahme des agrarpolitischen Leitbildes und 
der mit ihm verbundenen Wirtschaftsweise und Unternehmensgröße wur- 
den der Selbstorganisation der Betroffenen sowie der Selektion durch den 
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Wettbewerb unter den Bedingungen der gesamtdeutschen und europäi- 
schen Agrarpolitik überantwortet. 

Der dezentrale Charakter des Wandels ist dem Sachverhalt geschuldet, daß 
im Agrarsektor, anders als beispielsweise in der Industrie, durch die Aner- 
kennung der Bodenreform und die Wiederbelebung von Verfügungsrech- 
ten an landwirtschaftlichem Produktivvermögen lediglich einige wenige 
Betriebe und nur die 18-20% der gesamten landwirtschaftlichen Nutzflä- 
che, die sich bis dato in Volkseigentum befanden, der staatlichen Privati- 
sierungspolitik zur Verfügung standen. Das Gewicht dieser »Gestaltungs- 
masse« war im übrigen durch Konflikte über das Design des Privatisie- 
rungsregimes, die erst 1996 endgültig geregelt wurden, beschränkt (Hage- 
dom 1996; Beckmann/Hagedorn 1997: 2-3). Die Optionen einer staatli- 
chen Steuerung der Transformation in Richtung auf ein politisch wün- 
schenswertes Leitbild beschränkten sich somit auf den Zwang zum Wech- 
sel der Unternehmensform, die Öffnung einer Austrittsoption für LPG- 
Mitglieder und die Entwicklung von Anreizsystemen zur Forcierung des 
Wandels und zur Reduzierung der Exit-Kosten, die mit der Wahl der Aus- 
trittsoption verbunden waren. Ein zentrales Element der Transformation, 
nämlich die Entscheidung über Art und Umfang der Dekollektivierung, er- 
folgte damit - im Unterschied zu allen zuvor nicht privaten Wirtschafts- 
sektoren - dezentral und unabhängig von einem staatlich gesteuerten Pri- 
vatisierungsverfahren, das heißt durch die Betroffenen selbst. Dies vollzog 
sich in Form individueller Entscheidungen über Austritt aus, Umwandlung 
oder Auflösung von Produktionsgenossenschaften und die zukünftige 
Verwendung von privatem Bodeneigentum und Produktionsmitteln. Ande- 
re Optionen einer Dekollektivierungs- und Privatisierungsstrategie, wie 
Restitution der Eigentumsverhältnisse von 1945, die Verteilung von land- 
wirschaftlich genutzem Boden an die Genossenschaftsbauern oder die 
ländliche Bevölkerung, der Verkauf oder die Verpachtung des gesamten 
Bodens an ansiedlungswillige Bauern standen aufgrund der Festschreibung 
der Ergebnisse der Bodenreform von 1945/46 sowie der Regelungen des 
LwAnpG nicht mehr zur Verfügung (Clasen/John 1996: 196-203; Lehm- 
bruch/Mayer 1996: 14). 

Die persönlichen Entscheidungsprozesse fielen zeitlich mit der schockarti- 
gen Umstellung von Individuen und Unternehmen auf Marktverhältnisse 
und der Einführung eines komplexen Systems staatlicher Regulation im 
Rahmen der nationalen und der Gemeinsamen Europäischen Agrarpolitik 
(GAP) zusammen. Der zeitliche Zusammenhang zwischen Systemwechsel 
und ökonomischer Krise war in der Landwirtschaft wesentlich konkreter 
und für den Einzelnen offensichtlicher als ın anderen Sektoren der Volks- 
wirtschaft. Dabei verfügten die genossenschaftlich organisierten Unter- 
nehmen trotz erheblicher Anpassungshilfen von seiten der Bundesregie- 
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rung über keine temporäre Bestandsgarantie, wie sie z.B. Betriebe unter 
Jurisdiktion der Treuhandanstalt hatten. 

Bereits vor der Vereinigung war absehbar, daß die Anpassung an das markt- 
wirtschaftliche System und die nationale und europäische Agrarpolitik eine 
tiefgreifende Strukturreform und einen erheblichen - zumindest ternporären - 
Produktions- und Beschäftigungsrückgang auslösen würden. Landwirt- 
schaftliche Erzeuger in der DDR standen damit vor der Aufgabe, im Rahmen 
des Strukturwandels zunächst in erheblichem Umfang Produktionskapazitä- 
ten und Organisationsstrukturen zu reorganisieren und die Produktivität zu 
steigern. Dieser Prozeß mit den notwendigen Investitionen mußte zudem in 
einer neuen institutionellen Umwelt vollzogen werden, in der die Produktion 
des einzelnen Betriebes einerseits marktwirtschaftlichen Gegebenheiten und 
andererseits dem System der - den ostdeutschen Landwirten bis dahin voll- 
kommen unbekannten - Marktordnungen, Quoten, den einschlägigen Tier- 
schutz-, Umwelt- und Lebensmittelgesetzen anzupassen war. Ökonomische 
und staatliche Vereinigung führten außerdem schlagartig zum Rückgang der 
Agrarpreise um bis zu 50%, zur Auflösung der ostdeutschen Vertriebs- 
strukturen und zum Verlust bisheriger Absatzmärkte (Fricke 1990; Rost 
1995: 329; Isermeyer 1991: 297-298). Westliche Produzenten mit ihren 
Produkten übernahmen den Markt. Die Folge war eine starke Unsicherheit 
über Zukunftsperspektiven in der Landwirtschaft. 

Die individuellen Entscheidungen hinsichtlich der künftigen Unterneh- 
mensformen wurden noch durch weitere sektorale Faktoren beeinflußt 
(vgl. Lehmbruch/Mayer 1996: 9-13, Mathijs/Swinnen 1996). Den ostdeut- 
schen Bauern waren die ökonomischen Probleme bäuerlicher Familienbe- 
triebe ın Westdeutschland und der dort seit Jahren andauernde Struktur- 
wandel mit der Tendenz zu größeren Betriebseinheiten und einer Verringe- 
rung der Zahl bäuerlicher Einzelunternehmen durchaus bekannt. Die 
Gründung einer kleinbäuerlichen Landwirtschaft erschien angesichts des 
»kategorischen Imperativ der Agrarpolitik: Wachsen oder Weichen« 
(Sontowski 1990: 161) nicht rational. Insbesondere wenn man berücksich- 
tigt, daß sich nach dem Wegfall ungünstiger Umweltbedingungen wie der 
staatlichen Steuerung, mangelhaften Vorleistungen und unökonomischer 
Anreize die durchaus realistische Option bot, die Effizienz der betriebli- 
chen Produktion und die Wettbewerbsfähikeit im bisherigen Unternehmen 
zu erhöhen. Im Gegensatz zu anderen Wirtschaftsbereichen stellte das 
westdeutsche Pendant des ostdeutschen Agrarsektors kein attraktives Leit- 
bild dar, das seine ökonomische Überlegenheit im Wettstreit der Systeme 
bewiesen hätte und die individuellen Entscheidungen in die von westdeut- 
schen Akteuren präferierte Richtung hätte befördern können. 

Die Möglichkeit des Ausscheidens aus dem genossenschaftlichen Unter- 
nehmen unter Realisierung der persönlichen Vermögenswerte und die 
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Wieder- oder Neueinrichtung eines Familienbetriebes, die als entscheiden- 
des Moment für einen umfassenden Wandel der Agrarstruktur Ost- 
deutschlands gesehen werden könnte, war für viele Ostdeutsche uninteres- 
sant und extrem risikobehaftet. Die Bodeneigentümer waren in der Regel 
in einem fortgeschrittenem Alter, ihre Erben an landwirtschaftlicher Tätig- 
keit nur selten interessiert. Ostdeutsche Landwirte verfügten zudem auf- 
grund der Ergebnisse der Bodenreform und der wirtschaftlichen Rahmen- 
bedingungen in der ehemaligen DDR nur über ein geringes Individual- 
eigentum an Boden und Kapital, was die Gründung eines eigenen Unter- 
nehmens ım Vollerwerb erheblich erschwerte. Insbesondere jüngere Per- 
sonen waren in ıhrer Ausbildung hochgradig spezialisiert und verfügten 
allenfalls über geringe unternehmerische Erfahrung. Damit fehlten ihnen 
auch wichtige persönliche Voraussetzungen für die Gründung einer Exi- 
stenz als Allround-Landwirt. 

Unter diesen Bedingungen schien es häufig vorteilhafter, die individuellen 
Vermögenswerte in eine Nachfolgegesellschaft einzubringen und durch die 
persönliche Stellung als Gesellschafter, Aktionär oder Genosse eine Alter- 
native zum Alleinunternehmer bzw. zur Arbeitslosigkeit zu realisieren. 
Großbetriebliche Zusammenhänge bieten dem Einzelnen zudem Vorteile 
bei der Verarbeitung großer Informationsmengen und des Risikomanage- 
ments, die in der Transformationssituation besondere Bedeutung gewin- 
nen. Die Entscheidung, Vermögenswerte in eine Nachfolgegesellschaft zu 
übertragen, ist aus der Perspektive des Individuums insbesondere in den 
Fällen rational, in denen eine ehemalige LPG bereits zur Wendezeit eine 
vergleichsweise hohe Produktivität und fachlich kompetente Führung auf- 
wies. Der potentielle Ertrag der persönlichen Vermögenswerte für den 
Anteilseigner, der durch eine Verpachtung von Land und die Ausschüttung 
auf Aktien oder Gesellschafts- oder Genossenschaftsanteile in der Zukunft 
realisiert werden kann, ist aufgrund der hohen Spezifität der Vermögens- 
werte und der ungewissen Nachfragekonkurrenz für landwirtschaftliche 
Nutzfläche in peripheren Gebieten unter Umständen größer als der Vermö- 
gensanteil, der bei einer Liquidation der LPG zu realisieren wäre (vgl. 
Mathijs/Swinnen 1997: 2; Koester/ Brooks 1997: 10-11). 

Angesichts der Krise auf dem Arbeitsmarkt blieb vielen LPG-Mitgliedern 
auch die Option versperrt, ihre Genossenschaftsanteile herauszulösen und 


2 Gebäude, Maschinen oder Anlagen wie beispielsweise Stalleinrichtungen, stellen für 
Nachfolgebetriebe, die sie bei Kontinuität der Produktion nutzen können, einen Wert dar. 
Bei einer Liquidation besteht die Gefahr, daß Immobilien und Anlagen aufgrund der Grö- 
Be oder des technischen Fortschritts unverkäuflich und damit wertlos sind. Das kann po- 
tentielle Ansprüche auf Entschädigung, die Auszahlung von Vermögenswerten oder Er- 
trägen daraus beeinträchtigen. Andererseits stellt die Liquidation auch einen vorteilhaften 
Weg dar, sich von alten Verbindlichkeiten und Arbeitskräften zu trennen und Produkti- 
onsanlagen und Immobilien günstig zu erwerben (Isermeyer 1991: 302-303). 
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eine sektorfremde Beschäftigung aufzunehmen, wie sie in den sechziger 
und siebziger Jahren in Westdeutschland einen sanften Strukturwandel der 
Landwirtschaft erleichterte. Andere Optionen, wie die Partizipation an 
Umschulungsprogrammen, Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Frühverren- 
tung oder die weniger risikobehaftete Gründung einer Nebenerwerbs- 
landwirtschaft förderten hingegen die Bereitschaft, LPGen zu verlassen. 
Ihre Inanspruchnahme reichte aber nicht aus, um eine flächendeckende 
Auflösung der Großbetriebe der DDR zu bewirken. 

Die oben dargestellten Faktoren beeinflußten gemeinsam mit der sektora- 
len ökonomischen Krise die autonomen Anpassungsentscheidungen der in 
ihrer Optionswahl ungebundenen Individuen. Bereits kurz nach der Wie- 
dervereinigung traten starke Präferenzen für eine modifizierte Fortführung 
der großbetrieblichen Wirtschaftsweise zu Tage (Fricke 1990). Versuche 
westdeutscher politischer Akteure, die Anreizstruktur zugunsten der bäu- 
erlichen Familienwirtschaft, insbesondere durch eine Senkung der Kosten 
des LPG-Austritts, zu verschieben, hatten wenig Erfolg. Änderungen des 
LwAnpG, die Regelung der Altschuldenfrage und die Privatisierung staat- 
licher Flächen wurden Gegenstand intensiver politischer und juristischer 
Auseinandersetzungen. Sie hatten aber keinen signifikante Einfluß auf die 
in der Wendezeit getroffenen Individualentscheidungen. 


2.3 Konsolidierung und Innovation als Herausforderung für die deutsche 
Agrarpolitik und die berufsständische Interressenvertretung 


Als Zwischenergebnis der Transformation des Agrarsektors läßt sich eine 
Kontinuität hinsichtlich der gemeinschaftlichen Bewirtschaftung, der damit 
verbundenen Betriebsgrößen und der gemeinschaftlichen Eigentumsver- 
hältnısse ausmachen, die so von westdeutschen Akteuren zu Beginn des 
Prozesses nicht erwartet wurde. Diskontinuitäten sind erwartungsgemäß 
hinsichtlich der Beschäftigung und der Vernetzung der Unternehmen mit 
Verarbeitungsbetrieben zu beobachten. Innovationen finden sich in der 
Wahl der Unternehmensformen; hervorzuheben sind hier die steigende 
Bedeutung von Personengesellschaften (insbesondere Gesellschaften bür- 
gerlichen Rechts GbR), die häufige Beschränkung von Unternehmen auf 
ein Segment der landwirtschattlichen Produktion und der mit 70% (1995) 
hohe Anteil von Nebenerwerbsbetrieben an der Zahl der bäuerlichen Ein- 
zelunternehmen (BML 1997: 14). Im Gegensatz zu anderen Sektoren der 
Volkswirtschaft beruhen diese Veränderungen auf betriebswirtschaftlich 
rationalen Entscheidungen der Unternehmen selbst und nicht auf politi- 
schen Entscheidungen externer Akteure, die nur Anreize zur Umstrukturie- 
rung durch den Transfer von Marktordnungen, Garantiepreisen, Qualitäts- 
anforderungen und Quoten setzten. Eine Übernahme von Betrieben durch 
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externe Investoren ist im Gegensatz zur Industrie nur in Einzelfällen zu 
verzeichnen. Diese bevorzugten in der Landwirtschaft den Weg der Neu- 
gründung oder - in geringem Umfang - der Ausdehnung bereits bestehen- 
der westdeutscher Unternehmen über die ehemalige Grenze hinaus. 

Der Umbruch der Jahre 1991-94 mit seinem fundamentalen und im Ver- 
gleich zu anderen Staaten Mittel- und Osteuropas schnellen Anpassungs- 
prozeß ist einem verlangsamten Strukturwandel gewichen. Dies drückt sich 
beispielsweise in der Dynamik der Veränderung der Verteilung der Unter- 
nehmen nach Rechtsform und der von ihnen bewirtschafteten Fläche aus. 
Der sektorale Strukturwandel in Ostdeutschland ist allerdings genausowe- 
nig beendet wie der in Westdeutschland. Noch sinkt die Zahl der LPG- 
Nachfolgeunternehmen - die meist als juristische Personen des privaten 
Rechts fimieren - genauso wie ihr Anteil an der landwirtschaftlich genutz- 
ten Fläche (LF), allerdings stark verlangsamt (vgl. die folgende Graphik). 


Flächenanteil und Anzahl der Unternehmen nach Rechtsform in den 
Neuen Ländern 1991-1996 
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Quelle: Daten entnommen den Agrarberichten der ee: (BML 1991a-1997). 


Mit einem Flächenanteil von 55,9% und einem Anteil von 9,4% an der 
Anzahl der Unternehmen bilden sie aber weiterhin eine tragende Säule der 
Landwirtschaft in Ostdeutschland. Im Gegensatz zu den Nachfolgeunter- 
nehmen steigt die Zahl der Einzelunternehmen und der Personengesell- 
schaften genauso wie deren Flächenanteil seit der Vereinigung an. Aber 
auch dieser Prozeß hat sich verlangsamt. Es kann daher festgestellt werden, 
daß die ostdeutsche Agrarstruktur sich heute, sieben Jahre nach der Verei- 
nigung, weitgehend konsolidiert hat. 
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Warum zahlreiche Nachfolgeunternehmen ehemaliger LPGen in der Um- 
bruchsphase des Transformationsprozesses entstanden sind, ist im vorigen 
Abschnitt erläutert worden. Der internationale Vergleich zeigt, daß diese 
Entwicklung weniger der besonderen Situation Östdeutschlands als dem 
Einfluß der analysierten sektoralen Faktoren zugeschrieben werden muß. 
Andere Staaten Mittel- und Osteuropas weisen ähnliche Muster und Er- 
gebnisse der sektoralen Transformation auf (Clasen 1997; Mathijs/Swin- 
nen 1996). Die genannten Faktoren erklären allerdings nicht die bemer- 
kenswerte Persistenz von Nachfolgeunternehmen im weiteren Verlauf der 
Transformation, in der das wirtschaftliche Überleben der Unternehmen zu- 
nehmend weniger von den Exit-Entscheidungen der Mitglieder als von der 
erfolgreichen Anpassung an den Markt und die sektoralen Regulierungsin- 
strumente bestimmt wird. 

Das Überleben von LPG-Nachfolgeunternehmen ist vor allem »rationalen« 
Anpassungsleistungen zu Beginn der Transformation geschuldet. Der Or- 
ganisationserhalt beruht aber auch auf der im Laufe der Transformation 
erlangten Fähigkeit der Unternehmen, ihre größenbedingten Vorteile in 
den Bereichen Marketing, Einkauf, Informationsverarbeitung und Risiko- 
managment zu nutzen und die technische und allokative Effizienz zu ver- 
bessern. Nachteile aus der Betriebsgröße und der Unternehmensform, wie 
die im Vergleich zu Einzelunternehmen und Personengesellschaften hohen 
Transaktionskosten der betrieblichen Entscheidungsfindung, der Organisa- 
tion und Kontrolle der Arbeit sowie die besonderen Probleme der genos- 
senschaftlichen Wirtschaftsweise (vgl. BML 199]b: 6-9) wie geringe Ei- 
genkapitalbildung, gehemmte Arbeitsmobilität und tendenziell überhöhter 
Arbeitskräftebesatz scheinen dagegen bei den erfolgreichen Unternehmen 
nur eine untergeordnete Rolle zu spielen. Effizienzgewinne und Größen- 
vorteile der Nachfolgeunternehmen überwiegen die höheren Transaktions- 
kosten (Rost 1995: 330; Mathijs/Swinnen 1997: 14-16; Beckmann/Hage- 
dorn 1997: 18-24). Effizienzprobleme der Vergangenheit sind daher, so die 
naheliegende Schlußfolgerung, eher dem sozialistischen Wirtschaftssystem 
mit seinen spezifischen Steuerungsmechanismen geschuldet als intrinsi- 
schen Problemen der Betriebsgröße (Mathijs/Swinnen 1997: 15-16). 
Neben der Konsolidierung der Nachfolgeunternehmen ist die steigende 
Bedeutung der Personengesellschaften, die trotz ihrer geringen Zahl bereits 
mehr Fläche bewirtschaften als Einzelunternehmen, erklärungsbedürftig. 
Ihre Zunahme betrug 1996 im Vergleich zum Vorjahr 5,6%. Damit hat sich 
die Anzahl der Betriebe dieser Kategorie seit 1991 mehr als verdoppelt. 
Zuwächse sind fast ausschließlich der Neugründung von GbRs zuzuschrei- 
ben (BML 1997: 14). Personengesellschaften in den Neuen Ländern, die 
die Form einer GbR gewählt haben, stellen eine wesentliche Innovation im 
Landwirtschaftssektor dar. Sie unterscheiden sich von GbRs in der Land- 
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wirtschaft der alten Bundesländer hinsichtlich der Gesellschafterstruktur 
und der durchschnittlichen Betriebsgröße. Betriebliche Zusammenschlüsse 
in dieser Rechtsform sind in Westdeutschland häufig Kooperationen zwi- 
schen Vater und Sohn, während in Ostdeutschland meist mehrere nicht 
miteinander verwandte Landwirte kooperieren, um die Kapazitätsbe- 
schränkungen des Familienunternehmens zu überwinden und ihren Gewinn 
zu maximieren. GbRs sind im Vergleich zu Einzelunternehmen und juristi- 
schen Personen die ökonomisch effizientere Unternehmensform in der 
Landwirtschaft Ostdeutschlands, da sie die Vorteile der beiden anderen 
Unternehmensformen kombinieren, ohne an deren Nachteile gebunden zu 
sein. Personengesellschaften wie GbRs weisen einerseits eine hohe durch- 
schnittliche Betriebsgröße auf, die zwischen der von Einzelunternehmen 
und der von Nachfolgegesellschaften angesiedelt ist (vgl. Tabelle 1), und 
sie verfügen andererseits über Merkmale, des typischen Einzelunterneh- 
mens. Dazu gehören das Prinzip der persönlichen Haftung, die geringe Be- 
deutung familienfremder Arbeitskräfte und eine kleine Zahl von Gesell- 
schaftern. Die Kooperation mehrerer Gesellschafter erschließt demgegen- 
über das Potential größenabhängiger Vorteile. Die Neugründung befreit 
Betriebe dieser Kategorie im Gegensatz zu den Nachfolgeunternehmen 
auch von alten Verpflichtungen gegenüber Anteilseignern und Banken. Die 
mit der Neugründung verbundenen Investitionen fördern die allokative und 
technische Effizienz. Gleichzeitig bleiben die Transaktionskosten zur Ko- 
ordination und Kontrolle der Arbeit aufgrund der geringen Zahl der wirt- 
schaftenden Eigentümer und der verbreiteten Beschäftigung von Ver- 
wandten und Bekannten gering (vgl. Mathijs/Swinnen 1997: 15). 

Die steigende Zahl der GbRs in der ostdeutschen Landwirtschaft ist nicht 
nur ein innovatives Zwischenergebnis der Transformation, es hat auch dar- 
über hinaus Bedeutung. Die wissenschaftliche und öffentliche Debatte über 
Ziele und Wege der Transformation war durch einen aus Westdeutschland 
transferierten gesellschaftspolitisch und ideologisch fundamentierten Kon- 
flikt über ordnungspolitische Konzeptionen geprägt. Im Mittelpunkt stand 
dabei die Frage, mit welcher Unternehmensform und Wirtschaftsweise die 
aus der Wirtschaftsordnung abgeleiteten agrarpolitischen Ziele umgesetzt 
werden können (Wiegand 1994: 102f). Bäuerliche Einzelunternehmen und 
agrarische Großbetriebe in Form juristischer Personen des privaten Rechts 
sind in diesem auf zwei Dimensionen beschränkten Konflikt zwei konku- 
rierende und inkompatibele Modelle. Mit der GbR hat sich im ostdeut- 
schen Agrarsektor eine Unternehmensform etabliert, die bisher in der 
Landwirtschaft nur eine geringe Bedeutung hatte, und die sich im Ver- 
gleich zu den beiden anderen relevanten Organisationsformen als überle- 
gen zu erweisen scheint. Die dezentralen Such- und Entscheidungsprozesse 
nach vorteilhaften und effizienten Organisations- und Vertragsformen so- 


418 Ralf Clasen 


wie Unternehmensgrößen im Rahmen der Transformation haben nicht nur 
zur Etablierung von Großbetrieben in der Form juristischer Personen ge- 
führt, sondern auch zur Herausbildung von GbRs in einem Umfang, der 
die Zweidimensionalität des Konflikts und sein ideologisches Fundament 
in Frage stellt. Im Zuge der Transformation haben sich in Ostdeutschland 
auf betrieblicher Ebene Strukturen ausgebildet, die sich signifikant von de- 
nen in Westdeutschland unterscheiden (vgl. Tabelle 1). 


abelle 1: Landwirtschaftliche Betriebe nach Rechtsformen 1 996° 
|} s j der Betriebe der LF Betriebsgröße in ha | 
| unternehmen 


I Juristische 2.888 1.081 9,4 0,2 55,94 |0,5 1076 152 i 
| Personen des 

privaten 

Rechts En j - 


Quelle: BML (1997: MB 14) 


Auffällig ist der hohe Flächenanteil von Nachfolgeunternehmen (juristi- 
schen Personen des privaten Rechts) und der Personengesellschaften an der 
landwirtschaftlichen Fläche in den neuen Bundesländern. Als nicht-bäuer- 
liche Einzelunternehmen bewirtschaften sie zusammen 78% der ostdeut- 
schen landwirtschaftlich genutzten Fläche. In der Landwirtschaft West- 
deutschlands spieien beide Unternehmensformen mit einem Flächenanteil 
von 3,8% nur eine marginale Rolle. Die große Zahl bäuerlicher Einzel- 
unternehmen in Ostdeutschland, die 1996 einen Anteil von 81,1% der Be- 
triebe stellten, bewirtschaftet zusammen nur 20% der Fläche, während Be- 
triebe der gleichen Kategorie in Westdeutschland auf einen Anteil von 
95,8% kommen. Die verschiedenen Unternehmensformen in den neuen 
Ländern weisen eine erhebliche Differenz der durchschnittlichen Betriebs- 
größe untereinander auf.” Juristische Personen bewirtschaften im Schnitt 
über 1.076 Hektar, Einzelunternehmen nur 48. Betrachtet man allerdings 
nur die Einzelunternehmen, die im Vollerwerb geführt werden (1995 wa- 


3 Vorläufige Ergebnisse für Betriebe ab 1 ha, ohne Stadtstaaten. Fehlende Angaben zu 
100% entsprechen juristischen Personen des öffentlichen Rechts. 

4  LF: landwirtschaftlich genutzte Fläche (im Unterschied zu landwirtschaftlicher Nutzflä- 
che, die auch Brache etc. enthält). 

5 Häufigste Rechtsformen sind: eingetragene Genossenschaft, GmbH, Aktiengesellschaft, 
LPG in Liquidation. 

6 Auch innerhalb der einzelnen Rechtsformen gibt es deutliche Unterschiede (Beckmann/ 
Hagedorn 1997: 18). 
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ren dies 28%), so muß man von einer durchschnittlichen Betriebsgröße von 
123 Hektar ausgehen. Betriebe in Ostdeutschland unterscheiden sich damit 
hinsichtlich der durchschnittlichen Betriebsgröße erheblich von Unterneh- 
men in Westdeutschland. Vollerwerbsbetriebe verfügten hier 1995 ledig- 
lich über durchschnittlich 48,5 Hektar (BML 1997: 8-14). 

Des weiteren ist in den neuen Bundesländern ein Auseinanderfallen von 
Eigentum und Bewirtschaftung zu konstatieren. Der Anteil der Pachtflä- 
chen an der landwirtschaftlich genutzten Fläche betrug 1995 im Durch- 
schnitt 90,1% gegenüber 47% in Westdeutschland (BML 1997: MB 19). 
Dies deutet auf die geringe Neigung der in ihre Verfügungsrechte wieder- 
eingesetzten Bodeneigentümer hin, landwirtschaftliche Betriebe zu grün- 
den oder Boden zu verkaufen. Andererseits entlastet der Pachtmarkt die 
Jungen Betriebe von Investitionen für den Kauf von Boden. Der Befund ist 
aber auch Resultat des Konflikts um die Ausgestaltung der Privatisierung 
staatlicher Flächen, der zu einer befristeten Verpachtung des staatlichen 
Grundbesitzes führte. 

Die Zahl der im Agrarsektor Ostdeutschlands Beschäftigten ist von 1989 
bis 1996 um nahezu 80% gesunken. Juristische Personen des privaten 
Rechts beschäftigen 1995 trotz des erheblichen Abbaus von Arbeitsplätzen 
noch gut zwei Drittel der Arbeitskräfte, 91% davon als Vollbeschäftigte 
(BML 1996: 10). Die starke Position der Nachfolgeunternehmen bei der 
Beschäftigung sichert ihnen eine besondere Aufmerksamkeit seitens politi- 
scher Akteure. Trotz des erheblichen Einbruchs der Beschäftigung, der 
zum Teil auch durch die Konzentration der Nachfolgegesellschaften auf 
das landwirtschaftliche Kerngeschäft erklärt wird, ist die Produktion nach 
einem Einbruch in den Jahren 1991-1993 wieder gestiegen. Durch den 
Transfer moderner Produktionstechniken insbesondere im Ackerbau und in 
der Milchwirtschaft sowie der freien Verfügbarkeit der Produktionsmittel 
gelang es im Gegensatz zu anderen Staaten in Mittel- und Osteuropa, in- 
nerhalb kürzester Zeit (1994/95) wieder das Produktionsniveau von 1989 
und eine Produktivität, die der anderer westeuropäischer Staaten ver- 
gleichbar ist, zu erreichen (Koester/Brooks 1997: 2-3; Rost 1995: 329). 
Wichtiger als die Differenzen zwischen den Betrieben innerhalb Ost- 
deutschlands erscheinen somit die Unterschiede zwischen West und Ost. 
Während in Ostdeutschland die Zahl der Betriebe in allen Größenklassen 
weiter zu- und die durchschnittliche Flächenausstattung abnimmt, verrin- 
gerte sich in Westdeutschland 1996 die Zahl der Betriebe gegenüber dem 
Vorjahr bei einem beschleunigten Strukturwandel um weitere 3,0%. Die 
Zahl der aufgegebenen Betriebe ist im Westen seit 1987 von Jahr zu Jahr 
gestiegen. Gleichzeitig hat sich die Wachstumsschwelle, oberhalb der die 
Betriebszahl zunimmt und unterhalb der sie abnimmt, auf 50 Hektar erhöht 
(BML 1997: 13-14). In der Landwirtschaft Deutschlands kann somit hin- 
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sichtlich der Anzahl der Betriebe und ihrer durchschnittlichen Flächenaus- 
stattung ein Strukturwandel beobachtet werden, der in der Tendenz eine in 
Ost- und Westdeutschland gegenläufige Entwicklung aufweist und auf eine 
langfristige Anpassung hindeutet. Daß dieser Prozeß sich von relativ ex- 
tremen Positionen aus vollzieht, verdeutlicht der Vergleich der Anteile von 
Betrieben mit größeren Produktionskapazitäten (Tabelle 2). 


Tabelle 2: Betriebe mit größeren Produktionskapazitäten 1995 


2 5 


1 Gebiets- Anteil der Betriebe ab | Anteil der Betriebe ab 60| Anteil der Betriebe ab i 
stand 100 ha an der LF ins- | Milchkühe an allen Milchkü- | 600 Mastschweine an | 
gesamt hen allen Mastschweinen | 


wet 1]15,5% 13,5% _ j 31,0% 1 
Ost 19,5% 94,1% 2. 191,8 % 4 


Quelle: (BML 1997: 12) 


Da eine Persistenz der großbetrieblichen Wirtschaftsweise und die Plurali- 
tät der Unternehmensformen in Ostdeutschland bereits frühzeitig absehbar 
waren und der Strukturwandel in beiden Teilen Deutschlands offensicht- 
lich nur langfristig zu einer Harmonisierung der Agrarstrukturen führen 
wird, gewann die Verschiedenheit der agrarstrukturellen Merkmale mit ih- 
rer jeweiligen Konzentration in bestimmten Bundesländern bereits in einer 
frühen Phase der Transformation Bedeutung für die Agrarpolitik und die 
berufsständische Interessenvertretung. Die Heterogenität agrarpolitischer 
Interessen institutionalisierte sich bereits im Rahmen der Wende von No- 
vember 1989 bis Februar 1990 im Entstehen einer fragmentierten berufs- 
ständischen Interessenvertretung auf dem Territorium der DDR (Kretz- 
schmar/Mörbe 1994: 124-138). Interessenkonflikte entstanden dabei zu- 
nächst durch das Auslösungsinteresse der Wiedereinrichter und das Be- 
standsinteresse der LPGen sowie deren Nachfolgeorganisationen im Rah- 
men von Vermögensauseinandersetzung und Restituton. Betrachtet man 
die Konkurrenz um staatliche Transferzahlungen als ein Nullsummenspiel, 
dann stehen mittel- und langfristig vor allem die Ausgestaltung von För- 
der- und Besteuerungskriterien in der Agrarpolitik, aber auch die staatliche 
Regulierung der Privatisierung landwirtschaftlicher Fläche im Mittelpunkt 
des Interesses. Angesichts der strukturellen Unterschiede, der Abhängig- 
keit aller Betriebe von staatlichen Transfereinkommen und der besonderen 
regional- und arbeitsmarktpolitischen Bedeutung der Landwirtschaft in den 
neuen Bundesländern ist es von erheblicher Relevanz, wie Förderober- 
grenzen, Steuererleichterungen, Gewerbestatus und der Zugriff auf staatli- 
che Flächen im Rahmen der Privatisierung definiert werden. Je nach dem 
wie staatliche Zahlungen an Kappungsgrenzen für größere Viehbestände 
oder Landfläche gekoppelt sind, ob sie pro Betrieb, pro Arbeitskraft oder 
pro Hektar gezahlt werden oder von der Unternehmensform abhängig sind, 
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konzentrieren sich Gewinner und Verlierer der jeweiligen Ausgestaltung in 
verschiedenen Bundesländern und/oder innerhalb bestimmter Größenklas- 
sen. Steigert man die Komplexität und begreift den Streit um Transferzah- 
lungen angesichts der allgemeinen wirtschafts- und haushaltspolitischen 
Lage und unter Berücksichtigung der europäischen Ebene als ein Null- 
oder Negativsummenspiel, dann treten die gemeinsamen Interessen aller 
deutschen Landwirte gegenüber ihren Kollegen in anderen Mitgliedsstaa- 
ten der EU und anderen Politikbereichen der Gemeinschaft in den Vorder- 
grund. 

Die Transformation des Agrarsektors in Ostdeutschland hat seit ihrem Be- 
ginn folglich Auswirkungen auf die gesamtdeutsche Agrarpolitik und die 
sektorale Interessenvertretung. Dennoch werden Ost-West-Konflikte in der 
Agrarpolitik im Vergleich zu anderen Politikbereichen nur selten in der Öf- 
fentlichkeit wahrgenommen. Ein Grund dafür war die von politischen Ak- 
teuren gewählte Strategie zur Bewältigung des Transformationsprozesses 
und seiner Auswirkungen, in deren Folge das normativ fundierte Leitbild 
zugunsten eines abgefederten Strukturwandels, einer Spaltung der Agrar- 
politik und des Erhalts des Repräsentationsmonopols des DBV zurückge- 
stellt wurde. 


3. Agrarpolitische Interessenvermittlung im Transformationsprozeß 


Einer der wichtigsten Akteure im Politikfeld ist der Deutsche Bauernver- 
band (DBV). Ihm kommt hinsichtlich der Konfliktvermeidung und der 
Ausgestaltung der Agrarpolitik besondere Bedeutung zu. Die Transforma- 
tion der DDR-Landwirtschaft stellte spätestens seit der sich abzeichnenden 
Wiedervereinigung auch für die berufsständische Interessenvertretung der 
westdeutschen Bauern eine erhebliche Herausforderung dar. Bereits vor 
der Wiedervereinigung sah sich der DBV mit einer Heterogenität der Inter- 
essen seiner westdeutschen Klientel und der Bewältigung eines tiefgreifen- 
den Strukturwandels konfrontiert. Der seit 1949 andauernde Wandel um- 
faßt sowohl die agrarstrukturelle Ebene als auch die Instrumente staatlicher 
Steuerung und Institutionen der Agrarpolitik.’ 

Die Agrarstruktur Westdeutschlands ist seit den sechziger Jahren einem 
Anpassungsprozeß unterworfen, dessen Merkmale die Intensivierung und 
Technisierung der landwirtschaftlichen Produktion, die Abwanderung von 
Erwerbstätigen, die Konzentration der Unternehmen mit einer dramati- 
schen Verringerung der Anzahl bäuerlicher Betriebe bei gleichzeitigem 
Anstieg der durchschnittlichen Betriebsgröße sowie die Einschränkung der 
Produktionsvielfalt durch Spezialisierung sind. Auf der Makroebene ist ein 


7  Füreine historische Analyse der westdeutschen Agrarpolitik siehe Kluge (1990). 
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sinkender relativer Anteil an der Bruttowertschöpfung und der Beschäfti- 
gung zu verzeichnen. Die Spezialisierung und die zunehmende Pluralität 
der Landbewirtschaftungsformen (Voll-, Haupt-, Zu-, und Nebenerwerbs- 
betrieb) ließen die einzelwirtschaftlichen Interessen der Landwirte ausein- 
andertreten und erschwerten bereits vor der Vereinigung eine gemeinsame 
Interessenpolitik für alle in der Landwirtschaft Tätigen (Heinze/V oelzkow 
1993: 129-130). 

Auf der Ebene der Steuerungsinstrumente ist ein vielschichtiger Wandel 
bei der Wahl von Instrumenten und Zielen zu verzeichnen. Umweltver- 
träglichkeit, artgerechte Produktion, Einkommenssicherung und soziale 
Abfederung des Strukturwandels sind wichtige Ziele der Agrarpolitik ge- 
worden. Bei den Instrumenten sind die Maßnahmen der Produktionssteige- 
rung aus der Nachkriegszeit durch Maßnahmen zur Produktionsdrosselung 
direkte Einkommenstransfers, Investitionsbeihilfen und Sozialprogramme 
abgelöst worden. 

Auf der Ebene des institutionellen Wandels sind vor allem zwei Ereignisse 
von Bedeutung: die 1957 begonnene Verlagerung einzelstaatlicher Markt- 
ordnungsmaßnahmen auf die EU und in Folge davon die Übernahme der 
Finanzierung durch die Gemeinschaft sowie auf nationaler Ebene die Ein- 
führung der Gemeinschaftsaufgabe »Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes«, in der Bund und Länder seit 1969 gemeinsam über 
agrarstrukturelle Maßnahmen und deren Finanzierung entscheiden. Die in- 
stitutionellen Reformen bewirkten eine Verlagerung der Agrarpolitik aus 
parlamentarischen Entscheidungsgremien in die Exekutive. Die EU- 
Kommission und der Ministerrat entscheiden weitgehend unkontrolliert 
und unbeeinflußt vom Europäischen Parlament und den nationalen Parla- 
menten über die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP). Auf nationaler Ebene 
agieren administrative und politische Akteure von Bund und Ländern im 
Planungsausschuß der Gemeinschaftsaufgabe in ihrer Entscheidungsfin- 
dung weitgehend unabhängig vom Bundestag oder den Länderparlamen- 
ten, welche nur im Rahmen der Haushaltsansätze Einfluß ausüben können 
(vgl. Clasen/John 1996: 199; Hansmeyer/Vitt 1996: 95). 

Aus dieser Problemkonstellation resultieren sowohl latente Gefahren für 
die Mitgliederintegration und das Repräsentationsmonopol des DBV sowie 
seinen Einfluß auf Agrarpolitik einerseits und die Bauernschaft anderer- 
seits. Die Politikferne landwirtschaftlicher Entscheidungsprozesse bietet 
aber auch Optionen für die Bestandssicherung und den verbandlichen Ein- 
fluß auf die Agrarpolitik. Die weitgehende Loslösung der Agrarpolitik von 


8 Ausgaben für soziale Maßnahmen bilden seit Jahren den größten Posten im Agrarhaushalt 
der Bundesrepublik. 1997 belaufen sich die Ausgaben für landwirtschaftliche Sozialpoli- 
tik auf 67% der angesetzten Haushaltsmittel (BML 1997: 151). 
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Kontrolle und Debatte in den jeweiligen Parlamenten und die Verlagerung 
der Entscheidungsfindung in nichtöffentliche Gremien bietet die Möglich- 
keit, Konflikte im Agrarsektor dem Blickfeld der Öffentlichkeit zu entzie- 
hen. Die gleichzeitige Technisierung der Regelungstatbestände stärkt die 
Position einer sachverständigen Bürokratie und des Bauernverbandes als 
unentbehrlicher Partner der Informationsbeschaffung und der Implementa- 
tion politischer Maßnahmen und macht agrarpolitische Entscheidungen für 
einen Öffentlichen Diskurs weitgehend ungeeignet. Entsprechend ist die 
Agrarpolitik in der Bundesrepublik nicht nur gekennzeichnet durch eine 
dominante Position der Exekutive gegenüber den Parlamenten, sondern 
auch durch intensive Kooperation zwischen der Agrarbürokratie und dem 
Deutschen Bauerverband, deren Verhältnis als symbiotisch charakterisiert 
wird (Sontowski 1990: 104-109). Der DBV mit seinen Landesverbänden 
sowie der Europäische Bauernverband (COPA), Landwirtschaftspolitiker 
und die Agrarbürokratie bilden sowohl auf Landes- als auch auf Bundes- 
und Europaebene ein nach außen weitgehend abgeschottetes Entschei- 
dungsnetzwerk mit hohen Eintrittsbarrieren. 

Bis 1990 konnte der DBV den sich aus der Schrumpfung des Sektors und 
der Heterogenisierung seiner Mitgliedschaft erwachsenden Gefahren für 
die Mitgliederintegration und damit für sein Repräsentationsmonopol 
durch strategische Wahrnehmung von Gestaltungseinfluß auf die Agrarpo- 
litik und eine auf die Mitgliederintegration gerichtete rhetorische Verur- 
teilung der nationalen und europäischen Agrarpolitik (vgl. Grosskinsky/ 
Schindler 1996) erfolgreich gegensteuern. Ein Beleg für den Erfolg der 
Verbandspolitik ist einerseits der hohe durchschnittliche Repräsentations- 
grad der Landesbauernverbände von über 90% (Heinze/Voelzkow 1992: 
128), andererseits die Tatsache, daß trotz des ökonomischen Bedeutungs- 
verlustes der Landwirtschaft die staatlichen Transferleistungen in absoluten 
Zahlen gestiegen sind.” Allein die Transferzahlungen des Bundes haben 
sich nach einem Einbruch in den siebziger Jahren, der durch gesteigerte 
Zahlungen aus Gemeinschaftsmitteln weitgehend aufgefangen wurde, bei 
1,8% der Bundesausgaben stabilisiert. Insgesamt tragen Transferzahlung - 
je nach Abgrenzung - zu knapp 70% zur sektoralen Wertschöpfung bei 
(Hansmeyer/Vitt 1996: 89-90; Kluge 1990: 319). 

Die Erklärung für den Erfolg der Verbandspolitik ist im strategischen Ver- 
halten des Verbandes zu suchen, das mit dem Selbsterhaltungsinteresse der 
Agrarbürokratie korrespondiert. Diese ist ihrerseits an einem gesteuerten 
Strukturwandel, der den Agrarstandort Deutschland sichert und die Wett- 


9 Eine Berechnung der absoluten Transferströme hängt davon ab, inwieweit Steuervorteile 
und andere Begünstigungen einbezogen und welche staatlichen Ebenen betrachtet werden 
(EU, Bund, Land, Gemeinden). 
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bewerbsfähigkeit der deutschen Landwirtschaft im europäischen und inter- 
nationalen Vergleich verbessert, interessiert, da sie nur so ihren Anspruch, 
als selbständiges Ministerium erhalten zu bleiben, legitimieren kann (vgl. 
Hansmeyer/Vitt 1996: 100-107; Niendieker/Schmidt/Seegers 1996: 405- 
413). Die Verflechtung der Agrarbürokratie mit der berufsständischen In- 
teressenvertretung der konfliktbereiten und leicht mobilisierbaren Land- 
wirte trägt daher zur Konfliktvermeidung bei. Entscheidende Elemente der 
Strategie des DBV seit den siebziger Jahren sind erstens die Akzeptanz der 
Notwendigkeit des Strukturwandels, zweitens die Konzentration auf die 
Interessen der großen und wettbewerbsfähigen Agrarbetriebe bei gleich- 
zeitiger Abfederung der Folgen des Strukturwandels für ausscheidende 
Landwirte, drittens die Intensivierung der Mitgliederbindung durch ein 
umfassendes Dienstleistungsangebot, viertens eine Verlautbarungspolitik, 
die die Aufrechterhaltung der Gruppenidentifikation fördert, das Leitbild 
der bäuerlichen Landwirtschaft pflegt und nur behutsam modifiziert, sowie 
fünftens, die Abwehr öffentlicher Kritik mittels Gemeinwohlargumenten 
(vgl. Wielgohs/Wiesenthal 1995: 317-318; Hansmeyer/Vitt 1996: 100-104; 
Heinze/V oelzkow 1992: 136-142; Sontowski 1990). 

Im Rahmen der Transformation Ostdeutschlands hatte für den DBV wie 
auch für andere Spitzenverbände die Wahrung der elementaren Organisati- 
onsinteressen an Bestandserhaltung, Macht, Ressourcenverfügung, Auto- 
nomie und Erhalt des Repräsentationsmonopols oberste Priorität (Mayntz 
1992: 17). Der Wandel der ostdeutschen Landwirtschaft innerhalb eines 
von der letzten DDR-Regierung gesetzten rechtlichen Rahmens stellte auf- 
grund der weiteren Heterogenisierung der Agrar- und Interessenstruktur 
sowohl den DBV als auch die bundesdeutsche Agrarpolitik vor die Heraus- 
forderung, ihre Politik den veränderten Handlungsbedingungen anzupas- 
sen. Als problematisch für eine unveränderte Fortführung der Agrarpolitik 
und eine simple Ausweitung des DBV nach Osten erwiesen sich das uner- 
wartete Überleben der großbetrieblichen Wirtschaftsweise, die Relevanz 
gemeinschaftlicher Eigentumsverhältnisse, Konflikte hinsichtlich der Ver- 
mögens- und Entschädigungsregulierung, die Konkurrenz zwischen den 
Interessen der Wiedereinrichter und dem Bestandsinteresse der LPG- 
Nachfolgebetriebe sowie die frühzeitige Institutionalisierung einer organi- 
satorisch fragmentierten Interessenvertretung auf dem Gebiet der ehemali- 
gen DDR (Wielgohs/Wiesenthal 1995: 319). 

Hinsichtlich der Interessendifferenzierung unter den in der Landwirtschaft 
der DDR Tätigen und ihrer organisatorischen Institutionalisierung sind 
zwei Entwicklungslinien von Bedeutung: (1) die mitgliederinduzierte Um- 
wandlung der vor der Wende existierenden Vereinigung der gegenseitigen 
Bauernhilfe (VdgB) in fünf Landesbauernverbände und den Bauernver- 
band der DDR. Dieser verstand sich als demokratische, föderative Interes- 
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senvertretung aller in der Landwirtschaft Tätigen auf dem Territorium der 
DDR. Davon zu unterscheiden ist (2) die binneninduzierte Neugründung 
von Klientelverbänden als Alternative zum Bauernverband der DDR, deren 
Entstehung durch die Vermögensauseinandersetzungen und die Konflikte 
über die Privatisierung staatlicher Landwirtschaftsflächen und Entschädi- 
gungsfragen gefördert wurden. Besondere Bedeutung hat hier der im Juni 
1990 gegründete Verband deutscher Landwirte (VdL) mit seinen regiona- 
len Mitgliedsverbänden. Er versteht sich als Interessenorganisation der 
Wieder- und Neueinrichter sowie der Grundeigentümer und verfolgt das 
Ziel einer endgültigen Auflösung der sozialistischen Agrarstrukturen und 
der Restitution der im Rahmen der Bodenreform enteigneten Vermögens- 
werte. Parallel dazu gründeten sich Interessenorganisationen genossen- 
schaftlich wirtschaftender Unternehmen, wie beispielsweise der Genossen- 
schaftsverband der landwirtschaftlichen und der gärtnerischen Produkti- 
onsgenossenschaften, die sich durch die Transformation in ihrer Existenz 
gefährdet sahen (vgl. Niedermayer 1996: 200-201, Kretzschmar/Mörbe 
1994: 124-138). 

Die Entwicklungen in der DDR sowohl auf agrarstruktureller als auch auf 
verbandlicher Ebene, ausgelöst durch die geringe Akzeptanz der Wieder- 
einrichtung bäuerlicher Einzelunternehmen unter den ostdeutschen Bauern 
und ihrer Skepsis gegenüber dem VdL, brachten den DBV in ein organisa- 
tionspolitisches Dilemma (Wiesenthal/Wielgohs 1995: 320). Eine weitere 
Institutionalisierung der Interessengegensätze in Ostdeutschland und die 
Konsolidierung konkurrierender Organisationen landwirtschaftlicher Inter- 
essen gefährdeten das Repräsentationsmonopol des Verbandes; anderer- 
seits hätte eine Aufgabe des Leitbildes des bäuerlichen Familienbetriebes 
zugunsten einer Aufnahme der ostdeutschen Bauern die Mitgliederintegra- 
tion in Westdeutschland bedrohen können. Interessenkonflikte innerhalb 
des Bauernverbandes und die daraus resultierenden Gefahren für die Mit- 
gliederintegration hätten langfristig genauso wie ein Verlust des Reprä- 
sentationsmonopols den Einfluß des DBV als Pressure Group und die 
Wahrnehmung der Interessen aller in der Landwirtschaft Tätigen auf na- 
tionaler und europäischer Ebene geschwächt. Vor dem Hintergrund der ab- 
sehbaren monetären Kosten des sektoralen Transformationsprozesses, der 
damals bereits diskutierten Reform der GAP und einer möglichen Oster- 
weiterung der EU erschien dies als ein bedrohliches Szenario. 

Angesichts der Entwicklung der Dekollektivierung des ostdeutschen 
Agrarsektors, der absehbaren politischen Konflikte um Privatisierung und 
Restitution sowie des beschriebenen Dilemmas wählte der DBV eine Ex- 
pansionsstrategie, die es ihm ermöglichte, sein Repräsentationsmonopol 
weitgehend zu erhalten und gleichzeitig auf die Interessen seiner westdeut- 
schen Klientel Rücksicht zu nehmen. Sie war geprägt durch abwartendes 
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Verhalten gegenüber der Entwicklung in Ostdeutschland, eine flexible An- 
wendung organisationspolitischer Anreize und Sanktionsdrohungen sowie 
großzügige Beratungsangebote. Im Rahmen dieser durch Kooperation und 
Adaption charakterisierten Strategie kam es zu einer wechselseitig indu- 
zierten Anpassung der ideologischen Orientierung (Wielgohs/Wiesenthal 
1995: 321). 

Der DBV begann seine Expansion mit der Kontaktaufnahme und Koope- 
ration mit allen in der DDR etablierten Interessenvertretungen, ohne dabei 
jedoch nennenswerte monetäre oder finanzielle Transferleistungen zu er- 
bringen. Aufgrund ihrer Mitgliederzahl und ihrer ökonomischen Bedeu- 
tung sah der DBV seinen wichtigsten Ansprechpartner in den Landesbau- 
ernverbänden und nicht im VdL als dem ihm ideologisch näherstehenden 
Verband. Das Angebot an die Landesbauernverbände vom Februar 1990, 
dem westdeutschen Dachverband unter bestimmten Bedingungen beizu- 
treten, wurde bereits im Juli 1990 auf alle Interessenverbände ausgedehnt. 
Unter Betonung der Notwendigkeit einer einheitlichen Interessenvertretung 
des gesamten Berufsstandes, die von allen Verbänden in der Abschlußer- 
klärung unterstützt wurde, bestand der DBV allerdings zunächst auf der 
Fusion der Interessenorganisationen in regionalen Dachverbänden. Dies 
gelang in Thüringen und Mecklenburg-Vorpommern, woraufhin diese 
Landesverbände im April 1991 als ordentliche Mitglieder aufgenommen 
wurden. Trotz einer Fristsetzung seitens des DBV kam es aufgrund der 
Blockadepolitik des VdL in den anderen drei neugeschaffenen Bundeslän- 
dern nicht zu einheitlichen Interessenvertretungen. Die dort tätigen Lan- 
desbauernverbände wurden dennoch im Juni 1992 in den DBV aufge- 
nommen. Mit dieser Entwicklung war die organisatorische Expansion bei 
nahezu vollständigem Erhalt des Repräsentationsmonopols abgeschlossen. 
Der überwiegende Teil der ostdeutschen Landwirte und Betriebe war damit 
in die berufsständische Interessenvertretung formal integriert, während der 
Teil der Wiedereinrichter und Grundstückseigentümer, die primär an einer 
Revision der Ergebnisse der Bodenreform interessiert waren, außerhalb des 
DBV ihre organisatorische Heimat fanden. 

Durch die selektive Aufnahmepolitik und die Ausgrenzung radikaler Inter- 
essen vermied der DBV gleichzeitig, durch die Expansion Konflikte hin- 
sichtlich der Vermögensauseinandersetzung in die Organisation zu tragen. 
Für die Mehrzahl der ostdeutschen Landwirte bedeutete die Aufnahme der 
Landesbauernverbände in den DBV die in ihrer Bedeutung nicht zu unter- 
schätzende Integration in das bundes- und europapolitische Entschei- 
dungsnetzwerk. Der frühzeitigen Repräsentation ostdeutscher Interessen 
auf nationaler und europäischer Ebene kommt aus der Perspektive der Be- 
troffenen besondere Bedeutung zu, wenn man bedenkt, daß der Agrarsek- 
tor in den neuen Bundesländern an zwei Transformationsprozessen gleich- 
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zeitig teilnimmt: zum einen an der Reorganisation seiner Verfassung im 
Rahmen des Übergangs zu Demokratie und Marktwirtschaft, zum anderen 
an der 1992 begonnenen Reform der GAP. Diese findet seit 1995 ihren 
Ausdruck in einer konzeptionellen Neuorientierung der Agrarpolitik mit 
der schrittweisen Einführung von Weltmarktpreisen für Erzeugerprodukte 
bei gleichzeitigem direkten Einkommensausgleich (vgl. Mittelbach 1995: 
15; Koester 1995: 26, Beckmann/Hagedorn 1997: 1). 

Auf der Ebene der Mitgliederintegration reagierte der Spitzenverband der 
Landwirtschaft mit vielfältigen Anpassungsprozessen zur Bindung der an- 
gestammten und zur Maximierung der erreichbaren Mitgliedschaft. Die 
exponierte Funktion des Leitbildes einer bäuerlichen Landwirtschaft wurde 
verbandsintern mit Rücksicht auf die ostdeutsche Klientel relativiert und 
regionalisiert. Dabei behält das Leitbild in Westdeutschland seine integra- 
tive Funktion, wird aber gegenüber den abweichenden ostdeutschen Unter- 
nehmensformen im Sinne eines Wettbewerbs zwischen den Betriebsfor- 
men geöffnet. Dabei gereichte es dem DBV genauso wie der staatlichen 
Agrarpolitik, die bereits 1992 die prinzipielle Chancengleichheit der Un- 
ternehmensformen betonte (BML 1992: 89), zum Vorteil, daß häufig un- 
klar bleibt, was konkret unter dem Begriff »bäuerlicher Familienbetrieb« 
zu verstehen ist und was mit dem Leitbild eigentlich gemeint ist. Im Rah- 
men der Transformation war daher eine Öffnung der Formulierung des 
Leitbildes möglich, die je nach Interessenlage verschiedene Interpretatio- 
nen zu ließ (Maisack 1995: 31-39). Der Bauernverband stellte bereits kurz 
nach der Vereinigung eine Betonung der gemeinsamen Interessen aller in 
der Landwirtschaft Tätigen in den Vordergrund. Die Agrarpolitik trug ih- 
rerseits durch eine Modifikation agrarpolitischer Steuerungsinsturmente 
zugunsten der großbetrieblichen Landwirtschaft in Ostdeutschland und ei- 
ne Spaltung der Agrarpolitik in zwei divergierende Konzepte zum Überle- 
ben der LPG-Nachfolgebetriebe bei (Ahrens/Lippert 1995: 213-214). Ge- 
nossenschaften und andere juristische Personen haben mittlerweile in der 
Landwirtschaft Ostdeutschlands nach Ansicht des DBV und des Bundes- 
landwirtschaftsministeriums einen festen Platz und stellen kein Übergangs- 
phänomen mehr da. Dabei wird zur Legitimierung gegenüber der west- 
deutschen Klientel betont, daß gemeinschaftliches Eigentum an landwirt- 
schaftlichen Unternehmen in Ostdeutschland nicht länger Resultat staatli- 
cher Oktroyierung sei, sondern auf der freien Entscheidung der Boden- 
und Inventareigentümer beruhe (BML 1994: 85; DBV 1996: 113). Mit der 
Akzeptanz der Unterschiede zwischen West und Ost ist auch ein Wechsel 
in der verbandlichen Terminologie verbunden. Der stigmatisierte Begriff 
»Kollektivwirtschaft« wurde sukzessive durch die Bezeichnungen »Grup- 
penlandwirtschaft« und »juristische Person« ersetzt (Wielgohs/Wiesenthal 
1995: 322). 
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Die durch die Transformation verstärkte Heterogenisierung der Mitglied- 
schaft schlägt sich auch in einer veränderten Öffentlichkeitsarbeit nieder. 
Seit 1991 setzt sich der DBV gegenüber dem Bund und der EU für eine 
Erhöhung der befristeten Unterstützung der Umwandlung der LPG-Nach- 
folgebetriebe ein (ebd.). Auch unter den einzelnen Landesverbänden sind 
öffentliche Konflikte kaum wahrnehmbar und Stellungnahmen von Funk- 
tionären sind geprägt durch gegenseitige Akzeptanz und Toleranz. »Leben 
und leben lassen« und nicht »selbst zerfleischende Streitereien« in der 
Landwirtschaft sind nach Aussage des ehemaligen Präsidenten des bayeri- 
schen Bauernverbandes und heutigen Präsidenten des DBV, Gerd Sonn- 
leitner, maßgebend für das Verhältnis der Landesbauernverbände unterein- 
ander (zitiert in: Steyer 1997). Gleichzeitig werden unter Einbeziehung der 
ostdeutschen Klientel die gemeinsamen Interessen der deutschen Land- 
wirte in den Vordergrund gerückt und die Agrarpolitik des Bundes und der 
EU heftig kritisiert (Grosskinsky/Schindler 1996). Im Mittelpunkt der Ver- 
lautbarungen stehen dabei Stellungnahmen zu den fundamental veränder- 
ten Rahmenbedingungen der deutschen Landwirtschaft durch die Reform 
der GAP, die GATT-Vereinbarungen und die diskutierte Osterweiterung 
der EU und daraus resultierende verbandspolitische Forderungen (DBV 
1996: 9-57). Höchste Priorität für den DBV hat die Verteidigung der 
Transferzahlungen für die deutsche Landwirtschaft aus dem EU-Haushalt 
gegenüber den Begehrlichkeiten anderer Politikfelder der Gemeinschaft 
oder den Ansprüchen potentieller Beitrittskandidaten. Eine einheitliche 
Wahrnehmung der Interessen deutscher Landwirte auf diesen Themenfel- 
dern ist von weit existentiellerer Bedeutung als die Umverteilung nationa- 
ler Mittel unter konkurrierenden Betriebsformen. 

Die Wahl von Gerd Sonnleitner zum Präsidenten des DBV im April 1997 
symbolisiert die organisationspolitischen Widersprüche, das Bemühen um 
Integration sowie die Relevanz europäischer Problemstellungen in der Land- 
wirtschaft. Sonnleitner ist, obwohl sein Landesverband über die meisten 
Stimmen verfügt, der erste Bayer, der Bauernpräsident geworden ist. Er ist 
Repräsentant eines Landesverbandes, der sich durch eine kleinteilige Agrar- 
struktur und die Betonung bäuerlicher Wirtschaftsweise auszeichnet. Gleich- 
zeitig verfügt er als Landwirt über einen mit 90 Hektar für Bayern unge- 
wöhnlich großen Betrieb und wurde vor allem dank der Unterstützung der 
ostdeutschen Landesverbände gewählt. Angesichts der veränderten Rahmen- 
bedingungen der Agrarpolitik auf europäischer Ebene wurde mit Sonnleitner 
zudem ein ehemaliger Vizepräsident des COPA zum Präsidenten des DBV 
gewählt, der aufgrund seiner Tätigkeit in Brüssel ein ausgewiesener Ken- 
ner der GAP und des europäischen Netzwerkes ist (Weingärtner 1997). 

Die vollzogene Integration der Mehrheit der ostdeutschen Landwirte in den 
DBV bemißt sich nicht nur an dem Beitritt der Landesbauernverbände, den 
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Anpassungsprozessen bei den Instrumenten der Mitgliederintegration und 
der veränderten Verlautbarungspolitik, sie kann auch an der Modifikation 
der Position des DBV zu einzelnen /ssues der Agrarpolitik belegt werden. 
Hinsichtlich der Privatisierung der Treuhandflächen forderte der Verband 
beispielsweise in einer frühen Phase der Transformation zunächst in Über- 
einstimmung mit dem ideologischen Leitbild die bevorzugte Berücksichti- 
gung der Opfer der Bodenreform und der Wiedereinrichter. Im weiteren 
Verlauf des Wandels und angesichts der Transformationsergebnisse korri- 
gierte der DBV seine Position im Sinne einer Integration der ostdeutschen 
Landesverbände. Unter Bezug auf die im LwAnpG festgeschriebene Chan- 
cengleichheit der Unternehmensformen fordert der Spitzenverband uniso- 
no mit den Landesbauernverbänden der Neuen Länder Chancengleichheit 
für alle ortsansässigen Landwirte einschließlich der aktiv tätigen Gesell- 
schafter von juristischen Personen (dbk 1994: 222-223; Wielgohs/Wie- 
senthal 1995: 323). Der Konflikt um die Privatisierung der staatlichen 
Landwirtschaftsflächen in Ostdeutschland belegt die Integration und die er- 
reichte Durchsetzungsfähigkeit der Interessen der ostdeutschen Landwirte 
im agrarpolitischen Entscheidungsnetzwerk der Bundesrepublik. Im Sinne 
einer Konfliktvermeidung resultierten Modifikationen an den verschiede- 
nen Gesetzentwürfen im politisch-administrativen Entscheidungsprozeß in 
einer Eliminierung von Komponenten, die zu einer potentiellen Benachtei- 
ligung der Interessen der ortsansässigen Landwirte gegenüber denen der 
Alteigentümer geführt hätten (Hagedorn 1996: 185). 

Die Expansionsstrategie des DBV resultierte in einer Integration der über- 
wiegenden Mehrheit der ostdeutschen Landwirte in die berufsständische 
Interessenvertretung und damit in einer Öffnung des agrarpolitischen Ent- 
scheidungsnetzwerkes für ostdeutsche Interessen. Aufgrund des geschlos- 
senen Charakters dieses Netzwerkes kommt der Integration ostdeutscher 
Landesbauernverbände in den DBV besondere Bedeutung zu. Erstens bie- 
tet sich dadurch den ostdeutschen Landwirten die Gelegenheit, Sonderin- 
teressen auf allen Ebenen der Agrarpolitik wirkungsvoller zu vertreten. Die 
Relevanz dieses Punktes wurde angesichts des Konflikts um die Ausge- 
staltung der Privatisierung der Treuhandflächen deutlich. Zweitens verbes- 
sert eine einheitliche Vertretung der Positionen der deutschen Landwirt- 
schaft die Aussichten der erfolgreichen Interessenwahrnehmung auf natio- 
naler und europäischer Ebene. 


4. Resümee 


Die Transformation der Landwirtschaft in Ostdeutschland unterscheidet 
sich von der anderer Sektoren der DDR-Volkswirtschaft. Der noch von der 
letzten DDR-Regierung geschaffene Handlungskorridor ermöglichte es den 
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in der Landwirtschaft Tätigen, unbeeinflußt von staatlicher Steuerung und 
dem Einfluß einer Privatisierungsagentur individuelle Anpassungsentschei- 
dungen zu treffen. In ihrer Optionswahl sahen sich die Individuen aller- 
dings bald mit einer sektoralen ökonomischen Krise und Rahmenbedin- 
gungen konfrontiert, die durch eine erhebliche Unsicherheit und Risiken 
bei der Gründung eines eigenen Unternehmens gekennzeichnet sind. Unter 
diesen Bedingungen schien vielen Entscheidungsträgern die Fortführung 
der gemeinschaftlichen und großbetrieblichen Wirtschaftsweise rational. 
Das Zwischenergebnis dieses primär auf endogenen Einflüssen basieren- 
den Transformationsprozesses ist die Herausbildung einer ostdeutschen 
Agrarstruktur, die sich erheblich von der in Westdeutschland unterscheidet. 
Differenzen lassen sich hinsichtlich der durchschnittlichen Betriebsgröße, 
der Rechtsform der Unternehmen, insbesondere der Weiterexistenz von 
LPG-Nachfolgebetrieben, des gemeinschaftlichen Eigentums an Unter- 
nehmen, des Anteils der Fremdarbeitskräfte und der Bedeutung von Pacht- 
flächen konstatieren. Besonders auffällig ist auch die steigende Bedeutung 
von GbRs, die hinsichtlich ihrer ökonomischen Leistungsfähigkeit anderen 
Betriebsformen in Ostdeutschland überlegen sind. Insgesamt gesehen sind 
in den Neuen Ländern Betriebe entstanden, die aufgrund ihres Potentials 
unter den gegebenen Rahmenbedingungen in Deutschland und Europa 
wettbewerbsfähig scheinen. Trotz signifikanter agrarstruktureller Unter- 
schiede zwischen West- und Ostdeutschland und der daraus resultierenden 
Heterogenisierung der landwirtschaftlichen Interessen werden Ost-West- 
Konflikte in der Agrarpolitik - mit Ausnahme von Restitutionsfragen - im 
Gegensatz zu anderen Politikbereichen nur selten in der öffentlichen Dis- 
kussion der deutschen Vereinigung aufgegriffen. 

Die Ursachen für die auf erfolgreiche Konfliktvermeidung ausgerichtete 
Bewältigung des Transformationsprozesses liegen im strategischen Ver- 
halten kollektiver Akteure, insbesondere des DBV aber auch der nationalen 
Agrarpolitik. Dem Spitzenverband der deutschen Landwirte ist es trotz der 
latenten Bedrohung seines Repräsentationsmonopols und erheblicher Pro- 
bleme der Mitgliederbindung sowie Schwierigkeiten der Herstellung eines 
übergeordneten gemeinsamen Interesses gelungen, seine prominente Posi- 
tion im Entscheidungsnetzwerk zu bewahren. Neben der Öffnung der na- 
tionalen und europäischen Agrarpolitik für die Besonderheiten der ostdeut- 
schen Agrarstruktur erwies sich die erfolgreiche Integration der Mehrzahl 
der Landwirte in den Neuen Ländern als entscheidender Faktor für die 
Konflikteindämmung 

Die Aufnahme der ostdeutschen Landesbauernverbände in den DBV und 
damit die Repräsentation ihrer Interessen im geschlossenen agrarpoliti- 
schen Entscheidungsnetzwerk erforderte erhebliche organisationspolitische 
Anpassungsleistungen. Den ostdeutschen Landwirten bietet sie in ihrer 
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Mehrheit die Gewähr, daß Sonderinteressen, die aus dem Transformations- 
prozeß und seinen Ergebnissen erwachsen, in der nationalen und europäi- 
schen Agrarpolitik Berücksichtigung finden. Der berufsständischen Inter- 
essenvertretung wiederum bietet die interessenpolitische Integration den 
Vorteil der Wahrung des Repräsentationsmonopols und damit eine vorteil- 
hafte Verhandlungsposition im nationalen und europäischen Politiknetz- 
werk. Die Transformation der Landwirtschaft in Ostdeutschland resultierte 
damit für viele Betriebe und die verbliebenen Beschäftigten nicht nur in 
einer günstigen Wettbewerbsposition, sondern, was angesichts der Regu- 
lierungsdichte des Sektors und der Bedeutung von Transferzahlungen für 
Gewinne und Einkommen ebenso wichtig ist, in der erfolgreichen Etablie- 
rung ihrer Interessen. 
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Kurt Jacobs 
Landwirtschaft und Ökologie im Kapital 


Ausgerechnet im Finale des Industrie-Kapitels des Kapital handelt Marx 
von Landwirtschaft und Ökologie. Und sein rhetorisches Schlußurteil über 
die kapitalistische Produktion ist, daß sie bei aller Entwicklung der Tech- 
nik dennoch »zugleich die Springquellen alles Reichtums untergräbt: die 
Erde und den Arbeiter« (MEW 23, 529f). Das ist das buchstäblich letzte 
Wort im Hauptwerk von Marx über »Maschinerie und große Industrie«, 
die vermeintlich entwickeltste Gestalt der Produktion seiner Zeit. Aber es 
ist zugleich kaum übertrieben zu sagen, daß dem Vorwissen über Marx 
und den tradierten Marx-Bildern der marxistischen Traditionen dieser 
Buchstabe nicht entspricht. 

Das Folgende ist ein Versuch, über beide Befunde nachzudenken; über den 
Stellenwert, den Marx der Landwirtschaft und der Ökologie beimißt und 
über die Diskrepanz von Text und verbreiteter Erwartung. Angesichts der 
strategischen Bedeutung, die der Einschätzung der Industrie in der marxi- 
stisch orientierten Arbeiterbewegung zukommt, stellt diese Diskrepanz 
keine Geringfügigkeit dar. Sie legt im Gegenteil nahe, einen Unterschied 
zu machen zwischen Marx’ Kritik der politischen Ökonomie und ihren in- 
dustrialistischen Lesarten im Marxismus der 2. und 3. Internationale wie 
der Zeit des Systemgegensatzes. Das Finale des Industrie-Kapitels kann so 
zu einer Neubewertung dessen führen, was »Kritik« innerhalb der Kritik 
der politischen Ökonomie bedeutet. 


Über »Basis« und »Grundlagen« und einen kognitiven Konflikt 


Als rhetorisch bewußter Schriftsteller hat Marx der Topik von Anfang und 
Schluß regelmäßig sichtbare Beachtung geschenkt. Das erlaubt die Frage 
nach dem »Sinn« der Schlußwendung des Industrie-Kapitels. Warum so? 
Sollte nicht eher eine Einschätzung über die »historische Notwendigkeit« 
der kapitalistischen Produktion den Schlußpunkt machen? Mit einem Ak- 
zent auf die »Entwicklung der Produktivkräfte« durch das Kapital? Bildet 
das nicht die Spezifik von Marx, wie wir ihn vom Manifest der kommuni- 
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stischen Partei her kennen, bei aller Verelendung des Proletariats dennoch 
die realen Fortschritte der Industrie zu rühmen, trotz »Entheiligung« und 
Plünderung der Welt durch die Bourgeoisie den Blick auf ihre »Wunder- 
werke« und Aufbauleistungen zu richten? 

Stattdessen Ausführungen über Landwirtschaft, »Ruin«, »Zerstörung«, 
»Untergraben der Quellen«! Neben das Elend der Arbeiter wird das Elend 
der Erde gestellt. Wenn aber »jeder Fortschritt«, wie es jetzt heißt, »ein 
Fortschritt im Ruin« (der dauernden Quellen der Bodenfruchtbarkeit) ist, 
wo bleibt da die Herstellung der »materiellen Basis« für den Sozialismus? 
Sowenig die Stelle ins geläufige Marx-Bild paßt, sowenig kam sie vor: in 
über 100 Jahren Kapital-Rezeption, bis in die Zeit des massenhaften Marx- 
Studiums nach 1968, wurde sie überlesen oder einfach: nicht gelesen." Der 
Ökologie-Diskussion der 1980er Jahre, die sie neu entdeckte, bescherte sie 
dann einen kognitiven Konflikt und eine Gespaltenheit des Denkens, die 
die erstaunlichsten Blüten trieb: am Rande eines »Terrainwechsels« 
(Althusser) hielt sich die Hegemonie der industrialistischen Marx-Lektüren 
und führte eher zu einer Verabschiedung von Marx mit schlechtem Gewis- 
sen als zum bewußten Durcharbeiten der Entdeckung. 

Christel Neusüß etwa zitiert den Text und hält ihm das Vorwissen entge- 
gen: »Aber ich frage mich: Wie verträgt sich denn nun beides miteinander? 
Einerseits wird alles verwüstet, und gleichzeitig soll ja eine ungeheure 
Entwicklung der Produktivkräfte stattfinden...« (Neusüß 1985, 61). Andere 
Autoren lassen den Text gegen industrialistische Grundüberzeugungen 
auflaufen, indem sie seinen Status mit dem Hinweis relativieren, daß hier 
»allerdings« (Conert 1984, 49) von der Landwirtschaft die Rede sei. Oder 
sie arrangieren sich mit der Auffassung einer nischenartigen besseren Ein- 
sicht, indem sie den Text zu einer »Vorwegnahme«, einem Stück 
Marxscher Prophetie machen, das sich wie alles Übersinnliche der Erklä- 
rung entzieht, auf jeden Fall, allen Behauptungen des Propheten zum 
Trotz, fürs 19.Jahrhundert keine Faktenbasis habe. Hans Immiler schmückt 
die Einleitung seines Buchs, das Marx als Vollender der bürgerlichen 
Ökonomie und als Erben ihrer Naturvergessenheit zeigt, mit einem Zitat 


1 Wo das Kapital nur auszugsweise gelesen wurde, fiel die Stelle schnell der jeweiligen 
Lesart zum Opfer. Ein Beispiel für viele ist die Rezeption meines Lehrers W.F.Haug. 
»Aus der Position der bestimmten Negation«, die er Marx zuschreibt, »folgt eine Art von 
Kritik der kapitalistischen Produktionsweise, die gerade ihre Notwendigkeit, wenn auch 
nur historisch-transitorischer Natur betont.« (Haug 1973, 180) Dieser Auffassung wieder- 
um folgte die Text-Auswahl für die Kapital-Lektüregruppen am Philosophischen Institut 
der FU Berlin, die bis Anfang der 1980er Jahre den Schluß des Industrie-Kapitels ausließ. 
Zur Aussparung der Stelle, in der Marx vom Untergraben der Quellen spricht, gehört bei 
Haug ein Bild der kapitalistischen Produktion als dem »werdenden Allgemeinen« inner- 
halb der herrschenden Privatform, das die im Kapitalismus entwickelten Produkti- 
onsstrukturen aus der Kritik auszunehmen neigt und ausgenommen hat. »Die gesell- 
schaftliche Produktion wird zur praktischen Gestalt der Vernunft« (ebd., 185f). 
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aus dem Kapital, weil den »Leitgedanken« seines Buchs »niemand schöner 
und überzeugender formuliert (hat) als Marx« (Immler 1985, 25). Und 
Klaus Traube schließlich geht soweit, im Einleitungsaufsatz eines Sam- 
melbands links-sozialdemokratischer Beiträge zu »Ökologie und Sozialis- 
mus« zuerst »die nachhaltige Wende im Fortschrittsbegriff der europäi- 
schen Hauptströmungen des Sozialismus« zurückzuführen »auf Marx’ und 
Engels’ fast vorbehaltlose Bejahung der kapitalistischen Entfaltung der 
Produktivkräfte als Vorausetzung für die Überwindung des Kapitalismus« 
- um dann schon auf der nächsten Seite »nicht eigentlich Marx und Engels 
selbst prägend« zu finden, sondern »deren Rezeptoren, in Deutschland vor 
allem Karl Kautsky« - denen gegenüber sich Marx auch »als Kronzeuge 
für eine Kritik am Industrialismus« eigne (Traube 1986, 9f). 

Marx als Kronzeuge für eine Kritik des Industrialismus! Die Feder zittert 
noch und die Tippfehler häufen sich beim Schreiben solcher Sätze. Oder sie 
bleiben unbearbeitet, wie bei Traube selbst. Dabei kann schon der erste Blick 
auf Kautsky zeigen, daß die Stichworte triftig sind. Tatsächlich ist Kautsky 
die Autorität der Kapital-Rezeption in der Arbeiterbewegung; und ein Text- 
vergleich des Kapital mit Kautskys Popularisierung gibt dem Marx-Bild so- 
fort neue Konturen: Kautskys Buch, das »zwei Generationen europäischer 
Arbeiter den Inhalt des Kapital vermittelte« (Steinberg 1980, XIV), läßt die 
Ausführungen zur Industrie mit Marxschen »Ausblicken in die Zukunft« en- 
den, denen zufolge »wir versöhnt dem System der Maschinerie und Großin- 
dustrie gegenüberstehen« dürfen. Der rhetorische Schluß ist hier: »Die Ma- 
schinenproduktion bildet die Grundlage, auf der ein neues Geschlecht erste- 
hen wird (...); ein Geschlecht, harmonisch entwickelt, lebensfreudig und ge- 
nußfähig, Herr der Erde und der Naturkräfte, alle Mitglieder des Gemeinwe- 
sens in brüderlicher Gleichheit umfassend« (Kautsky 1980, 184). 

Trotz oder gerade mit seinen teilweise altertümlichen und durchweg patri- 
archalen Formulierungen ist der Schluß hier so, wie es das Vorwissen von 
Marx erwartet. Oder, mit dem Untertitel des Marxschen Kapital und 
Kautskys Buchtitel gesprochen: Was das Vorwissen von Marx' Kritik der 
Politischen Ökonomie erwartet, findet es in Kautskys Popularisierung über 
»Karl Marx' Ökonomische Lehren«. 

Mit dem Industrialismus selbst - die »Maschinenproduktion als Grundla- 
ge« der neuen Gesellschaft und ihre die künftige »Brüderlichkeit« der 
»Herren« vorwegnehmende »Versöhnung« mit der »Großindustrie« bilden 
in Kautskys Diskurs selbst die wichtigsten unter den ökonomischen Lehren 
von Marx - formuliert Kautskys Buch einen Grundkonsens der Kapital- 
Rezeptionen, der bis in die 1970er Jahre reicht.” Die Ökologie-Diskussion 


2 Weder sein Ko-Autor Bernstein (gerade das Industrie-Kapital in Kautskys Buch soll aus 
Bernsteins Feder stammen) noch der Schüler Lenin werden sich in dieser Frage gegen ihn 
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tut sich so schwer damit, weil sie mit Marx zu der Auffassung zurückkehrt: 
daß die Industrie nicht Grundlage ist, sondern der Grundlage bedarf. 


Die Agrikultur im gesellschaftlichen Produktionsgefüge 


Im Übergang zur bürgerlichen Politischen Ökonomie prägen die Physio- 
kraten im 18.Jahrhundert noch ein Bild gesellschaftlicher Re-Produktion, 
in dem die Agrikultur-Arbeit als einzige originär produktive Arbeit zählt. 
Agrikultur ist die Basis der Industrie; alle gesellschaftliche Tätigkeit zehrt 
von der Landwirtschaft. Selbst in der Wert- und Mehrwerttheorie der Phy- 
siokraten klingen die naturalen Reproduktionsbedingungen noch mit, wenn 
sie die Mehrwertproduktion ganz auf die Landwirtschaft beschränken, weil 
alle Industrie stofflich und energetisch von der Landwirtschaft lebt. Das 
Verhältnis der marktvermittelten Reproduktion der Privatproduzenten zu 
den Naturbedingungen gesellschaftlicher Reproduktion wird zwar als ein 
theoretisches Problem behandelt, wenn Quesnay in seinem tableau Econo- 
mique die prekären Gleichgewichtsbedingungen der gesellschaftlichen Re- 
produktion skizziert (Marx wird das später als einen Meilenstein der öko- 
nomischen Theorie rühmen und im 2.Band des Kapital beerben). Einen 
grundlegenden Widerspruch zwischen Markt und Natur aber sehen die 
Physiokraten nicht.” 

Die Bedingungen ändern sich radikal mit der großen Industrie. Die Vor- 
stellungen über gesellschaftliche Produktionsgefüge und ihre Notwendig- 
keiten werden von der industriellen Revolution auf eine Weise über den 
Haufen geworfen, wie das noch überhaupt nicht vorgekommen war und 
heute mit dem Abstand von bis zu ein- oder zweihundert Jahren Industria- 
lisierung auch kaum mehr nachvollzogen werden kann. Das ist der Hinter- 
grund auch für Marx. Biographisch gesehen, das ist nicht unerheblich, 
kommt er als geschlagener Revolutionär eines vor-industriellen Landes 
(das gehört 1848 zu den Kontext-Bedingungen des Manifesis) nach Lon- 


stellen; nicht einmal Gramsci, der kultur- und politiktheoretische Anti-Kautsky der Ar- 
beiterbewegung, wird das tun. Daß ausgerechnet die Ökonomie-Dozentin der SPD-Partei- 
schule, Rosa Luxemburg, die deutlichste Ausnahme bildet, kommt in der Theoriege- 
schichte des Marxismus kaum zum Tragen. 

3 Inder praktischen Wirtschaftspolitik vertreten sie sogar das Gegenteil: das »laissez faire«, 
das Schlagwort aller Marktliberalen, wird zuerst von ihnen gegen den Interventionismus 
der merkantilistischen Politik geprägt. Bleibt der Markt von staatlichem Dirigismus unbe- 
rührt, so funktioniert er selber wie Natur. Auch die ökologische Rehabilitierung der natu- 
ralen Produktionstheorie der Physiokraten, wie Immler 1985 sie betreibt, darf den 
»kapitalistischen Charakter des physiokratischen Systems« (vgl. Marx' Hinweis in MEW 
24, 360) samt ihrer Ausrichtung aufs betriebliche Mehrprodukt nicht herunterspielen. Ge- 
gen die Überausbeutung der Landwirtschaft im ancien regime vertreten die Physiokraten 
mit der Betonung der Reproduktion ein Moment ökologischer Vernunft; den Widersprü- 
chen der kapitalistisch betriebnen Landwirtschaft gegenüber können sie sich durchaus als 
blind erweisen, Standpunkt und Perspektive des Agrarkapitalismus vertreten. 
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don ins Zentrum des Weltkapitalismus, um hier die Blütezeit des Manche- 
ster-Kapitalismus am eigenen Leibe zu erfahren (wozu zählt, daß sein ein- 
ziger Sohn in den Umweltbedingungen Sohos krepiert). Für die Theorie 
interessant ist, daß Marx als Zeitzeuge der gewaltigsten Umwälzung der 
gesellschaftlichen Stoffwirtschaft seit der neolithischen Revolution sowohl 
die Tatsache dieser Umwälzung wie die Vorstellung notwendig zu beach- 
tender »Gesetze« der Naturbedingungen festzuhalten sucht. 

Sein Blick auf die Umwälzung der Ressourcenwirtschaft zeigt eine kapita- 
listische große Industrie, die nicht einfach Fundamente für Künftiges legt, 
sondern im Gegenteil ein fortwährendes Problem erzeugt. Sie stört die 
Kreislaufbedingungen der Produktion und ruiniert damit »die ewige Na- 
turbedingung dauernder Bodenfruchtbarkeit«. Insofern hält Marx ein phy- 
siokratisches Element fest und teilt die zeitgenössische Kritik des Indu- 
strialismus. Im gleichen Zug aber legt Marx auch Wert darauf, zwei ver- 
schiedene Formen der »Kritik« zu unterscheiden. So zitiert er David Urqu- 
harts Polemik gegen die »ungeheuerliche und unnatürliche Trennung« von 
Agrikultur und Industrie als Beispiel für »die Stärke und die Schwäche ei- 
ner Art von Kritik, welche die Gegenwart zu be- und verurteilen, aber 
nicht zu begreifen weiß« (MEW 23, 528, Fn. 324). Zur Stärke der Kritik 
gehört die Unbefangenheit, die Aufklärungs- und Zivilisationsrhetorik der 
bürgerlichen Gesellschaft gegen ihre herrschende Produktionsweise zu 
wenden. Zu ihrer Schwäche die Frage: was macht man dann damit? Was 
für ein Eingreifen begründet die Kritik? Soll die industrielle Revolution zu- 
rückgenommen werden? Wo ansetzen? Und auf welche sozialen Kräfte, 
Tendenzen und Interessen bauen? 

Marx’ Antwort ist, modern gesprochen: ein sozial-Ökologisches Reform- 
projekt (»Reform« dabei im wörtlichen Sinn von Form-Veränderung ge- 
nommen). Die Themen und Terme dieses Vorschlags wirken teilweise ge- 
radezu unglaublich »grün«; die Zahl der darin enthaltenen Probleme eben- 
so. Aber der »Sinn« der rhetorischen Schlußwendung des Industriekapitels 
heißt: Marx setzt auf eine Verbindung von »Arbeit« und »Erde« gegen ih- 
ren Ruin durch das Kapital. 

Die Probleme der Erde und die Probleme der ArbeiterInnen gehören zu- 
sammen; zur »Störung des Stoffwechsels zwischen Mensch und Erde« ge- 
hört die »Martyrologie der Produzenten«, die Zerstörung der physischen 
Gesundheit der epidemiengeplagten Stadtarbeiter und des geistigen Lebens 
der auf entleerte Flächen verstreuten Landarbeiter. Und die »organisierte 
Unterdrückung« der »inviduellen Lebendigkeit, Freiheit und Selbständig- 
keit« der Produzenten in der Produktion (MEW 23, 528f). 

Und es ist auf dem Gegenpol die kapitalistische Produktion, die das Öko- 
logieproblem stellt, indem sie die historisch vorgefundenen Wirtschafts- 
formen auf eine Weise zerstört, die eine grundlegende prinzipielle Störung 
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der (Natur-)Bedingungen der Stoff- und Energiewirtschaft bewirkt. Wo die 
naturbedingten Regeln des Stoffwechsels sich in früheren Wirtschaftsfor- 
men »naturwüchsig« durchsetzten', da ıst es die kapitalistische Produktion, 
die Ökologie erstmals als bewußte gesellschaftliche Aufgabenstellung er- 
zwingt: als not-wendige Reaktion auf ihre Zerstörungstendenzen. 


Raubbau’ 


Die Faktenbasis, auf die sich diese Problemstellung bei Marx bezieht, ist 
zunächst das tatsächliche Problem der Bodenerschöpfung und die Notwen- 
digkeit des Übergangs zur auf Dauer gestellten intensiven Landwirtschaft 
in der Folge der großen Industrie. Die kapitalistische Produktionsweise löst 
die vorgefundene Ressourcenwirtschaft auf, kann nur auf der Grundlage 
neuer Formen der Ressourcenwirtschaft bestehen und macht das »Ende der 
Ressourcen« zum Dauerthema. So wie die industrielle Revolution die lang- 
anhaltende agrikulturelle Revolution des 18.Jahrhunderts zu ihrer Voraus- 
setzung hatte, so führt sie selber nochmal zu einer Verschärfung des Pro- 
blems. 

Marx illustriert das mehrfach mit Verweis auf die seit 1840 einsetzenden 
Guano-Importe. Daß Großbritannien, die Werkstatt der Welt, ein Bedürfnis 
nach peruanischem Vogelkot zu entwickeln beginnt, das entspringt nicht 
dem weltlustigen Aneignungstrieb des alle »Naturkäfte ein- und ausatmen- 
den« Universalwesens Mensch, sondern der Raubgier in der britischen 
Landwirtschaft und der Bodenerschöpfung infolge gebrochener Kreislauf- 
Wirtschaft. Die Pflanzennährstoffe, die zurück aufs Feld gehörten, wan- 
dern mit der Ernte in die Stadt, um schließlich als Abfall die Flüsse zu ver- 
pesten und Epidemien zu verursachen. Das ist das Bild einer gestörten 
Stoffwirtschaft, die sich nun durch Expansion zu stabilisieren versucht, ihr 
Grundproblem dabei aber nur verschiebt und gar auf größerem Maßstab 
reproduziert. Sie etabliert neue historische Produktionslinien, die in die 
Fortschrittsstatistiken des Nationalreichtums eingehen, und doch nur einen 


4 Diese Vorstellung »naturwüchsiger« Regelungen enthält allerdings auch schwerwiegende 
Probleme. Nicht nur, daß das Wort nahelegen kann, sich für die spezifischen Regelungs- 
formen vorhergehender Produktionsweisen nicht weiter zu interessieren, sie ins Dunkel 
des Nicht-Erklärbaren oder keiner Erklärung Bedürftigen zu rücken (ein aufschlußreiches 
Korrektiv dazu wäre Ponting 1991). Wichtiger noch ist, daß die einfache Dichotomie von 
geplant/ungeplant, die im Begriff des »Naturwüchsigen« lauert, mit seiner Vernachlässi- 
gung des Problems der Abstimmung (im kybernetischen und demokratischen Sinn des 
Worts) dem Kult der Macher und dem Verständnis der Ökonomie als Verwaltungsaufga- 
be gefährlich nahe kommt. 

5 Die folgenden Ausführungen gehen großenteils auf einen noch von 1989 datierenden Ar- 
tikel zurück, der als Stichwort »Raubbau« im Historisch-Kritischen Wörterbuch des Mar- 
xismus veröffentlicht werden sollte. Die Fülle der Zitate dient der Absicht, zur Stel- 
lenerschließung auf unvertrautem Gelände beizutragen. 
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Fortschritt des Ruins der dauernden Quellen der Bodenfruchtbarkeit signa- 
lisieren können.” 

Theoretisch schließt Marx' Darstellung an die Agrikulturchemie und spezi- 
ell an Liebig an, denen im Netzwerk der Institutionen und Disziplinen, die 
sich des Problems der Reorganisation der Landwirtschaft annehmen, die 
historisch größte Bedeutung zukommt. Liebigs »Raubbau«-Kritik begrün- 
det die ökologische Bedeutung des deutschen Worts, indem er das aus dem 
Bergbau gebräuchliche Wort - wo es »Abbau ohne Rücksicht auf künftige 
Frträge« meint - auf die Landwirtschaft überträgt: zur polemischen Cha- 
rakterisierung einer Feldwirtschaft, die den Böden ständig mehr Pflanzen- 
nährstoffe entzieht als wieder zuführt. Die Kategorie des »Raubbaus« steht 
so in Opposition zur Perspektive einer Kreislaufwirtschaft, die bei Zufuhr 
geeigneten Düngers hohe und steigende Erträge »von ewiger Dauer« ge- 
währleisten soll. Sie ist bei Liebig verknüpft mit dem Gespenst einer Sub- 
sistenzkrise: angesichts wachsender Bevölkerungen empfiehlt sich die 
Agrikulturchemie als technische Lösung der Emährungsfrage. 

Die Würdigung Liebigs ist bei Marx von erstaunlichen Fanfarentönen be- 
gleitet (»wichtiger als alle Ökonomen zusammengenommen«, MEW 31, 
178; ähnlich MEW 27, 314 und MEW 23, 529, Fn. 325) und weitreichend 
in der Sache: In der Aufnahme Liebigs trägt Marx eine ökologische Per- 
spektive in die Analyse der kapitalistischen Produktionsweise hinein. 

Ihr deutlichster Eintrag findet sich im Abschnitt über die Grundrente im 
3. Band des Kapital. Wenn Rente Grundeigentum voraussetzt - Privatei- 
gentum einzelner Individuen am Erdball und ihr Recht, »den Erdkörper, 
die Eingeweide der Erde, die Luft und damit die Erhaltung und Entwick- 
lung des Lebens zu exploitieren« (MEW 25, 782) - dann macht das tat- 
sächliche Problem der Bodenerschöpfung eine Erweiterung der Thematik 
der Grundrente notwendig. So zieht Marx einen dritten Strang durch die 
Grundrentenanalyse. Neben die Analyse der Rente als Bruchstück und 
verwandelter Form des Mehrwerts und neben die Analyse der Umwälzung 
der Produktionsverhältnisse auf dem Land tritt als Thema die Frage eines 


6 Da auch dies schon ein Stück Globalisierung der Produktion und der Stoffkreisläufe dar- 
stellt, wäre hier nebenbei zu notieren, daß zur historischen Produktionslinie, die mit der 
Guanowirtschaft beginnt, auch die Substitution des Guano durch Salpeter und der »Sal- 
peter«-Krieg Chiles und Perus gehören, der dem Gewinner Chile eine erste Wirtschafts- 
blüte beschert. Trotz des Einbruchs durch den Siegeszug der Agrikulturchemie - vor allem 
durch die Ammoniak-Synthese, die technische Gewinnung von Stickstoff aus der Luft 
nach dem Haber-Bosch-Verfahren - wird der Salpeter-Abbau unter Regie englischer Fir- 
men bis in die 1970er Jahre in der Atacama-Wüste fortgesetzt, um nach der Aufgabe des 
»Standorts« eine Mondlandschaft und fern der Santiagoer Hauptstadtpaläste eine verelen- 
dete Sozialstruktur zurückzulassen. Und eine Infrastruktur von Straßen und Gebäuden, die 
vom Pinochet-Regime noch als Konzentrationslager genutzt wurde und danach verfällt. 
Diese südamerikanische Mondlandschaft und ihre Geisterstädte gehören zur Kulturge- 
schichte der europäischen Landwirtschaft und ihrer Ökologie. 
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Wirtschaftens »mit den gesamten ständigen Lebensbedingungen der sich 
verkettenden Menschengenerationen« (MEW 25, 631; vgl ebd. 784, 820). 
Wie im Industrie-Kapitel des 1.Bands macht das Thema auch hier den 
Schluß; wieder mit dem Motiv einer Bilanzierung des »Fortschritts« der 
kapitalistischen Produktionsweise. 

Im Elend der Philosophie (1847) kennt Marx diese Problemdimension noch 
nicht. Im Anschluß an Ricardos Rententheorie ist die Darstellung dort so, als 
liefe alle Kritik der Unterwerfung des Bodens unter die Gesetze kapi- 
talistischer Warenproduktion auf »interessiertes Gejammer« hinaus (MEW 4, 
170). Nach dem Studium der Agrikulturchemie (das Marx zuerst 1851 be- 
ginnt) wird es unmöglich, »Boden« nur als besondere Anlagesphäre des Ka- 
pitals zu fassen. Er ist zugleich »unveräußerliche Existenz- und Reprodukti- 
onsbedingung« (MEW 25, 820); kein Reservoir »unzerstörbarer Kräfte«, wie 
es in Ricardos Definition der Rente heißt (vgl. Marx’ Kritik in den Theorien 
über den Mehrwert, MEW 26.2, 244), sondern eine Produktionsbedingung 
(oder auch ein »Produktionsagent«), dem ein Teil des Produkts »zu Ersatz 
und Steigerung seiner Produktivität« gehört (MEW 25, 833). 

Aber das Erbe Liebigs ist keine einfache Übernahme bei Marx. (Auch der 
Term »Raubbau«, das Stichwort Liebigs, findet sich nur an einer, ver- 
gleichsweise unbedeutenden Stelle bei Marx (MEW 25, 682), wenn man 
die von den MEW-Herausgebern besorgte Übersetzung englischer Arbei- 
ten abzieht. Es ist die Perspektive einer Kreislaufwirtschaft, die Marx in 
Betonung ihrer generationsübergreifenden Bedeutung von Liebig auf- 
nimmt (vgl. Liebig 1876, 63). Zugleich aber baut Marx Liebigs Problem- 
stellung um: 

- An die Stelle der Unvernunft des »praktischen Landmannes« bei Liebig 
tritt der Blick auf die bestimmten Produktionsverhältnisse, die den Verur- 
sachungskomplex des modernen Ökologie-Problems bilden. Der Form- 
wechsel der gesellschaftlichen Stoffwechselprozesse, von lokalen und 
weitgehend geschlossenen Stoffkreisläufen zum kapitalistischen Stadt- 
Land-Gegensatz mit seinen konzentrierten Ballungsräumen, entsteht gera- 
de mit den Grundbedingungen der kapitalistischen Produktion: die Enteig- 
nung der Produzenten vom Grund und Boden und ihre Vertreibung in die 
Städte ist eine Grundbedingung für ihre Verwandlung in LohnarbeiterIn- 
nen; und die Vernichtung der Verbindung von kleiner Agrikultur mit länd- 
licher Nebenindustrie ist eine Grundbedingung zur Herstellung des inneren 
Marktes für das industrielle Kapital (vgl. MEW 23, 528 und die Ausfüh- 
rungen zur Vorgeschichte der kapitalistischen Produktion ebd., 741ff). 

- Und an die Stelle der technischen Lösung der wissenschaftlichen Ver- 
nunft tritt bei Marx der Blick auf den antagonistischen Charakter der kapi- 
talistischen Produktion, der alle ihre Ökonomie, ihre Formen von Spar- 
samkeit und Rationalität durchzieht und so auch den Charakter ihrer Pro- 
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blemlösungen bestimmt. Die innovativsten und sorgsamsten Formen der 
Ressourcenschonung auf betrieblicher Ebene, im Umgang mit betriebli- 
chen Kostenelementen des Kapital, gesellen sich zu Formen der »unge- 
heuersten Verschwendung« und Vergeudung nicht bloß von (unbezahlten) 
Naturbedingungen, sondern auch von menschlichem Leben, von Arbeits- 
und Entwicklungszeit. Neben die Anwendung der Chemie als Stoffwech- 
sel-Wissenschaft zwecks Materialschonung kann der Ruin der Volksge- 
sundheit treten und die Erfahrung »wie rasch und tief die kapitalistische 
Produktion, die geschichtlich kaum von gestern datiert, die Volkskraft an 
der Lebenswurzel ergriffen hat« (MEW 23, 285; ebenso 253). »Daß die 
Entwicklung der Menschheit überhaupt gesichert und durchgeführt wird«, 
geschieht, wie Marx zuspitzt, unter den Bedingungen der kapitalistischen 
Produktion »nur durch die ungeheuerste Verschwendung von individueller 
Entwicklung« (MEW 25, 99) . So wächst allen rein technischen Lösungen 
ein antagonistischer Charakter zu. 


Drei Kontexte der Raubbau-Kritik 


Bei näherem Hinsehen lassen sich in den einzelnen Ausführungen des Ka- 
pital drei Problemdimensionen unterscheiden, die durchaus unterschiedli- 
che Anknüpfungen und einen Zugriff auch auf die Probleme des 
Marxschen Denkens erlauben. Neben die Betonung des antagonistischen 
Charakters der kapitalistischen Produktion (3) tritt ihre Kritik als einer (1) 
räuberischen und (2) anarchischen, planlos-blinden Wirtschaftsweise. 


1) Die Kritik der kapitalistisch betriebenen Agrıkultur als einer Raubwirt- 
schaft geht zurück auf die schlagenden historischen Beispiele der Verei- 
nigten Staaten (Engels wird darauf zurückkommen: das amerikanische 
»System des Raubbaus am Boden« führt zur Krise der europäischen 


7 Ein Bild dieser »antagonistischen und menschenmörderischen Seite«, die der »Ökonomi- 
sierung« im Manchester-Kapitalismus anhaftet, bieten England als Weltzentrale des Lum- 
pen-Recycling und die Mädchen, die als Lumpensortiererinnen zu »Medien« werden, um 
Pocken und andere ansteckende Seuchen zu verbreiten (MEW 23, 487). - Der antagonisti- 
sche Charakter, der so den Verbesserungen der Produktion anwachsen kann, baut zudem 
noch darauf auf, daß die kapitalistische Produktion auf der einen Seite die Arbeiter in die 
Position »der vollständigen Gleichgültigkeit, Äußerlichkeit und Entfremdung« gegenüber 
den Bedingungen ihrer eigenen Arbeit (MEW 25, 95) versetzt und zugleich den Eindruck 
von Effizienz und Innovation erzeugt, der auf dem Gegenpol dem Kapital zu eigen 
scheint, weil es sich Funktionen der gesellschaftlichen Arbeit anzueignen weiß. So kann 
das in der Produktentwicklung und in der betrieblichen Produktion, als Warenverkäufer 
und Betriebsorganisator innovative Kapital trotz aller Blindheit gegen Fragen der gesell- 
schaftlichen Reproduktion als Agent der Verbesserung der Produktion auftreten, während 
die ProduzentInnen die Verbesserung als ihnen fremde oder gar feindliche Angelegenheit 
betrachten. Jede Strategie ökologischer Modernisierung, die am Geldbeutel der Unter- 
nehmer ansetzt, wird mit diesem Widerspruch, mit Apathie und Feindseligkeit der Unter- 
nommenen zu rechnen haben. 
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Agrarwirtschaft; vgl. Amerikanische Lebensmittel und die Bodenfrage, 
MEW 19, 270-72 und MEW 25, 681-84) und Irlands. Irland, das 1846/47 
Schauplatz der größten agrarökologischen Katastrophe des 19. Jahrhun- 
derts in Europa war, bietet tatsächlich den klassischen Fall einer Raubwirt- 
schaft: den Kolonialismus. Die Bodenerschöpfung ist hier vorbereitet 
durch die Verwandlung Irlands in einen reinen Agrikulturdistrikt und fällt 
zusammen mit der Verwandlung irischen Mehrprodukts in englische Re- 
venue und englisches Geldkapital (vgl. Entwurf eines Vortrags zur irischen 
Frage, MEW 16, 445-59, MEW 23, 474f, 726-40; und als ein neueres Le- 
sebuch zur Geschichte solcher Raubwirtschaft Galeano 1973). Eccarius, 
der Generalsekretär der Internationalen Arbeiter Assoziation, protokolliert 
aus einer Rede von Marx zur »irischen Frage« (die trotz ihrer Schwächen 
in den Details der Kausalbeziehungen als einer der ersten Vorträge zur Po- 
litischen Ökologie in der Arbeiterbewegung gerechnet werden muß): 


»Im Jahre 1836 wurden 7.000.000 Pfd.St. an abwesende Grundeigentümer ins Ausland ge- 
schickt. Mit den Produkten und der Rente wurde auch der Dünger exportiert, das Land wurde 
erschöpft. Partielle Hungersnot fiel häufig vor, aber durch die Kartoffelkrankheit von 1846 
kam es zu einer allgemeinen Hungersnot. 1.000.000 Menschen verhungerten. Die Kartoffel- 
krankheit war eine Folge der Erschöpfung des Bodens, ein Produkt der englischen Herr- 
schaft.« (Eccarius 1867, 551) 

Das Ökologieproblem stellt sich hier als nationale Frage, und Marx insi- 
stiert auf ein Eintreten der Internationale und speziell der englischen Ar- 
beiterklasse für die nationale Unabhängigkeit der Iren: weil sie ohne das 
»am Gängelband der herrschenden Klassen« bleibe (Brief an Kugelmann 
vom 29.11.1869, MEW 32, 638). 

Die ökologische Problematik ist eingeschrieben in die Geschichte des Ko- 
lonialismus als einer Geschichte von »Plünderung, Versklavung und Raub- 
mord« (MEW 23, 781). Das ist die »message« in dieser Problemdimensi- 
on. Rosa Luxemburg hatte ganz Recht, gegen die Vorstellung zu polemi- 
sieren, die im wilhelminischen Deutschland auch in der Arbeiterbewegung 
an Boden gewann, dies gehöre nur zur Vorgeschichte der kapitalistischen 
Produktion und habe nichts zu schaffen mit ihrer gegenwärtigen Akkumu- 
lation. Etwas anderes aber ist die verallgemeinernde /dentifizierung der ka- 
pitalistischen Produktionsweise mit einer Raubwirtschaft. Die Behauptung, 
daß »jeder Fortschritt der kapitalistischen Agrikultur ... ein Fortschritt in 
der Kunst (ist) ... den Boden zu berauben« (ebd., 529) ist in dieser Form 
fragwürdig. Ihre empirische Basis sind zuerst kolonialistische Verhältnisse 
und Entwicklungstendenzen der vorindustriellen, vorwiegend extensiven 
Landwirtschaft und ihrer Ausweitung vor dem Hintergrund der großen In- 
dustrie. Vom Einfluß der Industrie auf die Landwirtschaft zu unterscheiden 
wäre die kapitalistische Betriebsweise der Agrikultur selbst.‘ So wie Marx 


8 Es ist damit keineswegs gesagt, daß das städtische Industriekapital eine Vorliebe für kapitali- 
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an anderer, weniger berühmt gewordener Stelle hervorhebt: »Die kapitali- 
stische Produktion wirft sich erst aufs Land, nachdem ihr Einfluß es er- 
schöpft und seine Naturgaben verwüstet hat« (MEW 26.3, 295; ebenso 
MEW 25, 6881). 


2) Marx kennt durchaus nicht nur das »in den Quadratfüßen (Boden) wie 
ein Schwein in den Kartoffeln wühlende Kapıtal« (MEW 25, 787). Die 
Kritik der Anarchie der Produktion legt den Akzent auf Schranken der 
Verbesserung innerhalb der mit dem Privateigentum gegebenen Verhält- 
nisse: »Es ist eines der großen Resultate der kapitalistischen Produktions- 
weise, daß sie die Agrikultur ... in bewußte wissenschaftliche Anwendung 
der Agronomie verwandelt« (ebd., 630); aber sie unterwirft die Agrikultur 
der Abhängigkeit vom Marktpreis (ebd., Fn.27; und 821) und dem Krisen- 
zyklus der industriellen Nachfrage nach Rohstoffen (ebd., 127-31). Sie 
unterwirft die Kultur dem »Geist« des »unmittelbaren nächsten Geldge- 
winns« (ebd., 631)" und dem »Aberglauben« (ebd., 130) von den Selbst- 
heilungskräften des Markts. Die Perspektive einer rationellen Agrikultur ist 
aber unverträglich mit einer Produktionsweise, in der »aller Gedanke an 
gemeinsame, übergreifende und vorsehende Kontrolle der Produktion der 
Rohstoffe ... dem Glauben (Platz macht), daß Nachfrage und Zufuhr sich 
gegenseitig regulieren werden« (ebd., 130). 

Zu dieser Problemdimension gehört eine Reihe analytischer Bestimmun- 
gen, aus denen sich gleichzeitig Motive für eine Verbesserung der Produk- 
tion wie auch systematische Konflikte der spezifisch kapitalistischen Pro- 
duktionsweise mit den Erfordernissen eines langfristig ökologischen Wirt- 
schaftens ergeben. Dazu gehört das allgemeine Motiv des Kapitals, sich die 
Bedingungen des Arbeitsprozesses vollständig unterzuordnen (mit der pa- 
radoxen Idealbasis von zugleich unerschöpflichen und begrenzt verfügba- 
ren, monopolisierbaren Energie- und Rohstoffquellen). Dazu gehört der 
Druck auf die Verkürzung der Umschlagszeit durch Verkürzung der Ar- 


stische Landwirtschaft hegte: siehe die Neigung der englischen Baumwoll-Industrie, sich im 
Amerikanischen Bürgerkrieg auf die Seite des Südens zu schlagen, wo die Baumwoll- 
Plantagen auf Sklaverei beruhen; siehe die Allianz der Schwerindustrie mit dem ostelbischen 
Junkertum als Achse der deutschen Industriepolitik bis in die Weimarer Republik. 

9 Die Unterscheidung der »nächsten, unmittelbarsten Resultate« von den »entfernteren 
Nachwirkungen«, wie Engels sie in seinem bekannt gewordenen »ökologischen Text« 
zum Abschluß der Skizze über den Anteil der Arbeit an der Menschwerdung des Affen 
macht (vgl. MEW 20, 452-55), geht von der Quellenkenntnis bis in die Themen-, Bilder- 
und Wortwahl so sehr auf Marx zurück, daß dies ein häufigeres Gesprächsthema zwi- 
schen beiden gewesen sein dürfte. (Einblick in die Manuskripte zum 3.Band des Kapital 
hat Marx zu seinen Lebzeiten jedenfalls auch Engels nicht gewährt.) Engels’ briefliche 
Bemerkung darüber, »was wir in Verschleuderung von Energievorräten, Kohlen, Erze, 
Wälder usw. leisten, kennst Du besser als ich« (Brief vom 19.12.1882, MEW 35, 134), 
spricht ebenso dafür. Ein Textvergleich im Detail würde zudem aber zeigen, daß Engels’ 
eigne Zutat vor allem in einer fortschrittsgläubigen Einfärbung des Themas besteht. 
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beitsperiode und durch Reduktion möglichst aller Produktionszeit auf 
Arbeitszeit. Techniken der Beschleunigung der Reifezeiten oder ihre 
gewaltsame Abkürzung, wie beim vorzeitigen Schlachten (vgl. MEW 24, 
238ff) gehören hier ebenso hin wie die Tendenz zu einer Zuchtwahl im 
Pflanzenreich, deren Problem Marx am Beispiel der Waldwirtschaft be- 
tont. Obwohl er weıß, daß auch in den vorhergehenden Produktionsweisen 
Raubbau am Wald getrieben wurde (vgl. ebd., 247), macht er doch die 
»Waldungen« mit ihren langen Produktionszeiten zum »schlagenden Bei- 
spiel« für den »Widerspruch des Eigentums mit einer rationellen Agrono- 
mie« (MEW 25, 631). Die Agrıkultur darf nicht vom Wertgesetz reguliert 
werden. 


3) In der dritten Problemdimension schließlich ist es gerade die Verknüp- 
fung der Probleme von Bodenerschöpfung und Überarbeitung der Arbeits- 
kraft, mit der Marx die Perspektive ökologischen Wirtschaftens in den 
Kontext eines antagonistischen Kampfs um Lebensbedingungen stellt und 
zugleich die Naturbasis dieses Kampfs betont. »Treibendes Motiv und be- 
stimmender Zweck« des Kapitals ist die Verwertung des Werts (MEW 23, 
164); die Grundlage der Wertbildung aber ist »Verausgabung menschlicher 
Arbeitskraft im physiologischen Sinn« (ebd., 61). Von diesen Ausgangs- 
punkten beschreibt Marx den Antagonismus der Lebensinteressen in Kate- 
gorien, die den Gegensatz des Verwertungsinteresses gegen alle vorgefun- 
dene Kultur und Lebensweise und gegen die Naturgrundlagen der Produk- 
tion überhaupt drastisch herausarbeiten. Das Kapital wird zum » Vampyr« 
(ebd., 247) oder »Werwolf« (ebd., 285), dıe Arbeiter werden zu »Todes- 
kandidaten« (ebd., 282). In seinem »einzigen Lebenstrieb« (ebd., 247) der 
Einsaugung von Mehrarbeit 


»überrennt das Kapital ... auch die rein physischen Maximalschranken des Arbeitstags. Es 
usurpiert die Zeit für Wachstum, Entwicklung und gesunde Erhaltung des Körpers. Es 
raubt die Zeit, erheischt zum Verzehr von freier Luft und Sonnenlicht« (ebd., 280f). »Jede 
Schranke von Sitte und Natur, Alter und Geschlecht, Tag und Nacht, wurde zertrümmert. 
Selbst die Begriffe von Tag und Nacht, bäuerlich einfach in den alten Statuten, ver- 
schwammen so sehr, daß ein englischer Richter noch 1860 wahrhaft talmudischen Scharf- 
sinn aufbieten mußte, um 'urteilkräftig' zu erklären, was Tag und Nacht sei. Das Kapital 
feierte seine Orgien« (ebd., 294). 

Und zur maßlosen Verlängerung des Arbeitszeit kommt hinzu, daß auch 
die Organisation der Produktion in der Fabrik zum »systematischen Raub 
an den Lebensbedingungen des Arbeiters« wird (ebd., 449; zur weiteren 
Erschließung des Kontextes vgl. Tjaden-Steinhauer/Tjaden 1981, Parsons 
1977). In der Verknüpfung des Problems der Überarbeitung mit dem Pro- 
blem der Erschöpfung des Bodens (vgl. MEW 23, 247, 281) unterstreicht 
Marx zugleich, wie die Klassenfrage (der Länge des Arbeitstags) in eine 
»Menschheits«-Frage übergeht. Unter der Bedingung freier Konkurrenz 
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triebe die Bewegung der kapitalistischen Produktion auf den Untergang der 
Gattung zu - käme mit der »Rückwirkung der Gesellschaft« nicht ein ande- 
res, im wörtlichen Sinn not-wendiges Element hinzu. 


»Das Kapital, das so 'gute Gründe’ hat, die Leiden der es umgebenden Arbeitergeneration zu 
leugnen, wird in seiner praktischen Bewegung durch die Aussicht auf zukünftige Verfaulung 
der Menschheit und schließlich doch unaufhaltsame Entvölkerung so wenig und so viel be- 
stimmt als durch den möglichen Fall der Erde in die Sonne. (...) Apres moi le deluge! (Nach 
mir die Sintflut, KJ) ist der Wahlruf jedes Kapitalisten und jeder Kapitalistennation. Das Ka- 
pital ist daher rücksichtslos gegen Gesundheit und Lebensdauer des Arbeiters, wo es nicht 
durch die Gesellschaft zur Rücksicht gezwungen wird.« (MEW 23, 285) 

Unter den Bedingungen des Manchester-Kapitalismus ist es das staatliche 
Zwangsgesetz, das einem System sich gegenseitig blockierender Interes- 
sengegensätze neue Bewegungsräume schafft. Im nationalstaatlichen Rah- 
men (welche Institutionen aber werden den Interessengegensatz der »Kapi- 
talistennationen« auf dem Weltmarkt regulieren?) wird der Kampf um Le- 
bensbedingungen zum Kampf um staatlich fixierte und kontrollierte Nor- 
men: um diese Normen selbst (die Notwendigkeit staatlicher Zwangsgeset- 
ze ist der Geburtsort der »Grenzwert«-Diskussion), um den Buchstaben 
des Gesetzes, um Überwachung der Einhaltung der Gesetze und um Ab- 
stellung und Bezahlung des entsprechenden Staatspersonals. Die »minutiö- 
sen Bestimmungen« dieser Gesetzgebung »waren keineswegs Produkte 
parlamentarischer Hirnweberei. Sie entwickeln sich allmählich aus den 
Verhältnissen heraus« (ebd., 299), sobald »die vom Produktionslärm über- 
tölpelte Arbeiterklasse« (ebd., 294) ihren Widerstand formiert. 

Neben dem Kampf gegen die »naturwidrige« Verlängerung des Arbeits- 
tags (ebd., 281) gehört der Kampf um die Gesundheits- und Schutzbe- 
stimmungen in der Industrie zu den großen ökologischen Kämpfen des 
19. Jahrhunderts, die direkt und indirekt in der Form von Klassenkämpfen 
in der Ökonomie ausgefochten werden und in denen die in der Hauptsache 
betroffenen »Todeskandidaten« der Industrie als Klasse ein Staatsgesetz 
erzwingen nicht nur gegen das Kapital, sondern auch gegen sich selbst: 
»ein übermächtiges gesellschaftliches Hindernis, das sie selbst verhindert, 
durch freiwilligen Kontrakt mit dem Kapital sich und ihr Geschlecht in 
Tod und Sklaverei zu verkaufen« (ebd., 320). 

Was und wieviel an »Rückwirkung der Gesellschaft« ist unter kapitalisti- 
schen Bedingungen durchzusetzen? Was die Möglichkeiten der Fabrikge- 
setzgebung angeht, so läßt Marx die Reformer selber sprechen. Die engli- 
schen Ärzte halten 500 Kubikfuß Luftraum pro Person in der Werkstatt für 
ein kaum genügendes Minimum, aber »vor diesen 500 Kubikfuß Luft geht 
[...] der Fabrikgesetzgebung der Atem aus«, weil dies die Verwertungsbe- 
dingungen (vornehmlich des kleineren Kapitals) ruinieren würde. 


»Die Gesundheitsbehörden, die industriellen Untersuchungskommissionen, die Fabrikinspek- 
toren wiederholen wieder und wieder die Notwendigkeit der 500 Kubikfuß und die Unmög- 


446 Kurt Jacobs 


lichkeit, sie dem Kapital aufzuoktroyieren. Sie erklären so in der Tat Schwindsucht und andre 
Lungenkrankheiten der Arbeit für eine Lebensbedingung des Kapitals.« (ebd., 506) 


Von der Schwierigkeit, Perspektiven des »Umbaus« zu entwickeln 


Im Unterschied zu Projektionen einer »Naturbeherrschung« ist die 
Marxsche Perspektive die einer »bewußt beherrschten Kultur«. Der histori- 
schen Forschung des Pflanzengeographen von Fraas über den Fortschritt 
der Wüstenbildung infolge der Landwirtschaft, in der Marx diesen Gedan- 
ken entfaltet findet, bescheinigt er darum eine »unbewußt sozialistische 
Tendenz« (Brief an Engels vom 25.3.1868, MEW 32, 52). Unbewußt, weil 
von Fraas »als Bürger«, wie Marx sagt, nicht zu dem Gedanken einer be- 
wußten gesellschaftlichen Regelung kommt; sozialistisch aber, weil seine 
Forschungen den Gedanken sachlich dennoch nahelegen. In solchen Per- 
spektiv-Formulierungen betont Marx regelmäßig die Verknüpfung unter- 
schiedlicher Aufgaben: daß »die assoziierten Produzenten [...] ihren Stoff- 
wechsel mit der Natur rationell regeln [...] und unter den ihrer menschli- 
chen Natur würdigsten und adäquatesten Bedingungen vollziehn« (MEW 
25, 828). Ein Gegensatz dazu sei »Japans musterhafte Agrikultur«, die an 
»enge ökonomische Existenzbedingungen« gebunden bleibe und die »Pro- 
duktivität der Argikultur erkauft durch große Verschwendung menschli- 
cher Arbeitskraft« (MEW 23, 151; MEW 25, 111). 

Aber die Hinweise auf einen möglichen »Umbau« bleiben darin sehr all- 
gemein. So konkret der Formwandel der Stoffkreislaufprozesse mit der 
Entstehung der kapitalistischen Industrie beschrieben wird, so vage bleibt 
der Gedanke, den Stoffwechsel zwischen Mensch und Erde »systematisch 
als regelndes Gesetz der gesellschaftlichen Produktion ... herzustellen« 
(MEW 23, 528). Die Vorstellung etwa »einer neuen höhern Synthese, des 
Vereins von Agrikultur und Industrie, auf Grundlage ihrer gegensätzlich 
ausgearbeiteten Gestalten« (ebd.) ist ein Platzhalter, der die Notwendig- 
keiten der Arbeit an dieser Synthese, die Notwendigkeiten der Ausarbei- 
tungen von Industrie- und Ressourcenpolitik im umfassenden Sinn mehr 
verdeckt als aufschließt. 

In der Geschichte der Arbeiterbewegung werden solche Lücken der Wis- 
senschafts-, Technik- und Industriepolitik in der Haupttendenz wieder 
durch einen Fortschritts-Glauben geschlossen, der sich an »unbegrenzte« 
Möglichkeiten der Naturwissenschaft und Technik und deren faktische 


10 In diesem Sinne hat Harich 1975 die Stelle genutzt, um die Thesen des Club of Rome 
»sozialistisch« zu beerben. Daß dies bei Harich weitgehend widerspruchsfrei in ein Plä- 
doyer für öko-diktatorische Konzeptionen einzubauen war, demonstriert einen Mangel an 
Bestimmtheit, der fast allen solchen Marx-Zitaten zu eigen ist (aber darum noch nicht ge- 
gen sie spricht). 
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Entwicklungen hält. Ökologische Probleme werden dabei keinesfalls »ver- 
gessen«. Sie können im Gegenteil die Rolle eines Katalysators für die un- 
kritische Aufnahme triumphalistischer Diskurse des »technischen Fort- 
schritts« in die Arbeiterbewegung werden. So läßt sich bei August Bebel 
studieren, wie die Sorge um ein »Ende der Ressourcen« (was der Vorstel- 
lung nach die Kohle ebenso betraf wie die Salpeterlager) sich mit den Aus- 
sichten auf die »saubere Energie« Elektrizität verband und ihn auf die 
»Beseitigung von Staub, Rauch, Ruß, schlechten Gerüchen ... durch Che- 
mie und Technik« hoffen ließ (Bebel 1946, 429; Bebel diskutiert auch 
schon die Frage der Wind-, Gezeiten- und Solarenergie - vgl. ebd., 428). 
Die Ausblicke aufs technisch Mögliche, das aber von den Privatinteressen 
behindert werde, legt dabei umso mehr Gewicht auf »im Überfluß vorhan- 
dene« Kräfte (ebd., 427 u.a.), auf Rohstoffe von »unermeßlichen Mengen« 
(ebd., 477), oder kurz auf unerschöpfliche Quellen, als diese theoretischen 
Entwicklungen wesentlich getragen werden vom bestimmenden Gegensatz 
gegen den Neomalthusianismus, der die Begrenztheit der Ressourcen ge- 
gen die Emanzipationsinteressen der ArbeiterInnen ausspielt (und »die 
Proletarier mit der Brotfrage erschreckt«, wie Lenin sagt). 

Als ein Grundmangel solcher Modernisierungs-Strategien von seiten der 
Arbeiterbewegung tritt dabei immer wieder die Vorstellung einer einzigen, 
universellen Entwicklungslogik hervor, die als Alternativen der Politik 
immer nur das Beschleunigen oder Bremsen, Fördern oder Hemmen, das 
»vorwärts« oder »rückwärts« zuzulassen scheint. Ein aufschlußreiches 
Beispiel dafür, wie aus einem Mangel an Alternativen (gerade im Bereich 
der Technikentwicklung) ein Umschlag ins Verdrängen »besserer Ein- 
sichten« resultieren kann, bietet der später nahezu unglaublich wırkende 
Fall, daß Kautsky und Lenin als Verteidiger der Marxschen Raubbau- 
Kritik auftreten! Nachdem Engels 1895 das Marxsche Manuskript von 
1865 (mit seinem Anschluß an Liebigs Raubbau-Kritik von 1862) als drit- 
ten Band des Kapital veröffentlicht, wird Kautsky das Liebig-/Marxsche 
»Wiederherstellungsgesetz« gegen Kritiker verteidigen, die es angesichts 
der künstlichen Düngung und des Leguminosenanbaus für veraltet erklä- 
ren. Und Lenin applaudiert. In der Art ökologischer Fundamentaloppositi- 
on halten sie gegen die technischen Lösungen der Praxis, die sie als solche 
nicht in Zweifel ziehen, doch die prinzipielle Problemsicht fest. Die Künst- 
liche Düngung, so Lenins zustimmendes Kautsky-Zitat, bleibt »im Ver- 
gleich mit der durch das System der Städtereinigung bedingten Vergeu- 
dung menschlicher Exkremente ein Palliativ«, ein schmerzlinderndes Mit- 
tel, und »die Notwendigkeit, sie in steigendem Maße anzuwenden, bedeu- 
tet nur eine weitere unter den vielen Bedingungen der Landwirtschaft, die 
keine Naturnotwendigkeiten sind, sondern aus den bestehenden sozialen 
Verhältnissen entspringen« (Die Agrarfrage und die 'Marxkritiker', LW 5, 
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151f). Ins Manuskript seiner ein Jahr später in Paris gehaltenen Vorlesung 
über Die marxistischen Auffassungen von der Agrarfrage in Europa und 
Rußland schreibt Lenin gar (was ihm vorher im Gegensatz gegen die 
Volkstümler etwa in Die Entwicklung des Kapitalismus in Rußland noch 
undenkbar war): »Der Kapitalismus erzeugt die Großproduktion, die Kon- 
kurrenz und als beider Begleiterscheinung den Raubbau an den Produktiv- 
kräften des Bodens« (LW 6, 341). 

Raubbau als Begleiterscheinung der Großproduktion: solche Töne haben 
sich nicht gehalten. So wie es aussieht, waren sie Elemente der Marx-Ver- 
teidigung in den Jahren einer ersten Krise des Marxismus (vgl. Bensussan 
1986), aber nie als ernsthafte Korrektur des industrialistischen Grundver- 
ständnisses gedacht. Sie hätte über alle Taktik hinaus zu dem strategischen 
Problem geführt, sich als »Marxisten« gegen etwas zu stellen, was mangels 
Alternativen als epochale Tendenz der Technik- und Industrieentwicklung 
galt. Und spätestens mit der Entwicklung der Ammoniaksynthese schien 
das unter jedem »realpolitischen« Gesichtspunkt auf absurd verlorenem 
Posten zu stehen." 

In der Real-Entwicklung der Agrikultur wird das Problem der »Störung 
des Stoffwechsels« behoben durch Problemlösungen mit der Tendenz pro- 
gressiver Problemverschiebungen: mittels Substitution von Teilen natürli- 
cher Stoffkreislaufprozesse durch technologische »inputs«, sowohl was die 
Stoffrezirkulation als auch die Energiewirtschaft betrifft (die Landwirt- 
schaft also zu einem Energie-Verbraucher in großen Ausmaßen macht); 
anstelle der Nährstoffverarmung der Böden wird das Problem der Über- 
düngung treten; und der Raubbau im Liebigschen Sinne wird zum globalen 
Problem gerade durch die Masse der kleinen Bauern, die vom Agrobusi- 
ness und Latifundismus auf erosionsgefährdete Böden verdrängt werden 
und im elenden Überlebenskampf die Wüsten voranbringen. 

Die Preisgabe der Ökologie im Marxismus aber verstärkt den Eindruck ei- 
ner epochalen Tendenz. Auch der Terrorismus der Stalinschen Industriali- 
sierungs-Politik baut auf den industrialistischen Überzeugungen der Mar- 
xistInnen und den Vorstellungen einer Alternativlosigkeit der Entwick- 
lungswege auf - zumindest in dem Sinn, daß er die MarxistInnen der Ein- 
spruchs-Möglichkeiten, der Artikulationsfähigkeiten des Widerspruchs be- 
raubt. Und er wird die Verdrängung gar soweit treiben, daß das, was Marx 
als den Verursachungskomplex des Ökologieproblems durch die kapitali- 
stische Produktionsweise beschreibt, als Element der »sozialistischen Ak- 


II Daß selbst in der von Liebig aufgeworfenen Frage der Stickstoff-Bilanzierung der Schein 
trügt und die Aussicht auf Stickstoffdüngung unter Nutzung der »unendlichen« Reser- 
voirs der Luft ihre eignen ökologischen Probleme hat, war für Kautsky und Lenin Anfang 
des Jahrhunderts aber tatsächlich schwer abzusehen. Zum Problem der Stickstoffchemie 
und ihrer Umwandlung der Agrikultur vgl. Henseling (1992, 201-221). 
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kumulation« nachgeholt wird! Was im Westen zum Teil über Jahrhunderte 
hinweg im anonymen Terrorismus der kapitalistischen Produktion vollzo- 
gen war, wird kopiert, unter »asiatischen« Vorzeichen, wie Schneider 
(1996, 181ff) sagt, mit Schwerpunktverlagerung auf den militärisch- 
industriellen Komplex und in seinen Dimensionen zum Teil weit übergip- 
felt: im Namen der Kommunistischen Partei. 

Wenn Schneider (m.E. mit Recht) betont, daß die Vorstellung einer »un- 
entrinnbaren Entwicklungslogik, zu der es keine Alternative gegeben habe 
... bei aller Kritik am Stalinismus eben doch auf eine halbe Apologie seiner 
terroristischen Methoden« hinauslaufe (ebd., 204), dann muß man aber 
hinzufügen, daß der Sozialismus des Westens diese Entwicklungs- 
Vorstellungen weitgehend teilte und noch immer vielfach teilt. Selbst die 
fernen Hoffnungen, die sich in den 1970er Jahren noch an die maoistische 
Kritik der sowjetischen Industrialisierungspolitik hefteten, wirken inzwi- 
schen völlig zerschlagen.” (Hat Negt 1988 nicht Recht, wenn er den Fin- 
ger darauf legt, daß das chinesische Modernisierungsprogramm den histo- 
rischen Kontrapunkt zur Stimme der Postmoderne im Westen darstellt?) 
Ohne Arbeit und ohne produktive Einmischung in die Arbeit an den Um- 
bau-Konzepten ist die Kritik nicht weit übers Kritisierte hinaus. 

Wenn die Erinnerung an die Marxsche Kritik der politischen Ökonomie 
dazu etwas beitragen kann, dann indem sie zur Wieder-Gewinnung von 
Kritikfähigkeit auf einem Gebiet anhält und beiträgt, das vom Industrialis- 
mus der Kritik entzogen war: in der Aufforderung, zur Kritik der sozialen 
Antagonismen der kapitalistischen Produktion auch die Kritik einer 
»Technik und Kombination des gesellschaftlichen Produktionsprozesses« 
(MEW 23, 530) zu gesellen, die bei aller Entwicklung zugleich die 
Springquellen des Reichtums untergräbt.'” 


12 Für einen Historiker wie Kennedy bleibt davon nur der Eindruck einer im Grunde unver- 
ständlichen Verirrung zurück: »äußerste Konfusion« (Kennedy 1996, 228). 

13 Und sie ist natürlich ein Plädoyer dafür, daß Marxistinnen ihre Einsichten in die Antago- 
nismen der kapitalistischen Produktion als Stärke in die Suche nach Alternativen einbrin- 
gen statt als Vorwand fürs Draußenbleiben. Der Geißelung »normativer und analytischer 
Drückebergereien« wie sie Narr/Roth (1995) den Versuchen aus dem ihnen »sympathi- 
schen« Umfeld ökologischer Kritik zukommen lassen, schadet es sehr, daß ihre Kritik »'rein' 
technischer Lösungen a la Sonnenenergie« (ebd., 434) sich als technisch rein kenntnislos 
darstellt: so wichtig die Kritik »rein technischer Lösungen« ist, so steht dem in der Tech- 
nik-Diskussion nichts weiter entfernt als gerade die Nutzung der Sonnenenergie (vgl. da- 
zu Scheer 1995). Und in einem Land, in dem strukturbestimmende transnationale Kon- 
zerne immer noch die Option auf Kernenergie zu erhalten und den Einstieg in eine Solar- 
wirtschaft zu ruinieren suchen, heißt es dem kritischen Denken keinen Gefallen zu tun, 
wenn die realen Kämpfe ungenannt bleiben und die ökologischen Kritiker zu idiotisch 
wirkenden Schattenboxern gemacht werden, denen dann aus dem Wolkenreich des Be- 
griffs der »geradezu universelle, vor allem aber (sic!, KJ) soziale Raubbau kapitalistischer 
Ökonomie« (Narr/Roth 1995, 435) entgegengehalten wird. 
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Brendan Gleeson 


Das »Neuseeland-Wunder«: 
Schicksal oder Märchen? 


Eine wundersame Heilung 


In den letzten Jahren hat man den Europäern erzählt, daß in einem fernen 
und exotischen Land etwas Erstaunliches passiert sei - in Neuseeland, ei- 
nem bislang eher unbekannten Vorposten des Britischen Empire. Alle 
möglichen Propheten, unter ihnen Ökonomen, Finanzjournalisten, Wirt- 
schaftsführer und Politiker, sind weit gereist, um der Welt vom »Neusee- 
land-Wunder« zu berichten, der erstaunlichen Heilung einer schuldenge- 
plagten und trägen Volkswirtschaft. Ihre Berichte wurden von den europäi- 
schen Medien wärmstens aufgenommen und auch von den nationalen Po- 
litikern, die gierig darauf waren, ein neues Gegengift für die sich verschär- 
fenden Krankheiten des Spätkapitalismus zu entdecken. 

Das »Neuseeland-Wunder« wird großspurig in Weltfinanz- und Regie- 
rungskreisen gepriesen - die OECD (1994) begrüßt die »Genesung«, die 
auf Jahre vernünftiger, aber schmerzlicher Reform folgen mußte, während 
Moody's Investors Services, die mächtige internationale Rating-Agentur, 
für »eine der ehrgeizigsten und umfassendsten Strukturreformen, die je in 
einem OECD-Land unternommen wurden«, schwärmt; es sei ein 
»günstiger Kreislauf« eines sich selbst regulierenden Wachstums in Gang 
gesetzt worden (zit. n. Kelsey 1995: 7). Das einflußreiche Weltwirtschafts- 
forum in Genf hat Neuseeland zum »neuen Star« der globalen Wettbe- 
werbswirtschaft ausgerufen (The Australian Financial Review 30.53.96). 
Einige der überschwenglichsten Lobeshymnen kamen vom englischen 
Economist, der wiederholt zur »gründlichsten Wirtschaftsreform innerhalb 
der OECD« gratulierte, weil sie »ein Paradies für Marktwirtschaftler« ge- 
schaffen hätte, »wenn auch nicht für die Neuseeländer, die ıhre Arbeit 
verloren haben« (zit. n. Kelsey 1995: 8). Wie Forer (1995) und Kelsey 
(1995) berichten, wurde die Begeisterung des Economist vom Wall Street 
Journal, von Torontos Globe and Mail , der britischen Times und der 
Financial Times geteilt. Auch viele der größeren australischen Zeitungen, 
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besonders The Australian und The Australian Financial Review, sind un- 
ermüdliche Unterstützer des »Neuseeland-Wunders« gewesen. 
Neuseelands Reformprogramm wird von seinen Befürwortern als »Struk- 
turanpassungsprogramm« bezeichnet (im folgenden SAP). Nirgendwo in 
einem entwickelten Land wurden die ökonomischen Rezepte der Chicago- 
School energischer verfolgt als in Neuseeland (Haworth 1994; Whitwell 
1990). Neoliberale Theoretiker und Institutionen sind darauf bedacht, daß 
das Experiment als Erfolg angesehen und die SAP-»Behandlung« auch für 
andere westliche Länder angewandt wird. Seitdem verkünden die Wächter 
der Weltwirtschaft das neuseeländische SAP als den einzigen Weg nach 
vorn für die stagnierenden Marktwirtschaften der fortgeschrittenen Länder. 
Der Economist beispielsweise besteht darauf, daß das SAP ein Programm 
von »wegweisenden Reformen« sei, das auch andere westliche Länder mit 
Rezepten für eine wirtschaftliche Wiederbelebung versorge (zit. n. Kelsey 
1995: 8). Das Weltwirtschaftsforum versichert, daß die neuseeländischen 
Reformen »in der Zukunft weltweit studiert und nachgeahmt werden« (The 
Australian Financial Review 30.5.96). 

1993 bemerkte der Vorsitzende des Runden Tisches der neuseeländischen 
Wirtschaft, eines mächtigen Zusammenschlusses von Unternehmervertre- 
tern, daß Länder mit großen staatlichen Sektoren, wie Kanada, Schweden 
und Deutschland, »von der Realität eingeholt worden sind« und bald von 
einer wirtschaftlichen Krise überholt würden (Otago Daily Times 
16.10.93). Ihre einzige Rettung, sagte er, läge in der sofortigen Übernahme 
des SAP. Größenwahnsinnige Vorstellungen hatten Hochkonjunktur, etwa 
daß die wirtschaftliche »Erholung« die politische (und intellektuelle) At- 
mosphäre im Land bereichern würde. 1993 stellte die neuseeländische Re- 
gierung die Asia 2000-Strategie zusammen, ein Bericht, der für Neusee- 
land eine großartige Zukunft innerhalb des asiatischen Einflußbereichs ver- 
sprach. 

Das Neuseeland-Wunder ist eine explizit normative Vision. Es ist nicht die 
prophetische Vision davon, wohin die Entwicklung gehen wird, sondern 
die Offenbarung von oben, wie die Dinge sein sollten. Das »Wunder« ist 
eine Sammlung von Tafeln, die vom Berg der ökonomischen Weisheit 
heruntergekommen ist. (Obwohl die Linke stöhnen wird, daß dieselben 
Wünsche in der Vergangenheit schon von vielen Bergen herabgestiegen 
sind.) Für seine Meister ist Neuseelands SAP ein Rezept für eine starke 
ökonomische Medizin, das befolgt werden muß, wenn kapitalistische Län- 
der Wachstum und einen gesunden Haushalt zurückgewinnen wollen. 

So wird der neuseeländische Weg von seinen Befürwortern nicht als un- 
vermeidlich dargestellt; vielmehr erklären sie das SAP als einen Kurs, der 
nur durch eine dramatische politische Entscheidung von den einzelnen Na- 
tionalstaaten eingeschlagen werden kann. Allerdings muß man sagen, daß 


Das »Neuseeland-Wunder«: Schicksal oder Märchen? 453 


die neoliberalen Verfechter des Modells das SAP als die höchste Verkörpe- 
rung der Vernunft begreifen. So ermutigt der quasi-religiöse Glaube der 
Neoliberalen an die Zweckrationalität als einen allgemein menschlichen 
Charakterzug die Befürworter des Modells, Neuseelands SAP mit der Zu- 
kunft des Kapitalismus zu identifizieren. Auf der anderen Seite nährt der 
fast universelle politische Pessimismus der Linken ein ähnliches, aber me- 
lancholisches Gefühl von Schicksal. Kritiker befürchten, daß Neuseelands 
jüngste Geschichte in der Tat die zunehmend verarmte Zukunft entwickel- 
ter kapitalistischer Gesellschaften vorwegnimmt. So versuchen verschie- 
dene neuseeländische Gewerkschaftsaktivisten, Akademiker und Mitar- 
beiter nichtstaatlicher Organisationen (NGOs), die Vergötterung des SAP 
durch die weltweiten Medien zu kontern, indem sie erklären, daß das 
»Wunder« eine Vision des Verhängnisses sei, nicht eine des Wohlstands. 
Die Kritiker fürchten, daß diesem Modell vom Rest der kapitalistischen 
Welt nachgeeifert wird (die Weltbank hat inzwischen vielen Entwick- 
lungsländern ein ähnliches » Anpassungsprogramm« auferlegt). 

Jane Kelsey beispielsweise, Juraprofessorin in Auckland und Kritikerin des 
SAP, hat die Australier in breit publizierten Vorlesungen vor der Annahme 
des Reformmodells gewarnt (vgl. The Canberra Times 26.2.96). Im Febru- 
ar 1995 veröffentlichte der Verband der Nichtstaatlichen Organisationen 
Neuseelands (ANGO) weltweit einen Bericht, der die begeisterte Darstel- 
lung des SAP konterte, die die Regierung dem UN-Gipfel für Soziale Ent- 
wicklung in Kopenhagen vorgelegt hatte. Der ANGO-Bericht wollte der 
Welt »die Geschichte von 10 Jahren sozialer Verwerfungen erzählen, die 
der offizielle Report Neuseelands verschweigt« (Kelsey/O’Brien 1995: 1). 
Über mehrere Jahre haben führende neuseeländische Gewerkschafter Ar- 
beiterorganisationen in anderen Ländern vor den schlimmen Folgen des 
SAP für die Arbeiter gewarnt. 

Aber es gibt genügend Gründe, daran zu zweifeln, daß sich die Hoffnun- 
gen der Befürworter und die Befürchtungen der Kritiker bewahrheiten 
werden. Man muß im Gegenteil davon ausgehen, daß Neuseeland jeden 
Glauben, es liefere eine Vorschau auf die globale Zukunft, enttäuschen 
wird. Denn es wird sich bald zeigen, daß das Neuseeland der neoliberalen 
Revolution eine instabile und sich schnell fragmentierende Gesellschaft ist, 
die das überzeugende globale Modell, das von der Rechten so ersehnt und 
von der Linken so gefürchtet wird, gar nicht liefern kann. 


Die Ursprünge der »Krise« 


Welches war nun die ökonomische und administrative »Krise«, die das 
SAP lösen sollte? Zunächst muß man mit dem Begriff »Krise« etwas vor- 
sichtig sein, wenn man die Zeit des Übergangs in der neuseeländischen 
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Gesellschaft beschreiben will, die in den frühen achziger Jahren begann. 

Es gibt kaum einen Zweifel daran, daß der korporative Wohlfahrtsstaat, der 
sich in Neuseeland nach dem 2. Weltkrieg herausgebildet hatte durch die 
weltweiten politisch-ökonomischen Veränderungen in den 70er Jahren 
überholt war und in den frühen 80ern einer grundlegenden Überholung be- 
durfte. Aber es ist wichtig zu sehen, daß die These von der »Krise« nichts 
anderes als ein rhetorischer Kunstgriff war, der es den Neoliberalen er- 
laubte, die Veränderung zu nutzen und umzulenken, indem sie das Gefühl 
einer nationalen ökonomischen Gefahr kultivierten und sich selbst als die 
einzige politische Kraft etablierten, die zu Reformen in der Lage sei und 
daher Staat und Gesellschaft »retten« könne. In den frühen 80ern förderten 
die Neoliberalen im Verein mit den gefälligen nationalen Medien unauf- 
hörlich ein Gefühl von »nationaler Krise« und heizten so ein vorhandenes 
Unbehagen über den Zustand der neuseeländischen Wirtschaft und der öf- 
fentlichen Finanzen an. Durch geschickten Gebrauch der »Politik der Kri- 
se« waren die Neoliberalen in der Lage, jeden Vorschlag zurückzuweisen, 
der darauf hinauslief, daß Neuseelands Schwierigkeiten eine Re- 
Regulierung erfordern könnten. Stattdessen war diese neue Rechte in der 
Lage, die De-Regulierung als den einzig gangbaren Weg der Reform dar- 
zustellen. 

Die Hauptschwierigkeiten Neuseelands begannen in den 70er Jahren, als 
eine Serie von verheerenden Schlägen, die durch globale Veränderungen 
verursacht waren, sehr schnell die Grundlage für den wirtschaftlichen 
Wohlstand, der seit dem 2. Weltkrieg geherrscht hatte, zerstörten. Das En- 
de des Langen Aufschwungs im Nachkriegskapitalismus beeinträchtigte 
Neuseeland stärker als die meisten anderen westlichen Volkswirtschaften. 
Neuseeland war in der Nachkriegszeit ein sehr kleiner und peripherer Teil- 
nehmer des westlichen Wirtschaftssystems, und es hing stark vom Handel 
mit einigen wenigen Schlüsselnationen ab, insbesondere Großbritannien 
und den Vereinigten Staaten. Großbritanniens Beitritt zur Europäischen 
Gemeinschaft in den frühen 70er Jahren führte zu einem Einbruch in der 
Nachfrage nach Neuseelands Agrarprodukten. Der Beginn der Weltwirt- 
schaftskrise Mitte der 70er Jahre, im Verein mit der Rückbesinnung des 
britischen Handels auf Europa, destabilisierte sehr schnell die »entwickelte 
Abhängigkeit«, die Neuseeland mit Großbritannien kultiviert hatte. Als 
sich die Handelsprobleme häuften, schnellten Arbeitslosigkeit und Inflati- 
on in die Höhe, und der Druck auf die Staatsfinanzen wuchs dramatisch an. 
Im Klima einer »stagflationären« Rezession begann der Aufstieg der neo- 
liberalen Ideologie; zunächst innerhalb der großen Parteien und der staatli- 
chen Bürokratien, indem verwegene und fertig gepackte »Lösungen« - wie 
etwa der Monetarismus - für die Doppelkrise angeboten wurden, die Staat 
und Wirtschaft ergriffen hatte. 
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Bis in die siebziger Jahre hatte Neuseeland den umfassendsten Wohlfahrts- 
staat der englischsprechenden Welt entwickelt. Im Gefolge der Großen 
Depression entstanden, wurde Neuseelands Wohlfahrtsstaat auf einer in- 
formellen politischen Übereinkunft zwischen Arbeit und Kapital gegrün- 
det, die auf stabiles ökonomisches Wachstum und sozialer Sicherheit für 
alle Bürger zielte. Das regulative System, durch welches dieses Ziel ver- 
wirklicht werden sollte, umfaßte starke wirtschaftliche Eingriffe im Inland 
(Einkommens- und Finanzkontrollen sowie Subventionen im Produktions- 
bereich) und protektionistische Maßnahmen nach außen. Die »soziale In- 
frastruktur« beinhaltete umfassende, staatlich finanzierte Systeme der Ein- 
kommenssubventionierung, Erziehung, Gesundheit und Wohnungswesen. 
Zusätzlich wurde das Ziel sozialer Sicherheit durch ein System zentraler 
Lohnfestsetzung und Schlichtung ergänzt. 

So untergrub die plötzliche Unfähigkeit der neuseeländischen Wirtschaft, 
von der Mitte der siebziger Jahre an ein Einkommen im Außenhandel zu 
erwirtschaften, die Fähigkeit des Staates, für seine umfassenden sozialen 
und regulativen Verpflichtungen aufzukommen. Außerdem hatte das »in- 
terventionistisch-protektionistische« System eine weitgehend agrarische 
Wirtschaft hervorgebracht und damit einen Agrarsektor, der von Subven- 
tionen abhing und gegen Veränderungen resistent war. Es hatte sich ein 
kleiner unterentwickelter Industriesektor herausgebildet, der aber im gro- 
Ben und ganzen ein Protektionsprodukt war und lediglich der Binnennach- 
frage diente. In dem Maße, wie das Außenhandelseinkommen fiel, wuch- 
sen die Staatsschulden dramatisch an - 1984 hatte die jährliche Neuver- 
schuldung 9% des Bruttosozialprodukts erreicht, und internationale Kredit- 
Rating-Agenturen warnten davor, daß die Staatsschulden ein Niveau errei- 
chen könnten, das eine Rückzahlung unmöglich würde. 

Bis zu den späten Siebzigern hatten die beiden großen politischen Parteien, 
»Labour« auf der Linken und »National« auf der Rechten, das protektioni- 
stisch-interventionistische Programm als nationale ökonomische Lehrmei- 
nung unterstützt. Tatsächlich versuchte während der frühen achtziger Jahre 
die amtierende National Party Regierung die Geschwindigkeit des wirt- 
schaftlichen Abstiegs durch »heroische« Interventionsmaßnahmen zu dros- 
seln, einschließlich eines Lohn- und Preisstops und rigider Währungskon- 
trollen. Beim Zurückgreifen auf konventionelle - tatsächlich anachronisti- 
sche - Formen der Intervention untergrub die National-Regierung die poli- 
tische und öffentliche Unterstützung für Regulierungsmaßnahmen insge- 
samt. So faßte in den jüngeren Reihen der oppositionellen Labour Party die 
Ideologie des Neoliberalismus zuerst Fuß. Einige junge Labourpolitiker 
waren regelrecht hypnotisiert von den attraktiven und einfachen monetari- 
stischen Konzepten, die von einer neuen, aufsteigenden Generation von 
neoliberalen Bürokraten und wichtigen Geschäftsleuten vertreten wurden. 
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Als die in wachsendem Maße unpopuläre National-Regierung von einem 
politischen Mißgeschick zum nächsten taumelte, begann eine kleine, aber 
einflußreiche Gruppe von oppositionellen Politikern zusammen mit neoli- 
beralen Bürokraten in Schlüsselpositionen, den bevorstehenden Machtan- 
tritt der Labour-Party zu planen. Nicht einmal die Hierarchie der Labour 
war sich über das von dieser Gruppe geplante, radikale Reformprogramm 
in Richtung freie Marktwirtschaft im klaren. 

1984 wurde dann eine erklärtermaßen »reformorientierte« Labour-Regie- 
rung gewählt. Die öffentliche Meinung war für einen Wechsel, obwohl 
diese Stimmung kaum homogen war und tatsächlich eine überdeterminier- 
te, manchmal auch widersprüchliche Ansammlung von kulturellen und po- 
litisch-ökonomischen Hoffnungen verkörperte. So reflektierte die »Re- 
form«-Stimmung, die die Bildung der neuen Regierung begleitete, tief 
verwurzelte, wenn auch ambivalente Hoffnungen auf einen kulturellen 
Wandel - insbesondere auf die Befreiung der neuseeländischen Gesell- 
schaft vom herrschenden Konservativismus, der lange von der staatlichen 
Politik unterstützt worden war. Viele politische Energien wurden während 
dieses Prozesses freigesetzt; neuen gesellschaftlichen Bewegungen, insbe- 
sondere den Frauen-, den Umweltschutz- und den Maori-Bewegungen 
(Neuseelands ursprünglicher Bevölkerung) wurden eine erweiterte politi- 
sche, kulturelle und gesetzliche Anerkennung durch die neue Labour- 
Regierung garantiert. Diese fortschrittlichen kulturellen Reformen domi- 
nierten zeitweise die öffentliche Diskussion. Zur selben Zeit gewann die 
Gruppe der jungen neoliberalen Labourpolitiker wachsenden politischen 
Einfluß und eroberte Schlüsselpositionen in den Ministerien einschließlich 
des Finanzministeriums. Da große Teile der neuen Regierung und der Par- 
teiführung durch den »Rausch der kulturellen Reformen« abgelenkt waren, 
konnten die neoliberalen Minister und Bürokraten die radikale Liberalisie- 
rungsstrategie - das SAP - schnell und mit nur wenig politischen Ausein- 
andersetzungen einführen. Als die öffentliche Aufmerksamkeit sich diesen 
Reformen und ihren Konsequenzen in den späten achziger Jahren wieder 
zuwandte, verlor Labour die Massenunterstützung und wurde in der Wahl 
von 1990 deutlich von der National Party besiegt. 

So dauerte die erste Phase des SAP von der Wahl der Labour-Party 1984 
bis zu ihrer Niederlage 1990 (was zwei Amtsperioden entspricht). Wäh- 
rend dieser Zeit beinhaltete das SAP vor allem Deregulierungen (besonders 
im Finanz- und Handelsbereich) und die stärker unternehmerische Aus- 
richtung (in einigen Fällen auch Privatisierung) von Staatsbesitz und staat- 
lichen Funktionen. Obwohl neoliberale Minister eine Reduzierung der 
staatlichen Verpflichtungen im Gesundheitswesen, der Wohlfahrt und im 
Wohnungswesen anstrebten, wurden sie von einer zunehmend argwöhni- 
schen Parteihierarchie und -organisation an entsprechenden Veränderun- 
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gen gehindert - tatsächlich wurden einige neoliberale Minister in den spä- 
ten Achzigern aus ihren Ämtern entfernt, um so eine Verurteilung ihrer 
Politik durch die Wähler zu verhindern, was aber am desaströsen Ausgang 
der Wahlen von 1990 nichts mehr ändern konnte. 

Die zweite Phase des SAP begann 1990 mit der von der National Party ge- 
stellten Regierung. National bestritt die Wahl mit angeblicher Opposition 
zum Neoliberalismus von Labour und versprach sogar die Aufhebung eini- 
ger Reformen. Nach der Wahl allerdings verriet die National-Regierung 
diese Versprechen vollständig und erweiterte das SAP, indem sie gewaltige 
Einschnitte in die soziale Infrastruktur machte und den Arbeitsmarkt dere- 
gulierte. 


Das »strukturelle Anpassungsprogramm« 


James (1992) und Kelsey (1995) liefern gründliche Rückblicke auf das 
SAP. Beide beschreiben es als umfassende Restrukturierung von Neusee- 
lands öffentlichem Sektor und der Wirtschaft, die mit der Wahl der La- 
bour-Regierung 1984 begann. Castle und Haworth (1993) zeigen, daß das 
SAP von einer mächtigen Gruppe von Bürokraten (besonders im Finanz- 
ministerium), Politikern und Geschäftsleuten sorgfältig eingefädelt wurde, 
die sich in den frühen Achzigern aufmachten, um Neuseelands schulden- 
geplagten Wohlfahrtsstaat entsprechend neoliberalen Grundsätzen umzu- 
bauen. Andere Kommentatoren haben diese neoliberale Front mit den 
Lobbys der Neuen Rechten in den USA und Großbritannien verglichen 
(vgl. Forer 1995). Mc Loughlin (1995) beschreibt Neuseelands Neolibera- 
lismus als »cargo cult«, angeführt von lokalen Eliten, die der Chicago 
School eine außerordentliche Ergebenheit bewiesen haben. 

Wie schon erwähnt, waren die Hauptbestandteile des SAP eine radikale Ein- 
schränkung der öffentlichen Ausgaben und der politischen Regulierung, die 
Privatisierung von Staatsvermögen und staatlichen Funktionen, die Liberali- 
sierung des Handels und die Deregulierung des Arbeitsmarktes. Neben der 
Deregulierung des industriellen und finanziellen Sektors der Wirtschaft wur- 
den durch die Reformen auch zentrale und lokale öffentliche Aufgaben wie 
z.B. Umweltplanung, Erziehung und soziale Dienstleistungen umstrukturiert. 
Die Dominanz der Ideologie des Freien Marktes, das Streben nach Effizienz 
bei der Nutzung von Ressourcen und der Einfluß von Beamten des Finanz- 
ministeriums sind Kennzeichen des SAP gewesen (Holland/Boston 1990). 


I Diese »Säuberung« wurde sowohl durch Entlassungen als auch durch »ermutigte« Rück- 
tritte bewirkt. Für viele desillusionierte Labourpolitiker und -unterstützer reichten diese 
Veränderungen nicht aus, da der neoliberale Einfluß auf die Partei bestehen blieb. Konse- 
quenterweise brach eine bedeutende Gruppe der Linken zu dieser Zeit mit der Partei und 
bildete die New Labour Party, die heute ein Hauptbestandteil der Alliance-Party, einer 
Regenbogenkoalition verschiedener linker und grüner Gruppen ist. 
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Die Ergebnisse des SAP sind allerdings recht unterschiedlich, eine Tatsa- 
che, die den Eliten aus Staat und Wirtschaft nicht sehr gelegen ist, da sie 
das »Experiment« ja als großartigen Erfolg verkaufen. Ein selektiver Blick 
zurück auf die positiven ökonomischen Indikatoren der letzten Jahre er- 
möglicht jedoch eine begeisterte Lektüre bei Neoliberalen und Regierun- 
gen, die an ihren trägen Volkswirtschaften verzweifelt sind. Die öffentliche 
Verschuldung konnte reduziert werden - von 51% des Bruttosozialpro- 
dukts 1992 auf 38% im Jahr 1995, mit der Aussicht auf eine weitere Sen- 
kung - während die Regierung seit 1994 nach einer Folge von Defiziten in 
früheren Jahren beeindruckende Haushaltsüberschüsse erzielen konnte 
(Kelsey 1995). In den zwei folgenden Jahren nach 1993 gab es ein starkes 
Wachstum des Bruttosozialprodukts (bis zu 6,7% im Juni 1994), während 
die Inflation nach OECD-Standards seit den früheren Neunzigern niedrig 
geblieben ist. »Rigiditäten« auf dem Arbeitsmarkt (d.h. Gewerkschaften, 
zentrale Schlichtung und staatliche Anerkennung von Löhnen und Arbeits- 
bedingungen) waren aufgehoben oder reduziert worden. 1996 war der ge- 
werkschaftliche Organisationsgrad auf etwa 23% der Beschäftigten gesun- 
ken. Die Zahl der Arbeitsplätze erhöhte sich ab 1993 und im Juni 1995 be- 
trug die offizielle Arbeitslosenquote »nur« 6,3%. 

Allerdings muß berücksichtigt werden, worauf Easton und Gerritsen 
(1996) hinweisen, daß die »Erholung« von Wirtschaft und der Staatsfinan- 
zen in den letzten Jahren das Land lediglich für die sieben Jahre wirt- 
schaftlicher Stagnation und sozialen Rückschritts entschädigen, die das 
SAP den Neuseeländern auferlegte. Viele der wichtigen ökonomischen In- 
dikatoren, wie die öffentliche Verschuldung, erreichen gerade das Niveau 
von vor 1984 (Easton 1994). Darüberhinaus gibt es zunehmend Hinweise, 
daß die Erholung bereits ins Stocken kommt, und daß sich eine neue Re- 
zession abzeichnet. 


»Das Wachstums/Rezessions-Karussell«: Die ökonomischen Kosten 


In der ersten Phase des SAP (1984-1990), während zweier Labourregie- 
rungen, war das wirtschaftliche Wachstum beinahe zum Stillstand gekom- 
men (Wilkes/O'Brien 1994; Roper 1993). In den ersten Jahren nach ihrer 
Wahl 1990 etablierte die National-Regierung mittels dramatischer Ein- 
schnitte bei den öffentlichen Ausgaben ein rezessives makroökonomisches 
Regime (Dalziel 1992). 1991 schrumpfte die neuseeländische Wirtschaft 
um 2%. Obwohl die Wirtschaft seit 1992 wieder wächst, hat das Land im- 
mer noch nicht sein Wachstumsniveau von 1985-1986 erreicht. Das SAP 
reduzierte ın Wirklichkeit das Wachstum für längere Zeit: von 1985-1992 
expandierten die OECD-Volkswirtschaften insgesamt um 20%, während 
die Wirtschaft Neuseelands um 1% schrumpfte (Easton/Garritson 1996; 
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OECD 1993). 1994 charakterisierte der Ökonom Easton das SAP als ein 
Jahrzehnt verlorenen Wachstums, das durch die Erholung nach 1993 nicht 
wiedergutgemacht werden konnte (Easton 1994). 

Jetzt scheint Neuseelands »turnaround economy« ihren Anhängern auf die 
Füße zu fallen: Es sieht so aus, als würde die gefeierte »Erholung« von 
1994 bereits wieder in sich zusammenfallen, bevor sie richtig angefangen 
hat. Verschiedene wichtige Makroindikatoren verschlechtern sich seit An- 
fang 1995 und Wirtschaftsexperten befürchten übereinstimmend eine grö- 
Bere Rezession (The New Zealander 8.5.96). Das Bruttosozialprodukt 
stürzte ab: Im Dezember 1995 war die jährliche Wachstumsrate auf gerade 
etwas mehr als die Hälfte (3,5%) des Niveaus von 1994 (6,3%) zurückge- 
gangen. Anfang 1996 sagten sowohl Ökonomen der Regierung als auch 
private Wirtschaftsforscher eine weitere Senkung der Wachstumsrate vor- 
aus, während das Finanzministerium noch eine Wachstumsrate von 1,5% 
zur Jahresmitte prophezeite (The Australian 9.4.96). Der Rückgang im 
Wachstum hat die Gewinne, das Vertrauen der Unternehmer und die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze spürbar beeinträchtigt. Die düsteren Vorher- 
sagen wurden im März 1997 bestätigt, als die Wirtschaft tatsächlich zu 
schrumpfen anfing und eine vierteljährliche Wachstumsrate von -0,5% 
festgestellt wurde (The Press 1.7.97). Dementsprechend erwartet die Re- 
gierung jetzt einen Anstieg der Arbeitslosenquote auf beinahe 7% für Ende 
1997, was eventuell noch zu optimistisch ist. 

Ein Hauptbestandteil des SAP war das Zentralbank-Gesetz von 1989, wel- 
ches die Zentralbank auf »Preisstabilität« als ihr alleiniges Ziel verpflich- 
tete. Von 1990 an definiert die Regierung »Preisstabilität« als eine jährli- 
che Inflationsrate zwischen 0 und 2%. 1993 schien es, daß die Bank ihre 
Aufgabe mit bei einer Inflationsrate von 1,5% erfüllt hatte (Kelsey 1995). 
Doch die »Erholung« nach 1992 brachte zunehmenden Druck auf die Prei- 
se: 1995 brach eine milde Panik an den Finanzmärkten aus, nachdem die 
Veröffentlichung der vierteljährlichen Zahlen im Juni eine jährliche Infla- 
tionsrate von 4,6% anzeigte. Fast ein Jahr später mußte der Direktor der 
Zentralbank zugeben, daß die Inflation immer noch über dem Zielkorridor 
liegt und auch für den Rest des Jahres dort bleiben würde (The Indepen- 
dent 26.4.96). 

Die systemischen Widersprüche des SAP-Modells wurden deutlich als sich 
die Folgen der dauernden Kürzungen von Investitionen in die Infrastruktur, 
die Berufsausbildung und die industrielle Forschung zeigten und ihren Tri- 
but von der wirtschaftlichen Aktivität forderten. Eine andere ernsthafte 
Wachstumsbedrohung tauchte 1995-1996 auf, als die Zentralbank die 
Geldzügel bei einem (mißglückten) Versuch, die Inflation zu bewältigen, 
straffte. Hohe Zinsen und eine aufgewertete Währung beeinträchtigten 
Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit, ohne jedoch die Inflation in den 
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Zielkorridor zurückzubringen. Der Exportsektor litt im Jahr 1995 schwer: 
Bis zum Februar 1996 verzeichnete das Land ein Handelsbilanzdefizit von 
860 Millionen NZ-Dollar, eine krasse Umkehr des 507 Millionen- 
Überschusses des vorhergehenden Jahres. Gleichzeitig verschlechterte sich 
die Zahlungsbilanz erheblich, so daß es 1995 zu einem Defizit von 3,8 
Milliarden NZ-Dollar kam. Die Führung der nationalen Agrarlobby arg- 
wöhnte sogar, daß selbst dieses gigantische Defizit noch eine Untertrei- 
bung war und beschuldigte die Regierung, sie würde die Statistiken frisie- 
ren (Otago Daily Times 16.4.96). 1996 verschlechterte sich die Lage des 
Exportsektors weiter, und das Finanzministerium prognostizierte, daß sich 
das laufende Zahlungsbilanzdefizit 1998 auf alarmierende 5,2% des Brut- 
tosozialprodukts erhöhen würde. Diese Befürchtungen schienen sich im er- 
sten Quartal 1997 zu bestätigen, als das Defizit auf 4,8% des Bruttosozial- 
produkts gestiegen war (The Press 12.7.97). 

Die sich verschlechternde außenwirtschaftliche Situation wurde z.T. auf 
Privatisierungen und die unkontrollierten ausländischen Investitionen zu- 
rückgeführt, die zentrale Bestandteile des SAP waren. 1996 waren etwa 
54% der neuseeländischen Aktien in ausländischem Besitz, 1989 waren es 
nur 19% (The Australian Financial Review 5.1.96), und die linke Alliance 
Party behauptete, daß die »höheren Gewinne der ausländischen Gesell- 
schaften ... zum Defizit beigetragen hätten« (Alliance 1996: 2). Anderer- 
seits wurde auch die Zentralbank als weitgehend Verantwortliche ausge- 
macht, ihr zu strenger antiinflationärer Kurs habe die schwache Erholung 
nach 1992 untergraben. So bemerkte Peter Harris, ein Wirtschaftsexperte 
der Gewerkschaften verärgert: »Man sagte uns, daß der Lohn für die Preis- 
stabilität ökonomisches Wachstum sei. Aber jetzt muß das Wachstum ge- 
bremst werden, weil es die Preisstabilität gefährdet« (zit. n. Kelsey 
1995:170). 

Kelsey behauptet, daß beinahe zwölf Jahre nach seinem dramatischen Be- 
ginn das SAP Neuseeland in einem »Wachstums/Rezessions«-Karussell 
gefangenhält (Kelsey 1995: 169). Die »schlanke« Wirtschaft, die die SAP- 
Architekten absichtlich konstruiert hatten, erweist sich als schlanker und 
verletzlicher als beabsichtigt. Die Deregulierung hat Neuseeland den Lau- 
nen der Weltwirtschaft in ganz besonderer Weise ausgeliefert: Der Sektor 
von ganz besonderer Bedeutung, die Landwirtschaft, wurde durch eine 
Kombination von frei-floatendem (und überbewertete) NZ-Dollar und fal- 
lenden Preisen getroffen. Genauso bedenklich war der Rückgang der 
wichtigsten Wachstumsbranche der Wirtschaft, des internationalen Tou- 
rismus. Er sank Anfang 1996, als andere Länder in den Wettbewerb um 
den »sauberen, grünen« Reisemarkt traten. 1997 hatte sich der Verlust in 
den Tourismuseinnahmen in einer sich ohnehin schon verschlechternden 
Bilanz negativ bemerkbar gemacht (The Press 12.7.97). 
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Selbst die langjährigen Freunde scheinen mittlerweile der Unfähigkeit des 
Modells überdrüssig, die lange versprochenen Erwartungen zu erfüllen. In 
einem außergewöhnlichen Gefühlsausbruch verglich der Präsident der 
neoliberalen Farmervereinigung im April 1996 Neuseelands Wirtschaft mit 
der von Mexiko kurz vor dem verheerenden wirtschaftlichen Zusammen- 
bruch (Otago Daily Times 16.4.96). Eine weitere Bestätigung für bevorste- 
hende Schwierigkeiten kam von einer gänzlich unerwarteten Seite, als die 
OECD - seit langem eine Befürworterin des SAP - Anfang 1996 vorher- 
sagte, daß Neuseeland 1997 das schlimmste Zahlungsbilanzdefizit der 
westlichen Welt haben würde (The Age 10.2.96). Im Juni 1996 hatte Neu- 
seelands Nettoauslandsverschuldung (privat und öffentlich) 65% des 
Bruttosozialprodukts erreicht, höher als in irgendeinem entwickelten Land 
(The Press 31.5.96). Ein Jahr später dauerte die Verschlechterung der Au- 
Benbilanz mit nur geringer Aussicht auf Besserung an - im ersten Quartal 
1997 hatte das Land ein Defizit von 723 Millionen NZ-Dollar. 


»Gespenster beim Bankett«: Die gesellschaftlichen Kosten 


Das ganze Jahr 1990 hindurch versuchten die erst kürzlich kommerziali- 
sierten Medien des Landes die Unterstützung für einen neuen nationalen, 
verbindenden Mythos zu beschwören - das Ideal vom »Team New 
Zealand«. Das geschah durch einen Sportrummel, der durch eine zuneh- 
mend aggressive Prahlerei charakterisiert war. Aber trotz einiger bemer- 
kenswerter internationaler Sporterfolge verfehlte die Kampagne ihre Wir- 
kung: Das »Team New Zealand« ist zutiefst uneinig und durch die Verän- 
derungen verstört (James 1992:5). Viele Menschen erinnern sich an eine 
glücklichere Zeit in der Vergangenheit: als alles anders war; als es schien, 
daß Neuseeland das Gelobte Land (»Godzone«) sei. 

Der »Godzone«-Mythos konserviert das Bild vom verlorenen Neuseeland: 
einer friedlichen egalitären Gesellschaft, wo die üblichen Krankheiten ent- 
wickelter Nationen - Verbrechen, Armut, Umweltverschmutzung und 
Rassenkonflikte - so weit entfernt waren wie die übrige Welt selbst (James 
1992; Mc Loughlin 1992). Etwas von dem ländlichen Idyll taucht in dem 
vernebelten Bild von Neuseeland auf, einem Arkadien des natürlichen 
Überflusses, in dem die Leute ihr unkompliziertes und ruhiges Leben leb- 
ten. Die Gesellschaft von »Godzone« war intim und harmonisch, geleitet 
von kulturellen Normen gegenseitiger Unterstützung und Verpflichtung, 
ein Erbe der zähen britischen Siedler des Landes aus dem 19. Jahrhundert. 
Die Geschichte von »Godzone« erzählt dann, wie diese Pioniertugenden 
der gegenseitigen Unterstützung und der Gleichheit während der dreißiger 
Jahre des 20. Jahrhunderts im ersten Wohlfahrtsstaat der Welt kodifiziert 
wurden, der schließlich das umfassendste Netz sozialer Unterstützung in 
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der englischsprechenden Welt einrichtete. Soziale Sicherheit wurde sowohl 
durch ein hohes Niveau von Solidarität als auch durch einen fürsorglichen 
Staat garantiert. 

Verschiedentlich wurde schon darauf aufmerksam gemacht, daß die reiche 
Ausschmückung des »Godzone«-Ideals die lange Geschichte von Gewalt, 
Landenteignung und gesellschaftlicher Unterentwicklung verdeckt, die von 
den Maori, der indigenen Bevölkerung des Landes, seit der Kolonialzeit 
erlitten wurde (vgl. Spoonley u.a. 1991). Andere Autoren (vgl. z.B. 
Bedggod 1980; Wilkes 1994) haben die liebevoll gehegte Idee von 
»Godzone« als einer klassenlosen Gesellschaft kritisiert, indem sie sowohl 
die Existenz eines beträchtlichen Proletariats als auch einer weitgehend 
verarmten Schicht seit der weißen Besiedlung aufzeigten. Während diese 
und andere Kritiken des »Godzone«-Mythos sicherlich berechtigt sind, 
stimmt es trotzdem, daß Neuseeland vor 1984 eine vergleichsweise kon- 
sensorientierte, insulare Gesellschaft war - zumindest nach internationalen 
Standards. Forer (1995:251) charakterisiert das Neuseeland von vor 1984 
als »eine bemerkenswert fürsorgliche und persönliche Gesellschaft«. Zwölf 
Jahre SAP haben das alles verändert. 

Die Restrukturierung des öffentlichen Sektors war und ist ein kritischer 
Bereich des SAP. Seit 1984 hatten dramatische »Reformen« in allen Teilen 
des öffentlichen Sektors das Ziel, die angebliche Abhängigkeit des einzel- 
nen Neusceländers vom Staat zu reduzieren. Grundsätzlich hat die Re- 
strukturierung fiskalische Einschnitte gebracht und den Anspruch auf so- 
ziale Unterstützung beschränkt; außerdem führte sie zu einem Wechsel in 
Richtung auf eine indirekte Besteuerung, Benutzergebühren für öffentliche 
Dienste und Senkung sozialer Hilfen. Auch wurden viele staatliche Funk- 
tionen im Bereich Gesundheit, Erziehung, Wohnungswesen und Wohlfahrt 
als Unternehmen organisiert und häufig privatisiert (vgl. Kelsey/O’Brien 
1995 und Boston/Dalziel 1992 für einen umfassenden Überblick). Die ra- 
dikale Beschneidung des öffentlichen Sektors erreichte ihren Höhepunkt 
mit dem Budget der National-Regierung von 1991, in dem das Niveau für 
die Hilfe an Arbeitslose, Kranke und Alleinerziehende drastisch einge- 
schränkt wurde. Die Einschnitte bewegten sich zwischen schmerzhaft und 
bösartig: Die Zahlungen für junge Arbeitslose beispielsweise wurden real 
um 25% gekürzt. Die Einsparungen von 199] konsolidierten auf dramati- 
sche Art und Weise die Einschnitte bei der Wohlfahrt, die schon von den 
früheren Labour-Regierungen nach 1984 eingeleitet wurden. Kelsey Kom- 
mentiert, daß das Budget von 1991 »die Schichtung der neuseeländischen 
Gesellschaft formalisierte, die Labour begonnen hatte« (1995: 273). 

Das SAP griff das korporative Wohlfahrtsmodell auch an einer anderen 
Stelle durch die Deregulierung der Arbeitsbeziehungen an. Das Beschäfti- 
gungsgesetz von 1991 fegte das alte System zentraler Schlichtung und 
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Lohnfestsetzung vollständig weg und ersetzte es durch einen liberalisier- 
ten, durch Einzelverträge geregelten Arbeitsmarkt, der Autorität und Rolle 
der Gewerkschaften bei den Verhandlungen drastisch reduzierte. Für die 
Geschäftswelt hatte dieses Gesetz unerwartete und sehr angenehme Resul- 
tate: Die Mitgliederzahl der Gewerkschaften ging nach 1991 schnell zu- 
rück, Löhne und Arbeitsbedingungen verschlechterten sich und die Ar- 
beitsunsicherheit wuchs. Der anhaltende Verlust bei den durchschnittlichen 
Reallöhnen seit 1991 wurde von Lohndiversifizierungen und einer Ver- 
stärkung der sozialen Schichtung begleitet (ACROSS-ACTU Study Pro- 
gram 1996). 

Die Restrukturierung des staatlichen Sektors und der Arbeitsmärkte hat für 
viele Menschen den Lebensstandard gesenkt (St John 1994). Tatsächlich 
bezeichnen O Brien und Wilkes (1993) das SAP als eine »Verarmungspo- 
litik«. Auch eine von der Regierung in Auftrag gegebene Untersuchung 
stellte fest, daß einer von fünf Neuseeländern in Armut lebt °(Otago Daily 
Times 12.4.96). Dieselbe Studie schätzt, daß beinahe ein Drittel der neu- 
seeländischen Kinder unterhalb der Armutsgrenze lebt. Ein weiteres Ba- 
rometer zur Feststellung der Armut, die Nachfrage nach karikativer Unter- 
stützung, hat einen schockierenden Anstieg des sozialen Elends aufgezeigt. 
1994 gab es in Auckland 130 Essensausgabestationen (ein relativ neues 
Phänomen in Neuseeland), die pro Monat etwa 5000 Pakete verteilten - 
zehnmal so viel wie 1990 (Otago Daily Times 15.9.94). In Dunedin auf der 
Südinsel berichtete eine größere Wohlfahrtsagentur 1995 von einem An- 
stieg von 1000% bei der Anzahl der Nahrungspakete, die in den vorange- 
henden sechs Jahren verteilt wurden (Otago Daily Times 11.9.95). 

Im heutigen Neuseeland verbreitet sich auch zunehmend das »ausländi- 
sche« Übel der »Arbeitsarmut«. Eine jüngste Untersuchung der Heilsarmee 
über die Benutzer der Essensausgabestationen fand heraus, daß beinahe 
11% Arbeit hatten - in einigen Gegenden sogar 20%. Der Arbeitsminister 
tat die Untersuchungsergebnisse mit einem Schulterzucken ab und be- 
merkte lediglich, daß »einige Jobs eben nicht viel wert sind« (Otago Daily 
Times 24.1.96). Einige Führungskräfte aus dem privaten Sektor waren da 
hilfreicher. Als Reaktion auf die Berichte von Lehrern über zunehmenden 
Hunger unter jüngeren Schülern drängte der stellvertretende Vorsitzende 
des Runden Tisches der Wirtschaft die Schulen, für Eltern-Klassen die Zu- 
bereitung von Sandwiches einzurichten, um »die Versorgung der Schüler 
zu verbessern« (Otago Daily Times 26.3.94). 

Anfang 1995 veröffentlichte die britische Joseph Rowntree Foundation ei- 
ne verläßliche Studie über Veränderungen der Einkommensunterschiede in 


2 Als Armutsgrenze gelten 60% des »Median-Einkommens« (d.h. desjenigen Haushaltsein- 
kommens, in dessen Umgebung die meisten Haushaltseinkommen liegen). 
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18 entwickelten Ländern im Verlauf der achziger Jahre. Der Studie gemäß 
verzeichnete Neuseeland den größten Zuwachs bei der Ungleichheit der 
Einkommen und überholte sogar die USA und Großbritannien (Joseph 
Rowntree Foundation 1995). Auch Rankin (1995) bringt Daten, die den 
dramatischen Zuwachs bei den Einkommensunterschieden in Neuseeland 
seit 1984 zeigen. Sogar der Economist kam zu dem Schluß, daß der Unter- 
schied zwischen arm und reich einer der höchsten der Welt geworden war. 
Für die Befürworter des SAP eher beunruhigend, meinte der Economist, 
daß solche Einkommensunterschiede das wirtschaftliche Wachstum erstik- 
ken könnten. Aber die Regierung blieb unerschütterlich, um nicht zu sagen 
ungeniert, während immer deutlicher wurde, daß das SAP Neuseelands 
Gesellschaft zu zerreißen drohte. 

Eine ganze Reihe von Indikatoren signalisiert ein potentiell explosives Un- 
behagen in der neuseeländischen Gesellschaft. Die SAP-Reformen haben 
sowohl eine fortwährend wachsende und an den Rand gedrängte Schicht 
von Armen, Arbeitslosen, Kranken und schlecht Wohnenden, als auch eine 
blühende Untergrundwirtschaft erzeugt. Die Verurteilungen für schwere 
Verbrechen stiegen zwischen 1982 und 199] um erschreckende 50% an 
(Kelsey 1995). 1994 kam eine Studie des Britischen Innenministeriums zu 
dem Schluß, die Wahrscheinlichkeit, daß Neuseeländer Opfer eines Ver- 
brechens würden, sei größer als in irgendeinem anderen industrialisierten 
Land (Otago Daily Times 22.4.96). 

Arbeitslosigkeit und zunehmende Rassenspannungen begünstigten die Zu- 
nahme gewalttätiger Banden von Jugendlichen und ethnischen Minderhei- 
ten, von denen viele weitreichende Verbindungen sowohl zur Untergrund- 
wirtschaft als auch zu kriminellen ausländischen Organisationen, wie den 
asiatischen Triaden haben. 1996 schätzte man die Anzahl der größeren 
Banden von Jugendlichen und ethnischen Minderheiten auf 70, mit einer 
Gesamtmitgliedschaft von etwa 11.000 (Canberra Times 19.35.96). Die po- 
lizeilichen Verlautbarungen konnten die Ängste der Bevölkerung kaum be- 
ruhigen: Im Mai gab der Polizeipräsident zu, daß die Polizei »nahe daran 
sei, die Kontrolle über das organisierte Verbrechen zu verlieren« (The 
Press 31.5.96). Die Behörden unternahmen verzweifelte Versuche, wie et- 
wa die Verhängung von Ausgangssperren, um der Bandenkriminalität zu 
begegnen, während Politiker und Boulevardpresse über die neue 
»Bedrohung durch die Jugend« klagten. Inmitten der wachsenden nationa- 
len Hysterie lieferten Mitte 1996 Vertreter der Banden einige rationale 
Bewertungen des Problems und stellten das SAP als den Grund für die 
Entfremdung der Jugend und die Rassenspannungen heraus. Der Sprecher 
einer Bande, des »Mongrel Mob«, wußte genau, was die größte Hilfe für 
die Rekrutierung seiner Leute war: »Gangs sind ein gesellschaftliches Ba- 
rometer. Ganz plötzlich war da über eine Zeit von 10 Jahren ein phänome- 
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naler Anstieg der Zahl der Gang-Mitglieder, und das zeigt, was in der Ge- 
sellschaft abläuft.« Diese Ansicht wurde vom Sprecher der rivalisierenden 
»Black Power Gang« wiederholt, der provozierend erklärte, »das einzige 
Verbrechen, das in diesem Land begangen werde, sei das der Regierung« 
(The Canberra Times 19.53.96). 

Die dramatisch gestiegene Selbstmordrate während der SAP-Zeit hat eben- 
falls das soziale Elend aufgezeigt: »Zwischen 1974 und 1990 stieg die 
Selbstmordrate bei Männern um 288%, mit dem höchsten Zuwachs in den 
späten achziger Jahren. 1990 hatte Neuseeland die höchste Selbstmordrate 
bei den 15-24-jährigen Frauen in der gesamten OECD und die dritthöchste 
bei den jungen Männern« (Kelsey 1995:295). 

Die unternehmensorientierte Umwandlung des öffentlichen Gesundheits- 
wesens hat unter anderem die Anhebung der Beiträge für die Grundversor- 
gung und explodierende Rezeptgebühren mit sich gebracht (Fougere 
1994). Das Ergebnis war ein erschwerter Zugang zur Basis-Gesundheits- 
vorsorge für die wachsende Zahl der Armen und das Wiederauftauchen 
von Armutskrankheiten wie Rachitis, Tuberkulose und Skorbut (Kelsey/ 
O'Brien 1995). 

Die Maori und die Einwanderer der Pazifikinseln haben am meisten unter 
dem SAP gelitten. Insbesondere die Maori haben viele Jobs bei den Priva- 
tisierungen und bei der Restrukturierung der Industrie verloren; auch durch 
die Kürzungen der öffentlichen Unterstützung wurden sie besonders be- 
troffen. Im Dezember 1993 war ein Drittel der jugendlichen Maori ar- 
beitslos, und fast zwei Fünftel der Maorikinder lebten in Haushalten, die zu 
den 20% mit den niedrigsten Einkommen gehörten (Kelsey 1995). Die 
Maori schnitten auch bei den meisten anderen Negativindikatoren weit 
schlechter ab als die Nicht-Maori, wie etwa bei der Schwangerschaft von 
Minderjährigen, der Abhängigkeit von Unterstützung und bei der Selbst- 
mordrate. Im April betrug die Arbeitslosigkeit bei den Immigranten der 
Pazifikinseln über 21% (Sunday Star Times 30.4.95). 

Das jetzige Neuseeland besteht für Spoonley (1994: 93) aus »zwei Natio- 
nen«, die »scharf entlang einer polynesisch/nicht-polynesischen Grenze 
getrennt« sind. Wie Kelsey (1995) erklärt, sehen viele Maori das SAP in 
neokolonialen Begriffen, als eine Verstärkung des Prozesses der Enteig- 
nung, Verarmung und Entfremdung, der mit der weißen Besiedlung von 
1840 angefangen hat. Die extreme Entfremdung der Maori nährt eine neue, 
höchst militante Politik unter Neuseelands indigenen Völkern. Eine zu- 
nehmend einflußreiche und radikale Schicht von jüngeren Maoriführern 
fordert vollständige Souveränität für ıhr Volk. Spannungen zwischen Mao- 
rı und Nicht-Maori flammten 1995 auf, als es zu einer Serie von dramati- 
schen Land- und Gebäudebesetzungen durch Ureinwohner kam. Wie Kel- 
sey erklärt, »zeigten die Besetzungen eine wirksame Bedrohung der neuen 
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Ökonomie«, indem sie die Sicherheit der Eigentumsrechte bedrohten und 
so die Investoren alarmierten. 1996 dauerte die Verärgerung der Maori 
über die Folgen der Reformen an, und bei den Kommentatoren wächst ein 
ungutes Gefühl: Trotter (1995) schrieb über die Möglichkeit eines von 
Maori geführten Aufstands in Neuseeland, während Kelsey (1995: 322) ei- 
ne »ausgesprochene Rebellion gegen den Staat« in der nahen Zukunft nicht 
ausschließen wollte. Der Soziologe Shirley kommt zu folgender pessimi- 
stischer Beurteilung des gesellschaftspolitischen Vermächtnisses des SAP: 


»Innerhalb unserer gespaltenen Gesellschaft haben wir eine Unterklasse etabliert, die nicht 
länger ein persönliches Interesse an Demokratie oder demokratischen Institutionen hat, und 
konsequenterweise sollten wir nicht überrascht sein, wenn solchermaßen vorm gesellschaftli- 
chen Leben Neuseelands Verbannte bereitwillig seine Zerstörung fördern« (zit. n. Kelsey 
1995: 296). 


»Durch Wahlen geschaffene Instabilität« Die politischen Auswirkungen 


Trotz gesellschaftlicher Fragmentierung und Konflikten wird eine Mehr- 
heit der Neuseeländer durch ein politisches Ziel geeint: die Überwindung 
des SAP. Tatsächlich ist, seit die Reformen eingeführt wurden, immer eine 
Mehrheit der Wähler gegen das SAP gewesen, aber dieser Widerstand ist 
durch die beiden großen Parteien, das Mehrheitswahlrecht und den 
»Crashkurs « der Reformer unter Kontrolle gehalten worden (James 1992). 
Der Rekord sowohl von Labour als auch von National beim Brechen der 
Wahlversprechen, das SAP zu verlangsamen oder zu stoppen, und die 
überaus schnelle Ausführung des Programms, haben das Vertrauen der 
Neuseeländer in ihr Wahlsystem und ihre Politiker unterhöhlt. Eine Um- 
frage Mitte 1992 zeigte, daß immerhin 81% der Wähler glaubten, die neu- 
seeländische Politik sei korrupt (Kelsey 1995). 

Darauf antwortete 1993 die Bevölkerung, indem sie in einem nationalen 
Referendum das Mehrheitswahlrecht zugunsten eines Verhältniswahlrechts 
abschaffte. Die erste nationale Wahl unter dem neuen Wahlsystem im Ok- 
tober 1996 war vom öffentlichen Zorn über das SAP geprägt. Die amtie- 
rende National-Party - Hauptbefürworterin des SAP - wurde von nur 34% 
der Wähler unterstützt, während eine Sammlung von Mitte-Links-Parteien, 
einschließlich einer neuen, zentristischen Labour-Party, etwas über die 
Hälfte der Stimmen (52%) erzielte.” 

Der Wahlkampf war durch den spektakulären Aufstieg der »New Zealand 
First Party« (NFZ) in den Meinungsumfragen gekennzeichnet, einer neuen 
populistischen Partei, deren charismatischer Führer die zunehmenden eth- 
nischen Spannungen, die ökonomischen Unsicherheiten und die Abnei- 


3 Die Aufschlüsselung der Mitte-Links-Stimmen ergibt: Labour (28,2%); New Zealand 
First-Party (13,4%); Alliance-Party (10,1%). 
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gung der Wähler gegenüber den Hauptbestandteilen des SAP, wie Privati- 
sierung und direkte ausländische Investitionen, ansprach. In der Folge er- 
hielt die NFZ nur einen bescheidenen Anteil von 13,4% der Wählerstim- 
men. Trotzdem brachte dieses Ergebnis, das drittbeste überhaupt, die NFZ 
in eine Schlüsselposition bei den Verhandlungen über eine Koalitionsregie- 
rung. 

Als sich das Wahlergebnis - und die Niederlage von National - abzeichne- 
te, warnte ein ganzer Schwarm von neoliberalen Kadern, angefangen bei 
den Vertretern der Industrie und den internationalen Finanzjournalisten bis 
hin zu den Kredit-Rating-Agenturen, davor, daß die durch die Wahlen her- 
vorgerufene Instabilität (d.h. die politische Zurückweisung des SAP) 
schreckliche Konsequenzen für Neuseelands Wirtschaft bringen würde. 
Nur ein Jahr vor der Wahl waren die Umfrageergebnisse für die Labour- 
Party so schlecht gewesen, daß viele Kommentatoren ihren bevorstehenden 
Zusammenbruch und ihr Verschwinden prognostizierten. Doch 1996 be- 
wegte sich die Partei nach links und wurde eine zunehmend wichtige Kri- 
tikerin (wenn nicht totale Gegnerin) des SAP. Mit der Wahl wurde Labour 
mit einer dramatischen Verbesserung ihrer Popularität belohnt, obwohl das 
Ergebnis für eine Regierungsbildung nicht ausreichte. 

In der Folge gab es einen weiteren Fall von politischem Betrug, der so cha- 
rakteristisch für die SAP-Ära ist. Die NFZ-Party entschied gegen die er- 
klärte Absicht der meisten Mitglieder, die Regierung der National-Party 
durch Eintritt in die Koalition zu retten. Der Preis für das Überleben von 
National, den die NFZ gefordert hatte, war die Verlangsamung des SAP 
und die Rücknahme einiger Maßnahmen. Folgerichtig wurden Ausgabe- 
steigerungen im Gesundheitswesen und bei der Wohlfahrt angekündigt und 
die Re-Regulierung von bestimmten Politikbereichen versprochen. Doch 
das erste Budget der Koalition im Juni 1997 enthielt nur sehr wenige zu- 
sätzliche Sozialausgaben. Darüberhinaus wies es einen neuen gesellschaft- 
lichen Konservatismus, wenn nicht gar Autoritarismus auf, indem ein 
»neuer Vertrag« zwischen Staat und Wohlfahrtsemfängern vorgeschlagen 
wurde. Als Teil dieses Vertrages wurde zum Beispiel angeregt, daß Eltern 
für Schuleschwänzen oder Nichtimpfenlassen ihrer Kinder mit dem Entzug 
von Unterstützungsleistungen bestraft würden. 

Selbst angesichts dieser antidemokratischen Manipulationen und des Be- 
trugs durch die Mitte-Rechts Parteien hält die Absicht der Öffentlichkeit, 
das SAP zu beenden, unvermindert an. Im Juli 1997 fiel die NZF in den 
Umfragen auf 3%, noch unter die Grenze der statistischen Unsicherheit 
und, noch wichtiger, unter den für die Sitzverteilung beim neuen Verhält- 
niswahlrecht notwendigen Stimmenanteil. Die Unterstützung für die Na- 
tional-Party war auf 33% gefallen, während die Mitte-Links-Parteien, La- 
bour und Alliance, auf 42% und 9% kamen (The Press 12.7.97). Für die 
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neoliberalen Anhänger des SAP scheint als einzige Strategie der fortdau- 
ernde Wahlbetrug der regierenden Parteien zu bleiben. Wenn man den 
Übergang zur Diktatur für Neuseeland ausschließt, scheint diese Politik 
aber längerfristig zum Scheitern verurteilt zu sein. 


Schlußfolgerung: Ein Weltmodell? 


Das Wunder von Neuseeland wird schnell zu einer weiteren Parabel für 
kapitalistische Restrukturierung. Die Bedeutung des SAP über Neuseeland 
hinaus schwindet in dem Maße, wie sich dieses Modell an internen Wider- 
sprüchen reibt und wie seine geopolitischen Besonderheiten sichtbar wer- 
den. Ein Faktor, der gegen die Verallgemeinerung des SAP spricht, ist 
nämlich gerade seine Anwendung in einer nur teilweise entwickelten Mi- 
niatur-Wirtschaft,' die noch dazu am Rande der kapitalistischen Weltwirt- 
schaft liegt. 

Die letzten Wahlen haben gezeigt, daß andere Völker - zum Beispiel in 
Großbritannien, Frankreich, Schweden, Italien und den USA - sehr miß- 
trauisch gegenüber der neoliberalen Politik sind. Tatsächlich wurden 1997, 
zum ersten Mal seit Jahren, mehrere neoliberale Hochburgen entweder von 
außen durch die politische Opposition bedroht, oder von innen durch unty- 
pische ideologische Zweifel. In einem Beispiel der letzten Zeit wurde die 
Durchsetzung der Europäischen Währungsunion mit einer wiedererstande- 
nen Opposition quer über den Kontinent konfrontiert. Selbst die Weltbank, 
eine globale Bastion des Neoliberalismus, und einstmals Anhängerin des 
»Wunders von Neuseeland«, hat sich erst kürzlich von allzu marktradika- 
len Theorie distanziert und stattdessen für einen »starken und energischen 
Staat« plädiert (The Guardian 26.6.97). 

Langsam scheinen die Propheten aus ihren Träumen zu erwachen. Einer 
der wichtigsten Apostel des Neoliberalismus der 80er Jahre aus den USA, 
Stephen S. Roach (der »Guru des downsizing«), machte 1996 eine spekta- 
kuläre politische Kehrtwendung und rät nun zu einer quasi-interventio- 
nistischen Politik der Regierungen (Roach 1996). Zur selben Zeit hat Fran- 
cis Fukuyama, der einst das Ende der Geschichte ausgerufen hat, ganz an- 
dere Gedanken über die gesellschaftliche Machbarkeit der freien Markt- 
wirtschaft entwickelt (Fukuyama 1995). 

Das alles soll nicht heißen, daß das neuseeländische Experiment nicht den 
politisch-ökonomischen Wandel in der kapitalistisch entwickelten Welt be- 
einflussen wird. Die »vorläufigen Resultate« haben die Wächter der Welt- 
wirtschaft bereits beeindruckt und ohne Zweifel nationale Restrukturie- 


4 Neuseeland hat niemals eine forcierte industrielle Entwicklung durchgemacht - sein indu- 
strieller Sektor ist immer unbedeutend gewesen. Der bestimmende Faktor der Nach- 
kriegswirtschaft war die Abhängigkeit von Agrarexporten. 
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rungskonzepte andernorts beeinflußt. Aber es gibt nichts so Unpopuläres, 
nichts historisch so Überflüssiges, wie ein Experiment, das einfach nicht 
funktioniert. Und das Laboratorium Neuseeland macht immer offensichtli- 
cher, daß das SAP ein Experiment ist, das durch nicht vorhergesehene Er- 
gebnisse und Kehrtwendungen scheitern wird. Whitwell (1990:108) cha- 
rakterisiert das SAP als einen verfehlten »Appell an die alte Orthodoxie«, 
und es scheint sicher, daß die Geschichte das neuseeländische Experiment 
lediglich als eine weitere Fußnote der isolierten Anwendung des alten 
laisser-faire-Modells betrachten wird. 


Übersetzung aus dem Englischen von Günter Barwig 
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Noam Chomsky 


Alter Wein in neuen Schläuchen: 
ein bitterer Nachgeschmack 


Gerade als Jane Kelseys erhellende Studie über das »neuseeländische Ex- 
periment« erscheinen sollte, veröffentlichte das »Royal Institute of Inter- 
national Affairs« in London die Jubiläumsausgabe zum 75. Jahrgang seiner 
Zeitschrift International Affairs mit Artikeln zu wichtigen Themen der 
Zeit. Einer davon ist den »Experimenten« jener Sorte gewidmet, denen 
sich Neuseeland unterwirft, sowie ihren intellektuellen Wurzeln. Der Au- 
tor, Paul Krugman, gehört zu den führenden Vertretern der internationalen 
und Entwicklungsökonomie. Er trifft fünf zentrale Feststellungen, die in 
diesem Zusammenhang ausgesprochen sachdienlich sind. 

Erstens stellt er fest, daß das Wissen über ökonomische Entwicklung sehr 
begrenzt ist. Ein großer Teil der Ursachen für wirtschaftliches Wachstum 
muß dem »Rest«, dem »Maß unseres Nichtwissens« zugeschrieben wer- 
den, wie es Robert Solow nannte. In dem am besten untersuchten Fall, den 
USA, fallen zwei Drittel der Steigerung des Pro-Kopf-Einkommens in die- 
se Kategorie. Auch die asiatischen NICs bieten »keine eindeutigen Lektio- 
nen«. Sie folgen »unterschiedlichen und mehrdeutigen« Wegen, die si- 
cherlich nicht dem entsprechen, was von der »gegenwärtigen Orthodoxie 
zum Schlüssel für Wachstum erklärt wird«. Krugman empfiehlt »Beschei- 
denheit« angesichts der Grenzen des Verstehens und Vorsicht gegenüber 
»raschen Verallgemeinerungen«. 

Krugmans zweite Feststellung ist, daß politische Intellektuelle und Planer 
(darunter viele Ökonomen) dennoch ständig solche Verallgemeinerungen 
anbieten. Zudem liefern sie die theoretischen Grundlagen für jene politi- 
schen Strategien, die umgesetzt werden, wenn es die Umstände erlauben. 
Drittens ist die »anerkannte Lehre« nicht dingfest zu machen; sie bewegt 
sich regelmäßig woanders hin, vielleicht sogar zum Gegenteil der letzten 
Phase - obwohl die Befürworter immer wieder vor Selbstvertrauen strot- 
zen, wenn sie die neue Orthodoxie durchsetzen. 
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Viertens stimmt man im Rückblick immer darin überein, daß die politi- 
schen Strategien dem »formulierten Ziel nicht dienten« und auf »schlech- 
ten Ideen« beruhten. 

Schließlich wird gewöhnlich »erklärt, daß die schlechten Ideen gedeihen, 
weil sie im Interesse von mächtigen Gruppen liegen. Ohne Zweifel, das 
passiert...« (Krugman 1995). 

Daß es passiert, ist ein Allgemeinplatz mindestens schon seit Adam 
Smith die merkantilistischen Theorien verdammte, die im Interesse der 
»Kaufleute und Industriellen« entworfen worden waren, den »haupt- 
sächlichen Architekten« der britischen Politik. Sie mobilisierten die 
Staatsmacht, um sicher zu sein, daß ihre eigenen Interessen »ganz be- 
sonders beachtet würden«, wie »leidvoll« auch immer die Folgen für an- 
dere sein würden, das englische Volk eingeschlossen. Es passiert nicht 
nur, es passiert auch mit beeindruckender Folgerichtigkeit. Das gegen- 
wärtige »neuseeländische Experiment« dringt nicht auf neues Gelände 
vor, wenn »der Nutzen [der politischen Strategien] rasch dem Uhnter- 
nehmenssektor zufließt«, der ja »offenkundig ... strategischen Einfluß« 
auf ihre Konzeption hatte, und wenn die »politischen Akteure die Karten 
zugunsten von Wählerkreisen mischen, die als Nutznießer vorgesehen 
sind« (Kelsey 1995: 72). 

Das ist der Kern der Sache, der meiner Ansicht nach eine Reformulierung 
der Krugmanschen Schlußfolgerungen verlangt. Die »schlechten Ideen« 
mögen nicht dem »erklärten Ziel« entsprechen, aber sie stellen sich in ganz 
typischer Weise als schr guie Ideen für ihre Befürworter heraus. Es gab in 
der neueren Zeit nicht wenige Experimente zur Wirtschaftsentwicklung, 
und obwohl es zweifellos klug ist, sich vor raschen Verallgemeinerungen 
zu hüten, weisen sie trotzdem einige Regelmäßigkeiten auf, die schwer zu 
übersehen sind. Eine besteht darin, daß die Konstrukteure des Experiments 
ganz gut aus der Sache herauszukommen scheinen, obwohl die Versuchs- 
personen, die selten Einwilligungsformulare unterschrieben haben, oft ge- 
nug Prügel beziehen. 

Das erste derartige Experiment fand kurze Zeit nach Smiths Äußerungen 
statt, im Jahr 1793, als die britischen Herrscher in Indien die »dauerhafte 
Besiedlung« einführten, die wundersame Dinge bewerkstelligen sollte. 40 
Jahre später überprüfte eine britischen Untersuchungskommission die Er- 
gebnisse. Sie kam zu dem Schluß, daß »die Besiedlung, die mit großer 
Sorgfalt und Überlegung ausgeführt worden war, wie uns nun schmerzlich 
bewußt ist, fast die Gesamtheit der unteren Schichten schwerster Unter- 
drückung ausgeliefert hat« und ein »Elend« hinterläßt, das »in der Ge- 
schichte des Handels beispiellos ist«, wie der Direktor der ehrenwerten 
Gesellschaft hinzufügte, während »die Knochen der Baumwollweber die 
Ebenen Indiens bleichen«. 
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Doch das Experiment kann kaum als Fehlschlag abgeschrieben werden. 
Generalgouverneur Lord Bentinck bemerkte, daß »die 'dauerhafte Besied- 
lung‘, obwohl in anderer Hinsicht und in vielen wichtigen Punkten ge- 
scheitert, zum mindesten den großen Vorteil hat, daß sie eine große Anzahl 
von reichen Landeigentümern schuf, die großes Interesse an der Fortdauer 
der Britischen Herrschaft und die vollständige Kontrolle über die Masse 
der Bevölkerung haben«, deren wachsendes Elend deshalb ein geringeres 
Problem ist, als es hätte sein können. Auch die britischen Investoren sind 
nicht schlecht weggekommen. Abgesehen vom enormen Reichtum, der In- 
dividuen und Unternehmen zufloß, finanzierte Indien bald 40% des briti- 
schen Handelsdefizits, während es auf der anderen Seite ein protektionier- 
ter Markt für britische Produkte war; Kontraktarbeiter für britische Besit- 
zungen von der Karibik bis nach Afrika, Ceylon und Malaysia »ersetzten 
die früheren Sklaven«, bemerkt die Cambridge Economic History of India; 
es lieferte Truppen für Großbritanniens Kolonialkriege und seine europäi- 
schen Kriege; und das Opium war der Hauptartikel der britischen Exporte 
nach China - nicht ganz auf der Grundlage einer freien Marktwirtschaft, 
deren geheiligte Prinzipien wurden denn auch ignoriert, als diese nützliche 
Substanz von England ferngehalten wurde (vgl. dazu genauer Chomsky 
1993, Bayly 1988). 

Kurz gesagt war das erste große Experiment eine »schlechte Idee« für die 
Untertanen, aber nicht für seine Erfinder und die lokalen Eliten, die mit ih- 
nen verbunden waren. Diese geschickte Fügung hat es mit erstaunlicher 
Regelmäßigkeit bis zum heutigen Tag immer wieder gegeben. Die Folge- 
richtigkeit ist nicht weniger beeindruckend als die Höhenflüge der Rheto- 
rik, mit der das jüngste »Schaufenster für Demokratie und Kapitalismus« 
und das »Versuchsgelände für wissenschaftliche Entwicklungsmethoden« 
als ein erstaunliches »Wirtschaftswunder« bejubelt wurde -- und gleicher- 
maßen folgerichtig ıst, was diese Rhetorik verdeckt. 

Das jüngste Beispiel ist Mexiko. Es wurde hoch gelobt für seine strikte Ein- 
haltung der Regeln des »Washingtoner Konsenses«, der auch das Denken der 
neuseeländischen Technokraten leitet und stolz anderen als Modell angeprie- 
sen wurde, während die Löhne in den Keller sanken, die Armutsrate fast ge- 
nauso schnell anstieg wie die Zahl der Milliardäre, fremdes Kapital ein- 
strömte (meist spekulatives oder für die Ausbeutung superbilliger Arbeit 
bestimmt, die von der brutalen »Demokratie« unter Kontrolle gehalten 
wurde) und all die anderen Begleiterscheinungen der »Schaufenster« und 
»Wunder« auftraten. Ebenfalls bekannt ist der Ausgang der Geschichte, 
der Zusammenbruch des Kartenhauses im Dezember 1994, wie es von Be- 
obachtern vorhergesagt worden war, die es vorzogen, das Geschehen nicht 
durch das verzerrende Prisma der »schlechten Ideen« zu verfolgen, die 
»prächtig gedeihen, weil sie im Interesse mächtiger Gruppen liegen«. 
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Die Geschichte lehrt auch noch mehr. Im 18. Jahrhundert waren die Unter- 
schiede zwischen der Ersten und der Dritten Welt weit geringer als heute. 
Zwei Fragen drängen sich daher auf: (1) Welche Länder entwickelten sich 
und welche nicht? (2) Können wir einige der bestimmenden Faktoren aus- 
findig machen? 

Die Antwort auf die erste Frage ist ziemlich eindeutig. Außerhalb West- 
europas entwickelten sich zwei Regionen: die USA und Japan - das 
heißt, die beiden Regionen, die in der Lage waren, sich der europäischen 
Kolonialisierung zu entziehen. Japans Kolonien sind ein Sonderfall, ins- 
besondere weil Japan trotz brutaler Herrschaft seine Kolonien nicht aus- 
beutete, sondern sie etwa in demselben Ausmaß wie das Mutterland selbst 
entwickelte. 

Wie erging es Osteuropa? Im 15. Jahrhundert begann Europa sich zu tei- 
len, der Westen entwickelte sich und der Osten wurde eine Art Zulieferer, 
die ursprüngliche Dritte Welt. Die Teilung vertiefte sich zu Anfang dieses 
Jahrhunderts, dann befreite sich Rußland von diesem System. Trotz der 
fürchterlichen Stalinschen Greuel und trotz der riesigen Zerstörungen 
durch die beiden Weltkriege machte die UdSSR, genau wie ihre Satelliten, 
eine bedeutende Industrialisierung durch. Das ist die »Zweite Welt«, nicht 
ein Teil der »Dritten Welt« - oder besser, sie war es bis 1989. Bis in die 
frühen sechziger Jahre hinein, so enthüllen die Dokumente, befürchteten 
westliche Planer, daß das wirtschaftliche Wachstum den Osten mit dem 
Westen gleichziehen lassen könnte, und daß der »Vorzeige-Effekt« andere 
dazu bringen würde, einen Kurs des »wirtschaftlichen Nationalismus« ein- 
zuschlagen. Nach dem Ende des Kalten Krieges kehrte der größte Teil Ost- 
europas zum Status quo ante zurück: Die Regionen, die schon vorher Teil 
des industrialisierten Westens waren, gewannen diesen Status zurück, wäh- 
rend in den übrigen Gebieten wieder Dritte-Welt-Strukturen entstehen. 

Die Welt ist komplizierter als irgendeine einfache Beschreibung, aber dies 
ist eine ziemlich brauchbare erste Annäherung, die uns einiges über das 
hier behandelte Thema sagt, ebenso wie zum Kalten Krieg. Was sie ver- 
muten läßt, wird auch durch die Beobachtung gestützt, daß, obwohl John 
F. Kennedys »monolithische und rücksichtslose Verschwörung« zur Er- 
oberung der Welt inzwischen fast vergessen ist, das Budget des Pentagon 
trotzdem auf dem Niveau des Kalten Krieges geblieben ist und jetzt sogar 
wieder wächst. Diese Tatsachen führen einen rationalen Menschen zu eini- 
gen Schlüssen über die Rolle der sowjetischen Bedrohung in den Überle- 
gungen der Planer; und Washingtons internationale Politik hat höchstens 
taktische und rhetorische Änderungen erfahren, nun da die Vorwände der 
Vergangenheit nicht länger bei Bedarf aus dem Regal geholt werden kön- 
nen und mehr Informationen zu Verfügung stehen, die einem das Ver- 
ständnis des Kalten Krieges ermöglichen. 
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Zurück zu Frage (1): Es scheint, daß Entwicklung immer dann stattfand, 
wenn es keine »Experimente« gab, die auf »schlechten Ideen« beruhten, 
die freilich gute Ideen für die Planer und ihre Kollaborateure waren. Die 
Fähigkeit, solche Maßnahmen abzuwehren, garantiert keine ökonomische 
Entwicklung, aber sie scheint eine Voraussetzung dafür gewesen zu sein. 
Wenden wir uns Frage (2) zu. Wie gelang es Europa und jenen Ländern, 
die sich seinem Zugriff entziehen konnten, sich zu entwickeln? Ein Teil 
der Antwort scheint ausnahmslos gültig zu sein: durch radikale Verletzung 
der anerkannten Lehre von der freien Marktwirtschaft. Diese Folgerung 
gilt von England bis zur ostasiatischen Wachstumsregion von heute, sicher 
unter Einschluß der USA, »dem Mutterland und der Bastion des modernen 
Protektionismus«, wie der Wirtschaftshistoriker Paul Bairoch in seiner 
kürzlichen Studie über die Mythen der ökonomischen Entwicklung be- 
merkt. Am seltsamsten, schließt er, sei der Glaube, daß Protektionismus 
wirtschaftliches Wachstum behindere: »Es ist schwierig, einen anderen 
Fall zu finden, bei dem die Tatsachen derart einer vorherrschenden Theorie 
widersprechen«; eine Folgerung, die von vielen anderen Studien geteilt 
wird (Bairoch 1993; Eckes 1995). 

Bei der kritischen Bilanz ihrer wirtschaftlichen Entwicklungsprogramme 
nach dem Zweiten Weltkrieg wies eine Gruppe prominenenter japanischer 
Ökonomen darauf hin, daß sie sich den neoklassischen Ratschlägen ihrer 
Berater widersetzten und statt dessen, wie der Herausgeber bemerkte, eine 
Form der Industriepolitik wählten, die dem Staat eine beherrschende Rolle 
zuschrieb; ein System, das »eher der Organisation der industriellen Büro- 
kratie in den sozialistischen Ländern gleichkam und keine direkte Entspre- 
chung in irgendeinem fortgeschrittenen westlichen Land hatte« (Ryutaro 
Komiya, Wirtschaftswissenschaftler an der Universität Tokio). »Die 'Ideo- 
logie’ der Industriepolitik während dieser (frühen Nachkriegs-) Zeit stützte 
sich nicht auf neoklassische Ökonomie oder keynesianisches Denken, son- 
dern war neomerkantilistischen Ursprungs«, ergänzt ein Mitarbeiter, und 
war »auch deutlich vom Marxismus beeinflußt«. Marktmechanismen wur- 
den stufenweise von der Staatsbürokratie eingeführt, und Konglomerate 
aus Industrie- und Finanzunternehmen gewannen als Garanten für wirt- 
schaftlichen Erfolg an Bedeutung. Die Abwehr orthodoxer ökonomischer 
Prinzipien war eine Bedingung für das japanische Wunder, folgen die 
Wirtschaftswissenschaftler. 

Um zu den früheren japanischen Kolonien zu kommen: Die erste ausführ- 
liche Studie der US-Hilfsmission in Taiwan entdeckte, daß die US-Berater 
und die chinesischen Planer, »obwohl in anglo-amerikanischer Wirt- 
schaftstheorie versiert«, die Lehren und Anordnungen aus Washington 
mißachteten. Der technische Experte der USA in Taiwan zog es vor, »die 
Patentrezepte der freien Marktwirtschaft von Anfang an über Bord zu wer- 
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fen, mit den chinesischen Beamten zusammenzuarbeiten« und eine »staats- 
zentrierte Strategie zu entwickeln«, während in Taiwan die in der Kolo- 
nialzeit begonnene Entwicklung wieder in Gang kam. Die Politik gründete 
auf dem noch immer gültigen Prinzip »der aktiven Teilnahme der Regie- 
rung an den wirtschaftlichen Aktivitäten der Insel mit Hilfe von gut durch- 
dachten Plänen und der Überwachung ihrer Ausführung« (Win 1953). In- 
zwischen »preisen« die USA »Taiwan als eine Erfolgsgeschichte des freien 
Unternehmertums an«, genauso wie es die Weltbank heute mit wachsender 
Verzweiflung tut, während Analytiker, die mit den Tatsachen befaßt sind, 
die entscheidende und fortdauernde Funktion des »unternehmerischen 
Staats« beschreiben, der anders als in Südkorea funktioniert, aber unter ei- 
ner genauso starken Führung (Komya et al. 1988; Cullaher 1996; Wei- 
ching Wang 1995-96). 

Die zentrale Rolle staatlichen Managements und staatlicher Initiative in 
Volkswirtschaften, die sich spät entwickelten, ist seit der Arbeit von Alex- 
ander Gerschenkron gut bekannt; es muß nur noch hinzugefügt werden, 
daß Ähnliches seit den ersten Anfängen der industriellen Revolution zu- 
trifft. In diesem Bereich scheinen allerdings nur wenige Aussagen empi- 
risch abgesichert zu sein. 

Es ist eine untergeordnete Frage, wie die Dritte Welt das wurde, was sie 
heute ist. Bairoch gibt eine plausible, wenn auch partielle Antwort: »Es 
gibt keinen Zweifel, daß der im 19. Jahrhundert der Dritten Welt aufge- 
zwungene Wirtschaftsliberalismus ein wichtiger Grund für die Verzöge- 
rung ihrer Industrialisierung ist«, und im dramatischen und sehr aufschluß- 
reichen Fall Indien ist es der »Prozeß der Ent-Industrialisierung«, der die 
industrielle Werkstatt und das Handelszentrum der Welt in eine zutiefst 
verarmte Agrargesellschaft verwandelte, verbunden mit einem starken Ab- 
sinken der Reallöhne, des Nahrungsmittelverbrauchs und der Verfügbar- 
keit anderer einfacher Erzeugnisse des 18. Jahrhunderts; ein »Unglück, das 
ohne Beispiel in der Weltwirtschaftsgeschichte ist«, schließt die detaillier- 
teste moderne Studie (Mukerjee 1967; Rothermund 1993; Chandra 1971). 
»Indien war nur das erste große Opfer in einer langen Liste«, so Bairoch, 
darunter »sogar politisch unabhängige Dritte-Welt-Länder, die gezwungen 
wurden, ihre Märkte westlichen Produkten zu öffnen«. Inzwischen schütz- 
ten sich die westlichen Gesellschaften selber vor den Gesetzen des Marktes 
- mit einer Tendenz zur Einmischung in die Märkte, die man nicht so ohne 
weiteres außer acht lassen kann, wie Bairoch und andere anmerken. 

Wenn man die Details beiseite läßt, so scheint es ziemlich klar, daß ein 
Grund für die scharfe Teilung zwischen Erster und Dritter Welt darin be- 
steht, daß große Teile der letzteren Gegenstand von »Experimenten« wa- 
ren, die ihnen die Lehre der freien Marktwirtschaft eintrichterten, während 
die heute entwickelten Länder solche Maßnahmen abwehren konnten. 
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Das bringt uns zu einem anderen Wesenszug der modernen Geschichte, 
den man kaum auslassen kann - in diesem Fall auf der ideologischen Ebe- 
ne. Die Lehre der freien Marktwirtschaft erscheint in zwei Gestalten. Die 
erste ist die offizielle Lehre, die von den gebildeten Schichten gelehrt und 
den Wehrlosen aufgezwungen wird. Die zweite können wir die »real exi- 
stierende Lehre der freien Marktwirtschaft« nennen: für dich, aber nicht für 
mich, außer zugunsten eines augenblicklichen Vorteils. Ich brauche den 
Schutz des fürsorglichen Staates, aber du mußt ohne solchen Schutz Ver- 
antwortung lernen. Diejenigen, die in der Position sind, sich entscheiden zu 
können, nehmen typischerweise die zweite Version der Lehre der freien 
Marktwirtschaft an; jene, die, wie die Geschichte zeigt, notwendige, wenn 
auch nicht hinreichende Vorbedingung für Entwicklung ist. 

Fahren wir mit der Untersuchung fort, so entdecken wir schnell, daß die 
Auswirkungen staatlicher Intervention auf die Wirtschaft in Standarderklä- 
rungen, die sich sehr stark auf solche speziellen Fälle wie Protektionismus 
konzentrieren, häufig unterschätzt werden. Dieser Begriff muß viel weiter 
gefaßt werden. Um einen offensichtlichen Fall auszusuchen: die frühe in- 
dustrielle Revolution hing von billiger Baumwolle ab. Diese wurde nicht 
durch die Anbetung des Marktes billig und verfügbar gehalten; sondern 
durch die Vertreibung oder Auslöschung der indigenen Bevölkerung des 
amerikanischen Südens in Verbindung mit der Sklaverei. Außerdem gab es 
damals weitere Baumwollproduzenten. Führend unter ihnen war Indien 
unter der Kolonialherrschaft, so daß seine Ressourcen nach England flos- 
sen, während seine eigene, bedeutend weiter entwickelte Textilindustrie 
durch die harte und bewußte Anwendung der »real existierenden Lehre der 
freien Marktwirtschaft« zerstört wurde. Ein anderer Fall ist Ägypten, das 
zur selben Zeit mit der industriellen Entwicklung begann wie Neuengland, 
aber durch britische Gewalt von der weiteren Entwicklung ausgeschlossen 
wurde - aus genau dem Grund, daß Großbritannien weder Wettbewerb 
noch unabhängige Entwicklung duldete. Neuengland hingegen war in der 
Lage, dem Weg des Mutterlandes zu folgen, indem es billigere britische 
Textilien durch sehr hohe Zölle abwehrte - ganz so wie Großbritannien es 
mit Indien gemacht hatte. Ohne solche Maßnahmen wäre die Hälfte der 
aufstrebenden Textilindustrie Neuenglands zerstört worden, mit all den of- 
fensichtlichen Konsequenzen für viele andere Industrien, wie die einzige 
Untersuchung des Themas durch einen Wirtschaftshistoriker schließt (Bils 
1984). Es ist merkwürdig, daß die zentrale Frage der amerikanischen Wirt- 
schaftsgeschichte praktisch nicht auf der Tagesordnung steht und offenbar 
als »politisch inkorrekt« angesehen wird. 

Gewiß, Großbritannien wandte sich schließlich dem liberalen Internationa- 
lismus zu - im Jahr 1846, nachdem 150 Jahre Protektionismus, Gewalt und 
die Errichtung eines starken und effizienten Staates ihm eine Industrialisie- 
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rung gesichert hatten, die pro Kopf mehr als zweimal so stark war, wie bei 
jedem anderen Konkurrenten, so daß das »Spielfeld« jetzt ziemlich sicher 
aussah. 1846 exportierte Indien überhaupt keine Baumwollgüter mehr und 
mußte Tuch aus England einführen - mehr als viermal so viel wie 10 Jahre 
vorher. England war endlich führend in der Textilherstellung geworden, 
nachdem es die Ent-Industrialisierung Indiens mit Gewalt verwirklicht 
hatte. »Es fällt doch auf«, bemerkt Mukerjee, »daß die englischen Ökono- 
men und Staatsmänner erst zu Anhängern der Lehre der freien Marktwirt- 
schaft als dem sichersten Weg zum Reichtum der Völker wurden, nachdem 
sich die Baumwollindustrie von Lancashire entwickelt hatte - mit Hilfe von 
Zöllen und Verboten gegenüber französischen Waren, irischen Wollsachen 
und indischen Seide- und Baumwollimporten«. Die Maßnahmen Britanni- 
ens waren extrem und gingen über hohe Schutzzölle hinaus. Die Behaup- 
tung der Ideologen, daß Adam Smith »England von den Vorzügen des 
freien internationalen Handels überzeugt habe« (so George Stigler, Nobel- 
preisträger der Wirtschaftswissenschaften von der Universität Chicago) 
hält den einfachsten empirischen Tatsachen nicht stand. 

1846 wandte sich Großbritannien endgültig dem liberalen Internationalis- 
mus zu - aber nicht ohne deutliche Vorbehalte. So gingen weiterhin 40% 
der britischen Textilien in die indische Kolonie, und ziemlich dasselbe traf 
auf die britischen Exporte generell zu. Im letzen Abschnitt des 19. Jahr- 
hunderts wurde britischer Stahl durch sehr hohe Zölle vom US-Markt 
ferngehalten, wodurch die USA ihre eigene Stahlindustrie entwickeln 
konnten; der bekannte Pazifist Andrew Carnegie war in der Lage, das erste 
Milliardenunternehmen der Welt aufzubauen; dank der hohen Zölle, der 
Verträge mit der Marine und der Hilfe der Staatsgewalt bei der Niederhal- 
tung der Arbeiterorganisationen und der Errichtung einer regelrechten Ty- 
rannei über die Industriestädte. Aber Indien und andere Kolonien waren 
immer noch verfügbar, wie auch später, als der britische Stahl durch nied- 
rigere Preise von den internationalen Märkten verdrängt wurde. Indien 
wiederum ist ein besonders interessanter Fall; es produzierte gegen Ende 
des 18. Jahrhunderts so viel Stahl wie ganz Europa zusammengenommen - 
britische Ingenieure studierten noch 1820 die indischen Techniken bei der 
Stahlproduktion, »um den britischen Stahlproduzenten zu helfen, die Tech- 
nologielücke zu Indien zu schließen«, so ein Harvard-Militärhistoriker, und 
Bombay produzierte wettbewerbsfähige Lokomotiven, als der Eisenbahn- 
boom einsetzte. Aber die »Doktrin der real existierenden freien Marktwirt- 
schaft« zerstörte diese Bereiche der indischen Industrie, wie sie die indi- 
sche Textilindustrie, den fortgeschrittenen Schiffsbau und die anderen 
Branchen zerstörte, die das Land vor der britischen Übernahme zum füh- 
renden Produktionszentrum gemacht hatten. Im Gegensatz dazu konnten 
die USA und Japan das britische Modeil der radikalen Verletzung der 
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Marktgesetze adaptieren. Und als der japanische Wettbewerb zu stark wur- 
de, drehte England den Spieß einfach um: Das Empire verschloß sich den 
japanischen Exporten, was nicht unbeträchtliche Auswirkungen auf die 
Entstehung des Zweiten Weltkrieges ım Pazifik hatte. Die indischen Pro- 
duzenten verlangten zur selben Zeit nach Protektion - aber gegen England, 
nicht gegen Japan. Doch unter der Doktrin der real existierenden freien 
Marktwirtschaft hatte es kein Glück (Rosen 1995, Mukerjee 1967). 

Ein Jahrhundert nachdem England zum liberalen Internationalismus zu- 
rückgekehrt war - zeitweise und mit Einschränkungen - schlugen die USA 
aus ähnlichen Gründen denselben Kurs ein. 1945, nach 150 Jahren des ex- 
tremen Protektionismus, der Gewalt und der Schaffung eines Staates, der 
wirksam in die Entwicklung eingriff, waren die Vereinigten Staaten das bei 
weitem reichste und mächtigste Land der Welt geworden und erkannte nun 
plötzlich, wie vorher England, die Meriten des liberalen Internationalis- 
mus. Doch wiederum mit entscheidenden Einschränkungen. Eine war, daß 
Washington, wie Großbritannien, seine Macht nutzte, um unabhängige Ent- 
wicklungen anderswo zu blockieren. Lateinamerika wurde eine »ergänzen- 
de«, aber keine »wettbewerbsfähige« Entwicklung erlaubt, eine harte Be- 
dingung für dieses »Versuchsgelände für wissenschaftliche Methoden der 
Entwicklung« in Übereinstimmung mit dem amerikanischen Kapitalismus. 
Hilfen für das erst vor kurzem unabhängig gewordene Ägypten und (auf 
verschlungenen Wegen) für Indien waren an ähnliche Bedingungen ge- 
knüpft. Versuche, diese Regeln zu verletzen, haben oft extreme Gewalt 
provoziert; unter dem Vorwand des Kalten Krieges, wenn es gerade paßte, 
ansonsten unter anderen Vorwänden. 

Ein weiterer Vorbehalt war (und ist) im Inland zu finden. Eine entschei- 
dende Komponente der Freihandelstheorie ist die Ablehnung öffentlicher 
Subventionen. Doch die amerikanische Geschäftswelt und führende Wirt- 
schaftswissenschaftler befürchteten eine Rückkehr zur Großen Depression, 
als die überhitzte Konsumnachfrage aus dem Krieg erschöpft war und die 
Wirtschaftsführer sich bewußt wurden, daß die entwickelte Industrie »nicht 
in einer rein wettbewerbsbestimmten, nicht-subventionierten Wirtschaft 
‘freier Unternehmer’ existieren kann« und daß »die Regierung ihre einzige 
Rettung ist«. Die Wirtschaftsführer setzten rasch auf das Pentagon-System 
als optimales Mittel, um der Öffentlichkeit die Kosten aufzuerlegen, wäh- 
rend die Gewinne privatisiert werden - aus sehr verständlichen Gründen. 
Man war sich klar, daß Sozialausgaben dieselbe stimulierende Rolle spie- 
len konnten, aber sie sind keine direkten Subventionen für den hochtechni- 
sierten Unternehmenssektor, und es gibt auch einige unerwünschte Folgen. 
Sozialausgaben haben demokratisierende Wirkung: Die Leute haben eine 
Meinung darüber, wo ein Krankenhaus oder eine Schule stehen sollte, aber 
sie haben keine Meinung über ein Luftverteidigungssytem, das die Grund- 
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lagen für die marktfähigen Computer schuf. Und Sozialausgaben haben 
meist eine umverteilende Wirkung. Militärausgaben haben keinen dieser 
Fehler, und sie sind leicht zu verkaufen, zumindest solange die demokrati- 
schen Formen durch Täuschung und Manipulation ihrer Substanz beraubt 
werden können. Stuart Symington, Luftwaffenminister unter Truman, hat 
im Januar 1948 den Tatbestand unverblümt formuliert: »Das Wort, das 
man benutzen mußte, war nicht 'Subvention’; das Wort war 'Sicherheit'.« 
Als Industrievertreter in Washington forderte er regelmäßig Beschaffungs- 
fonds im Militäretat, um »die Anforderungen der Flugzeugindustrie zu er- 
füllen«, wie er es formulierte. Eine Folge ist, daß »Zivilflugzeuge« jetzt 
der Hauptexportartikel des Landes sind und daß die riesige Reise- und 
Tourismusindustrie, die auf Flugzeugen beruht, für große Gewinne und ei- 
ne ausgesprochen vorteilhafte Handelsbilanz bei den Dienstleistungen 
sorgt. Dasselbe Muster herrscht in der Computerindustrie vor, generell bei 
elektronischen Geräten, der Metallurgie, Biotechnologie, Telekommunika- 
tion und Informatik, tatsächlich in fast jedem dynamischen Sektor der 
Wirtschaft. 

Es ist schwer, das Gesicht nicht zu verziehen, wenn »missionarische An- 
hänger der freien Marktwirtschaft« die »konservativen Regierungen in den 
USA und anderswo« für ihre marktwirtschaftliche Politik preisen und das 
»angelsächsische laisser-faire« (Kelsey 1995: 10, 17, 19) bewundern. Sol- 
che Posen mögen in den akademischen Institutionen durchgehen, aber sie 
würden auf den Korridoren der Macht, der Wirtschaft oder des Staates, 
einfach nur Gelächter hervorrufen. 

Die Geschichte geht weiter bis in die Gegenwart. Es war nicht notwendig, 
die »Doktrin der real existierenden freien Marktwirtschaft« den Reagan- 
Anhänger zu erklären, die ja Meister in der Kunst waren, die Segnungen 
des Marktes gegenüber den Armen zu Hause und den abhängigen Gebieten 
im Ausland zu preisen, während sie gegenüber der Geschäftswelt stolz 
damit prahlten, daß Reagan »der US-Industrie mehr Schutz vor Importen 
gewährt hatte als irgendeiner seiner Vorgänger in über einem halben Jahr- 
hundert« (dies sagte Finanzminister James Baker, der viel zu bescheiden 
war; in Wirklichkeit war es mehr als bei allen Vorgängern zusammenge- 
nommen, denn die Reagan-Regierung verdoppelte die Importbeschränkun- 
gen). Inzwischen hatte die Regierung den Transfer von öffentlichen Mit- 
teln zu Privatpersonen beschleunigt, besonders durch das Pentagonsystem. 
Ohne diese extremen Verletzungen marktwirtschaftlicher Prinzipien wäre 
es zweifelhaft, ob zentrale Sektoren der Industrie wıe Stahl, Fahrzeugbau, 
Werkzeugmaschinen- oder Halbleiterproduktion den japanischen Wettbe- 
werb überlebt hätten, oder ob aufstrebende Industrien in der Lage gewesen 
wären, voranzukommen - mit Auswirkungen auf die ganze übrige Wirt- 
schaft. Diese Erfahrung verdeutlicht einmal mehr, daß »die herkömmliche 
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Weisheit voller Löcher« ist, wie Alan Tonelson in einer Bilanz der Markt- 
interventionen der Regierung Reagan in Foreign Affairs (Juli/Aug. 1994) 
herausstellte. Aber die herkömmliche Weisheit behält ihre Vorteile als 
ideologische Waffe zur Disziplinierung der Wehrlosen. 

Es ist auch nicht notwendig, die Doktrinen dem Führer der heutigen 
»konservativen Revolution« in Washington, Newt Gingrich, zu erklären, 
der mit strenger Miene siebenjährige Kinder über das Übel der Abhängig- 
keit von der Wohlfahrt belehrt, während er den Nationalpreis für die Ver- 
teilung von Bundessubventionen an seine reiche Wählerschaft gewinnt - 
dank solcher Paradebeispiele für freies Unternehmertum wie etwa Lock- 
heed, dem größten Arbeitgeber seines Distrikts. Auch der »Heritage Foun- 
dation« muß man es nicht erklären, die die Haushaltsentwürfe der »Kon- 
servativen« im Kongreß fabriziert und deshalb eine Steigerung des Penta- 
gon-Budgets verlangte - und über die von Clinton vorgesehene hinaus auch 
erhielt. Sichergestellt werden soll die »Basis der Verteidigungsindustrie«, 
geschützt werden soll sie vom »fürsorglichen« Staat, und ihren Nutznie- 
Bern soll sie zweischneidige Technologien an die Hand geben, die ihnen 
die Herrschaft über die kommerziellen Märkte ermöglichen. Als Clinton 
den Verteidigungsetat erhöhte, der sehr schnell durch die »Libertären« des 
Kongresses aufgestockt wurde, war das seine direkte Antwort auf das 
»breite Wählermandat für den Konservativismus« im November 1994 und 
wurde von einem beeindruckenden Sechstel der Bevölkerung unterstützt. 
Doch alle verstehen sehr gut, daß Demokratie eine Plage ist, die so lange 
wie möglich ignoriert werden muß, und daß freies Unternehmertum be- 
deutet, daß die Öffentlichkeit für die Kosten, unter welcher Verkleidung 
auch immer, aufkommt und die Risiken trägt, wenn die Dinge falsch lau- 
fen, während die Gewinne privatisiert werden. Und zur Verwirklichung 
dieser Ziele müssen die Entscheidungen so weit wie möglich von der öf- 
fentlichen Arena weg auf nicht haftbare, private Tyranneien übertragen 
und in Verträge »eingeschlossen« werden, die die potentielle Bedrohung 
durch die Demokratie untergraben. 

Die neuseeländische Gesetzeskommission mußte erkennen, daß ein ent- 
scheidender Bestandteil der internationalen Handelsverträge darin besteht, 
die »Macht des neuseeländischen Parlaments substantiell zu beschränken« 
(Kelsey 1995: 104). Das ist auch zu einem großen Teil ihre Funktion. In 
den USA ist es nicht länger möglich, weiterhin die euphorischen Progno- 
sen über die Vorteile der NAFTA zu verbreiten, so daß die Bildungseliten 
stillschweigend eingestehen, daß die Befürworter der NAFTA von Anfang 
gelogen haben. Die Clinton-Regierung »vergaß, daß der Sinn der NAFTA 
nicht darin bestand, den Handel zu fördern, sondern dıe Wirtschaftsrefor- 
men Mexikos zu festigen« erklärt voller Hochmut der Newsweek-Korres- 
pondent Marc Levinson in Foreign Affairs (März/April 1996), ohne aller- 


482 Noam Chomsky 


dings hinzufügen, daß genau das Gegenteil lautstark gefordert wurde, um 
die Annahme der NAFTA zu erreichen, während die Kritiker, die die 
»dahinter stehende Absicht« betonten, von der Debatte wirksam ausge- 
schlossen wurden. 

Wir können heute zugeben, daß das Hauptziel der NAFTA nicht darin lag, 
die als Geheimtip gehandelten Wunder beim »Handel« und bei den »Jobs« 
zu erreichen - das ist immer eine Illusion gewesen - sondern darin, sicherzu- 
stellen, daß Mexiko bei den »Reformen« blieb, die es zu einem »Wirt- 
schaftswunder« gemacht hatten - für US-Investoren und die mexikanischen 
Eliten. So wurde die Gefahr gebannt, die bei einem Workshop zur Strategie- 
Entwicklung für Lateinamerika im September 1990 im Pentagon aufgedeckt 
wurde: Daß »eine 'demokratische Öffnung! in Mexiko die besonderen Bezie- 
hungen in Frage stellen könnte, wenn eine Regierung ins Amt käme, die aus 
wirtschaftlichen oder nationalistischen Beweggründen daran interessiert wä- 
re, die USA herauszufordern.« Trotz einer reichen Auswahl an verfügbaren 
Mitteln, um die Bedrohung durch die Demokratie abzuwehren, können die 
Mächtigen nicht ausschließen, daß die Seuche irgendwo ausbricht. 
Natürlich sind die USA in ihren Vorstellungen vom »freien Handel« nicht 
alleine, wenn ihre Ideologen auch den zynischen Chor anführen. Laut 
Entwicklungsbericht der UNO von 1992 ist die Verdopplung des Abstan- 
des zwischen armen und reichen Ländern seit 1960 grundsätzlich den pro- 
tektionistischen Maßnahmen der Reichen zuzuschreiben. Die Praktiken 
dauerten während der Uruguay-Runde an, wie der UNDP-Bericht 1994 
bemerkt und weiter folgert, daß »die Industrieländer durch die Verletzung 
des Prinzips des freien Handels die Entwicklungsländer schätzungsweise 
50 Milliarden Dollar im Jahr kosten - fast so viel wie die gesamte Ent- 
wicklungshilfe«, von der ein großer Teil lediglich eine öffentlich subven- 
tionierte Exportförderung ist (Toussaint/Drucker 1995). 

Um es auf andere Art zu illustrieren: Eine neuere Studie über die 100 
größten multinationalen Konzerne in der Rangliste von Fortune zeigt, daß 
praktisch alle mehr oder weniger erfolgreich versucht haben, von der Indu- 
strie- und/oder Handelspolitik (ihrer eigenen Regierung) zu profitieren, 
und »mindestens 20 ... hätten nicht als unabhängige Unternehmen überlebt, 
wenn sie nicht irgendwie von ihren Regierungen gerettet worden wären.« 
Eine von Gingrichs bevorzugten »Cash cows«, Lockheed, wurde durch ei- 
nen 2-Milliarden-Dollar-Kredit der Nixon-Regierung vor dem Bankrott ge- 
rettet. Wiederum betritt Neuseeland kein Neuland, wenn seine Libertären 
»Electricorp« in dem Augenblick aus der Patsche helfen, da die Firma in 
Schwierigkeiten gerät (vgl. dazu W. Ruigrok Financial Times 5.Jan. 1996, 
McQuaid 1994). 

Über diese Angelegenheit gäbe es noch eine Menge mehr zu sagen, doch 
einige Schlußfolgerungen scheinen schon ziemlich klar zu sein: Wie in den 
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Tagen von Smith und später Ricardo werden die bewährten Lehren aus 
Macht- und Profitgründen sorgfältig ausgearbeitet und angewandt. Es ist 
nichts Neues, wenn das »Neuseeland-Experiment« die Form eines »Sozia- 
lismus für die Reichen« annimmt. Das gehört zum internationalen 
»Triumph des Marktes«, der auf einem System des globalen Unterneh- 
mensmerkantilismus beruht, in dem »Handel« substantiell aus zentral ge- 
leiteten firmeninternen Transaktionen und Interaktionen zwischen riesigen 
Institutionen besteht - totalıtär in der Substanz und dazu bestimmt, den 
demokratischen Entscheidungsprozeß zu unterlaufen und die Herren vor 
den Gesetzen des Marktes zu schützen; ein System, in dem »oligopolisti- 
scher Wettbewerb und strategische Interaktionen unter Firmen und Regie- 
rungen anstelle unsichtbarer Marktkräfte die heutigen Wettbewerbsvorteile 
und die internationale Arbeitsteilung in den Hochtechnologie-Ländern be- 
stimmen« (OECD 1992). Es sind die Armen und Wehrlosen, die in der 
strengen Lehre von den Gesetzen des Marktes unterrichtet werden müssen. 
Seit den Anfängen der Industriellen Revolution hat es wiederholt Bemü- 
hungen gegeben, innerhalb der industrialisierten Gesellschaften selbst jene 
Sorte von »Experimenten« durchzuführen, die anderen Ländern aufge- 
zwungen wurden - aber der Erfolg war nur mäßig. Den ersten Versuch gab 
es im England des frühen 19. Jahrhunderts, als die Lehren des »Neolibera- 
lismus« als Instrumente des Klassenkampfs geschmiedet wurden: speziell 
die Lehre, daß man durch das Bemühen, den Armen zu helfen, ihnen nur 
schadet, und daß die Menschen kein anderes Recht haben als das, was sie 
auf dem Arbeitsmarkt gewinnen können; ganz im Gegensatz zu den miß- 
verstandenen Annahmen einer vorkapitalistischen Gesellschaft, die ein tö- 
richtes »Recht auf Leben« hochhielt. Wer unter dem rauhen Marktregime 
nicht überleben kann, mag in das Arbeitshaus-Gefängnis gehen, oder bes- 
ser noch, sonstwohin - in jener Zeit nicht unmöglich, da Nordamerika und 
Teile des Pazifiks gerade von der Eingeborenenplage befreit wurden. Das 
sind wirkliche Naturgesetze, wie Ricardo und andere allen Ernstes erklär- 
ten, genau so gewiß wie das Gravitationsgesetz. 

Mit dem Triumph des richtigen Denkens im Dienste der britischen Indu- 
strie- und Finanzinteressen wurde das Volk »auf den Weg eines utopischen 
Experiments gezwungen«, schreibt Karl Polanyi (1944) in seinem klassi- 
schen Werk; es handelte sich um den »rücksichtslosesten Akt der Sozialre- 
form« in der ganzen Geschichte, der »eine große Zahl von Menschenleben 
zerstörte«. Aber es entstand ein Problem. Die dummen Massen, die unfä- 
hig waren, die zwingende Logik der Wissenschaft zu verstehen, fingen an, 
die Schlußfolgerung zu ziehen, daß wenn sie kein Recht zum Leben hätten, 
niemand anderes das Recht zum Herrschen hätte. Die britische Armee 
mußte Aufstände und Unruhen niederschlagen, und bald nahm eine noch 
größere Bedrohung Gestalt an: »Fabrikgesetze und Sozialgesetze sowie ei- 
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ne politische und industrielle Arbeiterbewegung erblickten das Licht der 
Welt ... um den ganz neuen Gefahren der Marktgesetze zu begegnen.« 
Chartisten und Sozialisten verbreiteten sogar noch größeren Schrecken. 
Die glücklicherweise geschmeidige Wissenschaft nahm neue Formen an, 
als sich in Reaktion auf die unkontrollierbaren Kräfte des Volkes die An- 
sichten der Eliten änderten und man erkannte, daß das »Recht auf Leben« 
in einer Art von Gesellschaftsvertrag erhalten werden mußte. 
Auch diese Geschichte hat sich über die Jahre hinweg wiederholt, in den 
USA und in anderen Industriegesellschaften. Heute ist der Gesellschafts- 
vertrag, erstritten von unten, wieder einmal Gegenstand von Angriffen, be- 
sonders in den angloamerikanischen Gesellschaften. Das ist ein Aspekt 
dessen, was die Wirtschaftspresse die »klare Unterwerfung der Arbeit 
durch das Kapital in den letzten 15 Jahren« nennt (J. Liscio, Barron's, 
15.Apr. 1996). Die neuen Experimente werden wie immer von zuversicht- 
lichen Aufrufen begleitet, die alle den Respekt verdienen, den sie sich in 
der Vergangenheit erworben haben. 
Führt man sich dies vor Augen, muß man vorsichtig und mit aller Sorgfalt 
die »neoliberale Wirtschaft und Philosophie evaluieren, welche die intel- 
lektuelle Diskussion, ausgehend vor allem von den USA, beherrschen« 
(Kelsey 1995: 17) - mit besonderer Berücksichtigung des rationalen Ge- 
halts der Argumentationen und der Lektionen der vergangenen und ge- 
genwärtigen Geschichte, wozu nicht zuletzt der Zynismus der intellektuel- 
len Debatte zur Verschleierung der »Doktrin der real existierenden freien 
Marktwirtschaft« gehört. Es macht wenig Sinn danach zu fragen, was 
»richtig« für die USA ist (oder für Indien, Neuseeland etc), als ob diese 
Länder Gebilde mit gleichen Interessen und Werten wären. Auf dem Feld 
praktischer Entscheidungen ist das selten der Fall. Und was für die Men- 
schen in den USA richtig sein mag, mit all ihren beispiellosen Vorteilen, 
könnte für andere sehr wohl falsch sein, die viel begrenztere Wahlmög- 
lichkeiten haben, Wahlen, die sıe auf dem Hintergrund besonderer histori- 
scher und soziokultureller Kontingenzen treffen müssen. Wir können aber 
mit einigem Grund annehmen, daß, was richtig für das amerikanische 
(oder das indische, neuseeländische) Volk ist, nur im unwahrscheinlichsten 
Fall mit den Vorstellungen der »führenden Architekten der Politik« über- 
einstimmen wird - aus ziemlich den gleichen Gründen, die Adam Smith so 
gut verstand. 

Aus dem Englischen übersetzt von Günter Barwig 
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Manna und Moneten 
Die Dynamik des modernen Tourismus 


Das Leben als Reise bildet den Inhalt vieler Mythen. Im Gilgamesch-Epos 
gelangt der Held auf der Suche nach den Quellen des Daseins bis in die 
Unterwelt und erfährt dabei Möglichkeit und Grenze des Menschenglücks. 
Ort und Zeit zu verändern und in die Fremde zu ziehen, das war ein Privi- 
leg der Götter, die sich selbst erfuhren. Für den Sterblichen, selbst noch 
den in Sage oder Märchen hervorgehobenen, erscheint der Vorgang zwie- 
schlächtig, nämlich verlockend und bedrohlich zugleich (wie in der Odys- 
see). Es handelte sich stets um Ausnahmen. In Gesellschaften auf agrari- 
scher Grundlage waren die Unterdrückten und selbst die Herren an Heim 
und Scholle gebunden, es sei denn, sie begaben sich mehr oder minder 
freiwillig auf Reisen zu kriegerischen, wirtschaftlichen oder religiösen 
Zwecken. Die Fremde war und erschien unsicher, weil sie den in sie Ver- 
schlagenen aus den gewohnten und nötigen Lebensbahnen riß und dem 
Hunger und der Gewalt aussetzte. Andererseits bevölkerte sie z.B. als Insel 
der Seligen die Träume und Phantasien. 

Erst in der frühen bürgerlichen Gesellschaft, in Humanismus und Aufklä- 
rung, wurde die Glücks- und Lebensfahrt irdisch-menschlich, wenn auch 
noch lange den besseren Kreisen vorbehalten. Am Horizont ihrer Umwäl- 
zungen und Versprechungen entstand die Reiseutopie als Medium politi- 
scher Zeitkritik und Programmatik. Sie diente zur intellektuellen Erkennt- 
nis, während die nun aufkommende Bildungsreise sich die Veredelung des 
Geistes junger Patrizier und Adeliger angelegen sein ließ, einer sozial sehr 
begrenzten Klientel also. Ins Knie der Memnonskolosse in Luxor/ Ägypten 
ritzte nur Kaiser Hadrian seinen Namen ein. Pädagogisch und ästhetisch 
angeleitetes Reisen gehörte zum verfeinerten Bildungsprogramm des 18. 
Jahrhunderts. Es soll, so ließ sich C.M. Wieland dazu vernehmen, 


»den Verstand des Menschen erleuchten, seine Kenntnisse in allen Arten der Wissenschaft be- 
festigen und bereichern, Erfahrungen vermehren, die Sitten verbessern, das Gefühl mit neuen 
Gegenständen bekanntmachen, den Geschmack verfeinern, ihn zum gesellschaftlichen Leben 
und allen bürgerlichen Tugenden bilden, von Vorurteilen befreien und ihn im ganzen be- 
trachtet vervollkommnen.« 


PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 108, 27. Jg. 1997, Nr.3, 487-508 
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Reste dieses Bildungskanons finden sich heute noch, etwa in der Studienrei- 
se. Das Reisen als moralische Anstalt wurde damals eines der vornehmsten 
Mittel, den gegebenen Erfahrungsraum und Erwartungshorizont zu dehnen. 
Wie die frühbürgerliche Utopie setzte es als solches materielle und mentale 
Bedingungen und Veränderungen der anhebenden Moderne voraus. 

Der moderne Reisende will die Erweiterung der Person und des menschli- 
chen Verkehrs über die vorhandenen Grenzen bürgerlicher Arbeits- und 
Lebensweise hinaus. Sein Selbst zu finden und zu weiten, das verdankt 
sich den bestehenden Zuständen und stößt sich zugleich an ihnen, wird 
möglich und nötig. Der Reisende nimmt sich, seine Verhältnisse und Bil- 
der, bei seinem Auszug mit. Seine Wunschenergien können sich im Span- 
nungsfeld von Aufbruch und Wiederkehr, Arbeit und Freizeit von ihm ab- 
spalten und im Verein mit ihrer Kommerzialisierung ein apartes Leben 
führen. Das archaische Reisebild ist überlagert und durchsetzt von den 
bürgerlichen Zwängen der kontradiktorischen und kompensatorischen 
Weltaneignung, dem Marktgeschrei des Tourismus und seinen koloniali- 
stisch-militaroiden Zügen. So ist man noch und gerade auf dem Weg, sich 
in eine besonntere und prallere Existenz aufzumachen, auf sich selbst und 
die eigene Herkunft verwiesen, womit man genug zu tun haben mag. Sich 
dem Neuen überantworten zu können, heißt auch, sich des Ausgangs und 
Ziels bewußt zu sein. 

Der moderne Tourismus etablierte sich im 20. Jahrhundert - in Europa seit 
dem Faschismus - als massenweiser Vorgang in einer besonderen Sphäre 
außerhalb und gegensätzlich zum Erwerbsleben. Er hat seine Vorformen 
(Bäderreisen etwa) abgelöst oder in sich aufgenommen. In Inhalt und Be- 
griff wird er von dieser Gesellschaft erzeugt. Seine Wurzeln liegen in ihr 
und müssen dort aufgespürt werden. Das gilt sowohl für seine Motive wie 
für die Größenordnung des Geschehens im Zusammenhang der industriel- 
len, marktorientierten und mobilen Gesellschaft der Moderne. Hier er- 
scheint der Tourismus als Geschäft, der seine Zwecke selbst formt und 
setzt. Nicht minder, wenn auch weit weniger offensichtlich, trifft dieser 
Komplex auf die zugrundeliegende Dynamik und ihre Resultate zu. 


Sozialanalytik des Tourismus 


Die zutagetretenden Urlaubsmotive - weiterreichende, etwa tiefenherme- 
neutische oder psychoanalytische Untersuchungen sind nur in Ansätzen 
vorhanden - buchstabieren nach vorhandenen Angaben im wesentlichen 
die Bedürfnisse nach Erholung und Ruhe, Abwechslung und Ausgleich 
sowie nach der Befreiung von alltäglichen Bindungen. Knapp drei Viertel 
aller Reisenden bezeichnen Vergnügen und Ausspannen als ihren Haupt- 
zweck. Besuch, Besichtigung, Gesundheit, Abenteuer, Sport werden weit 
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seltener genannt. Die Rangordnung der Urlaubsaktivitäten zeigt denn auch 
eine sehr hohe Bewertung von Spaziergängen, Schwimmen, Baden, Ausflü- 
gen, von Schlafen, Sonnen, Aufsuchen von Gaststätten (deren Sauberkeit 
und Gemütlichkeit deutschen Touristen besonders wichtig ist). Die Mög- 
lichkeit für die Erfüllung dieser Urlaubswünsche, gepaart mit angenehmem 
sonnigen Klima und 'Nationalcharakter', Preiswürdigkeit und Bequemlich- 
keit, genügendes Freizeitangebot usw. stehen folglich für die Wahl des 
Ziellandes obenan. Hierbei geben die eigenen Anschauungen oder die von 
Verwandten oder Bekannten bei der weitaus überwiegenden Zahl von Tou- 
risten den Ausschlag. Jedoch nimmt der Anteil derer, die Reisebüro- oder 
sonstige Informationsdienste in Anspruch nehmen, ständig zu. 

Diese Motive sind die Grundlage des Geschäfts und erzeugen den moder- 
nen Tourismus als gigantisches Unternehmen. Etwa anderthalb Milliarden 
Menschen gehen derzeit pro Jahr auf Reisen, davon die Hälfte zu Urlaubs- 
zwecken - gegenüber vor dreißig Jahren sind das siebenmal so viel. 500 
Millionen grenzüberschreitender Ankünfte im Jahr werden gemeldet. Die 
Zahl der in den Tourismusunternehmen Beschäftigten schätzt man auf 200 
Millionen. Im Schnitt arbeitet jeder siebte Beschäftigte im touristischen 
Sektor. In Deutschland setzen sie 200 Mrd. DM pro Jahr um. Gut 10% der 
Konsumausgaben in den westlichen Industrienationen werden in ihm ver- 
ausgabt und etwa der gleiche Prozentsatz als Steuern von ihm erhoben. Die 
Reiseintensität (Anteil der Personen über 14, die pro Jahr eine mindestens 
fünftägige Reise unternehmen) stieg in Deutschland von 20% im Jahre 
1955 auf heute fast 80%. Selbst in Zeiten der Arbeitslosigkeit und knappen 
Mittel hat sich daran nichts geändert. Nach einer neueren Umfrage ist in 
allen Freizeitbereichen Sparen angesagt, nur nicht beim Reisen. Allenfalls 
wird im Urlaub selbst geknausert, z.B. bei Unterhaltung oder Mitbringseln. 
Etwa 3% ihres Etats geben deutsche Haushalte fürs Reisen aus. Weltweit 
laufen etwa 500 Mrd. DM dafür um, so viel wie Bargeld in den USA. 50 
Millionen Deutsche unternahmen im letzten Jahr eine Urlaubsreise, die zu 
zwei Dritteln ins Ausland führte, zu drei Vierteln in Mitgliedsländer der 
OECD, im Schnitt zwei Wochen dauerte und etwa 1400 DM kostete. Pro 
Jahr tragen deutsche Touristen derzeit 70 Mrd. DM über die Grenzen. 
Viele Autoren sehen im Tourismus eine wahre Mittelschichtsveranstaltung 
und damit ein Spiegelbild der modernen nivellierten Gesellschaft. Die 
Freizeit löscht angeblich Alltag und Arbeit aus und verselbständigt sich bis 
zur Demonstration gehobenen Urlaubskonsums. Interessiert gibt sich die 
Veranstaltung als klassen-, ja gesellschaftsfrei aus und wird damit zur 
Ideologie. Die populäre touristische Glücksform sei im Grunde jedermann 


1 Zahlen aus: Spiegel special; Urlaub total, 2/1997; FR vom 4.3.1997; Unterlagen der 
World Tourism Organisation (WTO) und des World Tourism Council (WTTC). 
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zugänglich. Auf dem Urlaubsboden lebe jeder nach Geschmack und lösche 
seine Herkunft. Dabei wird übersehen, daß die Klassenzugehörigkeit eines 
Individuums oder einer Familie über die Möglichkeit, Art und Dauer der 
Urlaubsreise entscheidet sowie die Gestalt des Reiseerlebens prägt. Ein- 
kommenshöhe, verfügbarer Konsumanteil, objektiver und bewußtseinsmä- 
Biger Lebenszuschnitt sind letztlich ausschlaggebend. Auch im Tourismus 
verteilen sich die Lebens- und Glückschancen ungleich. Das zeigt sich et- 
wa daran, daß die Arbeiter beim Reisen als einer vorherrschenden sozialen 
Entschädigungsform eindeutig benachteiligt sind. Der typische Urlauber ist 
ein - gemessen am Bevölkerungsdurchschnitt - jüngerer, gebildeter Ange- 
stellter aus kleineren Haushalten der größeren Städte. 

Als Ursache des Reisegeschehens taucht das wieder auf, während konsu- 
mistische oder anthropologische Erklärungen kaum (mehr) herangezogen 
werden. 


»Eine Durchsicht der vorhandenen Veröffentlichungen zeigt, daß die meisten Ansätze zu einer 
Erklärung des Urlaubstourismus nicht von der Annahme eines "Wandertriebs', sondern von 
den motivierenden Wirkungen der Lebensbedingungen der gegenwärtigen Gesellschaft aus- 
gehen. Sie stellen einen Zusammenhang her zwischen bestimmten Eigenarten unserer urbani- 
sierten, organisierten und industrialisierten Gesellschaft und dem Phänomen Urlaubsreise. Sie 
alle basieren zunächst auf der für die Industriegesellschaft charakteristischen Distanz der 
menschlichen Lebenssituation in Arbeit und Beruf auf der einen und Freizeit und Urlaub auf 
der anderen Seite. Im Zusammenhang damit werden dann meistens spezifische Kriterien der 
Industriegesellschaft genannt, die mit dem Freizeit- und Urlaubsverhalten funktional zusam- 
menhängend gedacht werden. Diese Theorien sind fast alle innerhalb der Theorie des sozialen 
Wandels zu lokalisieren und bestehen hauptsächlich darin, Unterschiede zwischen einer tradi- 
tionalen vorindustriellen Gesellschaft und der industriellen Gesellschaft zu beschreiben, deren 
Auftreten den modernen Menschen so belasten, erholungs- und freizeitbedürftig machen, daß 
er zumindest zeitweise diesem psychophysischem Druck entfliehen möchte.« (Schade/Hahn 
1969, 36f - daran hat sich auch seither nichts geändert.) 

Die einzelnen Begründungen auf dieser Ebene erfassen die soziale Wirk- 
lichkeit als Grundlage des Tourismus genauer und strukturierter als man- 
che in dem Bereich grassierenden anthropologischen Grundannahmen. Ih- 
nen zufolge ist die industrielle Zivilisation durch wachsende Bevölke- 
rungsdichte und Verstädterung, monotones und reguliertes Leben sowie 
durch eine veränderte Berufs- und Bildungsphysiognomie gekennzeichnet. 
Der technische Fortschritt beschleunige den Transport und senke seine Ko- 
sten. Realeinkommen und disponible Freizeit der Bevölkerung stiegen. Der 
moderne Tourismus soll demnach die Zwänge und Belastungen der Indu- 
striegesellschaft ausgleichen, ist eine »gut funktionierende Wiederherstel- 
lungsmaschine in einer recht unerträglichen Arbeitswelt« (Krippendorf, 
Spiegel special Urlaub total 2/1997). Deren wachsende Ergiebigkeit macht 
ihn zugleich möglich. 

Diese Ansätze der Tourismussoziologie geben den Blick auf die industrie- 
gesellschaftlichen Grundlagen frei. Aber sagen sie mehr aus, als daß der 


Tourismus eben Flucht, Ausgleich und Gegensatz zur gegebenen Arbeits- 
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und Lebenswelt ausdrücke? In der Tat unterwirft die herrschende Produk- 
tionsform die Arbeiter und Angestellten dem kapitalistischen Dispositiv. 
Ihre Arbeit - und weiter ihr gesellschaftliches Sein - ist ihnen auferlegte 
Notwendigkeit. In ihr können sie sich allenfalls angepaßt verwirklichen, 
indem ihr Selbst- vom Fremdzweck überlagert wird. Darin liegt ein we- 
sentlicher Antrieb, wenigstens zeitweise entkommen zu wollen, sich in der 
Freizeit schadlos zu halten. Auch die Mittelklassen sind dem ausgesetzt, 
verfügen aber über mehr Gratifikationen, Gestaltungsmöglichkeiten und 
Geld. Von ihrem Lebenszuschnitt her sind sie dazu geneigt und in der La- 
ge, die Welt ideeller, konsumtiver und hedonistischer zu nehmen. Der Tou- 
rismus kommt ihnen so recht zupaß, seine Wertmaßstäbe stehen nicht zu- 
fällig den ihren nahe. Die »leisure class« (Thorstein Veblen) betreibt an- 
scheinend freier und kreativer, was die Lohnarbeiter in ihrer Masse zu tun 
gezwungen sind, nämlich jenseits der Arbeit und in Abkehr von ihr das 
Reich der Freiheit zu suchen. Auf der Achse von bloßer »Wiederher- 
stellungsmaschine« bis zum Spielraum der Phantasie zeigen sich die Kon- 
turen einer touristischen Zweiklassengesellschaft, eng reproduktiv orien- 
tiert die einen und dem homo ludens nacheifernd die anderen. 

Die Umwälzung sozialkultureller Strukturen unter Leistungsdruck und 
Zeitökonomie, aber auch das Autonomieverlangen des Individuums setzen 
Chancen und Zwänge neuer Lebensgestaltung frei. Diese Impulse nimmt 
ein plurales und überbordendes Freizeitangebot auf, in dem sich die Ent- 
fremdung allzuleicht als Verplanung fortsetzt und die Wahlfreiheit zur 
Orientierungsnot wird. Mit dem Verlust der natürlichen Umwelt in den in- 
dustriellen Zentren ist die touristische Suche immer mehr auf ferne Erleb- 
nisinseln verwiesen und gipfelt in den folienverschweißten und energie- 
fressenden Spaßmaschinen der Center Parcs (vgl. Burghoff/Kresta 1995). 
Sie sind logisch das letzte Wort des touristischen Ausflugs, der auf seinen 
eigenen Füßen landet. Der Aufbruch reduziert sich auf die konsumistische 
Auswahl, das angestrebte Andere auf die Animation oder das Traumziel in 
Portionshappen. 

Die herrschenden bürgerlichen Arbeits- und Lebensformen erfordern die 
zeitlich und räumlich ausgedehntere Reproduktion der Arbeitskraft, insbe- 
sondere einen gesetzlich verbrieften, längeren bezahlten Urlaub außerhalb 
des Wohnortes - die Arbeiterbewegung hat dieses Recht in den vergange- 
nen Jahrzehnten durchgesetzt. Objektiv verlangt der beschleunigte Ver- 
schleiß der Arbeitskraft nach ihrer erweiterten Wiederherstellung. Nicht 
umsonst ist der Spruch in vielen Büros beliebt: »Bitte nicht stören, Sachbe- 
arbeiter denkt an den Urlaub.« Nicht umsonst sind die Wände mit Ur- 
laubskarten bedeckt, kündend vom Jahreszucker in der Härte der Arbeits- 
welt. Gleichwohl ist auch die freie Zeit Moment des Kapitalverhältnisses: 
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»Die individuelle Konsumtion des Arbeiters bleibt ein Moment der Produktion und Repro- 
duktion des Kapitals, ob sie innerhalb oder außerhalb des Produktionsprozesses vorgeht, ganz 
wie die Reinigung der Maschine. Es tut nichts zur Sache, daß der Arbeiter seine individuelle 
Konsumtion sich selbst und nicht dem Kapitalisten zuliebe vollzieht.« (Marx 1867, 597) 

Das subjektiv auftretende Urlaubsbedürfnis, so frei flottierend es auftritt, 
ist an das objektive Reproduktionsbedürfnis angehängt. Es ist Bestandteil 
der abstrakten Selbstverwertung des Werts. Das offenbare Urlaubsvergnü- 
gen tritt eigen und fremd in einem auf, als persönlicher Wunsch und als 
auferlegte gesellschaftliche Notwendigkeit. Aus dieser Dimension be- 
trachtet ist der Tourismus politökonomisch nichts als die Reetablierung der 
Ressource Arbeitskraft, sozial ist er die systemstabilisierende Kanalisie- 
rung von Veränderungswünschen und ideologisch die imaginäre Aneig- 
nung der Welt. Das ist freilich nicht die ganze Geschichte. 

Grund und Gestalt der Urlaubs stammen aus der Arbeitswelt und stehen ihr 
entgegen. Er trägt die Male des Lebens, von der er sich abgrenzt, und zu- 
gleich den Vorschein eines besseren Seins. Er setzt den Alltag fort und 
durchbricht ihn. Der homo ludens der Urlaubswelt will Vergnügen, Spiel, 
sozialen und sexuellen Kontakt, ein bereichertes und offenes Dasein. Im 
eindimensional-systemkonformen Leben ist dies an den Rand gedrängt. 
Die Gegenwelt erhebt sich auf der Grundlage der herrschenden sozioöko- 
nomischen Beziehungen und touristischen Erfordernisse. 

Daher fängt sich die gewünschte Lösung von den Zwängen des Arbeitsle- 
bens in der bloßen Abwendung von ihnen, in der Regression oder im de- 
monstrativen Konsum. Das Auto, mit dem ja die allermeisten verreisen, ist 
Vehikel und Symbol für die verheißene Unabhängigkeit und Freiheit. Geht 
die Fxistenzsicherung ohne soziale Einordnung nicht ab, soll die Urlaubs- 
reise wenigstens zeitweise eine andere Welt eröffnen - nur welche? Die 
Urlaubswelt konfrontiert das Ich mit dem Überschuß seiner Wünsche, die 
es sonst nicht realisieren kann. Im touristischen Verlangen nach einer Ge- 
genwelt steckt auch implizite Kritik und Auflehnung gegen das, wovon es 
sich absetzt, nämlich der Zwanghaftigkeit bürgerlichen Lebens, selbst 
wenn dies unbewußt, unartikuliert und letztlich ohnmächtig bleibt. Die 
Glückserfahrung der Welt soll an die Stelle des Alltags und seiner Versa- 
gungen treten. Sie scheint nur außerhalb seiner habhaft zu sein. Das ist die 
mythische große Erzählung des Tourismus, die Traumzeit jenseits der bür- 
gerlichen Sphäre. Ihre Unendlichkeit verdankt sich der zugrundeliegenden 
Wunschdynamik. Mit ihr im Gepäck durchstreift der Tourist die Welt, 
agiert damit seine inneren und äußeren Spannungen aus. Man mag darin 
eine kollektive, illusionäre Ersatzbefriedigung sehen, wird aber die tragi- 
sche Vergeblichkeit nicht übersehen dürfen. Denn fernab vom Mythos 
spricht der Tourismus die Sprache begrenzter Zwecke und wird von gesell- 
schaftlich disponierten Menschen betrieben. Die Fülle seiner Wünsche 
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übersetzt sich in den gar nicht mythischen Kontext der unendlichen Wa- 
renwelt, in der das Gesuchte aufscheint und erlischt zugleich. 


Ökonomik des Tourismus - aus der Perspektive der Metropolen 


Das Verlangen nach Erholung, Erlebnis und Gegenwelt entsteht nicht im 
luftleeren Raum. Es ist in Ursache und Erscheinung von den herrschenden 
Lebensbedingungen geprägt. In ihrer allgemeinen Marktform erscheinen 
die Urlaubswünsche etwa als solche nach Sonne, See und Sex. Der Be- 
dürfnisrohstoff Urlaub als Erholungs- und Traumbild tritt bereits gemünzt 
in den Formen vorherrschenden Denkens und gegebener Möglichkeiten 
auf, wie sie Schlager und Filme popularisieren. Die touristische Werbung 
spricht die bereit liegenden Absichten der Touristen aus und kanalisiert sie. 
Diese tauschwertförmige Metamorphose wird von ihr als Speerspitze der 
Promotion in einem ebenso lukrativen wie empfindlichen Markt eingesetzt. 
Die Werbung puscht und bläht die mehr oder minder vagen Urlauberbe- 
dürfnisse und vertritt den agilen Part im Dienst des anlage- und profitsu- 
chenden Kapitals. So aggressiv und künstlich sie auch auftritt, muß sie 
doch, um erfolgreich zu sein, die Wunschbasis mindestens in gestutzter 
und zweckgerichteter Form aufnehmen. Die touristischen Befürnisse sind 
für eine solche Behandlung anfällig, weil sie bereits von einer fremdbe- 
stimmten Arbeits- und Lebenswelt geprägt sind, welche die Individuen 
umtreibt und bezüglich des Urlaubs nach dem greifen läßt, was sich an- 
bietet und die geläufige Umgebung angenehm paraphrasieren soll. Was die 
Werbung aktiv formt und vorantreibt, erscheint nachfragebestimmend auf 
dem Plan. 

Gewaltig sind die gesellschaftlichen Beweggründe und Mittel des alljährli- 
chen Auszugs und entsprechend großdimensioniert sind seine Agenten. 
Qualitativ und quantitativ, in Stoff und in Form, treten die Urlaubswünsche 
in großem Maßstab auf. Die Urlaubsreise ist zum Standardkonsumgut ge- 
worden, die psychosoziale touristische Reproduktion hoch kommerziali- 
siert. Umfang und Dynamik des Vorgangs sind unverzichtbar geworden 
und lassen die Mark progressiv rollen. Von einem bestimmten Einkommen 
an nehmen die Ausgaben für das Reisen überproportional zu (hohe Ein- 
kommenselastizität), innerhalb des Gesamtkonsums steigt der Rang des 
Urlaubs (günstige touristische Konsumfunktion; vgl. Kubina 1990, Schäfer 
1995). So beträgt etwa die Einkommenselastizität bei Auslandsreisen in 
den meisten Industrieländern eins bis zwei. D.h. die Ausgaben für Aus- 
landstourismus wachsen doppelt so schnell wie das Volkseinkommen. Bei 
einem gewissen Sättigungsgrad für andere langfristige Konsumgüter wird 
von einer andauernden Zunahme der Reisewelle ausgegangen. Die Bran- 
che boomt und verzeichnet beständige Zuwachsraten von 7% und mehr pro 
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Jahr. In der Tat scheint die bisherige Entwicklung dies zu bestätigen. Ein- 
brüche durch Rezessionen haben sich in Grenzen gehalten und allenfalls 
den Anstieg gemindert. Bezüglich der allgemeinen wirtschaftlichen Lage 
und der eigenen Reiseabsichten der Touristen herrscht eine vorsichtig po- 
sitive Einschätzung. 

Die Angelegenheit lohnt sich bestens für Tourismuskapital. Leider sind 
hierüber nur spärliche Daten veröffentlicht. Die betriebliche Ökonomie 
wird verborgen gehalten. Entsprechend unsicher und schwankend sind die 
ermittelbaren Profitraten, sie liegen zwischen 10 und 30% des vorgeschos- 
senen Kapitals. Die relativ niedrige Kapitalausstattung vor allem der touri- 
stischen Betriebe in den Zielländern und der damit ermöglichte rasche Um- 
schlag des eingesetzten Kapitals erhöhen die Profitträchtigkeit der Sphäre. 
Nicht umsonst sind z.B. im Hotelbereich die multinationalen Konzerne be- 
sonders stark vertreten. Die Gewinne der Reiseveranstalter pro Paxe 
(Branchenjargon für Tourist) sollen zwischen 2 und 15 Mark liegen. 
Jedoch fallen die Reisen je nach Konjunktur üppiger oder karger aus, und 
per Konkurrenz werden die Ausgaben dafür zum Teil erheblich umge- 
schichtet. Die Branche spricht von wachsender Preisempfindlichkeit. Im- 
mer mehr einkommensschwächere, d.h. ökonomisch instabilere Schichten 
werden ins touristische Geschäft einbezogen. Die Verbraucher agieren vor- 
sichtiger und zurückhaltender. »Die Leute planen ihren Urlaub immer 
kurzfristiger«, äußert TUI-Chef Ralf Carsten. »Heute gehen als erstes die 
preisgünstigen Vor- oder Nachsaisontermine weg. Die Spitzenzeiten sind 
weniger gefragt.« (Der Spiegel 32/1996) Billig- und Last-minute-Anbieter 
springen in die Bresche. Eine Folge davon ist die »Polarisierung in einen 
geteilten Reisemarkt« (Brigitte Scherer, FAZ 24.4.1997) für eine an- 
spruchsvolle, wohlbetuchte Klientel und ein wachsendes Segment - in 
Zeiten stagnierender Masseneinkommen kein Wunder - auf Niedrigpreis- 
angebote Erpichter bzw. Angewiesener. 

Durch den sorgfältiger gehüteten touristischen Geldbeutel und die latenten 
Überkapazitäten der Branche hat sich dieser zum Käufermarkt gewandelt. 
Die Konkurrenz auf dem Reisesektor ist heftiger geworden, wird mit har- 
ten Bandagen ausgefochten und setzt vor allem mittelgroßen Unternehmen 
zu. Spektakulär wies die Hetzel-Pleite in diese Richtung. Das Umsatz- 
wachstum der letzten Jahre verdankt sich zum großen Teil erheblichen 
Preisnachlässen. Eine Veranstalterreise kostet heute im Schnitt 6% weniger 
als vor drei Jahren. Entsprechend sank die Rendite je Buchung, was vor 
allem die Reisebüros spüren. Sie waren bislang unverzichtbare Mittler im 
Geschäft und strichen dafür zwischen 5 und 8% vom Buchungsbetrag ein. 
Aber ihre Abhängigkeit von den großen Veranstaltern macht sich immer 
stärker geltend und führt zur Auszehrung von Finanzen und Funktionen. 
Tendenziell bleiben reine Verkaufsstellen ohne Beratung oder die erwei- 
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terte Reisebürotätigkeit gegen Gebühr übrig. Die prognostizierte Unabhän- 
gigkeit des Kunden vıa PC hingegen hat vorerst mit der Unübersichtlichkeit 
der Angebote zu kämpfen und verspricht nur bei Massensegmenten Erfolg. 
Nach einer wilden Zeit der ursprünglichen Akkumulation ihres Kapitals in 
den 50er und 60er Jahren mit dem Aufkommen des Massen- und Flugtou- 
rismus sind die Unternehmen des Reisegewerbes an Sättigungsgrenzen ge- 
stoßen. Das Gründerfieber, in dem sich die Zuwachsraten lange um 25% 
pro Jahr bewegt hatten, endete in Zusammenbrüchen, Marktbereinigungen 
und einem »kannibalisierenden Wettbewerb« (Martin Lohmann). In der 
Tourismusbranche werden viermal so viel Konkurse angemeldet wie an- 
derswo (Spiegel 32/1996). Die Umsatzrenditen fielen, Kapitalzusam- 
menschlüsse und Rationalisierung kennzeichnen das Bild. Die Besonder- 
heit der touristischen Branche mit einer saisonal schwankenden und geo- 
graphisch konzentrierten Nachfrage erhöhte das Problem der Kapazitäts- 
auslastung und das Gewicht der economies of scale. Die Unternehmens- 
zentralisation führte zur Dominanz dreier Branchenriesen: der TUI (Touri- 
stik Union International), der NUR (Neckermann und Reisen) und der 
LTU mit ca. 25% bzw. je um die 15% des Marktes. Den Rest bestellen 
kleine und kleinste Anbieter. Die Angebots- und Preiskonkurrenz teilt sich 
vor allem den Vertrags»partnern« in den Zielländern mit, die ohnehin in 
einer schwächeren Position sind. Unter ihrem Druck schreitet die touristi- 
sche Verwertung des Erdballs rapide voran. Immer fernere Zonen werden 
kostengünstig auf den Markt geworfen. So ist neuerdings eine Woche Fi- 
dschi-Insel für unter 2000 Mark, d.h. zum Ostseepreis, zu haben 

Die Ausdehnung des Anlagefeldes und der Betriebsgröße der Veranstalter 
sowie die horizontale Anbindung der Agenturen verwandeln nicht nur die 
Absatzstrategie, sondern auch den Arbeitsprozeß. Insofern die unmittelbare 
Dienstleistung am Kunden zurückgeht, unterscheidet er sich nur wenig von 
sonstiger Angestelltenarbeit im Reproduktionsbereich. Ideologisch wirkt 
die Branche, die ihr Geschäft als Beitrag zur Weltoffenheit, zum Dienst am 
Urlaubsglück und an der fröhlich-bunten Erlebnisgesellschaft verkaufen 
will. Dies, die günstigen Reisemöglichkeiten für die eigenen Angestellten, 
eine relativ hohe Arbeitsplatzsicherheit u.a. prägen das Bewußtsein der 
touristischen Lohnarbeiter. Über gewerkschaftliche Organisation und Ak- 
tivität, die ja Widersprüche in den Betrieben anzeigen, ist jedenfalls wenig 
bekannt. Die Touristik erscheint aus den angegebenen Gründen trotz im- 
mer mehr stereotyper und zerstückelter Arbeitsvollzüge weiterhin als an- 
ziehende Branche, vom derzeit grassierenden Mangel an Arbeitsplätzen 
ganz abgesehen. Die Angestellten in den Reisebüros sind im wesentlichen 
nur noch Incentive-, Verkaufs- und Buchungsmaschinen. In speziellen 
verkaufsspsychologischen Kursen werden sie auf die Ermittlung und Um- 
setzung der Kundenwünsche im Sinne des ökonomischen Verkaufszwecks 
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abgerichtet. Konkurrenz und Rationalisierung drücken. Vor allem in der 
Hauptreisezeit bleibt nur noch die Erfüllung des reinen Geschäfts übrig. 
Die Arbeit wird entleert und abgehoben vom Kunden und seinen wirkli- 
chen Bedürfnissen. Über die verschiedenen Reiseländer und -ziele selbst 
sind die Angestellten in der Regel wenig informiert; die Angebotsfülle ist 
schier unüberschaubar. Mehr als Prospekte zu verteilen und zu buchen ist 
dann oft nicht möglich. Die Hauptsache ist, daß der Massenumsatz be- 
stimmter Reisen garantiert wird, der Rest läuft nebenher. Herstellung und 
Vertrieb der touristischen Dienste als Waren sind mittlerweile den Bedin- 
gungen normalen kapitalistischen Wirtschaftens unterworfen. 

Die dienstleistende Tätigkeit geschieht in der Form von Lohnarbeit für das 
touristische Kapital. Von der Bevölkerung, meist Lohnarbeitern, werden 
die produzierten Waren für ihre Freizeitbedürfnisse, d.h. auch und vor al- 
lem der Wiederherstellung ihrer Arbeitskraft dienend, gekauft. Das ist nö- 
tig und möglich, damit die gesellschaftliche Veranstaltung weitergeht. 
Normierung, Montage und Serienfertigung kennzeichnen den industriali- 
sierten Urlaub. Davon sind keineswegs nur die Pauschalreisenden erfaßt, 
sondern das gesamte Reisegeschehen als Massenphänomen: Reisetermin, 
Transport, Unterkunft, Essen, Urlaubsaktivitäten, Charakter der Reise usw. 
Die Urlaubsindustrie ist dem Gesetz des Profitmachens unterworfen und 
findet in den Paxen ihr Objekt. Die Gebrauchswerte für die Touristen sind 
ihr nur insoweit wichtig, als sie Träger von Tauschwerten sind, die sich 
verkaufen müssen. Dahinter steht alles andere zurück. Gerade die Abstrak- 
tion von den Gebrauchswerten der Waren macht das Austauschverhältnis 
zwischen ihnen aus. Es ist die gesellschaftliche Bewegung von Sachen, die 
sich der Bedürfnisse bemächtigt. Die Werbung verleiht ihr besonderen 
Glanz und soll sie berechenbar machen. Die Formung der touristischen 
Wünsche zu Waren, die nachgefragt und angeboten, ver- und gekauft wer- 
den, bildet den ökonomischen Drehpunkt des Tourismus. 

Der Reisevorgang nimmt in der bürgerlichen Gesellschaft den Charakter 
der Produktion und des Tausches von Waren an. Er unterscheidet sich in- 
soweit in nichts mehr von einem üblichen geschäftlichen Verkehr und ist 
zur ausgedehnten und begehrten Anlagesphäre von Kapital auf der Suche 
nach Profit geworden. Spätestens seit dem zweiten Weltkrieg operiert er 
horizontal und vertikal im internationalen Zusammenhang. Etwa ein 
Zehntel der Weltbevölkerung, überwiegend aus den reichen Metropolen, 
ist im Bann der touristischen Wünsche unterwegs. 

Es handelt sich um eine besondere Warensorte, in der Dienste erbracht und 
verbraucht werden. Ein Teil des gesellschaftlichen Reichtums in den Her- 
kunftsgebieten der Touristen, d.h. vorwiegend in den kapitalistischen Indu- 
strieländern, wird für Urlaubsreisen ausgegeben. Er fließt in die Kassen der 
Tourismusunternehmen und in die Zielländer. Für die Produktion der tou- 
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ristischen Dienstwaren (Arbeitskräfte, Bauten, Ausrüstungen im Gastland) 
schießen jene Kapital zu Vermehrungszwecken vor. Aus der Touristen- 
hand oder aus jener der Unternehmen gelangt das Geld aus den Metropolen 
teilweise auch in die Empfängerländer. Dort tauscht es sich gegen Dienste 
oder Waren, die von Einzelproduzenten, dem Staat oder kapitalistischen 
Betrieben erstellt werden. Handelt es sich um einheimische Produzenten, 
so erwirtschaften sie Löhne und Profite. Sonst fallen diese den Reiseunter- 
nehmen in den Entsenderländern anheim. Zu solchen Transfers kommen 
private oder staatliche Aufwendungen für touristische Investitionen und 
Konsumwaren, die als Geldströme abfließen. Die Profitanteile und Steuer- 
begünstigungen gehen von den Tourismuserlösen in den Zielländern ab. 
Auch Kreditkonditionen und Währungskurse wirken in diese Richtung. 
Durch Zinsbelastung und ungünstige Tauschraten wird für die »Empfän- 
gerländer« das Bild noch einseitiger. Allgemein gilt, daß die Nettodevisen- 
einnahmen eines Landes aus dem Tourismus um so höher sind, je entwik- 
kelter es ist (BMZ-Materialien 88/1993). 

Mindestens ein Drittel des Welttourismus spielt sich in den außereuropäi- 
schen Sonnenzonen ab. Nehmen wir die europäischen Mittelmeerküsten 
hinzu, wird die geographische Konzentration des Urlaubstourismus ein- 
deutig - und dies mit steigender Tendenz und in immer entlegenere Gebie- 
te, wie etwa der Karibik oder der Südsee. Während der Austausch zwi- 
schen den entwickelten Industrieländern mehr oder minder ausgeglichen 
bzw. auf dem gleichen sozialen und ökonomischen Niveau stattfindet, ist 
die eigentliche touristische Weltarbeitsteilung eine solche zwischen indu- 
strialisierten Ländern und weniger entwickelten Gesellschaften. Gerade die 
Rückständigkeit der Peripherie, gepaart mit ihren günstigen klimatischen 
Voraussetzungen für den sonnenhungrigen Nordmenschen, begründet ihre 
ökonomische, soziale und kulturelle Funktion als Erholungsgebiete für die 
ausgepowerten und powervollen »Reichen«. Sie sind billiger als kerneuro- 
päische Aufnahmeländer, was sie für die Massentouristen erschwinglich 
und für die Tourismuskapitale so interessant macht. Die Touristen, in der 
Mehrzahl Lohnarbeiter, ziehen ihren Vorteil aus dem dortigen niedrigen 
Lebens- und Kostenniveau. Weitere Vorteile der Peripherien als Touris- 
musgebiete aus der Sicht der Nachfrager sind ihre wenigstens teilweise 
noch unvernutztere Natur sowie eine geselligere und »romantische« Le- 
bensweise der Einwohner. Sie sind unbezahlbare, aber meist kostenlose 
oder wohlfeile Dreingabe für die Reisenden aus den Industrieländern und 
werden marktmäßig kolportiert. In dieser Gestalt gehen fremde, exotische 
Menschen und ihre Kultur in den touristischen Stoff ein. Die einen expor- 
tieren ihre Freizeitbedürfnisse, die anderen vor Ort ihre Lebensgrundlagen. 
Wie sehen die Folgen aus? 
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Was läuft und bleibt in den Tourismuszonen? 


Die herrschende Lehre (vgl. Böventer 1989) propagiert es und die offizi- 
elle Förderung geht praktisch davon aus, daß der Tourismus eine Art 
Wunderwaffe der Entwicklung sei, auch und gerade unter den Bedingun- 
gen bereits vergebener industriewirtschaftlicher Ränge. Die touristischen 
Exportgüter könnten im Land erstellt und konsumiert, die eigenen Res- 
sourcen damit in Wert gesetzt werden. Für die Besucher ermöglichten sie 
ein billiges, erholsames und spannendes Erlebnis, und für die Besuchten 
sprudele die Quelle des Wohlstands. So ließen sich Rückständigkeit und 
Unterentwicklung auf probate und angenehme Weise überwinden. 

Nach dem Modellbild verfügen die randständigen Tourismusgebiete über 
außerordentliche natürliche und sozialökonomische Vorzüge wie Klima, 
Landschaft, Andersartigkeit. Sie bieten zum anderen niedrige Löhne, was 
im personalintensiven Tourismusgewerbe besonders zu Buche schlage. Der 
touristische Sektor komme mit einer relativ niedrigen Kapitalausstattung 
aus, die noch durch Ballung vermindert werden kann. Steuerliche und an- 
dere Vergünstigungen wie freier Profittransfer erhöhen die Attraktion der 
Investitionen weiter. Angesichts anhaltender Nachfragesteigerung ist der 
Absatz gesichert. Die komparativen Kostenvorteile (David Ricardo läßt 
grüßen) bestehen auch darin, daß die meisten Arbeiten im Tourismusge- 
werbe einer niedrigen Qualifikation bedürfen. Anlernbereite Leute gibt es 
aufgrund der hohen Arbeitslosigkeit in Massen. Das Führungs- und Fach- 
kräfteproblem ist lösbarer als in der Industrie und kann leicht durch ent- 
sandtes Personal ausgeglichen werden. Aufgrund der geringen Importab- 
hängigkeit des Tourismus entstehe ein beträchtlicher Nettozufluß von De- 
visen, der die Zahlungsbilanz verbessert und Mittel für die wirtschaftliche 
Entwicklung bereitstellt. Innerhalb der exportorientierten Wirtschaftszwei- 
ge komme so dem Tourismus in vielen Ländern eine besondere Rolle zu. 
Das durch ihn ins Land gelangende und sich vervielfältigende Einkommen 
erweitere den inneren Markt und reize die Produktion in der Konsumgüter- 
und dann auch der Investitionsgüterindustrie an. Spar- und Investitionsnei- 
gung wüchsen. Die Produktionsstruktur werde vielfältiger. Infolge seiner 
hohen Arbeitsintensität könne das Tourismusgewerbe die chronische Un- 
terbeschäftigung in rückständigen Gebieten mindern. Zahlreiche Versor- 
gungs- und Unterhaltungsdienste würden notwendig. Sie zögen ihrerseits 
mehr Beschäftigung in nachgelagerten Wirtschaftsbereichen nach sich. 
Aber - schränken selbst die Lobredner dieser angeblich hervorragenden 
Chance zum »take off« ein - nicht alle touristischen Empfängerländer 
kommen in den Genuß dieser Vorteile. Nur da, wo die Reiseverkehrsein- 
nahmen pro Kopf der Bevölkerung relativ hoch sind (vor allem in Südeu- 
ropa und Nordafrika), eine stabile, nicht antiwestliche Regierung herrscht, 
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bereits eine gewisse ökonomische und soziale Entwicklung im Gang ist, 
industrielle Kernregionen nah und die Preise stabil sind, die Reisemode 
günstig steht - nur da können die verheißenen Segnungen eintreten. Chan- 
cen werden nur denjenigen zugemessen, die einen günstigen Platz am um- 
kämpften touristischen Weltmarkt haben, auf dem sich viele ähnlich situ- 
ierte Anbieter tummeln (vgl. Tourismusbörse in Berlin), also schon ein 
Stück aus der Unterentwicklung heraus sind. 

Solche und ähnliche Überlegungen haben etwa das BMZ (Bundesministe- 
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit) in dieser Frage eher zögerlich 
agieren lassen, obwohl sich neuerdings unter Flaggen wie low-intensity- 
oder Ökotourismus eine Trendwende zu vollziehen scheint. Aber das An- 
gebot der Tourismusgebiete ist häufig monokulturell und starr, während 
die Nachfrage nach ihnen schwankend und steuerbar erscheint. Die spezifi- 
sche Marktasymmetrie läßt die Zielländer am kürzeren Hebel stehen - zum 
Nutzen der touristischen Kaufkraft und Profite. Ihre Position und Finanz- 
stärke, wie neuerdings auch ihr Vorsprung in der Computerisierung des 
Buchungswesens, erlauben den Tourismuskapitalen, günstige Konditionen 
herauszuholen, d.h. die touristische Ressource wohlfeil zu erwerben. Diese 
ist nichts anderes als der - allerdings unentbehrliche - Rohstoff für die 
strategischen Planungen der Tourismusindustrie, die mit ihren ökonomisch, 
kulturell und durchaus auch politisch motivierten Meistbegünstigungen über 
das Wohl und Wehe ganzer Regionen entscheidet. Ihre Präferenzen fußen in 
erster Linie auf geschäftsförderlichen Voraussetzungen. Nicht nur für den 
»Zusammenhang zwischen autoritären Staaten und Tourismusförderung« 
gilt, daß der »Tourismus unter den Bedingungen des globalen Kapitalismus 
und in seiner Konsumorientierung auf Hierarchien, Unterdrückung, Aus- 
beutung, Rassismus und Sexismus angewiesen ist« (Stock 1996, 24). Die mit 
dem GATT-Abkommen vorgesehene Liberalisierung tourismusbezogener 
Dienstleistungen schränkt die ohnehin geringen politischen Spielräume in 
den Tourismusgebieten weiter ein. Trotz gegenteiliger Beteuerungen wird 
vermutlich der ausländische Wertschöpfungs- und Kapitalanteil wachsen, 
die inländische Investitions- und Gewinnkontrolle unterlaufen werden, das 
höhere touristische Personal erst recht aus den Metropolen kommen. Die 
Nivellierung der Marktchancen könnte deren Ungleichgewichte erst recht 
hervortreten lassen und damit die ökonomisch schwachen Länder diskri- 
minieren. Wenn alle nationalen Steuer- und Selektionsmechanismen aus 
dem Rennen sind, wird sich die brutale ökonomische Interessiertheit umso 
unverblümter durchsetzen. Was unter diesen Bedingungen in den Touris- 
muszonen überhaupt noch politisch planbar ist, wird sich zeigen. 

Ohnehin reduzieren sich die massenhafien Geldströme der Touristen, die 
angeblich so wundersam die Empfängerländer versehen, von vornherein 
erheblich, ehe sie dort überhaupt ankommen. Ungefähr die Hälfte aller tou- 
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ristischen Ausgaben geht gar nicht erst außer Landes, sondern wird für den 
Flug und andere Warenkäufe im Inland aufgewendet; die metropolitanen 
Gesellschaften wickeln drei Viertel des internationalen touristischen Flug- 
verkehrs ab. Von den ins Land fließenden Devisen gehen nach einer Welt- 
bankstudie von Katrina Brandon (vgl. Iz3w 214/1996) über die Hälfte in 
die Länder des Nordens zurück, die sogenannte Sickerrate, um tourismus- 
notwendige Importe zu bezahlen. Das schwankt und kann bei geringer in- 
frastruktureller und industrieller Ausstattung bis zu 90% ausmachen - iro- 
nischerweise ist das am häufigsten bei dem als besonders sozial und um- 
weltverträglich gepriesenen Ökotourismus der Fall. Denn für den Touris- 
mus müssen, zumal in den gern aufgesuchten entlegenen Gegenden, hohe 
Investitionen (Straßen, Hotels, Badeanlagen, Verwaltungen usw.) finan- 
ziert und die spezifischen Verbrauchsgewohnheiten der Besucher mit Im- 
portwaren befriedigt werden. Weitere Mittel werden in den Luxuskonsum 
der oberen Sozialschichten im Gastland, die sich mit dem Tourismus aus- 
dehnen, geleitet. Schwarzmarktaktionen, Abführung von Zinsen, Gehäl- 
tern, Profiten ausländischer Unternehmen, Steuernachlässe für diese, Prä- 
sentationen in den Herkunftsgebieten u.a.m. mindern den eingangs so 
stattlich anmutenden Geldfluß. 

Trotz allem schwächen natürlich die touristischen Einnahmen negative 
Zahlungsbilanzen ab, bleibt ein Teil der im Fremdenverkehr erlösten Devi- 
sen im Land. Ihre Binnenverwendung ist freilich sehr unterschiedlich. Im 
ehemaligen Jugoslawien z.B. kamen die touristischen Einnahmen zu je 
40% den Hotels und Restaurants sowie dem Einzelhandel zugute, etwa 
20% gingen an Transport und Kommunikation, der Rest ans Handwerk. 
Dieses Einkommen wird Produzenten und Händlern zufließen, einheimi- 
sche und fremde Profite und Löhne bilden. In diesem Sinn wird etwas ge- 
schaffen, das ohne den Tourismus nicht vorhanden wäre. Teile der gesell- 
schaftlichen Arbeit des touristischen Gastlandes produzieren und verkau- 
fen nun Waren und Dienste in kleinbetrieblicher oder kapitalistischer Form 
an die Touristen. Gewisse Sektoren der in rückständigen Ländern offen 
oder verdeckt (in Haus- oder Landwirtschaft) unter - beziehungsweise un- 
beschäftigten Bevölkerung verdingen sich nun für touristisches Geld. Die 
Zahlungsbilanzerlöse aus dem Tourismus (in Mexiko circa 20%, im ehe- 
maligen Jugoslawien gut 10%, in Italien 8%) spiegeln die Rolle des Ein- 
kommens aus ihm wider. Der zwischennationale Dienstkauf läßt also das 
touristische Geld in zuvor unbekanntem Maß in neue Bereiche fließen. 
Aber wer hat auf welche Weise was davon? 

Der Kreislauf des Tourismus, von den Industrieländern ausgehend und zu 
ihnen zurückkehrend, hinterläßt in den betroffenen Gebieten tiefe Spuren. 
Die touristische Peripherie muß an die Bedürfnisse der Urlaubsreisenden 
angepaßt werden. Deren Auftreten verzerrt die lokale Produktions-, Ar- 
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beitskräfte- und Marktstruktur. Daraus können Versorgungsprobleme und 
Preissteigerungen erwachsen. Neuere bekannte Beispiele dafür sind die 
Seychellen und die griechischen Inseln - als kleine Wirtschaftsräume be- 
sonders gefährdet. Die touristischen Preise wachsen schneller als die lan- 
desüblichen, beeinflussen diese aber. Gebrauchsgegenstände, Unterkunft, 
Lebensmittel, Taxis usw. können übernachgefragt und damit knapp wer- 
den. Die Einheimischen können da nicht mithalten bzw. zahlen auch für 
das Lebensnotwendige mehr. Der veränderte und verteuerte Konsum bringt 
es mit sich, daß z.B. die Landwirtschaft erst recht kein auskömmliches Le- 
ben mehr erlaubt und Landflucht oder Vertreibung einsetzt. All dies be- 
trifft auch den größeren Teil der Bevölkerung, der nicht einmal indirekt 
Nutzen aus dem Tourismus zieht. Seine gepriesene Beschäftigungswirkung 
erweist sich bei näherem Zusehen als dürftig. Für ein Hotelbett wird je ein 
primärer und sekundärer Arbeitsplatz gerechnet. In Spanien machte das 
z.B. in den siebziger Jahren bei knapp 70 Millionen Übernachtungen 
300.000 Beschäftigte im Tourismusgewerbe - bei einer Bevölkerung von 
damals 34 Millionen nicht gerade überwältigend. Außerdem handelt es 
sich meist um einfache Arbeiten. Das hochqualifizierte Führungspersonal 
wird oft von den ausländischen Kapitalgebern gestellt. Zwar sind die Löh- 
ne in der Touristik meist höher als der Durchschnitt. Aber es gibt nicht das 
ganze Jahr über Arbeit, außerhalb der Saison vermindert sich die Beschäf- 
tigung um 50% und mehr. Ein Abbau der strukturellen Arbeitslosigkeit in 
den peripheren Ländern ist daher vom Tourismus schwerlich zu erwarten. 
Bezüglich der Arbeitsplätze gilt selbst für Österreich: 


»Geradezu selbstverständlich haben sich Arbeitnehmer im Tourismus mit untypischen Ar- 
beitsbedingungen abzufinden, nicht selten ein nicht gerade attraktives Einkommensniveau 
hinzunehmen, auf berufliche Weiterbildungs- sowie Aufstiegschancen in vielen Fällen zu ver- 
zichten und familiäre Verpflichtungen hintanzustellen. Dafür sind Freundlichkeit, Höflichkeit 
und Einsatzbereitschaft rund um die Uhr gleichsam naturgesetzliche Anforderungen an die 
Arbeitnehmer.« (Parnigoni u.a. 1993, 67f) 

Dennoch: Diejenigen, die dem ausweglosen dörflichen Elend entronnen 
sind, das nur Gäste aus reichen Länder als idyllisch empfinden können, 
werden sich häufig glücklich schätzen. Ihr bisheriges Leben und die vielen 
Arbeitssuchenden neben ihnen treiben sie den keineswegs rosigen Ver- 
diensten im Tourismusgewerbe in die Arme. Die gleiche Entwicklung, 
welche die überzählige Bevölkerung aus der sozial und technisch rück- 
ständigen Landwirtschaft in die Tourismuszonen wandern läßt und die 
ökonomische Struktur verändert, beeinflußt die Klassenzusammensetzung 
noch auf andere Weise. Das Unternehmertum wird gestärkt, eine neue 
Klasse von Klein- und Zwischenhändlern, Dienstanbietern und Agenten 
aller Art bildet sich. Die steigende touristische Nachfrage nach Waren, 
Diensten und bebaubarem Boden begünstigt Kaufleute, Grundbesitzer und 
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Spekulanten. Diese Klassen betreiben in Handlung und Habitus die Anpas- 
sung der touristischen Peripherie an das Urlaubsgeschäft; das wird zuwei- 
len entwicklungssoziologisch als Modernisierung verbucht. Ihnen werden 
von einschlägig Interessierten dynamisierende Wirkungen auf Lebensart 
und Wirtschaftsweise der Einheimischen zugeschrieben. Der durch den 
Tourismus hervorgebrachte oder beschleunigte soziale Wandel unterspült 
kommunitäre Strukturen und begünstigt aparte soziale Gruppen - Vermitt- 
ler und Vorteilszieher aller Art. Die Dynamik ist freilich eine abhängige. 
Ob einträgliche Anpassung an touristische Erfordernisse mit sozioökono- 
mischer Modernisierung, Absahnen mit kapitalistischem Investitionsgeist 
gleichzusetzen ist, muß nach dem bisherigen füglich bezweifelt werden. 
Entsprechend verhalten sich diese einheimischen Counterparts des Tou- 
rismusgeschäfts auch häufig. Um die Anerkennung der Fremden nachsu- 
chend, ahmen sie diese nach, verleugnen die angestammte Kultur und wer- 
den doch nur meist zum Zerrbild beider. Sie können selber fremd im eige- 
nen Land werden und doch nicht zu den Besuchern gehören. 

Es schält sich heraus, daß die treibenden Motive und Kräfte sowie Haupt- 
nutznießer des ganzen touristischen Vorgangs in den Entsendeländern an- 
zusiedeln sind - Glied einer imperialistischen Weltarbeitsteilung, in wel- 
cher die einen den billigen Erholungsrohstoff anbieten müssen, die anderen 
ihn sich günstig aneignen, ein Schnäppchen im großen Maßstab sozusagen. 
Das hat Tradition. Früher waren es die Sklavenfänger, dann die Händler 
und Missionare und nun die Touristen bzw. ihre Industrie. Die ausneh- 
mende und ökonomisch verzerrende Wirkung des Tourismus auf die 
»Gastländer« sprechen den Apologeten des Tourismusgeschäfts Hohn. Of- 
fenbar ist dieses nicht die Wunderwaffe einer nachholenden wirtschaftli- 
chen Entwicklung, als welche er angepriesen wird. Nur unter bestimmten 
ökonomischen und politischen Bedingungen in diesen Gebieten (autonome 
nationale Planung, verminderte Abhängigkeit vom Weltmarkt, soziales und 
politisches Selbstbewußtsein sowie demokratische Zustände) könnte er in 
diese Richtung gehen. Solange diese nicht gegeben sind, kann vom Tou- 
rismus als sektoralem Entwicklungspool kaum die Rede sein. 

Die passiv Bereisten, die niemand gefragt hat, weiße Flecken auf der touris- 
muspolitischen Landkarte, werden von außen bestimmt und zunächst Objekte 
in einem Vorgang, der nicht der ihre ist. Der ausgezeichnete tunesische Film 
Sonne der Hyänen zeigt das sehr anschaulich. Gerade diejenigen, die ihre 
Arbeitskraft, Umwelt und Tradition sowie ihre ach so dekorative Armut zur 
Verfügung stellen, zählen nicht zu den Verdienenden im touristischen Ge- 
schäft. Der Demonstrationseffekt der reichen Gäste aus den fernen Ländern 
mag demotivieren oder stimulieren, verblüffend ist er allemal und konfron- 
tiert die einheimische Kultur mit einer mächtigen fremden. Die Abwande- 
rung gerade oft der Jungen und Mobilen, das Eindringen des Geldes und 


Manna und Moneten 503 


neuer Verhaltensweisen, die Verwandlung der Menschen, ihrer Sitten, Be- 
hausungen und Landschaften in touristische Schaustücke (so geschehen mit 
den Langhaus-Dajaks auf Borneo) wälzen die herkömmliche Lebensweise 
um - Tourismus als Speerspitze der Moderne, aber welcher? Andenken- und 
Dienstleistungsgewerbe, die Verkitschung der ansässigen Kleinproduktion 
unter dem Geschmacksdiktat des Marktes beeinflussen das Stil- und Selbst- 
gefühl. Die teilweise Wiedererstehung kunstgewerblich und folkloristischer 
Hervorbringungen unter der Ägide des Fremdenverkehrs wird daher ambi- 
valent erlebt und beurteilt. Da wird etwas bewahrt und belebt, aber für wen? 
Vom touristischen Markt aufgereizt, gabelt sich die einheimische Lebenswei- 
se in eine tradierte und in eine fremdenförmige, die jene nur noch artifiziell 
reproduziert. So ist nach einem Reisebericht (Rainer Schauer, FR 10.12. 
1994) die von einigen Eskimos in Kotzebue/Alaska »beschworene Tradition 
denn auch nicht mehr als eine trügerische Kulturerneuerung im Geiste der 
Tourismus- und Souvenirindustrie, der Folklore- und Museumswelten... Ro- 
mantik, Nostalgie und die Suche nach der ursprünglichen Idylle sind im Sin- 
ne der Tourismusindustrie eine verkaufsfördernde Allianz eingegangen.« 

Die touristisch hergestellte Anbindung setzt weltweit die sozioökonomi- 
schen und kulturellen Normen des entwickelten Nordens durch. Das wird 
indes keineswegs nur beklagt. Die Brosamen vom Tisch der reichen Frem- 
den sind immerhin für viele Einheimische Grund genug, ihre angestammte 
Lebensweise aufzugeben. Der Arbeit im nahegelegenen Tourismusgebiet 
mag der Emigration als »Gastarbeiter« vorzuziehen sein. Auch haben 
Wohlstand und andere, freiere Art der Touristen - so aufgesetzt und vor- 
übergehend sie auch sind - in einer erstarrten Lebenswelt unter Umständen 
eine 'unterwandernde' Wirkung. Aber was erhalten die Bereisten dafür? 
Der Charakter des touristischen Vorgangs, wie er beschrieben wurde, deu- 
tet darauf hin, daß sie für den touristischen Ausverkauf schlecht entgolten 
werden. Dann wären dessen Folgen nicht einmal die Opfer einer gewollten 
und begrüßten Entwicklung, sondern Begleitmomente bei der Herausbil- 
dung abhängiger subkapitalistischer Gesellschaften in der Weltwirtschaft. 
Gastfreundschaft, Gemeinschaftssinn und andere vorbürgerliche Tugenden 
verschwinden zugunsten des Geldverhältnisses. Der Tourismus zerstört, 
wonach zu suchen er antritt: Feste, Ruhe, Religiosität, Verwandtschaftlich- 
keit, gewachsene Lebensweise, ein anderes Natur- und Weltverhältnis, 
handwerkliche Gediegenheit und Gebrauchseigenschaft der Dinge - und 
formiert damit unweigerlich die von ihm Überzogenen. So können die Be- 
reisten ihre angestammte Lebenswelt verlieren und werden dennoch nicht 
gleichberechtigt. Häufig sind sie ohnedies von den touristischen Kreisen 
und Anlagen außerhalb der ihnen zugemessenen Funktion ausgeschlossen. 
Die Art der sozialen Begegnung von Touristen und Einheimischen, deren 
Zweck die Bedürfnisbefriedigung jener und deren Mittler das Geld ist, läßt 
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einen unvoreingenommenen wechselseitig bereichernden Kontakt kaum 
zu. So steckt im touristischen Gebrauch immer auch der Mißbrauch, dessen 
Spitze nur der sexuelle ist. Was also hat Tourismus mit Völkerverständi- 
gung zu tun, wenn die Völker, die er angeblich verbindet, nur noch in den 
Charaktermasken des touristischen Gewerbes auftreten? Besucher und Be- 
suchte landen auf dem Handelsplatz und im Hinterhof ihrer Hoffnungen, 
so gleißend sich diese auch geben mögen - ein Verkehr, der sich unter den 
gegebenen Voraussetzungen gegen sie selbst zu kehren droht. Nicht nur im 
übertragenen Sinn hinterläßt der »Trümmertourismus« (Adler 1980) die 
Exkremente seines Treibens in Gestalt ausgenutzter Bereister, kerosinge- 
schwängerter Horizonte, zugebauter Landschaften und verschmutzter 
Strände. Wenn er den Schaden angerichtet hat, zieht er weiter - oder be- 
sinnt sich auf seine raison d’£tre. »Der Traum, den man im eigenen Land 
nicht verwirklichen kann, wird einer touristisch vergewaltigten Peripherie 
zum Alptraum« (Claus Stolberg). Darin äußert sich die Wahrheit über Zu- 
stände, denen sich beide verdanken. 


Suche nach Alternativen 


Liegt schon der zwiespältige Charakter des touristischen Geschehens in der 
Natur der Sache, erlebt so mancher Urlaubsreisende, daß Auszug und An- 
kunft, Sehnsucht und Erfüllung sich nicht decken. So mag er an seinem 
unumwundenen Glücksversprechen zweifeln. Von hier zur Einsicht oder 
gar Kritik ist es allerdings noch weit. Auch Appelle oder Verbote sind we- 
nig wirksam oder überhaupt durchsetzbar. Anscheinend von all dem un- 
berührt, dreht sich der moderne Tourismus um die Achse seiner Wider- 
sprüche zwischen Wunsch, Reproduktion und Zerstörung. Zu enorm ist die 
Kraft, welche die Millionen alljährlich über den Erdball treibt - im Jahre 
2010 vermutlich über 900 (Nürnberger Nachrichten, 27./28.7.1996). »Das 
Ritual des Wegfahrens ist nicht auszublenden aus unserer Gesellschaft, und 
es gibt nichts, das an seine Stelle treten könnte« (H. Müller, Spiegel special 
Urlaub total 2/1997). Was so gebraucht wird, kann nicht wegbeschworen 
werden. Jede Untersuchung und Kritik erst recht, die der Dynamik der Sa- 
che nicht Rechnung trägt, muß an ihr abprallen. 

Neben den zahlreichen professionellen Beobachtern und Apologeten der 
touristischen Szene - obenan die Touristen selbst - scheint es etlichen Zeit- 
kritikern einen erhebenden Genuß zu bereiten, über sie höhnisch oder bitter 
herzuziehen. So gibt es kaum einen anderen Massenvorgang in dieser Ge- 
sellschaft, der einen derartigen Meinungsbrei hervorriefe. Die Liste der 
Schmähungen touristischer Lächerlichkeit, Einfalt, Verplanung, Häßlich- 
keit, Kulturlosigkeit, Protzerei, Ausbeutung von Mensch und Natur, Illu- 
sionen, Bedenkenlosigkeit, Gier, Ohnmacht nimmt es an begrifflicher 
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Breite mit dem Phänomen auf, das es denunzierend beschreibt (Krippen- 
dorf 1984; Freyer 1995, 385-400). Sie heftet den touristischen Akteuren 
an, was im wesentlichen doch den Verhältnissen geschuldet ist, die sie 
hervorbringen. Eine solche Tourismus»kritik« arbeitet das Problem nicht 
auf, sondern ist selbst ein Teil von ihm. Elitär bescheinigt sie dem ganzen 
Unternehmen von vornherein Vergeblichkeit und schlechten Geschmack 
und vermag einen Ausweg allenfalls im Verzicht oder auf den erlesenen 
Pfaden der Auserwählten zu erblicken (vgl. klassisch, Nebel 1950; oder 
neuerdings die Vorschläge von Andre Heller zu einer Art touristischem 
TÜV). Auf der anderen Seite steht das Abwinken von vornherein. An der 
Natur der Sache sei in keiner Weise etwas zu ändern. Die Auffassung vom 
Selbstlauf der modernen Freizeit und näherhin des modernen Tourismus 
(Andrae 1970) - arbeiten, um Urlaub zu machen, Urlaub machen, um wie- 
der arbeiten zu können - schließt den Vorgang fugendicht ab und macht 
ihn auf andere Weise unzugänglich. Sie unterstellt eine Interessenidentität 
der touristischen Produktion und Konsumtion. Die Sehnsüchte, Phantasien, 
Erfahrungen und Enttäuschungen der Reisenden existieren für sie offenbar 
gar nicht. Die Apologetik berührt sich mit der Abstraktion darin, daß sie 
die gesellschaftlich-historischen Wurzeln des Massenreisens gar nicht se- 
hen will. Doch kann sie sich auf den gewöhnlichen Gang der Dinge verlas- 
sen und geriert sich als Anwalt der darin eingeschlossenen, konsumfähigen 
Bedürfnisse. Der Tourismus ist indes ein sensibles Geschäft, und auch sei- 
ne Betreiber wissen, daß er an Zumutungsgrenzen gerät. 

So gibt es nicht nur die elitäre Sackgasse, sondern auch reformerische An- 
sätze, die sich dafür tourismuskritischer Bausteine bedienen. Im Zuge der 
Ökologiebewegung formierten sich Koalitionen aus kirchlichen und Dritt- 
weltgruppen, Jugendreiseverbänden, Umweltorganisationen, tourismuskri- 
tischen Netzwerken und einschlägigen Wissenschaftlern, den Naturfreun- 
den u.a. - am buntscheckigsten aber auch aufsehenerregendsten die alljähr- 
lich auf der Tourismusbörse auftretende Arbeitsgemeinschaft »Tourismus 
mit Einsicht«. Ihr gemeinsamer Ausgangspunkt war die Malaise des beste- 
henden Tourismus und die Suche nach konkreten Auswegen, vom alterna- 
tiven Reisen bis zum Tourismus im besseren Gewand (vgl. Burghoff/Kre- 
sta 1995, 11-40). Auch das Publikum selbst ist empfindlicher geworden, 
sei es weil es seine Urlaubsträume nicht allzu arg verhunzen will, sei es 
weil das schlechte Gewissen umgeht. Weder am ökologischen Desaster 
noch an der Ausbeutung im Tourismus möchte man schuld sein, ohne von 
ihm selbst lassen zu können oder zu wollen. Das hat dem Unbehagen an 
ihm einen Raum verschafft, der noch vor einigen Jahren undenkbar gewe- 
sen wäre. Bewegt von dieser Stimmung und assistiert von integrierten Kri- 
tikern hat sich dann die Branche selbst aufgemacht, dem Bären das Fell zu 
waschen - ohne ihn freilich naßzumachen. 
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Um das Standbein der herkömmlichen Tourismus bewegt sich das Spiel- 
bein mehr oder minder reformerischer oder auch nur schönfärberischer 
Änderungsversuche. Es verdankt sich einem Geflecht aus Einsicht, Be- 
sorgnis und langfristiger Ressourcensicherung und bringt nach- und ne- 
beneinander neue Züge ins Spiel. Bisher kostenlos angeeignete Natur und 
Sozialkulisse bedarf der Schonung und Herrichtung, kurz der touristischen 
Inwertsetzung ‚, und korrespondiert dabei einer mindestens oberflächlichen 
Ökosensibilität des Publikums. Auch die großen Unternehmen sind längst 
auf den Zug des »sanften Tourismus« aufgesprungen und trachten damit 
nach neuen Marktsegmenten. Der aufgeklärte Kunde beruhigt per Ökolabel 
sein Gewissen und stößt doch überall, sei es im regulierten Reisegebiet der 
Galapagos-Inseln, sei es beim Dschungeltrekking im Indioland, auf die 
Fußangeln des Geschäfts, das sich bestenfalls partikular und temporär auf 
die Gratwanderung mit dem natur- und sozialverträglichen Reisen einläßt. 
Trotz aller Mühen sieht die Bilanz des Wildbeobachters bei den Massai 
schon deswegen schlecht aus, weil 80% des Energieverbrauchs für die 
Flugreise draufgehen. Für ökologische Höhenflüge ist da kein Platz. 

Schon der Alternativtourismus der 80er Jahre wollte sich als edle Schwe- 
ster des verachteten Massenreisens sehen und landete doch nur in seiner 
Vorhut oder auf seinen Seitenpfaden. Das folgende Modell des »sanften 
Tourismus« will eine schonende, natur- und sozialverträgliche Entwick- 
lung des Urlaubsreisens (Braun/Dörge 1995). Seit Robert Jungk diesen 
Begriff vor mehr als einem Jahrzehnt kreierte, hat er einen gewissen mora- 
lisch-denunzierenden Ruch behalten und zielt vor allem auf das Wohlver- 
halten des Touristen. Begleitet von der Aufgabe der tourismuspolitischen 
Diskussion ist er geradezu zum Schibboleth guten touristischen Gewissens 
ä la Hindelang (touristische Musterkommune im Alpenland) geworden. 
Die Modellspielerei kann zwar zeigen, was möglich wäre, aber sie ist doch 
nur eine kleine Sprosse auf der großen Stufenleiter des touristischen Ge- 
schäfts und setzt ihm allenfalls sozialmoralische Glanzlichter auf. 

Andere bemühen sich um die Quadratur des Kreises wie der low-impact- 
tourism oder der Öko- bzw. Naturtourismus. Eine Broschüre der Gesell- 
schaft für technische Zusammenarbeit (GTZ) gibt zu, daß sie sehr vieldeu- 
tig sind und versteht unter »Ökotourismus eine Form von verantwortungs- 
bewußtem Reisen in naturnahe Gebiete, die möglichst umwelt- und sozial- 
verträglich ist, die zur Finanzierung des Schutzes der Natur beiträgt, Ein- 
kommensmöglichkeiten für die ortsansässige Bevölkerung schafft und so- 
mit zur nachhaltigen Entwicklung beiträgt.« Die dann vorgestellten Expe- 
rimente setzen - schonende, versteht sich - Nutzung an die Stelle von 
Schutz, das konsumtive Recht gegen die protektive Pflicht. Damit vermeh- 
ren sie zwar die Angebotspalette, ohne aber dem zwieschlächtigen touristi- 
schen Vorgang zu entkommen, tragen sie im Gegenteil noch tiefer und dif- 
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ferenzierter in die Poren der entsendenden und besuchten Gesellschaften. 
Sie versprechen immanente Lösungen - und die handfesten Geschäftsinter- 
essen warten um die Ecke. So kann sich denn auf den Bahamas die groß- 
angelegte Erschließung der Out- oder Familyislands über ein paar Um- 
weltauflagen für Investoren mit der ökotouristischen Flagge zieren (vgl. 
FAZ 10.8.1995) Ein derartiger Enklaventourismus (vgl. Biosphärenreser- 
vat Rhön) kann durchaus überdurchschnittliche Zuwächse verbuchen. Auf 
der anderen Seite neuer touristischer Inwertsetzungen stehen die künstli- 
chen Sozialoasen in fernen Ländern wie Club Mediterrane oder Robinson- 
Clubs, die sich wachsenden Zuspruchs erfreuen. Während hier die Natur- 
und Sozialressource marktspezifisch aufbereitet wird, entsteht sie in den 
riesigen Spaß- und Bademaschinen in der Nähe (Disneyland oder Center- 
parcs) aus der Retorte, steril, regressiv und umwelt- wie energiefressend 
(Burghoff/Kresta 1995). Der Tourismus kommt in diesen Kunst- und Lu- 
xusprodukten möglicherweise auf seinen postmodernen Begriff. Obwohl 
sie die Schelte des Massentourismus zu unterlaufen glauben, reproduzieren 
sie dessen Logik doch nur auf aparte und artifizielle Weise. 

Die Branche bereitet so ihren Boden um und will das Image des fragwür- 
digen Massenbetriebs hinter sich lassen, obwohl sie dem weiterhin den 
Löwenanteil ihres Geschäfts verdankt und ihm auch gar nicht den Laufpaß 
zu geben gedenkt. Beim Geld hört die postulierte Behutsamkeit auf. 

Der bekannte Prozeß läuft weiter, auch wenn ihn ein paar ökopolierte Pro- 
dukte umschwirren. Am Grundcharakter des Vorgangs ändert sich nichts, 
auch nicht von seiten der Touristen. Diese sind mindestens zum Teil Ge- 
triebene und noch im Urlaub einem nicht geringen Erfolgszwang ausge- 
setzt, der an der Sache nicht rüttelt. Selbst in der Verkehrtheit des touristi- 
schen Weltverkehrs weiten sich Schritt und Blick - es ist nur eine Variante 
der vielberedeten Globalisierung. Aber der Tourismus ist blind gegenüber 
seinem sozialen Kontext. In ihm erscheinen die einzelnen nur noch als Ur- 
lauber, anscheinend losgelöst von ihrem sonstigen gesellschaftlichen Sein, 
als zirkulierende und kumulierende Monaden, die gleichwohl an ihren 
Ausgangspunkt gebunden bleiben. Ein gemeinsames tourismuspolitisches 
Anliegen können sie daher nicht haben. Auf ihrem mehrwöchigen Inselda- 
sein - auch im übertragenen Sinn - versuchen sie die Umstände, denen sich 
ihre Fahrt verdankt, hinter sich zu lassen, und sind nach ihrer Rückkehr 
erst recht nicht geneigt, sich die Urlaubsbutter vom Brot nehmen zu lassen. 
Daher gibt es nur wenige weiterreichende Veränderungsansätze. Sıe setzen 
dem touristischen Selbstlauf tourismuspolitische Interventionen entgegen, 
und das ist neu: Besteuerung von Flugbenzin zur besseren Kostenwahrheit, 
möglichste Minimierung der touristischen Wachstumsrate und Ausstat- 
tung, Unterstützung tourismuskritischer NGOs in den bereisten Ländern, 
Ökosteuerreform, Menschenrechtspolitik, neue Maßstäbe in der nationalen 
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Förderpolitik, internationale Abkommen im Sinne eines nachhaltigen Tou- 
rismus (vgl. Tourismuspapiere der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen). Dazu 
gehören neben diesen Vorschlägen auch das Lernen und Wehren vor Ort, 
kritische Urlaubsinformationen und möglichst offener Sinn. Im besten Fall 
geht es dann schonender und vergnüglicher zu und bietet den Vorschein 
einer Utopie, die sich erst mit einer entschiedenen Humanisierung der ge- 
sellschaftlichen Verhältnisse realisiert, welche den Auszug hervorbringen. 
Damit er frei und nicht mehr Zwangscharakter sei, muß die hiesige Ar- 
beits- und Lebenswelt selbst verändert werden. So kehrte die Utopie an ih- 
ren Ursprung zurück: Was woanders gesucht wird, fehlt zuhause. Wie 
meinte doch Seneca? »Den Sinn mußt du ändern, nicht den Himmels- 
strich.« Obwohl auch dieser seinen Reiz hat - und seine Tücken. Wohin 
sich der Sinn ändert, darauf kommt es an, vom expansiven, explorativen 
oder regressiven Urlaubsglück zum Glück des Gestaltens des Eigenen? 
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